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Der Bumdestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Der Zweite Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

“ZWEITER ABSCHNITT 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung 

§ 49 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung dürfen nur von der 
Bundesanstalt betrieben werden; die §§ 54 
und 66 bleiben unberührt. 

A. Arbeitsvermittlung 

§ 50 

(1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Ge- 
setzes ist unbeschadet des § 54 Abs. 1 Satz 2 
jede planmäßige Tätigkeit, die darauf ge- 
richtet Ist, arbeitsuchende Arbeitnehmer mit 
Arbeitgebern zur Begründung von Arbeits- 
verhältnissen oder mit Auftraggebern oder 
Zwischenmeistern zur Begründung von 
Helmarbeitsverhältnissen im Sinne des Helm- 
arbeitsgesetzes vom 14. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191) zusammenzuführen. 

(2) Als Arbeitsvermittlung gilt auch die 
Herausgabe und der Vertrieb von Listen 
über Stellenangebote und Stellengesuche ein- 
schließlich der den Listen gleichzuachtenden 
Sonderdrucke und Auszüge aus periodischen 
Druckschriften sowie die Bekanntgabe von 
Stellenangeboten und Stellengesuchen Im 
Rundfunk. Die Veröffentlichung von Stellen- 
angeboten und Stellengesuchen In Zeitungen, 
Zeitschriften, Fachblättern und ähnlichen 
periodisch erscheinenden Druckschriften wird 


hierdurch nicht eingeschränkt, es sei denn, 
daß sie Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist. 
Die Veröffentlichung von Stellenangeboten 
für eine Beschäftigung von Arbeitnehmern 
im Auslande bedarf jedoch in jedem Elnzel- 
falle der vorherigen Zustimmung der Bundes- 
anstalt. 

(3) Als Arbeitsvermittlung gilt ferner die 
Zuweisung von Arbeitnehmern, deren Ar- 
beitskraft der Zuwelsende regelmäßig dritten 
Personen für eine Beschäftigung zur Ver- 
fügung stellt, ohne selbst eile Arbeit auf 
eigene R.echnung ausführen zu lassen und 
ohne selbst die Ausrüstung mit den erforder- 
lichen Werkzeugen für die zugewiesenen 
Arbeitskräfte zu übernehmen. 

(4) Nicht als Arbeitsvermittlung gelten 
Maßnahmen der öffentlichen Fürsorge zur 
Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses, soweit 
sie zur Erreichung des Fürsorgezweckes im 
Einzelfalle erforderlich sind. 

§ 51 

Die Arbeitsvermittlung hat dahin zu wir- 
ken, daß Arbeitsuchencien offene Stellen 
nachgewiesen werden und Wirtschaft und 
Verwaltung die erforderlichen Arbeitskräfte 
erhalten. Dabei hat sie die besonderen Ver- 
hältnisse der freien Arbeitsplätze, die per- 
sönliche Eignung der Arbeitsuchenden und 
Ihre sozialen Verhältnisse zu berücksichtigen. 

§ 52 

Der Arbeitsvermittler soll an dem Zu- 
standekommen von Arbeitsverhältnissen zu 
tarifwidrigen Bedingungen nicht mitwirken, 
wenn ihm die Tarif gebundenheit des Arbeit- 
nehmers und Arbeitgebers bekannt Ist. Ent- 
sprechendes gilt, falls auf Grund des Gesetzes 
über die Festsetzung von Mindestarbeits- 
bedingungen vom 11. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 17) oder auf Grund der §5 19 
oder 22 des HeimaAeitsgesetzes Mindest- 
arbeitsbedingungen, Entgelte oder sonstige 
Vertragsbedingungen festgesetzt sind. 
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§ 53 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
Gewerkschaften sind berechtigt, bei Aus- 
bruch und Beendigung eines Streiks sowie 
bei Vornahme und Beendigung einer Aus- 
sperrung dem für den Betrieb zuständigen 
Arbeitsamt schriftlich Anzeige zu erstatten. 
Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit nähere Be- 
stimmungen über Fristen und Formen der 
Anzeigen sowie darüber, In welchen Fällen 
von einer öffentlichen Berufsvertretung oder 
einem Arbeitgeberverband eine Sammelmel- 
dung mit befreiender Wirkung für die darin 
aufgeführten Arbeitgeber erstattet werden 
kann. 

(2) Ist die schriftliche Anzeige erstattet, so 
hat der Arbeitsvermittler den Arbeitsuchen- 
den von der Tatsache des Streiks oder der 
Aussperrung Kenntnis zu geben und die Ver- 
mittlung nur dann vorzunehmen, wenn sie 
trotzdem verlangt wird. 

(3) Streikende oder ausgesperrte Arbeit- 
nehmer dürfen auf ihr Verlangen nur ver- 
mittelt werden, wenn die Tatsache cles 
Streiks oder der Aussperrung dem Arbeit- 
geber vorher bekanntgegeben war. 

§ 54 

(1) Die Arbeitsvermittlung und Anwer- 
bung von Arbeitnehmern für eine Beschäfti- 
gung im Auslande und die Anwerbung von 
Arbeitnehmern im Auslande für eine Be- 
schäftigung im Inlande führt unbeschadet 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 die Bundesanstalt durch. 
Im übrigen bedürfen hierzu Einrichtungen 
und Personen außerhalb der Bundesanstalt 
ohne einen besonderen Auftrag nach § 66 
Abs. 1 Satz 2 in jedem Einzelfalle ihrer vor- 
herigen Zustimmung. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Voraussetzungen, den Umfang und das Ver- 
fahren der Arbeitsvermittlung und An- 
werbung. 

§ 55 

(1) Eitler besonderen Erlaubnis der Bundes- 
anstalt bedürfen 

1. Arbeitgeber zur Beschäftigung eines Ar- 
beitnehmers fremder Staatsangehörigkeit 

oder eines staatenlosen Arbeitnehmers, 


2. Arbeitnehmer fremder Staatsangehörigkeit 
und staatenlose Arbeitnehmer zur Aus- 
übung einer Beschäftigung. 

§ 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Rechts- 
stellung heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet voni 25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 269) bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Vor- 
aussetzungen und das Verfahren für die Er- 
teilung der Erlaubnis; er kann für einzelne 
Berufs- und Personengruppen Ausnahmen 
zulassen. 


B. Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung 

§ 56 

Berufsberatung Im Sinne dieses Gesetzes ist 
jede planmäßige Erteilung von Rat und Aus- 
kunft in allen Fragen der Berufswahl. § 50 
Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 57 

(1) Die Berufsberatung hat die Aufgabe, 
jugendliche und erwachsene Personen, die 
vor der Berufswahl oder einem Berufs- 
wechsel stehen, zu beraten. 

(2) Die Berufsberatung hat einerseits die 
körperliche, geistige und charakterliche Ver- 
anlagung, die Neigung sowie die wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse des Rat- 
suchenden, andererseits die Lage des Arbeits- 
marktes und den Nachwuchsbedarf der Be- 
rufe angemessen zu berücksichtigen. Sie hat 
die Belange des einzelnen Berufes allgemeinen 
wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten 
unterzuordnen. 

§ 58 

(1) Lehrstellenvermittlung Im Sinne dieses 
Gesetzes ist jede planmäßige Tätigkeit, die 
darauf gerichtet ist, Ausbildungsverhältnisse 
zwischen Berufsanwärtern und Ausbildungs- 
trägern herbeizuführen. 

(2) § 50 Abs. 2 und 4 und die §§ 52, 54 
und 66 gelten entsprechend. 

§ 59 

Zu den Aufgaben der Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung gehören auch die 
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Förderung und die vorbereitende, be- 
gleitende und nachgehende Betreuung des be- 
ruflichen Nachwuchses, soweit dies im Einzel- 
falle notwendig oder zweckmäßig ist. 


C. Gemeinsame Vorschriften 
§ 60 

(1) Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung sind unparteiisch 
auszuüben. 

(2) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer politischen, ge- 
werkschaftlichen oder ähnlichen Vereinigung 
nur gefragt werden, wenn der anfordernde 
Betrieb im wesentlichen entsprechenden Be- 
strebungen dient und diese Eigenart des Be- 
triebes oder die Art der BesAäftigung die 
Befragung erfordert. 

(3) Arbeitsuchende dürfen, wenn die Ar- 
beitsvermittlung Im Aufträge der Bundes- 
anstalt von einer Einrichtung betrieben wird, 
die von einer Gewerkschaft errichtet Ist und 
satzungsmäßig nur an ihre Mitglieder Arbeit 
vermittelt, nach der Zugehörigkeit zu der 
Gewerkschaft gefragt werden. 

(4) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemein- 
schaft nur gefragt werden, wenn die Eigenart 
des anfordernden Betriebes oder die Art der 
Beschäftigung es erfordert oder wenn der 
Arbeitgeber den Arbeit- oder Ratsuchenden 
In die Hausgemeinschaft aufnehmen will und 
eine bestimmte Religionszugehörigkeit aus- 
drücklich zum Inhalt seines Stellenangebotes 
gemacht hat. 

(5) Der Bundesanstalt und den mit der 
Arbeitsvermittlung beauftragten Einrichtun- 
gen und Personen ist es untersagt, einen Ar- 
beitnehmer zum Zwecke der Nichteinstellung 
ungünstig zu kennzeichnen oder sonst an 
einer Maßregelung von Arbeitnehmern oder 
an einer entsprechenden Maßnahme gegen 
Arbeitgeber mitzuwirken. 

§ 61 

Die Bundesanstalt übt die Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenvermitt- 
lung unentgeltlich aus. Für Aufwendungen, 
die über den durchschnittlichen Umfang der 
Aufwendungen für die Arbeitsvermittlung 
und Berufsberatung hinausgehen, kann der 
Verwaltungsrat die Erhebung von Gebühren 


anordnen, die die Selbstkosten ganz oder 
teilweise decken. Die Anordnung bedarf der 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit. 

§ 62 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung für Frauen sind 
grundsätzlich durch Frauen auszuüben. Für 
die Arbeitsvermittlung der Frauen sind nach 
Möglichkeit besondere Abteilungen unter 
weiblicher Leitung zu errichten. 

§ 63 

Bei der Durchführung der Arbeitsvermitt- 
lung und der Lehrstellenvermittlung darf 
und muß auf Verlangen Auskunft über die 
Besonderheiten einer offenen Stelle, die für 
den Arbeitsuchenden von Bedeutung sein 
können, sowie über besondere Eigenschaften 
eines Arbeitsuchenden, die für seine Eignung 
für die Stelle wichtig sein können, gegeben 
werden, wenn diese Besonderheiten oder be- 
sonderen Eigenschaften amtlich bekanntge- 
worden sind und wenn es besondere Um- 
stände, namentlich die Aufnahme in die 
Hausgemeinschaft, rechtfertigen. 

§ 64 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
bei Notständen oder großer Arbeitslosigkeit 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß Arbeit- 
geber die bei Ihnen vorhandenen offenen 
Arbeits- und Ausbildungsplätze bei dem zu- 
ständigen Arbeitsamt oder einer Einrichtung, 
die von der Bundesanstalt mit der Arbeitsver- 
mittlung beauftragt ist (§ 66), anzumelden 
haben. Die Anmeldepflicht kann auf be- 
stimmte Wirtschaftszweige, Bezirke, Berufe 
und Arbeitnehmergruppen beschränkt wer- 
den. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
Arbeitsplätze, die durch Streik oder Aus- 
sperrung frei geworden sind. 

§ 65 

(1) Der Arbeitgeber hat die Einstellung 
und Entlassung von Arbeitnehmern ein- 
schließlich Lehrlingen, Anlernlingen und 
Praktikanten binnen drei Tagen dem Arbeits- 
amt anzuzeigen, in dessen Bezirk der Betrieb 
liegt. Die Anzeigen für Arbeitnehmer, die 
zur Mitgliedschaft bei Orts-, Land- oder 
Innungskrankenkassen verpflichtet sind, so- 
wie für nichtkrankenversicherungspflichtige 
Angestellte, für die Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung an Orts-, Land- oder 
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In nun gs kranke nkas'sen entrichtet werden 
müssen, sind zusammen mit den An- und 
Abmeldungen für die Kranken- oder Arbeits- 
losenversicherung an die Krankenkassen zu 
richten. Die Krankenkassen sind verpflichtet, 
die für die Arbeitsämter bestimmten Anzei- 
gen an diese weiterzuleiten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über Form 
und Inhalt der Anzeigen. Er kann für ein- 
zelne Arbeitnehmergruppen Ausnahmen von 
der Anzeigepflicht nadi Absatz 1 zulassen. 

D. Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung im Aufträge der Bundesanstalt 

§ 66 

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag 
Einrichtungen oder Personen mit der Ar- 
beitsvermittlung und mit der Lehrstellenver- 
mittlung für einzelne Berufe oder Personen- 
gruppen beauftragen, wenn es für die Durch- 
führung der Arbeitsvermittlung und der 
Lehrstellenvermittlung zweckmäßig ist und 
der Antragsteller die Gewähr für ordnungs- 
mäßige Ausführung des Auftrages bietet. Die 
Arbeitsvermittlung und Anwerbung von 
Arbeitnehmern für eine Beschäftigung im 
Auslände und die Anwerbung von Arbeit- 
nehmern Im Auslande für eine Beschäftigung 
im Inlande ist nur auf Grund eines besonde- 
ren Auftrages der Bundesanstalt zulässig. 

(2) Für die Arbeitsvermittlung der See- 
leute erläßt der Bundesminister für Arbeit 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Ein- 
richtung seemännischer Heuerstellen. 

(3) Die mit der Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellenvermittlung beauftragten Einrich- 
tungen und Personen unterliegen der Auf- 
sicht der Bundesanstalt und sind an ihre Wei- 
sungen gebunden. Diese Befugnisse übt für 
die seemännischen Heuerstellen die Bundes- 
anstalt nur durch den Präsidenten der Bun- 
desanstalt aus. Der Auftrag zur Arbeitsver- 
mittlung und Lehrstellenvermittlung kann 
widerrufen werden, wenn die mit der Ar- 
beitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung 
beauftragte Einrichtung oder Person dies be- 
antragt oder wenn sie trotz wiederholter 
Aufforderung den über die Durchführung 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung und die Geschäftsführung erlassenen 
Vorschriften oder den Weisungen der Bun- 


desanstalt nicht entspricht oder wenn sich 
ergibt, daß die Voraussetzungen für die Er- 
teilung des Auftrages nicht Vorgelegen haben 
oder weggefallen sind. 

(4) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Erteilung und den Wider- 
ruf des Auftrages, über die Durchführung 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung, über die Geschäftsführung der be- 
auftragten Einrichtungen und Personen und 
über die Aufsicht durch die Bundesanstalt. 

(5) Die Vorschriften des Gesetzes über die 
Wiederaufnahme der nichtgewerbsmäßigen 
Arbeitsvermittlung durch die Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege vom 9. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 179) bleiben unbe- 
rührt. 

S 67 

(1) Einrichtungen und Personen, die mit 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung beauftragt sind, dürfen Gebühren 
nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben, es 
sei denn, daß der Bundesminister für Arbeit 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung für einzelne Berufe die 
Erhebung höherer Gebühren zuläßt. 

(2) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Gebührenerhebung, insbe- 
sondere Über die Voraussetzungen, über die 
Höhe und Fälligkeit der Gebühren und die 
Zahlungspflichtigen Personen. 

§68 

(weggefallen)" 

Artikeln 

Der Dritte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitslosenversicherung 
A. Umfang der Versicherung 
1. Versicherungspflicht 

§ 69 

Für den Fall der Arbeitslosigkeit sind 
Arbeitnehmer sowie die zu Ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigten versichert, die 
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1. auf Grund derReichsversIcherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Krankheit pflichtversichert 
sind oder 

2. auf Grund des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes pflichtversichert sind und der 
Pflicht zur Krankenversicherung nur des- 
halb nldit unterliegen, well sie die Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze der Krankenver- 
sicherung überschritten haben oder Ange- 
stellte In höherer oder leitender Stellung 
sind, oder 

3. auf Grund derReichsversIcherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Invalidität oder Berufsun- 
fähigkeit oder auf Grund des Angestellten- 
versicherungsgesetzes pflichtversichert sind 
und nur auf Grund einer’ zwischenstaat- 
lichen Vereinbarung der Pflicht zur Kran- 
kenversicherung nicht unterliegen oder 

4. auf Grund des § 172 Abs. 1 Nr. 7 der 
Reichsversicherungsordnung In der Fas- 
sung der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Leistungs- und Beltragsrechts 
In der Sozialversicherung vom 17. März 
1945 (Reichsgesetzbl. I Si 41) als Empfän- 
ger einer Witwenrente aus der Invallden- 
oder Angestelltenversicherung von der 
Pflicht zur Krankenversicherung befreit 
sind, 

sofern Ihre Beschäftigung nicht nach den 
§§ 69 a bis 75 c und dem § 208 Abs. 3 von 
der Verslcherungspf licht ausgenommen Ist. 

§ 69a 

Versicherungsfrei Ist eine Beschäftigung 
von Personen, die das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet oder einen Anspruch auf 
Rente wegen Invalidität oder Berufsunfähig- 
keit aus der Rentenversicherung der Arbei- 
ter, der Rentenversicherung der Angestellten 
oder der knappschaftllchen Rentenversiche- 
rung haben. 

§ 69b 

Versicherungsfrei Ist eine Beschäftigung 
von Personen, die wegen einer Minderung 
Ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Leistungsvermögens dauernd nicht vermitt- 
lungsfähig sind (§ 88). 

§70 

(1) Versicherungsfrei Ist eine land- oder 
forstwirtschaftliche Beschäftigung, wenn der 
Arbeitnehmer 


L eigene, gepachtete oder auf andere Weise 
überlassene land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke nutzt, durch deren Ertrag 
sein und seiner Familie Lebensunterhalt 
überwiegend gewährleistet Ist, oder 

2. Ehegatte, Abkömmling, für ehelich erklär- 
tes oder an Kindes Statt angenommenes 
Kind einer Person Ist, auf welche die Vor- 
aussetzungen der Nummer 1 zutreffen, 
sofern mit dieser häusliche Gemeinschaft 
besteht. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit be- 
stimmt Im Benehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten nach Anhörung des Verwaltungsrates 
durch Rechtsverordnung, bei welcher Min- 
destgröße und welchem Mindestertrag der 
Lebensunterhalt Im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 als gewährleistet gilt. 

§ 70a 

(1) Versicherungsfrei Ist eine land- oder 
forstwirtschaftliche Beschäftigung, wenn der 
Arbeitnehmer 

1. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages von mindestens einjähriger Dauer 
beschäftigt wird oder 

2. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages auf unbestimmte Zelt beschäftigt 
wird und ihm ohne wichtigen Grund nur 
mit mindestens sechsmonatiger Frist ge- 
kündigt werden darf. 

Dies gilt nur, wenn der Arb ei ts vertrag die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch 
Zeltablauf oder Kündigung In der Zelt vom 
1. Januar bis 15. Februar vorsieht. 

(2) Die Versicherungsfreiheit erlischt 

1. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 sechs 
Monate vor dem Tage, an dem das Ar- 
beitsverhältnis durch Zeltablauf endet, 
wenn nicht vorher entweder die Dauer des 
Arbeitsvertrages um mindestens ein wei- 
teres Jahr verlängert **oder nachgewiesen 
wird, daß der Arbeitnehmer ein anderes 
nach den Vorschriften des Absatzes 1 ver- 
sicherungsfreies Arbeitsverhältnis einge- 
gangen Ist, das sich unmittelbar an das be- 
stehende Arbeitsverhältnis anschließt, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem 
Tage, der auf die Kündigung des Arbeits- 
verhältnisses folgt, sofern nicht vorher 
nachgewiesen wird, daß der Arbeitnehmer 
ein anderes nach den Vorschriften des Ab- 
satzes 1 versicherungsfreies Arbeltsverhält- 
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nis eingegangen Ist, das sich unmittelbar an 
das bestehende Arbeitsverhältnis anschließt. 
(3) Wird das Arbeitsverhältnis aus einem 
vom Arbeitgeber zu vertretenden Grunde 
oder Im Einvernehmen mit Ihm vorzeitig 
gelöst, so erlischt die Versicherungsfreiheit 
rückwirkend mit Beginn des Arbeitsverhält- 
nisses, frühestens jedoch sechs Monate vor 
der Beendigung. 

§ 71 

Als land- und forstwirtschaftliche Beschäf- 
tigung Im Sinne der §§ 70 und 70 a gilt die 
Beschäftigung eines Angestellten oder Arbei- 
ters, die ihrer Art nach unmittelbar der Ge- 
winnung land- oder forstwirtschaftlicher 
Naturprodukte In einem land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebe dient. Eine nur mit- 
telbar der Land- oder Forstwirtschaft die- 
nende Beschäftigung nichtlandwirtschaftlicher 
Art, insbesondere eine solche verarbeitender, 
handwerklicher oder kaufmännischer Art, ist 
auch dann nicht gemäß den §§ 70 und 70 a 
versicherungsfrei, wenn sie in einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betriebe ausgeübt 
wird. 

S 72 

(1) Als land- oder forstwirtschaftlicher Be- 
trieb im Sinne des § 71 Ist eine unmittelbar 
auf die erwerbsmäßige Gewinnung land- 
oder \forstwirtschaftlicher Naturprodukte 
durch Bewirtschaftung eigenen, gepachteten 
oder auf andere Weise überlassenen Grund 
und Bodens gerichtete Wirtschaft anzusehen. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gehören zu den landwirtschaftlichen 
Betrieben auch 

1. Obst- und Weinbau, 

2. landwirtschaftliche Tierzucht und Tier- 
mästerei, sofern die Futtermittel überwie- 
gend durch eigene Bodenbewirtschaftung 
gewonnen werden, 

3. Gartenbau, soweit er nicht nach steuer- 
rechtlichen Bestimmungen als Gewerbe 
gilt. 

(3) Nicht zu. den land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben im Sinne des § 71 gehören 

1. Hllfs- und Nebenbetriebe von land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieben, die der Be- 
und Verarbeitung sowie dem Absatz land- 
oder forstwirtschaftlicher Erzeugnisse oder 
anderen gewerblichen Zwecken dienen, 

2. land- oder forstwirtschaftliche Hllfs- und 
Nebenbetriebe von gewerblichen oder an- 
deren Betrieben und Einrichtungen, 


3. Zusammenschlüsse land- oder forstwirt 
schaftllcher Betriebe, insbesondere öffent- 
lich-rechtlicher oder genossenschaftlicher 
Art, die nach Ihrem Betriebszweck über 
den Rahmen eines land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebes hinausgehen, auch 
wenn ihre Tätigkeit mittelbar der Land- 
oder Forstwirtschaft dient. 

§§ 72 a und 73 
(weggefallen) 

§ 74 

(1) Versicherungsfrei Ist eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages 
von mindestens zweijähriger Dauer ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Lehrlingsvergü- 
tung bis zur Beendigung des ersten Lehrjah- 
res, wenn der Lehrvertrag nur aus wichtigem 
Grunde gelöst werden kann. Die Beschäfti- 
gung ist vom Beginn der Lehre ab versiche- 
rungsfrei, wenn der Lehrvertrag Innerhalb, 
eines Monats nach diesem Zeitpunkt schrift- 
lich abgeschlossen wird. Eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages 
von mindestens zweijähriger Dauer Hegt auch 
dann vor, wenn das Lehrverhältnis vorzeitig 
beendet, der Lehrling aber bei einem ande- 
ren Lehrherrn auf Grund eines schriftlichen 
Lehrvertrages weiter beschäftigt wird und 
die Gesamtdauer der vertragsmäßigen Aus- 
bildung mindestens zwei Jahre umfaßt. 

(2) Das gleiche gilt für eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Ausbildungs- 
vertrages von mindestens achtzehnmonatlger 
Dauer 

1. als Anlerftling In einem anerkannten An- 
lernberuf, 

2. als Umschüler, 

sofern der Ausbildungsvertrag nur unter den 
für Lehrlinge geltenden Voraussetzungen ge- 
löst werden kann. 

(3) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
als land- oder forstwirtschaftlicher Lehrling 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages. 

(4) § 74 c Abs- 2 bleibt unberührt. 

§74a 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Praktlkantcn- 
vertrages, die für den Besuch einer Hoch- 
oder Fachschule vorgeschrieben Ist, ferner 
eine Beschäftigung während einer Ausbildung 
auf einer Hoch- oder Fachschule. 
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(2) Versicherungsfrei ist die Beschäftigung 
eines Ausländers als Praktikant zu seiner be- 
ruflichen Fortbildung auf Grund einer zu 
diesem Zwecke erteilten besonderen Beschäf- 
tigungsgenehmigung. 

(3) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung, 
solange der Arbeitnehmer eine Volks-, 
Mittel- oder höhere Schule mit Ausnahme 
von schulischen Einrlditungen, die der Fort- 
bildung außerhalb der üblicTien Arbeitszeit 
dienen, besucht. 

§ 74b 

(weggefallen) 

§74c 

(1) Versicherungsfrei Ist eine Beschäftigung 
bei Abkömmlingen, Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekindern oder^deren Ehegatten. 

(2) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
bei Eltern, Voreltern, Schwieger-, Stief-, 
Adoptiv- und Pflegeeltern. 

§75 

Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Angestellten auf Seefahrzeugen, wenn der 
regelmäßige Jahresarbeitsverdienst den als 
Grenze der Angestelltenversicherungspflicht 
für sonstige Angestellte festgesetzten Betrag 
übersteigt. Die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
wird auf Grund der von der Seekrankenkasse 
für die Beitragsabrechnung zugrunde geleg- 
ten Durchschnittsheuer berechnet. 

§ 75 a 

(1) Geringfügige Beschäftigungen sind ver- 
sicherungsfrei. 

(2) Als geringfügig im Sinne des Absatzes 1 
gilt eine Beschäftigung, wenn 

1. sie auf nicht mehr als wöchentlich vierund- 
zwanzig Stunden nach der Natur der 
Sache beschränkt zu sein pflegt oder Im 
voraus durch einen Arbeitsvertrag be- 
schränkt Ist oder 

2. für sie kein höheres wöchentliches Arbeits- 
entgelt als 18 Deutsche Mark oder kein 
höheres monatliches Arbeitsentgelt als 78 
Deutsche Mark vereinbart oder ortsüblich 
ist. Zufällige Abweichungen bleiben unbe- 
rücksichtigt. 

Die Arbeitszeiten und die Entgelte mehrerer 
nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen 
dürfen bei Prüfung der Frage, ob es sich um 


eine geringfügige Beschäftigung handelt, nicht 
zusammengeredinet werden. Auf eine Be- 
schäftigung als Heimarbeiter ist Nummer 1 
nicht anzuwenden. 

(3) Nicht als geringfügig im Sinne des Ab- 
satzes 1 gelten Beschäftigungen, die 

1. zwar durch einen Arbeitsvertrag, gesetz- 
liche, tarifliche oder sonstige Bestimmun- 
gen auf nicht mehr als vierundzwanzig 
Stunden wöchentlich beschränkt sind, aber 
zusammen mit der für die Ausübung erfor- 
derlichen Vor- und Nacharbeit die Arbeits- 
kraft des Beschäftigten In der Regel ganz 
oder überwiegend In Anspruch nehmen, 

2. nur deshalb unter den Im Absatz 2 bezelch- 
neten Grenzen bleiben, weil durch Rechts- 
vorschrift oder behördliche Anordnung 
eine kürzere Arbeitszeit vorgeschrieben Ist 
oder weil der Arbeitnehmer in einer Ka- 
lenderwoche infolge Arbeitsmangels oder 
Infolge von Naturereignissen die an seiner 
Arbeitsstelle übliche Zahl von Arbeitsstun- 
den nicht erreicht, 

3. von Lehrlingen, Anlernlingen, Umschülern, 
Praktikanten und unständig beschäftigten 
Hafenarbeitern (§ 75 b Abs. 2) ausgeübt 
werden. 

§ 75b 

(1) Versicherungsfrei sind unständige Be- 
schäftigungen. 

(2) Dies gilt nicht für die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern, die auf Grund einer regel- 
mäßig wiexlerkehrenden unständigen Beschäf- 
tigung als Hafenarbeiter in See- oder Bin- 
nenhäfen gegen Krankheit pflichtversichert 
sind (unständig beschäftigte Hafenarbeiter). 

§ 75c 

(1) Versicherungsfrei Ist eine Beschäftigung 
von Heimarbeitern, 

1, die in der Regel mehr als zwei Familien- 
angehörige über vierzehn Jahre als Hilfs- 
kräfte ständig beschäftigen, 

2. die gleichzeitig Zwischenmeister sind und 
den überwiegenden Teil ihres Verdienstes 
aus ihrer Tätigkeit als Zwischenmeister 
beziehen. 

(2) Wer Heimarbeiter, Zwischenmeister 
oder Familienangehöriger im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist, bestimmt sich nach § 2 Abs. 1 
und 3 bis 5 des Helmarbeitsgesetzes. 
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§§ 76 bis 80 
(weggefallen) 

11. Beginn und Ende der Ver- 
sieh e r u n g s p f 1 i c h t , An- und 
Abmeldung Versicherter 

§ 81 

Die Versicherungspflicht beginnt mit dem 
Tage des Eintritts in die versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder mit dem Erlöschen 
der Versicherungsfreiheit. 

§ 82 

Die Versicherungspflicht endet mit dem 
Ausscheiden aus der versicherungspflichtigen 
Beschäftigung oder mit dem Eintritt der Ver- 
sicherungsfreiheit. Die Versicherungsfreiheit 
wegen Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres tritt mit dem Ablauf des Monats 
ein, in dem der Versicherte das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet. 

§ 83 

Abweichend von den §§81 und 82 beginnt 
bei unständig beschäftigten Hafenarbeitern 
(§ 75 b Abs. 2), die als solche in das Mitglie- 
derverzeichnis der zuständigen Krankenkasse 
eingetragen sind, die Versicherungspflicht mit 
der Eintragung und endet mit der Löschung. 

§ 84 

(1) Wenn der Versicherte auch für den 
Fall der Krankheit pflichtversichert ist, gel- 
ten für die An-, Um- und Abmeldung die 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes über die 
Krankenversicherung entsprechend. Die An-, 
Um- und Abmeldung bei der Krankenkasse 
oder Bezirksknappschaft gilt auch für die 
Arbeitslosenversidierung. 

(2) Bei der Abmeldung von der Kranken- 
versicherung ist anzuzeigen, ob die Beschäf- 
tigung der Arbeitslosenversicherungspflicht 
unterlag oder nicht. 

(3) Wird eine Beschäftigung, die der Pflicht 
zur Krankenversicherung, nicht aber zur Ar- 
beitslosenversicherung unterlag, auch In dieser 
versicherungspflichtig, so bedarf es einer An- 
meldung. 

§ 85 

(1) Versicherte im Sinne des § 69 Nr. 2 
bis 4 hat der Arbeitgeber binnen drei Tagen 


der Krankenkasse oder Bezirksknappschaft zu 
melden, an die nach § 145 Abs. 1 die Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung zu entrichten 
sind (Einzugstellen). 

(2) Im übrigen gelten für die An-, Um- 
und Abmeldung die Vorschriften der Relchs- 
verslcherungsordnung oder des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes über die Krankenversicherung. 

§ 86 

(weggefallen) 

B, Arbeitslosengeld 

1. Voraussetzungen 

§ 87 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer 
arbeitslos und vermittlufigsfähig ist, die An- 
wartschaftszeit erfüllt und sich beim Arbeits- 
amt gemeldet hat. 

(2) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat nicht, 
wer Anspruch auf Rente aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung wegen des Alters, 
wegen Invalidität oder Berufsunfähigkeit hat. 

§ 87a 

(1) Arbeitslos im Sinne des § 87 Abs. 1 ist, 
wer berufsmäßig In der Hauptsache als Ar- 
beitnehmer tätig zu sein pflegt, aber vorüber- 
gehend nicht In einem Beschäftigungsverhält- 
nis steht und nicht im Betriebe eines Ange- 
hörigen (§ 103 Abs. 2) mithilft. 

(2) Als arbeitslos gilt unbeschadet des Ab- 
satzes 1, wer geringfügige Beschäftigungen Im 
Sinne des § 75 a ausübt oder in Betrieben von 
Angehörigen (§ 103 Abs. 2) in entsprechen- 
dem Umfange mithilft. Dies gilt nicht, wenn 
die Arbeitszeiten oder die Entgelte mehrerer 
Beschäftigungen oder mithelfender Tätigkei- 
ten zusammen die Ausmaße nach § 75 a 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 überschreiten. 

(3) Nicht als arbeitslos gelten Selbständige. 
Wer schon vor dem Verlust der unselbstän- 
digen Beschäftigung nebenher selbständig 
war, gilt als arbeitslos, wenn er nach dem 
Verlust der unselbständigen Beschäftigung 
aus seiner Tätigkeit In dem selbständigen 
Beruf kein höheres Einkommen als 18 Deut- 
sche Mark wöchentlich oder 78 Deutsche 
Mark monatlich erzielt, der Umfang seiner 
Tätigkeit achtzehn Stunden wöchentlich 
nicht überschreitet und nach den Gesamtum- 
ständen angenommen werden kann, daß er 
auch künftig berufsmäßig in der Hauptsache 
als Arbeitnehmer tätig sein will. 
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(4) Nickt als arbeitslos gelten Inhaber von 
Stadthausierscheinen, Legitimationsscheinen, 
Legitimationskarten, Gewerbelegitimations- 
karten oder Wandergewerbescheinen (§§ 42 b, 
43, 44 a und 55 der Gewerbeordnung) und 
die als Begleiter in Wandergewerbescheinen 
eingetragenen Personen, es sei denn, daß diese 
Ausweise beim Arbeitsamt hinterlegt sind. 

(5) Nicht als arbeitslos gilt, wer als^ Heim- 
arbeiter mit anderen Heimarbeitern In ge- 
meinschaftlicher Arbelts- und Wohnstätte ge- 
arbeitet hat, solange das Gesamtentgelt der 
Gemeinschaft nicht mindestens um den Be- 
trag gemindert ist, der sich bei gleichmäßiger 
Verteilung des bisherigen Gesamtverdienstes 
auf die beteiligten Heimarbeiter als sein An- 
teil ergibt. Nicht als arbeitslos gilt ferner ein 
Heimarbeiter, sobald einer seiner Familien- 
angehörigen (§ 2 Abs. 5 des Heimarbeitsge- 
setzes) In der gemeinsamen Arbeits- oder 
Wohnstätte eine gleichartige Tätigkeit als 
Heimarbeiter aufnimmt. 

§ 88 

(1) Vermittlungsfähig im Sinne des § 87 
Abs. 1 ist, wer bereit und ungeachtet der ge- 
gebenen Vermittlungsmöglichkeiten nach sei- 
nem körperlichen, geistigen und seelischen 
Leistungsvermögen imstande sowie nicht durch 
sonstige Umstände im Sinne des Absatzes 2 ge- 
hindert ist, ein Arbeitsverhältnis unter clen 
üblichen Bedingungen des allgemeinen freien 
Arbeitsmarktes einzugehen. 

(2) Als vermittlungsfähig gilt, wer wegen 
tatsächlicher oder rechtlicher Bindungen, ge- 
setzlicher Beschäftigungsverbote oder behörd- 
licher Anordnungen nicht für die übliche Ar- 
beitszeit, aber noch für mehr als vierundzwan- 
zig Stunden wöchentlich ein Arbeitsverhältnis 
unter den sonstigen üblichen Bedingungen 
des allgemeinen freien Arbeitsmarktes eln- 
gehen kann. 

(3) Als vermittlungsfähig gilt für die 
Dauer seines Anspruchs auf Arbeitslosengeld, 
wer nur Heimarbeit übernehmen kann, wenn 
er innerhalb der Rahmenfrist des § 95 min- 
destens sechsundzwanzig Wochen versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung als Heimarbei- 
ter ausgeübt hat. 

§ 89 

Trifft der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
mit einem Anspruch auf Krankengeld, Wo- 
chengeld nach § 195 a der Relchsversicherungs- 
ordnung oder auf eine an deren Stelle tre- 
tende Ersatzleistung oder mit einem An- 


spruch auf SonderüUterstützüng nach dem 
Muttersehutzgesetz zusammen, so ruht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld. 

§ 90 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
trotz Belehrung über die Rechtsfolgen wei- 
gert, eine Arbeit anzunehmen oder anzutre- 
ten, oder das Zustandekommen eines Be- 
schäftigungsverhältnisses durch sein Verhal- 
ten vereitelt, auch wenn eine solche Beschäf- 
tigung außerhalb seines Wohnortes zu ver- 
richten ist. Dies gilt auch, wenn die Arbeits- 
aufnahme vor dem Beginn des Bezuges von 
Arbeitslosengeld verweigert oder vereitelt 
wird. 

(2) Ein berechtigter Grund liegt nur vor, 
wenn 

1. für die Arbeit nicht das tarifliche oder, so- 
weit eine tarifliche Regelung nicht besteht, 
das im Beruf ortsübliche Arbeitsentgelt ge- 
zahlt wird oder bindende Bestimmungen 
über sonstige Arbeitsbedingungen oder 
Arbeitsschutzvorschriften nicht eingehalten 
werden oder 

2. die Arbeit dem Arbeitslosen nach seinem 
körperlichen oder geistigen Leistungsver- 
mögen nicht zugemutet werden kann oder 
Ihm die künftige Ausübung seiner bisheri- 
gen überwiegenden Tätigkeit wesentlich 
erschweren würde oder 

3. die Arbeit durch Streik oder Aussperrung 
frei geworden Ist, für die Dauer des Streiks 
oder der Aussperrung, oder 

4. die Unterkunft gesundheitlich oder sittlich 
bedenklich ist oder. 

5. der Arbeitslose sich zur Verrichtung der 
Arbeit an einem anderen Wohn- oder Auf- 
enthaltsort als seine Angehörigen (§ 103 
Abs. 2) aufhalten muß und infolgedessen 
deren weitere Versorgung wirtschaftlich 
nicht hinreichend gesichert oder aus beson- 
deren anderen Gründen gefährdet Ist oder 

6. die Arbeit gegen ein Gesetz oder die guten 
Sitten verstößt. 

§91 

(weggefallen) 

§92 

(1) Das Arbeitslosengeld Ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
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weigert, sich einer beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung oder einer Umschulung zu unter- 
ziehen, oder an diesen Maßnahmen ohne 
hinreichende Entschuldigung nicht regelmäßig 
teilnimmt oder ihre Durchführung durch 
sein Verhalten gefährdet. 

(2) § 90 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 93 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose seine Arbeitsstelle leichtfertig 
oder ohne wichtigen oder ohne berechtigten 
Grund (§ 90 Abs. 2) aufgegeben oder durch 
ein Verhalten, das zur fristlosen Entlassung 
berechtigt, verloren oder wenn er den Ver- 
lust seiner Arbeitsstelle vorsätzlich oder grob- 
fahrlässig herbeigeführt hat. 

(2) Jäat ein Arbeitsloser seine Arbeitsstelle 
freiwillig aufgegeben, um sich einem geregel- 
ten Ausbildungs'gang zur beruflichen Schu- 
lung zu unterziehen, so ist nach Beendig^ung 
der Ausbildung von der Verhängung der 
Sperrfrist abzusehen. Das gleiche gilt, wenn 
er seine Arbeitsstelle deshalb freiwillig aufge- 
geben hat, weil sonst der Arbeitgeber aus^ 
einem von dem Verhalten des Arbeitnehmers 
unabhängigen Grunde gekündigt hätte. Das 
gleiche gilt ferner, soweit in einem Berufs- 
zweige infolge seiner Eigenart der Wechsel 
der Arbeitsstelle für das weitere Fortkom- 
men des Arbeitslosen notwendig und diese 
Notwendigkeit Im Einzelfalle nachgewiesen, 
ein neues Arbeitsverhältnis Jedoch ohne Ver- 
schulden des Arbeitslosen nicht zustande ge- 
kommen Ist. Über die Durchführung erläßt 
der Verwaltungsrat nähere Vorschriften. 

§ 93a 

Eine Sperrfrist kann für eine kürzere oder 
längere Dauer als sechsunddreißig Tage fest- 
gesetzt werden, wenn die für die Verhängung 
der Sperrfrist maßgeblichen Tatsachen eine 
mildere oder die Gesamtumstände eine stren- 
gere Beurteilung rechtfertigen. Sie darf zwölf 
Tage nicht unter- und zweiundsiebzig Tage 
nicht überschreiten. 

§93b 

(1) Die Sperrfrist beginnt mit dem Tage, 
für den der Arbeitslose nach dem Ereignis, 
das Ankß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, erstmalig Anspruch auf Arbeits- 


losengeld hat. Läuft zu Beginn der Sperrfrist 
bereits eine andere Sperrfrist, so beginnt die 
neue Sperrfrist mit dem Tage, für den nach 
Ablauf der vorhergehenden Sperrfrist Ar- 
beitslosengeld zu zahlen wäre. 

(2) Die Sperrfrist läuft nur an Tagen, für 
die der Arbeitslose sonst Arbeitslosengeld 
erhalten würde. 

(3) Durch je drei Arbeitstage einer ver- 
sicherungspflichtigen oder nach den §§ 70, 
70a, 75 oder dem § 208 Abs. 3 versicherungs- 
freien Beschäftigung, die mindestens zwei zu- 
sammenhängende Wochen gedauert hat, wird 
ein Sperrtag abgegolten. Dies gilt auch für 
Beschäftigungen, die vor der Verhängung der 
Sperrfrist, aber nach dem Ereignis, das An- 
laß zur Verhängung der Sperrfrist gegeben 
hat, ausgeübt worden sind. Dies gilt ferner 
für Beschäftigungen, die nach § 75 a ver- 
sicherungsfrei sind, es sei denn, daß der Be- 
schäftigte während dieser Zeit nach § 87 a 
Abs. 2 als arbeitslos gilt. 

(4) Die Sperrfrist ist nicht mehr zu ver- 
hängen, wenn der Arbeitslose seit dem Ereig- 
nis, das Anlaß zur Verhängung einer Sperr- 
frist gegeben hat, mindestens sechsundzwan- 
zig Wochen eine nicht nur geringfügige Be- 
schäftigung im Sinne des § 75 a Abs. 2 aus- 
geübt hat oder wenn seitdem zwölf Monate 
verstrichen sind. 

(5) Die Sperrfrist endet spätestens zwölf 
Monate nach Ihrem Beginn. 

§93c 

Ist seit der letzten Erfüllung einer Anwart- 
schaftszelt (§ 95) wiederholt eine Sperrfrist 
verhängt worden und hat der Arbeitslose 
erneut Anlaß zur Verhängung einer Sperr- 
frist gegeben, so kann ihm der ihm noch 
zustehende Anspruch auf Arbeitslosengeld 
entzogen werden. Das gleiche gilt, wenn der 
Arbeitslose vorhandene Arbeitsmöglichkelten 
beharrlich nicht wahrnimmt. 

§94 

(1) Durch die Gewährung von Arbeits- 
losengeld darf nicht In Arbeitskämpfe einge- 
griffen werden. 

(2) Ist die Arbeitslosigkeit durch einen In- 
ländischen Streik oder eine Inländische Aus- 
sperrung verursacht, so ruht der Anspruch 
auf Arbeitslosengeld während der Dauer des 
Streiks oder der Aussperrung. 
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(3) Ist die Arbeitslosigkeit durch Streik 
oder Aussperrung mittelbar verursacht, ins- 
besondere durch Streik oder Aussperrung 
außerhalb des Betriebes, des Berufskreises 
oder des Arbeits- oder Wohnortes des 
Arbeitslosen, so kann Arbeitslosengeld bei 
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen zur 
Vermeidung unbilliger Harten gewährt wer- 
den. 

(4) Wann und von welchem Zeitpunkt an 
eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 3 
vorliegt, entscheidet der Verwaltungsaus- 
schuß des Landesarbeitsamtes, erstrecken sich 
sich die Auswirkungen eines Streiks oder 
einer Aussperrung über den Bezirk eines 
Landesarbeitsamtes hinaus, der Verwaltungs- 
rat. Dieser kann die Entscheidung jederzeit 
an sich ziehen. Der Verwaltungsrat kann mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
Richtlinien erlassen, in welchen Fällen eine 
unbillige Härte anzunehmen ist. 

§ 95 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer 
in den letzten zwei Jahren vor der Arbeits- 
losmeldung (Rahmenfrist) sechsundzwanzig 
Wochen oder sechs Monate in versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung gestanden hat. Zei- 
ten, für die wegen Krankheit, Urlaub oder 
unberechtigter Arbeitsversäumnis kein Ar- 
beitsentgelt gezahlt wird, dienen nicht zur 
Erfüllung der Anwartschaftszeit. Das gleiche 
gilt für Zeiten, für die Stillegungsvergütung 
gewährt worden ist oder ohne Anwendung 
des % 130 n Abs. 3 oder des § 130n Abs. 4 
ln Verbindung mit § 114 gewährt worden 
wäre. 

(2) Die Rahmenfrist muß dem Tage der 

Arbeitslosmeldung unmittelbar vorausgehen, 
an dem die Voraussetzungen für den An- 
spruch auf Arbeitslosengeld vorliegen. Sie 
verlängert sich um Zeiten einer auf Veran-* 
lassung oder Im Dienste des Bundes Im Aus- 
lande ausgeübten Beschäftigung bis zur 
Höchstdauer von drei Jahren. ' 

§ 95a 

Als versicherungspflichtige Beschäftigung 
Im Sinne des § 95 gilt auch eine Beschäftigung 
Deutscher im Gebiet des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937, 
aber außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes, wenn und soweit sie nach dem In 
diesem Gebiet geltenden Recht der Arbeits- 
losenversicherungspflicht unterlag und auch 


bei einer Ausübung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht unterlegen hätte. 

§§ 96 bis 98 a 
(weggefallen) 

II. Dauer u n d H Ö h e 
§99 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht 
nadi einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung Innerhalb der Rahmenfrist (§ 95) 

1. von insgesamt mindestens sechsundzwan- 
zig Wochen (sechs Monaten) für achtund- 
siebzig Tage, y 

2. von insgesamt mindestens neununddreißig 
Wochen (neun Monaten) für hundert- 
zwanzig Tage, 

3. von Insgesamt mindestens zweiundfünfzig 
Wochen (zwölf Monaten) für hundert- 
sechsundfünfzig Tage. 

§ 95 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 95 a sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Nach je weiteren zehn Wochen ver- 
slcherungs- und beitragspflichtiger Beschäfti- 
gung Im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
innerhalb der letzten sechs Jahre vor der 
Arbeitslosmeldung besteht ein Anspruch für 
je weitere sechs Tage. Beschäftigungen, nach 
denen der Arbeitslose Arbeitslosengeld, Lohn- 
ausfallvergütung oder L^nterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe bezogen hat oder ohne An- 
wendung der §§ 90, 92, 93, 114, 115, des 
§ 130 n Abs. 3 und des § 130 n Abs. 4 in Ver- 
bindung mit § 114 bezogen haben würde, 
begründen diesen Anspruch nicht. Der An- 
spruch besteht nicht, wenn und solange der 
Arbeitslose einen Anspruch auf Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
wegen des Alters oder wegen Invalidität oder 
Berufsunfähigkeit hat. 

(3) Zeiten, für die Kurzarbeitergeld ge- 
währt oder auf Grund des § 130 n Abs. 3 
oder des ^ 130 n Abs. 4 In Verbindung mit 
§114 versagt worden Ist, begründen keinen 
Anspruch nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 und 
Absatz 2. 

(4) Hat vorher ein Anspruch auf Arbeits- 
losengeld für mehr als achtundsiebzig Tage 
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bestanden, so erweitert sich ein Anspruch 
nach Absatz 1 Nr. 1 oder 2 um den diese 
aditundslebzig Tage übersteigenden und 
noch bestehenden Teil des vorherigen An- 
spruchs bis auf höchstens hundertsechsund- 
fünfzig Tage. 

§ 99a 

(1) Der Anspruch erlischt mit der Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaftszeit, soweit 
nicht § 99 Abs. 4 Anwendung findet. 

(2) Der Anspruch kann nicht mehr geltend 
gemadit werden, wenn seit der letzten Erfül- 
lung einer Anwartschaftszeit zwei Jahre ver- 
strldien sind. 

§ 100 

Auf die Dauer des Anspruchs auf Arbeits- 
losengeld sind anzurechnen 

1. Tage, für die der Arbeitslose nach den 
§§ 90, 92, 93, 93 a, 114 und 115 kein Ar- 
beitslosengeld bezogen hat, 

2. Tage, für die das Arbeitslosengeld auf 
Grund des § 116 nicht ausgezahlt wird, 

3. im Falle des § 176 a die Tage bis zur Ab- 
meldung, höchstens jedoch drei Tage, wenn 
die Abmeldung anläßlich der Beendigung 
der Arbeitslosigkeit oder anläßlich einer 
mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Er- 
krankung unterblieben ist, 

4. die Tage bis zur erneuten Arbeitslosmel- 
dung, wenn der Arbeitslose sich abmeldet, 
ohne daß die Arbeitslosigkeit beendet ist. 
In begründeten Fällen kann das Arbeits- 
amt Ausnahmen von dieser Vorschrift zu- 
lassen. 

§§ 101 und 102 
(weggefallen) 

* § 103 

(1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem 
Hauptbetrag und den Famllienzuschlägen für 
Angehörige. 

(2) Zu den Angehörigen Im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehören 

1. eheliche und für ehelich erklärte, an Kin- 
des Statt angenommene und uneheliche 
Kinder, 

2. sonstige Verwandte, Verschwägerte, der 
Ehegatte, der geschiedene Ehegatte, sofern 
er nicht allein oder überwiegend schuldig 
geschieden ist, und Pflegekinder 

des Arbeitslosen. 


(3) Für die Angehörigen Im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 2 sind Familienzuschläge nur zu 
gewähren, wenn 

1. der Arbeitslose ihnen bis zum Eintritt der 
Arbeitslosigkeit nicht nur vorübergehend 
und nicht nur geringfügig auf Grund einer 
rechtlichen oder sittlichen Pflicht Unter- 
halt gewährt hat oder 

2. der Unterhaltsanspruch oder die sittliche 
Pflicht zur Unterhaltsgewährung erst nach 
Eintritt der Arbeitslosigkeit Im Falle seiner 
Leistungsfähigkeit entstanden wäre 

und soweit auch während der Arbeitslosigkeit 
eine rechtliche oder sittliche Pflicht zur Un- 
terhaltsgewährung im Falle der Leistungs- 
fähigkeit bestehen würde. 

(4) Der FamiUenzuschlag darf für densel- 
ben Angehörigen gleichzeitig nicht mehrfach 
gewährt werden. Beziehen der Vater und 
die Mutter eines unehelichen Kindes gleich- 
zeitig Arbeitslosengeld, so steht der Fami- 
lienzuschlag der Mutter zu, wenn sich das 
Kind in ihrer Obhut befindet. 

(5) Der Familienzuschlag wird nicht ge- 
währt, wenn der Angehörige 

1. seinen Lebensunterhalt aus eigenen Kräf- 
ten und Mitteln beschaffen kann oder 

2. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld oder 
Stillegungsvergütung bezieht oder 

3. zu den Angehörigen im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 2 gehört und von anderen Un- 
terhaltspflichtigen unterhalten wird. 

(6) Der Familienzuschlag kann bei ver- 
nilttlungsfähigen Angehörigen davon abhän- 
gig gemacht werden, daß sie sich beim Ar- 
beitsamt arbeitsuchend melden; bei Ehegatten 
soll er In der Regel nicht davon abhängig 
gemacht werden. Die §§ 90 bis 93 a und 93 c 
gelten entsprechend. 

(7) Der Verwaltungsrat kann Richtlinien 
darüber erlassen, unter welchen Umständen 
anzunehmen ist, daß die Unterhaltsgewäh- 
rung nicht geringfügig (Absatz 3 Nr. 1) und 
der Lebensunterhalt gewährleistet (Absatz 5 
Nr. 1) Ist. 

§ 104 

(weggefallcn) 

§ 105 

(1) Der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
bemißt sich nadi dem durchschnittlichen 
Arbeitsentgelt (§ 160 der Relchsverslche- 
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rungsordnung) der letzten dreizehn Wochen, 
bei monatlicher Berechnung nach dem durch- 
schnittlidien Arbeitsentgelt der letzten drei 
Monate der versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigung, durch die die Anwartschaftszeit er- 
füllt wird. Arbeitsentgelt im Sinne dieser 
Vorschrift sind auch die Bar- und Sachbezüge 
eines Lehrlings. 

(2) War das durchschnittliche Arbeitsent- 
gelt in der Bemessungszeit des Absatzes 1 In- 
folge einer Beschäftigung vermindert, die 
nicht dem Befuf des Arbeitslosen entsprach, 
so ist das Arbeitslosengeld nach dem durch- 
schnittlichen Arbeitsentgelt der letzten ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigungen Inner- 
halb der Rahmenfrist des § 95 bis zu zwei- 
undfünfzig Wochen zu bemessen. 

(3) Hat der Arbeitslose infolge von Krank- 
heit, infolge genehmigten Fernbleibens von 
der Arbeit, Infolge von Wochenfeiertagen 
oder Infolge eines auf wirtschaftlichen Ur- 
sachen beruhenden Arbeitsmangels in einer 
Woche die betriebsübliche Arbeitszeit nicht 
erreicht und war sein Arbeitsentgelt Infolge- 
dessen vermindert, so ist für diese Woche das 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, auf das er 
in der betriebsüblichen Arbeitszeit Anspruch 
gehabt hätte; hat die betriebsübliche Arbeits- 
zeit mehr als achtund vierzig Stunden wöchent- 
lich betragen, so ist das tatsächliche, 
mindestens aber das Arbeitsentgelt zu- 
grunde zu legen, auf das er in einer 
Arbeitszeit von achtundvierzig Stunden 
wöchentlich Anspruch gehabt hätte. Dies 
gilt nicht für eine Beschäftigung als Heim- 
arbeiter. 

(4) Der Berechnung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts Ist zugrunde zu legen 

1. für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung, für die Beiträge an ;die See- 
Krankenkasse zu entrichten waren, die 
Durchschnittsheuer, die der Beitragsberech- 
nung von der See-Krankenkasse zugrunde 
gelegt worden ist, 

2. für die Zeit einer versidierungspflichtlgen 
Beschäftigung als Heimarbeiter das Ar- 
beitsentgelt, das der Beltragsberechnung zu- 
grunde gelegt worden ist, 

3. für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung als Lehrling mindestens ein 
Arbeitsentgelt von 10 Deutsche Mark 
wöchentlich oder 43 Deutsche Mark mo- 
natlich, 

4. für die Zeit einer Bescliäftigung, die nacli 
§ 95 a als versicherungspflichtig gilt, das 


Arbeitsentgelt nach der tariflichen Rege- 
lung für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen (§ 168), In Ermangelung 
einer tariflichen Regelung das ortsübliche 
Arbeitsentgelt derjenigen Beschäftigung, 
für die der Arbeitslose nach dem Lebens- 
alter und seinem körperlichen, geistigen 
und seelischen Leistungsvermögen unter 
billiger Berücksiditigung seines Berufs und 
seiner Ausbildung In Frage kommt. 

(5) Ein höheres Arbeitsentgelt als 16,67 
Deutsche Mark täglich, 116,69 Deutsche 
Mark wöchentlich oder 500 Deutsche Mark 
monatlich darf nicht zugrunde gelegt wer- 
den. 

(6) Hauptbetrag und Familienzuschläge 
richten sich nach der dem Gesetz beigefügten 
Tabelle. 

§§ 106 bis 108 
(weggefallen) 

§ 109 

Das Arbeitslosengeld wird In bar und nur 
für die sechs Wochentage gewährt. Auf jeden 
Wochentag entfällt ein Sechstel des wöchent- 
lichen Arbeitslosengeldes. 


III. Wartezeiten 
§ 110 

(1) Das Arbeitslosengeld wird nach Ablauf 
einer Wartezeit gewährt. 

(2) Die Wartezeit dauert In der Regel 

1. sieben Tage bei Arbeitslosen ohne zu- 
schlagsberechtigte Angehörige, 

2. drei Tage bei Arbeitslosen mit zuschlags- 
berechtigten Angehörigen. 

(3) Die Wartezeit verkürzt sich Im Falle 
des Absatzes 2 Nr. 1 auf drei Tage und fällt 
fort ini Falle des Absatzes 2 Nr. 2, wenn die 
Arbeitslosmeldung erfolgt Im unmittelbaren 
Anschluß an 

1. Kurzarbeit von mindestens vierwöchiger 
Dauer, sofern das Arbeitsentgelt um min- 
destens ein Drittel gekürzt war, oder 

2. Arbeitsunfähigkeit von mindestens vier- 
wöchiger Dauer, sofern das Arbeitsentgelt 
nldit fortgezahlt wurde. 

Sie fällt fort bei Arbeitslosen mit vier oder 
mehr zuschlagsberechtigten Angehörigen. 
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(4) Hat die letzte Beschäftigung des Ar- 
beitslosen vor der Arbeitslosmeldung nicht 
länger als dreizehn zusammenhängende 
Wochen gedauert, so verkürzt sich die 
Wartezeit nach den Absätzen 2 und 3 um so 
viele Wartetage, wie der Arbeitslose seit der 
Erfüllung der Anwartschaftszeit bereits zu- 
rückgelegt hat. 

§ 110a 

(1) Die Wartezeit beginnt mit dem Tage 
der Arbeitslosmeldung (§ 95). Ist der erste 
Tag der Arbeitslosigkeit ein Sonn- oder 
Feiertag, so beginnt die Wartezeit mit die- 
sem, wenn der Arbeitslose sich am folgenden 
Werktage meldet. 

(2) Der Beginn der Wartezeit wird im 
Falle des S 113 Abs. 1 um die Zeit hinausge- 
schoben, für die der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld ruht. 

(3) Die Wartezeit läuft nicht während des 
Meldezeltraumes, für den der Arbeitslose die 
vorgeschriebenen Meldungen (§ 173) ohne 
triftigen Grund unterläßt. Eine nachträgliche 
Entschuldigung ist zulässig. 

IV. Sonstige Vorschriften 
§ 111 

(1) Die Leistungen nach diesem Gesetz sind 
unpfändbar, nicht verpfändbar und nicht ab- 
tretbar, soweit nicht durch gesetzliche Vor- 
schrift anderes bestimmt ist. 

(2) Gegen Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
kann mit AnsprücJien auf geschuldete Beiträge 
aufgerechnet werden. Die Aufrechnung darf 
nur bis zur Hälfte des wöchentlichen Arbeits- 
losengeldes erfolgen. 

§ lila 

Werden einem Arbeitslosen vor der Ent- 
scheidung über den Antrag auf Arbeitslosen- 
geld Leistungen aus öffentlichen Mitteln für 
eine Zelt gewährt, für die Ihm Arbeitslosen- 
geld zusteht, so kann die leistende Stelle 
durch schriftliche Anzeige an das Arbeitsamt 
bewirken, daß der Anspruch des Arbeitslosen 
auf das Arbeitslosengeld zum Ersatz derjeni- 
gen Leistungen auf sie übergeht, die bei 
rechtzeitiger Bewilligung des Arbeitslosen- 
geldes nicht gewährt worden wären. Dem 
Arbeitslosen muß jedoch von dem Gesamt- 
betrag des Arbeitslosengeldes, das ihm bis 
zum Ablauf der Zeit zusteht, für die er Lei- 
stungen aus öffentlichen Mitteln erhalten 
hat, ein Betrag In Höhe des Arbeitslosengel- 


des für eine Woche verbleiben. Der Über- 
gang des Anspruchs wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß der Anspruch des Arbeits- 
losen unpfändbar ist. Der Zustimmung des 
Arbeitslosen bedarf es nicht. 

§ 112 

(1) Einkommen, das der Arbeitslose wäh- 
rend des Bezuges von Arbeitslosengeld aus 
einer unselbständigen oder selbständigen Tä- 
tigkeit erzielt, wird auf das Arbeitslosengeld 
zur Hälfte angerechnet, soweit es nach Abzug 
der tatsächlichen Werbungskosten 6 Deut- 
sche Mark, bei Empfängern von Arbeits- 
losengeld mit mehr als einem Familienzu- 
schlag 8 Deutsche Mark in der Woche über- 
steigt. Einkommen und Arbeitslosengeld dür- 
fen zusammen einhundertfünfzig vom Hun- 
dert des tabellenmäßigen Arbeitslosengeldes 
und den der Bemessung zugrunde liegenden 
Einheitslohn (Tabelle zu § 105 Abs. 6) nicht 
übersteigen. 

(2) Übersteigt das Einkommen (Absatz 1) 
den der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
zugrunde liegenden Einheitslohn, so Ist der 
Mehrbetrag in den anschließenden Wochen 
gemäß Absatz 1 anzurechnen. 

§ 113 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht 

1. für die Zeit, für die der Arbeitslose noch 
Arbeitsentgelt bezieht oder zu beanspru- 
chen hat, 

2. wenn der Arbeitslose in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Beendigung seiner 
letzten oder einer früheren Beschäftigung 
eine Abfindung, eine Entschädigung, Be- 
träge, die für eine Übergangszeit gewährt 
werden, oder ähnliche Bezüge, und zwar 
ohne Rücksicht auf deren Bezeichnung, 
Zweck und Rechtsgrund, laufend erhält, 
erhalten oder zu beanspruchen hat, für so 
viele Tage nach dem Ausscheiden aus der 
Beschäftigung, als diese Leistungen dem 
Arbeitsentgelt entsprechen, das der Arbeits- 
lose in den letzten vier Wochen vor Been- 
digung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
hat oder bei betriebsüblicher Arbeitszeit 
erhalten hätte; als Bezüge Im Sinne dieser 
Vorschrift gelten auch Urlaubsabgeltungs- 
beträge; 

3. solange dem Arbeitslosen auf Grund des 
§ 59 der Seemannsordnung oder des § 553 
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des Handelsgesetzbuches Krankenfürsorge 

vom Reeder gewährt wird. 

(2) Das Arbeitslosengeld ist unbeschadet 
des Absatzes 1 zu gewähren, solange der 
Arbeitslose die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 er- 
wähnten Bezüge tatsächlich nicht erhält. Sein 
Anspruch auf die geschuldeten Bezüge geht 
in Höhe des gewährten Arbeitslosengeldes 
auf die Bundesanstalt über. Der Übergang 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Anspruch unpfändbar ist. Der Zustimmung 
des Arbeitslosen bedarf es nicht. Der Arbeit- 
geber hat der Bundesanstalt die entsprechen- 
den Beiträge zur Krankenversicherung des 
Arbeitslosen zu erstatten. 

§113a 

Wenn der Arbeitslose ohne triftigen Grund 
einen ihm zustehenden Anspruch aus dem 
Arbeitsverhältnis aufgibt, so ruht der An- 
spruch auf Arbeitslosengeld In dem Umfange 
der Zeit und der Höhe nach. In dem er 
andernfalls nicht hätte entstehen können, 
längstens jedoch für sechsunddreißig Tage. 

§ 114 

Das Arbeitslosengeld Ist für die Tage eines 
Meldezcitraumes zu versagen, für den der 
Arbeitslose die vorgeschriebenen Meldungen 
(§ 173) ohne triftigen Grund unterläßt. Eine 
nachträgliche Entschuldigung ist zulässig. 

S 115 

Vereitelt der Arbeitslose durch sein Ver- 
halten Ermittlungen der Bundesanstalt (§ 171) 
oder kommt er der Anzeigepflicht nach § 176 
oder der Pflicht zur Vorlage des vorgeschrie- 
benen Vordrucks nach § 170 a Abs. 2 vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig nicht nach, so kann 
ihm das Arbeitslosengeld ganz oder teilweise 
versagt werden. § 254 Nr. 6 und 8 bleibt un- 
berührt. 

S 116 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Ar- 
beitslosengeldes ist ausgeschlossen, wenn seit 
dem Tage, für den es zu zahlen war, drei 
Monate verstrichen sind. Die Frist beginnt 
frühestens mit dem Tage, der auf die Be- 
kanntgabe der Bewilligung des Arbeitslosen- 
geldes folgt. Hinsichtlich des strittigen Teiles 
der Bezüge beginnt sie mit dem Tage, an 
dem die Entscheidung Rechtskraft erlangt. 

(2) Das Arbeitslosengeld darf nicht für eine 
Zeit bewilligt werden, die länger als drei 


Monate vor dem Tage liegt, an dem der An- 
trag auf Arbeitslosengeld gestellt ist. 


V. Sondervorschriften 

für unständig beschäftigte 
Hafenarbeiter 

§ 116a 

Unständig beschäftigte Hafenarbeiter 
(§ 75 b Abs. 2) gelten als arbeitslos, wenn sie 
in einer Woche weniger als vierzig Stunden 
oder weniger als fünf volle Schichten unstän- 
dige Hafenarbeit leisten. Zwei halbe Schich- 
ten stehen einer vollen Schicht gleich. 

§ 116b 

Für die Erfüllung der Anwartschaftszelt 
stehen sechs Tage unständiger Beschäftigung 
als Hafenarbeiter von je mindestens adit 
Stundemoder einer vollen Schicht einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung von einer 
Woche Im Sinne des § 95 Abs. 1 Satz 1 gleich. 
Mehr als sechs Tage einer Woche können 
nidat zur Erfüllung der Anwartschaftszeit 
dienen. Zwei Tage innerhalb einer Woche, an 
denen je nur eine halbe Schicht gearbeitet 
worden ist, stehen für die Erfüllung der An- 
wartschaftszeit einem Tage unständiger Ha- 
fenarbeit von acht Stunden oder einer vollen 
Sdiicht gleich. 

§ 116c 

Zeiten unständiger Beschäftigung als Ha- 
fenarbeiter begründen keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach § 99 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 und Abs. 2. 

§ 116d 

Der Berechnung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts nadi § 105 Abs. 1 Ist als wö- 
chentliches Arbeitsentgelt für die Zeit un- 
ständiger Beschäftigung als Hafenarbeiter das 
tarifliche Arbeitsentgelt für fünf Arbelts- 
schiditen zugrunde zu legen. Bei Staffelung 
der Arbeitsentgelte nach erster, zweiter, drit- 
ter und Sonntagsschicht ist der niedrigste 
Schichtlohn zugrunde zu legen. § 105 Abs. 2 
Ist auf eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung als unständig beschäftigter Hafenarbei- 
ter nicht anzuwenden. 

§ 116e 

Das Arbeitslosengeld wird zu gleichen Tei- 
len für die Zahl der Wochentage gezahlt, die 
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nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszelt 
dienen. 

§ 116f 

Ist die Anwartschaftszeit überwiegend 
durch unständige Beschäftigung als Hafen- 
arbeiter erfüllt, so ist § 110 nur nach einer 
Beschäftigung von mindestens dreizehn zu- 
sammenhängenden Wochen anzuwenden. 

§116g 

(1) Arbeitsentgelt aus unständiger Be- 
schäftigung als Hafenarbeiter ist auf das Ar- 
beitslosengeld anzurechnen, soweit es für 
jede in einer Woche geleistete Arbeitsschicht 
ein Fünftel des Unterschiedes zwischen dem 
Arbeitsentgelt für fünf Arbeitsschichten und 
dem Arbeitslosengeld übersteigt. Für Tage, 
an denen der Arbeitslose eine vorgeschrie- 
bene Meldung (§ 173) ohne triftigen Grund 
unterläßt, ist das Arbeitsentgelt einer Ar- 
beitsschicht anzurechnen. § 116d Satz 2 ist 
anzuwenden. Der Berechnung ist das Arbeits- 
entgelt nach Abzug von Steuern, Sozialbeiträ- 
gen und Werbungskosten zugrunde zu legen. 
Der Verwaltungsausschuß des Landesarbeits- 
amtes kann mit Zustimmung des Verwal- 
tungsrates für die Abzü^re einheitliche Pausch- 
beträge für ein Hafengebiet festsetzen. 

(2) Trifft Arbeitsentgelt aus unständiger 
Beschäftigung als Hafenarbeiter mit Einkom- 
men aus anderen Beschäftigungen im Sinne 
des § 112 zusammen, so ist dieses Einkommen 
zur Hälfte anzurechnen. 


C. Kranken- und Unfallversicherung 
der Arbeitslosen 

1. Krankenversicherung 

§ 117 

Die Arbeitslosen werden während des Be- 
zuges des Hauptbetrages durch die Bundes- 
anstalt für den Fall der Krankheit versichert. 
Die Krankenversicherung der Arbeitslosen 
wird nach den Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung durchgeführt, soweit sich 
nicht aus den folgenden Vorschriften Abwei- 
diendes ergibt. 

§ 118 

(1) Soweit es sich um die Rechte und Pflich- 
ten aus der Krankenversicherung handelt, 
tritt an die Stelle der versicherungspflichtigen 


Beschäftigung der Bezug des Hauptbetrages. 
Nach ihm richten sich insbesondere Beginn 
und Ende der Mitgliedschaft. Soweit An- 
sprüche auf Leistungen der Krankenversiche- 
rung für Angehörige des Versicherten davon 
abhängen, daß dieser die Angehörigen von 
seinem Arbeitsverdienst unterhalten hat, steht 
das Arbeitslosengeld dem Arbeitsverdienste 
gleidi. 

(2) Scheidet ein Arbeitsloser aus der Kran- 
kenversicherung aus, weil er keinen Haupt- 
betrag mehr bezieht, so stehen ihm die An- 
sprüche aus § 214 der Reichsversicherungs- 
ordnung in derselben Weise zu, wie wenn er 
wegen Erwerbslosigkeit ausgeschieden wäre. 

§ 119 

(1) Die Beiträge werden nach einem 
Grundlohn berechnet, für den der Bundes- 
minister für Arbeit eine im Bundesdurch- 
schnitt angemessene Berechnungsgrundlage 
durch Rechtsverordnung festsetzen kann. 

(2) Die Träger der Krankenversicherung 
sind verpflichtet, die Einnahmen und Aus- 
gaben der Krankenversicherung der Arbeits- 
losen getrennt von ihren sonstigen Ein- 
nahmen und Ausgaben zu verbuchen. Der 
Bundesminister für Arbeit bestimmt das 
Nähere, insbesondere über Art und Termine 
der Berichterstattung. 

(3) Das Arbeitsamt kann mit der Kranken- 
kasse vereinbaren, daß zur Vereinfachung des 
Abredinungsverfahrens für die Berechnung 
der Beiträge zur Krankenversicherung der 
Arbeitslosen Pauschbeträge zugrunde zu 
legen sind. 

§ 120 

(1) Als Krankengeld wird derjenige Be- 
trag gewährt, den der Arbeitslose als Ar- 
beitslosengeld erhielte, wenn er nicht er- 
krankt wäre. Wird ein Arbeitsloser während 
des Bezuges von Arbeitslosengeld arbeits- 
unfähig, so wird das Krankengeld vom ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an gewährt. 
§ 175 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Trifft der Anspruch auf Krankengeld 
nach Absatz 1 oder auf Grund einer frei- 
willigen Höherversicherung nach § 123 Abs. 1 
mit einem Anspruch auf Krankengeld auf 
Grund einer gelegentlichen krankenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung während des 
Bezuges von Arbeitslosengeld zusammen, so 
steht dem Arbeitslosen nur der höhere An- 
spruch zu. 
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§ 121 

(1) Arbeitslose, die Im Zeitpunkt der Ar- 
beitslosmeldung 

1. der Seekrankenkasse oder einer Ersatzkasse 
angehören, sind Mitglieder ihrer bisheri- 
gen Krankenkasse, 

2. einer Landkrankenkasse oder einer knapp- 
schaftlichen Krankenkasse angehören, sind 
Mitglieder der örtlich zuständigen Kran- 
kenkasse gleicher Art. 

Dies gilt auch für Arbeitslose, die bis zur Be- 
endigung ihres letzten Beschäftigungsverhält- 
nisses Mitglieder einer der vorgenannten 
Krankenkassen waren und sich innerhalb von 
drei Wochen nach seiner Beendigung arbeits- 
los melden. 

(2) Arbeitslose, die im Zeitpunkt der Ar- 
beitslosmeldung 

1. einer Betriebskrankenkasse angehören, 
sind Mitglieder dieser Krankenkasse oder 
der ihrem Wohnort am nächsten gelegenen 
Betriebskrankenkasse des gleichen Arbeit- 
gebers, 

2. einer Innungskrankenkasse angehören, 
sind Mitglieder dieser Krankenkasse, wenn 
sie örtlich zuständig ist, andernfalls der 
örtlich zuständigen entsprechenden In- 
nungskrankenkasse. 

Dies gilt auch für Arbeitslose, die bis zur Be- 
endigung ihres letzten Beschäftigungsverhält- 
nisses Mitglieder einer der vorgenannten 
Krankenkassen waren, sich innerhalb von 
drei Wochen nach seiner Beendigung arbeits- 
los melden und mit dem Antrag auf Arbeits- 
losengeld erklären, daß sie Mitglied der 
Krankenkasse sein wollen, der sie izuletzt 
angehört haben. 

(3) Im übrigen sind die Arbeitslosen Mit- 
glieder der örtlich zuständigen allgemeinen 
Ortskrankenkasse. 

(4) örtlich zuständig ist eine Kranken- 
kasse, deren Bereich den für die Zuständig- 
keit des Arbeitsamtes (§^ 168 und 168 a) 
maßgebenden Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen umfaßt. Besteht für diesen 
Ort keine allgemeine Ortskrankenkasse, so 
ist an ihrer Stelle die Landkrankenkasse, be- 
steht keine Landkrankenkasse, so ist an ihrer 
Stelle die allgemeine Ortskrankenkasse zu- 
ständig. 

(5) Übt ein Arbeitsloser während des Be- 
zuges von Arbeitslosengeld eine kranken- 
versicherungspflichtige Beschäftigung aus, so 


wird er auch für diese Beschäftigung bei der 
Krankenkasse versichert, bei der er während 
des Bezuges des Hauptbetrages für den Fall 
der Krankheit versichert Ist. 

§ 122 

(1) Abweichend von § 121 sind die Arbeits- 
losen Mitglieder der Betriebskrankenkasse der 
Bundesanstalt, wenn der Verwaltungsrat ihr 
die Durchführung der Krankenversicherung 
überträgt. 

(2) Als Zeitpunkt der Übertragung darf 
kein früherer Zeitpunkt bestimmt werden als 
der erste Tag des dritten Kalendermonats 
nach dem Beschluß des Verwaltungsrates. 

(3) Eine Vereinbarung im Sinne des § 119 
Abs. 3 mit der Betriebskrankenkasse der Bun- 
desanstalt bedarf der Zustimmung des Ver- 
waltungsrates. 

§ 123 

(1) Arbeitslose, die zur Fortsetzung oder 
Aufrechterhaltung einer Versicherung gegen 
Krankheit nach einem höheren Grundlohn 
als dem Grundlohn nach § 119 Abs. 1 bei 
einer der in § 121 Abs. 1 bis 3 bezelchneten 
Krankenkassen berechtigt sind, können diese 
Versicherung auch für die Zeit des Bezuges 
des Hauptbetrages fortsetzen oder aufrecht- 
erhalten. 

(2) Soweit die Beiträge höher sind als die 
Beiträge, die nach § 119 Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 125 von der Bundesanstalt zu ent- 
richten sind, hat der Arbeitslose den Unter- 
schiedsbetrag unmittelbar an die Kranken- 
kasse zu entrichten. 

§ 124 

(weggefallen) 

§ 125 

Die Beiträge werden von der Bundesanstalt 
getragen. 

§ 126 

Die Meldungen, die nach der Reichsver- 
sicherungsordnung dem Arbeitgeber obliegen, 
werden in der Krankenversicherung Arbeits- 
loser für die Arbeitsämter auf die zwei- 
wöchentliche Meldung der Zahl der Empfän- 
ger von Arbeitslosengeld beschränkt; im 
übrigen aber durch die Meldekarte ersetzt, 
die das Arbeitsamt dem Arbeitslosen ausstellt. 
In der Meldekarte sind Beginn, Höhe und 
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Ende des Arbeltslosengeldbezuges sowie die 
Zahl der Zuschlagsempfänger zu bescheinigen. 
Das Arbeitsamt kann mit den Krankenkassen 
abweichende Meldefristen vereinbaren. 

§ 127 

(weggefallen) 

§ 128 

(1) Unständig beschäftigte Hafenarbeiter 
(§ 75 b Abs. 2), die in das Mitgliederverzeich- 
nis der Krankenkasse eingetragen sind, bleiben 
auch während des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld eingetragen. Für sie gelten die §§ 117, 
118, der § 119 Abs. 3, die §§ 120 bis 123 und 
126 nicht. 

(2) Auf die Zahlung der Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der In Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Personen finden die §§ 450, 453 und 
454 der Reichsversicherungsordnung Anwen- 
dung. Das Arbeitsamt zahlt als Beitrag zur 
Krankenversicherung an die allgemeine Orts - 
oder die Landkrankenkasse, In deren Ver- 
zeichnis der unständig Beschäftigte einge- 
tragen ist, einen Pauschbetrag, für dessen Be- 
rechnung § 119 Abs. 1 mit der Maßgabe gilt, 
daß die Beiträge von dem jeweils für die 
Woche gezahlten Arbeitslosengeld zu berech- 
nen sind. Der unständig beschäftigte Hafen- 
arbeiter Ist insoweit von der Entrlditung von 
Beiträgen befreit. 

(3) Das Krankengeld wird von der Kran- 
kenkasse vom ersten Tage der Arbeitsun- 
fähigkeit an In Höhe des Wochensatzes ge- 
währt, den der Arbeitslose als Arbeitslosen- 
geld erhielte, wenn er nicht erkrankt wäre. 

II. Unfallversicherung 
§ 129 

(1) Für die Unfallversicherung der Arbeits- 
losen gelten die Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung und die zu ihrer Ände- 
rung, Ergänzung oder Durchführung erlas- 
senen Vorschriften. 

(2) Die Vorschriften des Dritten Buches 
der Reichsversicherungsordnung werden wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Als § 537 a wird eingefügt: 

,§ 537 a 

Gegen Arbcitsunfall sind ferner ver- 
sichert 


1. die Teilnehmer an Maßnahmen nach 
§ 135 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung, 

2. Beschäftigte nach den §§ 140 und 141 i 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, 

3. Personen, die der Meldepflicht nach 
§ 173 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung unter- 
liegen.’ 

2. Als § 543 a wird eingefügt: 

S 543 a 

Bei den nach § 537 a Nr. 3 versicherten 
Personen gelten als Arbeitsunfälle nur Un- 
fälle auf dem Wege 

1. zwischen ihrer Wohnung und der Stelle, 
die sie zur Erfüllung der Meldepflicht 
aufsuchen, oder einer sonstigen Dienst- 
stelle der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
oder einer seemännischen Heuerstelle, 
die sie auf deren Veranlassung aufsuchen, 

2. zwischen einer der vorgenannten Stellen 
oder ihrer Wohnung und einem Arbeit- 
geber, den sie auf Veranlassung des Ar- 
beitsamtes oder einer seemännischen 
Heuerstelle zum Zwecke der Vorstel- 
lung oder Arbeitsaufnahme aufsuchen, 

einschließlich des erforderlichen Aufent- 
haltes bei den vorgenannten Stellen.’ 

3. In § 563 wird folgender Absatz 5 einge- 
fügt: 

,(5) Als durchschnittlicher Verdienst für 
den vollen Arbeitstag Im Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gilt im Falle 
des § 543 a ein Sechstel des Einheitslohnes, 
der der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
oder der Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe zugrunde liegt.’ 

4. Im § 564 Abs. 1 erhält Nummer 7 fol- 
gende Fassung: 

,7. bei Teilnahme an einer Maßnahme nach 
135 oder einer Beschäftigung auf 
Grund der §§ 139, 140 und 141 i des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung.’ 

5. Als § 626 wird eingefügt: 

,§ 626 

(1) In dem Falle des § 537 a Nr. 1 ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
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für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, soweit sie selbst diese Maß- 
nahmen eingerichtet hat, 

(2) In Fällen des § 537 a Nr. 1 und 2 
Ist Träger der Versicherung der Versiche- 
rungsträger des Gemeindeverbandes oder 
der Gemeinde, wenn das Vorhaben von 
einer Gemeinde oder einem Gemeindever- 
bande oder einem in deren Aufträge han- 
delnden gemeinnützigen Unternehmen auf 
eigene Rechnung oder durch Dritte durch- 
geführt wird. Wird das Vorhaben von 
einem Lande oder einem in seinem Auf- 
träge handelnden gemeinnützigen Unter- 
nehmen auf eigene Rechnung oder durch 
Dritte durchgeführt, so Ist Träger der Ver- 
sicherung das Land. 

(3) In dem Falle des § 537 a Nr. 3 Ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung.’ 

6. § 892 erhält folgenden Absatz 4: 

,(4) Die Aufgaben der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung als Träger der Versicherung 
(§ 626 Abs. 1 und 3) werden von der Bun- 
desausführungsbehörde für Unfallversiche- 
rung wahrgenommen.’ 

7, § 896 erhält folgenden Absatz 2: 

,(2) Die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung er- 
stattet der Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung (§ 892 Abs. 4) die Auf- 
wendungen für die Unfallversicherung der 
Arbeitslosen. Das Nähere über die Durch- 
führung der Erstattung und über die Höhe 
eines Verwaltungskostenpauschales be- 
. stimmt der Bundesminister für Arbeit nach 
Anhörung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung durch Rechtsver- 
ordnung.’ 


D. Lohnausfallvergütung 

1. Kurzarbeiter geld 
§ 130 

(1) Die Bundesregierung bestimmt nach 
Anhörung des Verwaltungsrates entsprechend 
der Arbeitsmarktlage durch Rechtsverord- 
nung, in welchen Wirtschaftszweigen die Ge- 
währung von Kurzarbeitergeld aus Mitteln 


der Arbeitslosenversicherung zulässig ist. Sie 
kann die Zulassung auf Betriebe bestimmter 
Größe, auf bestimmte Bezirke, auf Personen- 
gruppen oder zeitlich beschränken. Bei der 
Zulassung ist zu berücksichtigen, daß bei 
überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit die 
Arbeitsplätze erhalten bleiben, dagegen bei 
Kräftemangel eine wirtschaftlich nicht ge- 
rechtfertigte Bindung von Arbeitskräften an 
die Betriebe vermieden wird. 

(2) Ausgenommen sind die Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft, der Binnen- 
fischerei einschließlich der Teichwirtschaft, 
der See- und Binnenschiffahrt, des Schaustel- 
lergewerbes, ferner die Theater-, Llchtspiel- 
und Konzertunternehmen, die Hauswirt- 
schaft, die in Heimarbeit sowie die unständig 
Beschäftigten. 

§ 130 a 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
Ist in einem Betriebe zulässig, wenn 

1. die Kurzarbeit dem Arbeitsamt angezeigt 
worden Ist, 

2. die Kurzarbeit auf unvermeidbarem, vor- 
übergehendem Arbeitsmangel aus wirt- 
schaftlichen Ursachen beruht, 

3. in der ersten Doppelwoche, für die die 
Kurzarbeit angezeigt worden ist, von der 
Mehrheit der tatsächlich beschäftigten Ar- 
beitnehmer weniger als fünf Sechstel der 
betriebsüblichen Arbeitszeit gearbeitet wird. 
Lehrlinge, Praktikanten, Anlernlinge,HeIm- 
arbelter, geringfügig und unständig Be- 
schäftigte sind nicht mitzuzählen. 

(2) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist nur so lange zulässig, als die Zahl der be- 
zugsberechtigten Kurzarbeiter in dem Be- 
triebe mehr als fünf vom Hundert der in der 
ersten Doppelwoche tatsächlich beschäftigten 
Arbeitnehmer beträgt. Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 
Ist anzuwendeh. 

§ 130 b 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
Ist in einem Betriebe frühestens mit Beginn 
der Woche zulässig. In der die Anzeige über 
die Kurzarbeit bei dem Arbeitsamt eingegan- 
gen Ist. Wird die Anzeige aus einem ent- 
schuldbaren Grunde nicht rechtzeitig erstat- 
tet, so kann ein früherer Zeitpunkt festge- 
setzt werden. Die Gewährung von Kurz- 
arbeitergeld ist jedoch nicht vor dem Tage 
zulässig, von dem ab das Arbeitsamt die Vor- 
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aussetzungen für die Zulässigkeit der Gewäh- 
rung von Kurzarbeitergeld als gegeben an- 
erkennt. 

(2) Die Gewährung des Kurzarbeitergeldes 
ist erst mit Beginn der zweiten Doppelwoche 
der angezeigten Kurzarbeit zulässig, wenn 
in den letzten sechs Wochen vor Beginn der 
angezeigten Kurzarbeit die betriebsübliche 
Arbeitszeit um mehr als zehn vom Hundert 
überschritten worden ist. 

§ 130 c 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betriebe für vierzehn Wochen 
zulässig. Der Verwaltungsrat kann mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder einzelne 
Bezirke In einzelnen Wirtschaftszweigen mit 
Rücksicht auf ihre besonderen Verhältnisse 
ganz oder teilweise oder in allen Wirtschafts- 
zweigen bei überdurchschnittlicher Arbeits- 
losigkeit bis zu zweiundfünfzig Wochen für 
zulässig erklären. 

(2) Die erneute Gewährung für die In Ab- 
satz 1 genannte Dauer ist nur zulässig, wenn 
die tatsächlich beschäftigten Arbeitnehmer 
(§ 130 a) nach dem letzten Bezug von Kurz- 
arbeitergeld mindestens dreizehn Wochen, 
wenigstens fünf Sechstel der betriebsüblichen 
Arbeitszeit gearbeitet haben. 

§ 130 d 

(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben 
Kurzarbeiter, soweit die Gewährung von 
Kurzarbeitergeld nach den §§ 130 bis 130 c 
zulässig ist. 

(2) Kurzarbeiter Im Sinne des Absatzes 1 
ist, wer 

1. nadi Beginn der Kurzarbeit als Arbeitneh- 
mer eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung In dem kurzarbeitenden Betriebe 
fortsetzt oder aus zwingenden betrieb- 
lichen Gründen aufnimmt und 

2. infolge Arbeitsmangels im Sinne des 
§ 130 a Abs. 1 Nr. 2 einen Arbeitsausfall 
von mehr als einem Sechstel der betriebs- 
üblichen Arbeitszeit erleidet und 

3. infolge des Arbeitsausfalles ein verminder- 
tes Arbeitsentgelt bezieht, jedoch 

4. in der Doppelwoche, bei monatlicher Lohn- 
abrechnung in jeder Monatshälfte min- 
destens eine volle Arbeitsschicht, minde- 


stens aber acht Arbeitsstunden In der Ar- 
beitsstätte beschäftigt wird. Diese Voraus- 
setzung gilt auch als erfüllt, wenn der Ar- 
beitnehmer diese Mindestarbeitszelt unver- 
schuldet versäumt. 

(3) Als Zelten des Arbeitsausfalles gelten 
Zeiten des Urlaubs und der Krankheit in 
keinem Falle, Wodienfeiertage nur, soweit 
eine Lohnzahlungspflicht Infolge des Arbeits- 
mangels entfällt. 

§ 130 e 

(1) Für die Bemessung des Kurzarbeitergel- 
des ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt (Kurz- 
lohn) und dem Arbeitsentgelt maßgebend, 
das der Kurzarbeiter ohne den Arbeitsausfall 
in der betriebsüblichen Arbeitszeit erzielt 
hätte (Vollohn). Arbeitsentgelt, auf das der 
Kurzarbeiter für die Zeit des Arbeitsausfalles 
Anspruch hat, oder Zuschüsse, die der Arbeit- 
geber freiwillig wegen des Arbeitsausfalles 
zum Arbeitsentgelt leistet, sind dem tatsäch- 
lich erzielten Arbeitsentgelt hinzuzurechnen. 
Das gleiche gilt für Einkommen, das der 
Kurzarbeiter während des Bezuges von Kurz- 
arbeitergeld aus einer unselbständigen oder 
selbständigen Tätigkeit erzielt. 

(2) Das Kurzarbeitergeld richtet sich nach 
den dem Gesetz beigefügten Tabellen. 

§130f 

Das Kurzarbeitergeld wird in der Regel je- 
weils für eine Doppelwoche gewährt. Wird 
In einem Betriebe das Arbeitsentgelt vier- 
wöchentlich oder monatlich abgerechnet, so 
sollen für die Berechnung und die Gewäh- 
rung des Kurzarbeitergeldes diese Zeiträume 
zugrunde gelegt werden. 

§ 130 g 

Betriebsübliche Arbeitszeit Im Sinne der 
§§ 130 a bis 130 e ist die regelmäßige betrieb- 
liche Arbeitszeit, soweit sie die gesetzlich zu- 
lässige Arbeitszeit, für die kein Mehrarbeits- 
zusdhilag zu zahlen ist, nicht überschreitet. 

§ 130 h 

(1) In der Krankenversicherung bemessen 
sich bei Personen, die unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles Kurzarbeitergeld be- 
zogen haben, die Barleistungen nach dem 
Grundlohn, der vor Beginn der Zahlung von 
Kurzarbeitergeld für den Beitrag zur Kran- 
kenversicherung maßgebend war. 
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(2) Der Mehraufwand an Krankengeld, der 
den Krankenkassen nach Absatz 1 entsteht, 
wird durdi das Arbeitsamt erstattet. § 119 
Abs. 2 gilt entsprechend. Erstattungspflichtig ist 
das Arbeitsamt, das das Kurzarbeitergeld ge- 
währt. Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechtsverordnung eine Pauschalbe- 
rechnung des Mehraufwandes vorschreiben. 


II. Stillegungsvergütung 

§ 130 i 

Die Gewährung von Stillegungsvergütung 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ist 
in einem Betriebe für die Zeit der Stillegung, 
längstens für sechs Wochen (drei Doppel- 
wochen) innerhalb von zwölf Monaten zu- 
lässig, wenn infolge allgemeinen Kohlenman- 
gels oder infolge einer angeordneten oder be- 
hördlich anerkannten Einschränkung der 
Wasser-, Gas- oder Stromlieferung die Arbeit 
mindestens in einer Doppelwoche ganz aus- 
fällt und die Stillegung dem Arbeitsamt an- 
gezeigt worden ist. § 130 b Abs. 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 130 k 

Anspruch auf Stillegungsvergütung hat, 
wer im Zeitpunkt der Stillegung als Arbeit- 
nehmer in einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung steht, solange das Arbeitsverhält- 
nis während der Stillegung fortdauert. Der 
Anspruch ruht während eines Urlaubs. § 89 
ist entsprechend anzuwenden. 

§130 1 

(1) Die Stillegungsvergütung bemißt sich 
nach dem Arbeitsentgelt, das der Anspruchs- 
berechtigte ohne den Arbeitsausfall in der 
betriebsüblichen Arbeitszeit, höchstens jedoch 
in einer Arbeitszeit von achtundvierzig Stun- 
den erzielt hätte. § 105 Abs. 4 Nr. 1 und 
Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden. Ein- 
kommen, das der Anspruchsberechtigte wäh- 
rend des Bezuges von Stillegungsvergütung 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit erzielt und Beträge im Sinne des 
§ 130e Abs. 1 Satz 2 sind vom Arbeitsent- 
gelt abzusetzen. 

(2) Die Stillegungsvergütung richtet sich 
nach den dem Gesetz beigefügten Tabellen. 
Die §§ 109 und 130 f sind entsprechend anzu- 
wenden. 


§ 130 m 

Auf die Krankenversicherung der Empfän- 
ger von Stillegungsvergütung sind die §§ 117 
bis 121, 123, 125 und 126 entsprechend an- 
zuwenden. 


III. Gemeinsame Vorschriften 
§ 130 n 

(1) Als Betrieb im Sinne dieser Vorschrif- 
ten gilt auch eine Betriebsabteilung. 

(2) Anspruch auf Lohnausfallvergütung hat 
nicht, wer bei entsprechender Anwendung 
des § 87 a nicht als arbeitslos gelten würde. 

(3) Die Lohnausfallvergütung ist zu ver- 
sagen, wenn der Arbeitnehmer eine vom Ar- 
beitsamt zugewiesene Arbeit ohne berechtig- 
ten Grund (§ 90 Abs. 2) nicht annimmt oder 
nicht verriditet. 

(4) § 94 Abs. 1, 3 bis 4 und die §§ lila, 
113 a, 114 und 116 gelten entsprechend. 

(5) Für die Unfallversicherung der Empfän- 
ger von Lohnausfall Vergütung gilt § 129 

Abs. 1 entsprechend, soweit sie auf Grund des 
§ 186 Abs. 4 der Meldepflicht nach § 173 
unterliegen.“ 


A r t i k e 1 III 

Der Vierte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„VIERTER ABSCHNITT 

Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit 

A. Förderung der Arbeitsaufnahme und der 
Berufsausbildung sowie berufliche 
Bildungsmaßnahmen 

§ 131 

Arbeitslosigkeit ist in erster Linie durch 
Vermittlung von Arbeit zu verhüten und zu 
beenden. 
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§ 132 

(1) Zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
im Inlande können für Bezieher von Ar- 
beitlosengeld folgende Leistungen gewährt 
werden: 

1. Reisekosten zum Zwecke der Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses oder zur Auf- 
nahme einer Arbeit für sich und für die 
Mitreise und Übersiedlung der (zu ihrer 
häuslichen Gemeinschaft gehörigen Fami- 
lienmitglieder, 

2. Trennungsbeihilfen bei Führung eines ge- 
trennten Haushalts bis zur Übersiedlung 
der Familienangehörigen an den neuen Ar- 
beitsort, 

3. Arbeitsausrüstung, 

4. Anlernzuschüsse, wenn die volle Leistungs- 
fähigkeit erst nach einer Einarbeitungszeit 
erreicht werden kann, 

5. Überbrückungsbeihilfen bis zur ersten 
Lohn- oder Gehaltszahlung, 

6. einmalige Wirtschaftsbeihilfen an Land- 
arbeiterfamilien für die zum Aufbau oder 
zur Übernahme einer Eigenwirtschaft er- 
forderlichen Beschaffungen, soweit ihre Ar- 
beitsvermittlung oder der Bestand ihrer Be- 
schäftigungsverhältnisse hiervon abhängig 
ist, 

7. Begleitung von Sammelfahrten bei grup- 
penweiser Überführung an einen auswärti- 
gen Beschäftigungsort. 

(2) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit bestim- 
men, ob und inwieweit bei Annahme einer 
Arbeit im Auslande unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 und des § 136 Abs. 1 die 
Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 ge- 
währt werden können. 

(3) Die Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 können als Zuschuß oder Darlehen ge- 
währt werden, soweit es nicht üblich oder an- 
gemessen ist, daß der Arbeitgeber die Kosten 
übernimmt. 

§ 133 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit zulas- 
sen, daß für Bezieher von Arbeitslosengeld 
Beihilfen zur Durchführung einer geordneten 
Berufsausbildung gewährt werden. Die Bei- 
hilfen sollen in der Regel die tariflichen An- 
fangsbezüge in dem angestrebten Berufe oder, 
soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, 


die tariflidien Anfangsbezüge in einer ver- 
gleichbaren Berufstätigkeit nicht übersteigen. 
Die Zulassung von Ausbildungsbeihilfen kann 
auf einzelne Berufe beschränkt werden. 

S 134 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit zulassen, daß 
Arbeitgebern zur Schaffung von Dauerarbeits- 
plätzen für langfristig Arbeitslose Beihilfen 
bis zu fünfzig vom Hundert des tariflichen 
oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht be- 
steht, des im Beruf ortsüblichen Arbeitsent- 
geltes für die Dauer von höchstens sechsund- 
zwanzig Wochen als Darlehen oder Zuschuß 
gewährt werden können. Die Beihilfe darf 
das Eineinhalbfache des Arbeitslosengeldes 
nicht übersteigen. 

§ 135 

Die Bundesanstalt kann Maßnahmen, die 
der beruflichen Fortbildung und Umschulung 
dienen oder geeignet sind, die Kenntnisse und 
Fähigkeiten von Beziehern von Arbeitslosen- 
geld zu erhalten oder zu erweitern und da- 
mit die Vermittlung in Arbeit fördern, ein- 
richten oder unterstützen oder das übliche 
Schulgeld für die Teilnahme zahlen. 

S 136 

(1) Die Leistungen nach den §§ 132, 133 
und 135 dürfen nur gewährt werden, wenn 
die erforderlichen Mittel den Beziehern von 
Arbeitslosengeld nicht oder nicht in aus- 
reichendem Maße zur Verfügung stehen und 
auch nicht von Dritten zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

(2) Bezieher von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe werden für die Anwendung 
der §§ 132 bis 135 den Beziehern von Ar- 
beitslosengeld gleichgestellt. Der Verwal- 
tungsrat kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit bestimmen, ob und in- 
wieweit andere Arbeitsuchende und Schul- 
abgänger Beziehern von Arbeitslosengeld 
gleichgestellt werden können. 

(3) Zur Durchführung der Maßnahmen 
naA den §§ 132 bis 135 erläßt der Verwal- 
tungsrat mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit Richtlinien. Er kann die 
Leistungen nach der Höhe und der Dauer be- 
grenzen. 

§§ 137 bis 138 
(weggefallen) 
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B. Wertschaffende Arbeitslosenhilfe 

I. Notstandsarbeiten 
§ 139 

(1) Die Bundesanstalt kann Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung als Notstandsarbeiten 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung nacli 
den folgenden Vorschriften fördern (Grund- 
förderung). 

(2) Als Notstandsarbeiten dürfen unbe- 
schadet der Vorschrift des Absatzes 3 nur 
Maßnahmen gefördert werden, die zusätzlich, 
gemeinnützig und volkswirtschaftlich wert- 
voll sind und :im öffentlichen Interesse liegen. 
Zusätzlich sind nur solche Maßnahmen, die 
auf andere Weise nicht, nicht in diesem Um- 
fange oder nicht zu diesem Zeitpunkt vorge- 
nommen werden können. 

(3) Als Notstandsarbeiten dürfen auch ge- 
meinnützige Maßnahmen gefördert werden, 
die zusätzliche Arbeitsgelegenheit für arbeits- 
lose ältere Angestellte schaffen und im öffent- 
lichen Interesse liegen, insbesondere kulturel- 
len oder wissenschaftlichen Zwecken dienen. 
Zu diesen Arbeiten können auch Arbeitslose 
zugewiesen werden, denen die Beschäftigung 
bei Maßnahmen nach Absatz 2 die künftige 
Ausübung ihrer bisherigen überwiegenden 
Tätigkeit wesentlich erschweren würde. 

(4) Maßnahmen, die in hohem Maße 
menschliche Arbeitskraft beanspruchen, sind 
zu bevorzugen. Das gleiche gilt für Maß- 
nahmen, die geeignet sind, unmittelbar oder 
mittelbar Dauerarbeitsplätze oder die Vor- 
aussetzungen für die Beschäftigung von Ar- 
beitslosen in Dauerarbeit zu schaffen. 

(5) Maßnahmen, die privaten erwerbswirt- 
schaftlichen Zwecken dienen, dürfen nicht 
gefördert werden. 

(6) Die Grundförderung soll die durch- 
schnittlichen Aufwendungen an Arbeitslosen- 
geld und an Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe nicht übersteigen. Sie kann als Dar- 
lehen oder Zuschuß gewährt werden. 

(7) Die Grundförderung kann beim Aus- 
setzen der Arbeit infolge von Witterungsein- 
flüssen weitergewährt werden, wenn für die 
Ausfallzeit Lohn mindestens in Höhe der 
Grundförderung gezahlt wird. 

(8) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung der Bundesregierung die erforderlichen 
Richtlinien über Art und Träger der Maß- 


nahmen, über Art, Umfang und Dauer der 
Förderung sowie über das Verfahren. Er 
kann mit Rücksicht auf die Lage des Arbeits- 
marktes oder sonstige wirtschaftliche Ver- 
hältnisse mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit bestimmte Arten von Arbei- 
ten zeitweise fördern oder ausschließen. 

§ 139 a 

(1) Zur Verstärkung der Grundförderung 
(§ 139) können für Maßnahmen, die für die 
Wirtschaft und den Arbeitsmarkt besonders 
wertvoll sind, vom Bundesminister für Ar- 
beit aus den verfügbaren Haushaltsmitteln 
des Bundes (verstärkte Förderung aus Bun- 
desmitteln) und vom Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt aus Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung (verstärkte Förderung aus Mit- 
teln der Bundesanstalt) Darlehen oder Zu- 
schüsse bewilligt werden. Vorzugsweise sol- 
len damit solche Notstandsarbeiten gefördert 
werden, die der Vorbereitung oder Ergän- 
zung anderer wirtschaftsfördernder Maßnah- 
men, Insbesondere in Bezirken mit einer den 
Bundesdurchschnitt übersteigenden Arbeits- 
losigkeit zur Beschäftigung langfristig Arbeits- 
loser dienen. Der Bundesminister für Arbeit 
kann den Präsidenten der Bundesanstalt mit 
der Zuteilung der Bundesmittel beauftragen. 
Die Bundesregierung erläßt die für die Durch- 
führung erforderlichen Richtlinien, hinsicht- 
lich der Mittel der Arbeitslosenversicherung 
nach Anhörung des Verwaltungsrates. 

(2) Die Zuteilung von Darlehen und Zu- 
schüssen nach Absatz 1 setzt in der Regel 
voraus, daß auch das Land, dem die Maß- 
nahme zugute kommt, Darlehen und Zu- 
schüsse in gleicher Höhe und nicht unter un- 
günstigeren Bedingungen gewährt (verstärkte 
Förderung aus Landesmitteln). Die Bundes- 
anstalt kann die Zuteilung dieser Landes- 
mittel auf Antrag des Landes übernehmen. 

11. Gemeinschaftsarbeiten 
§ 140 

(1) Arbeitslosengeld erhält der Arbeitslose 
auch dann, wenn er eine vom Verwaltungs- 
ausschuß des Arbeitsamtes als gemeinnützig 
und zusätzlich anerkannte Arbeit (Gemein- 
schaftsarbeit) verrichtet, die Ihm vom Ar- 
beitsamt zugewiesen worden Ist. § 139 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Für Mehraufwendungen, die dem Ar- 
beitslosen bei ordnungsmäßiger Ausführung 
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der nach Absatz 1 zugewiesenen Arbeit ent- 
stehen, ist ihm Hebendem Arbeitslosengeld vom 
Träger der Arbeit eine angemessene Entschä- 
digung zu gewähren. Arbeitslosengeld und 
Entschädigung zusammen dürfen achtzig 
vom Hundert des tariflichen oder des orts- 
üblichen Arbeitsentgelts für gleichartige Ar- 
beiten nicht übersteigen. 

(3) Eine Beschäftigung auf Grund des Ab- 
satzes 1 begründet kein Arbeitsverhältnis im 
Sinne des Arbeitsrechts und kein Beschäfti- 
gungsverhältnis im Sinne der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung. Die Vor- 
schriften über den Arbeitsschutz finden An- 
wendung. 

(4) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Art der Arbeiten, das Aus- 
maß der Arbeitsleistung und der Entschädi- 
gung für Mehraufwand sowie über das Ver- 
fahren erlassen. 


III. Siedlungshilfe 
§ 140a 

(1) Die Arbeit eines Empfängers von Ar- 
beitslosengeld an seinem Eigenheim oder 
seiner Kleinsiedlung oder die unentgeltliche 
Mitarbeit im Wege der Selbsthilfe an der- 
artigen Bauvorhaben, die in das Eigentum 
der Mitarbeitenden übergehen, schließt Ar- 
beitslosigkeit (§ 87 a) nicht aus, wenn das 
Arbeitsamt nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften der Arbeit zustimmt. 

(2) Eigenheime und Kleinsiedlungen 
müssen hinsichtlich Größe, Ausstattung und 
Lasten den Vorschriften des sozialen Woh- 
nungsbaues entsprechen. Wohnungen In der 
Rechtsform des Wohnungseigentums und 
eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts 

20 Abs. 4 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
In der Fassung vom 25. August 1953 
— Bundesgesetzbl. I S. 1047) stehen den 
Eigenheimen, landwirtschaftliche Neben- 
erwerbsstellen den Kleinsiedlungen gleich. Als 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen gel- 
ten Siedlungsvorhaben, die auf Grund der 
Vorschriften des Reichssiedlungsgesetzes vom 
11. August 1919 (Reichsgsetzbl. I S. 1429) 
und der dazu ergangenen landesrechtlichen 
Vorschriften errichtet werden und die nach 
Größe und Ausstattung die hauptberufliche 
Betätigung des Siedlers als Arbeitnehmer 
nicht in Frage stellen. 


(3) Das Arbeitsamt darf bei der gemein- 
samen Errichtung von Eigenheimen und 
Kleinsiedlungen nur zustimmen, wenn für die 
Bauvorhaben ein gemeinnütziger Träger be- 
stimmt Ist und der Wert der unentgelt- 
lichen Mitarbeit den Umfang der nach dem 
Finanzierungsplan für den Erwerb des Eigen- 
tums erforderlichen Eigenleistung nicht über- 
schreitet. 

(4) Die Mitarbeit gilt auch als unentgelt- 
lich, wenn sie als Eigenleistung im Finanzie- 
rungsplan bewertet wird. 

(5) Das während der Arbeit am eigenen 
Bauvorhaben oder während der Mitarbeit ge- 
währte Arbeitslosengeld kann zurück- 
gefordert werden, wenn der Empfänger 
innerhalb von fünf Jahren, nachdem das von 
Ihm errichtete Bauwerk bezugsfertig ge- 
worden Ist, seine Eigentums- oder Nutzungs- 
rechte veräußert oder wenn er seine Mit- 
arbeit vorzeitig aufgibt, bevor er seinen 
vollen Eigenanteil geleistet hat, und den 
Gegenwert seiner Eigenleistung abtritt oder 
auf andere Weise veräußert. 

(6) Die Bundesregierung erläßt nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Rechts- 
verordnung Vorschriften, unter welchen 
sonstigen Voraussetzungen und für welche 
Dauer die Zustimmung erteilt werden darf, 
sowie über das Zustimmungsverfahren und 
über die Rückforderung nach Absatz 5.“ 


Artikel IV 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung erhält folgenden 
Fünften Abschnitt: 

„FÜNFTER ABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

§ 141 

(1) Deutsche Im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes haben Anspruch auf Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach Maß- 
gabe der nachfolgenden Vorschriften. Im 
übrigen sind die sonstigen Vorsdiriften dieses 
Gesetzes sinngemäß anzuwenden. 
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(2) Fremde Staatsangehörige stehen Deut- 
schen gleich, wenn ln ihrem Helmatstaat ar- 
beitslosen Deutschen der Arbeitslosenhilfe 
gleichwertige Leistungen gewährt werden. Ob 
dies der Fall Ist, stellt der Bundesminister für 
Arbeit fest. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit kann 
mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen durch Rechtsverordnung sonstige 
fremde Staatsangehörige und Staatenlose 
Deutschen gleichstellen. Er kann die Gleich- 
stellung insbesondere von einer bestimmten 
Dauer des Aufenthaltes und der Beschäfti- 
gung im Geltungsbereich dieses Gesetzes ab- 
hängig machen. § 18 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) bleibt unberührt. 

§ 141 a 

Die Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Unterstützung liegen vor, wenn der Antrag- 
steller 

1. arbeitslos und vermittlungsfähig ist und 
sich beim Arbeitsamt gemeldet hat, 

2. das fünfundsechzigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet und keinen Anspruch auf 
Rente wegen Invalidität oder Berufsunfähig- 
keit aus der Rentenversicherung der Ar- 
beiter, der Rentenversicherung der Ange- 
stellten oder der knappschaftllchen Ren- 
tenversicherung hat, 

3. keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, 

4. innerhalb der letzten zwei Jahre vor der 
Arbeitslosmeldung, die dem erstmaligen 
Antrag auf Unterstützung unmittelbar 
vorausgeht, 

a) Arbeitslosengeld bezogen hat, ohne daß 
ihm der Ansprudi hierauf auf Grund 
des § 93 c entzogen worden ist, oder 

b) Insgesamt mindestens zwanzig Wochen 
oder mindestens dreizehn zusammen- 
hängende Wochen (drei Monate) in ver- 
sicherungspflichtiger oder entlohnter 
versicherungsfreier, aber nicht nur ge- 
legentlicher oder geringfügiger (§ 75 a 
Abs. 2) Beschäftigung innerhalb oder 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes gestanden hat; § 95 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend; Beschäfti- 
gungen, die vor dem letzten Tage des 
Bezuges von Arbeitslosengeld liegen 
oder bereits zur Begründung eines An- 
spruches gedient haben, bleiben außer 


Betracht; eine abgeschlossene oder end- 
gültig aufgegebene Ausbildung auf 
Hoch- oder anerkannten Fachschulen 
steht einer Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer gleich. 

§ 141 b 

(1) Die Voraussetzungen des § 141 a Nr. 4 
gelten bei Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüchtlingen im Sinne der §§ 1 bis 8 des 
Bundesvertriebenengesetzes vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201), die nach den 
§§ 9 bis 13 des Bundesvertriebenengesetzes 
Rechte und Vergünstigungen In Anspruch 
nehmen können, als erfüllt. Das gleiche gilt 
für Evakuierte im Sinne der §§ 1 bis 3 des 
Bundesevakulertengesetzes vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 586). 

(2) Wer als Abkömmling eines Beziehers 
von Arbeitslosengeld oder von Unterstützung 
mit diesem in gemeinsamem Haushalt lebt, 
das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat 
und die Voraussetzung des § 141 a Nr. 4 
Buchstabe a nicht erfüllt, hat keinen Anspruch 
auf Unterstützung. 

§ 141 c 

Der Anspruch auf Unterstützung erlischt 

1. mit der Erfüllung einer Anwartschaftszeit 
in der Arbeitslosenversicherung, 

2. mit der erneuten Erfüllung der Voraus- 
setzungen des § I41a Nr. 4 Buchstabe b, 

3. nach Ablauf von zwei Jahren seit dem 
letzten Tage des Unterstützungsbezuges. 

§ 141 d 

(1) Ein Arbeitsloser hat keinen Anspruch 
auf Unterstützung, 

a) soweit seine Einkünfte und die Einkünfte 
seines Ehegatten, mit dem er Im gemein- 
samen Haushalt lebt, einschließlich der 
Leistungen, die er von dem nicht mit ihm 
Im gemeinsamen Haushalt lebenden oder 
dem früheren Ehegatten oder von sonstigen 
Dritten erhält oder beanspruchen kann, den 
maßgebenden Satz der diesem Gesetz bei- 
gefügten Tabelle erreichen, 

b) soweit mit Rücksicht auf sein Vermögen 
und das Vermögen seines im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Ehegatten oder seiner 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Ver- 
wandten in gerader Linie eine Unter- 
stützung nicht gerechtfertigt ist, 

c) soweit er seinen Lebensunterhalt auf 
andere Weise bestreitet. 
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(2) Haben Eheleute, die im gemeinsamen 
Haushalt leben, für die gleiche Zeit die Vor- 
aussetzungen für den Anspruch auf Unter- 
stützung erfüllt, so besteht Anspruch für beide 
zusammen nur soweit, als ihre Einkünfte im 
Sinne des Absatzes 1 Buchstabe a den Tabel- 
lensatz nach dem höheren Entgelt zuzüglich 
sechs Deutsche Mark nicht erreichen. Jedem 
der Ehegatten steht der Anspruch auf den Teil 
der hiernach ermittelten Unterstützung zu, der 
dem Verhältnis der beiden Arbeitsentgelte zu- 
einander entspricht. In gleicher Weise kann 
verfahren werden, wenn Arbeitslose In ehe- 
ähnlicher Gemeinschaft leben. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 Buchstabe a 
hat das Arbeitsamt gleichwohl Unterstützung 
zu gewähren, solange und soweit der Arbeits- 
lose Leistungen, auf die er einen Anspruch hat, 
nicht erhält. Das Arbeitsamt kann durch 
schriftliche Anzeige an den Leistungspflichtigen 
bewirken, daß die Ansprüche des Arbeitslosen 
in Höhe der Mehraufwendungen an Unter- 
stützung auf den Bund übergehen. Der Über- 
gang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Anspruch unpfändbar ist. Der Zustim- 
mung des Arbeitslosen bedarf es nicht. Die 
Bundesanstalt ist berechtigt und verpfllditet, 
die Ansprüche für den Bund geltend zu 
machen. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates und mit 
Zustimmung der Bundesminister des Innern 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung 
Vorschriften darüber, ob und Inwieweit Ver- 
mögen und Einkünfte des Arbeitslosen sowie 
seines Ehegatten und seiner mit ihm in gerader 
Linie Verwandten, soweit sie mit Ihm Im ge- 
meinsamen Haushalt leben, bei der Bemessung 
der Unterstützung zu berücksichtigen sind und 
wann anzunehmen ist, daß der Arbeitslose 
seinen Unterhalt auf andere Weise bestreitet. 

(5) Im Sinne der vorstehenden Vorschriften 
sind die Einkünfte und das Vermögen einer 
Person, mit der der Arbeitslose In eheähnlicher 
Gemeinschaft lebt, in gleidier Weise zu berück- 
sichtigen wie die Einkünfte und das Ver- 
mögen des Ehegatten. 


§ 141 e 

(1) Der Hauptbetrag des Tabellensatzes be- 
mlßt sich 

1. in dem Falle des § 141 a Nr. 4 Buchstabe a 
nach dem Arbeitsentgelt, das zuletzt der 


Bemessung des Arbeitslosengeldes zugrunde 
gelegt worden ist, 

2. in dem Falle des §141aNr. 4 Buchstabe b 
nach dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt 
der letzten dreizehn Wochen (drei Monate) 
der Beschäftigung, durch die die Voraus- 
setzung des § 141 a Nr, 4 Buchstabe b er- 
füllt wird. § 105 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 
bis 5 ist anzuwenden. 

Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen der 
Buchstaben a und b des § 141 a Nr. 4 vor, so 
ist Nummer 2 anzuwenden. 

(2) Entspricht die Beschäftigung innerhalb 
der Bemessungszeit des Absatzes 1 Nr. 2 nicht 
der Beschäftigung, die der Arbeitslose zuvor 
überwiegend ausgeübt hat, so kann zur Ver- 
meidung unbilliger Härten die bisherige Be- 
messungsgrundlage beibehalten werden. 

(3) Kann der Tabellensatz nicht nach Ab- 
satz 1 bemessen werden, so Ist das Arbeits- 
entgelt nach der tariflichen Regelung für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen 
(§ 168), in Ermangelung einer tariflichen Re- 
gelung das ortsübliche Arbeitsentgelt der- 
jenigen Beschäftigung maßgebend, für die der 
Arbeitslose nach dem Lebensalter und seinem 
körperlichen, geistigen und seelischen 
Leistungsvermögen unter billiger Berück- 
sichtigung seines Berufes und seiner Ausbil- 
dung in Betracht kommt. 

(4) Steht der Arbeitslose aus Gründen, die 
in seiner Person liegen, dem Arbeitsmarkt 
nicht für eine Beschäftigung zur Verfügung, 
deren Entgelt der Bemessung nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 zugrunde zu legen wäre, so ist 
das Arbeitsentgelt der Beschäftigung zu- 
grunde zu legen, für die der Arbeitslose 
künftig in Betracht kommt. 

§ 141 f 

Eine Wartezeit ist nur im Falle des § 141 a 
Nr. 4 Buchstabe b zurückzulegen. 

§ 141g 

§ 113 Abs. 2, § 177 a Abs. 1 und § 218 sind 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die An- 
sprüdie auf den Bund übergehen. Die §§ 217, 
und 218 a sind mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die Aufwendungen dem Bund zu er- 
setzen sind. Die Bundesanstalt ist berechtigt 
und verpflichtet, die Ansprüche für den 
Bund geltend zu machen. 
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$ 141 h 

Wer Unterstützung bezieht, ist über seine 
Anzeigepflicht nach § 176 hinaus ohne Auf- 
forderung verpflichtet, jede Änderung seines 
eigenen Einkommens und Vermögens sowie 
der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
seiner rechtlich zu seinem Unterhalt ver- 
pflichteten und seiner sonstigen mit ihm in 
gemeinsamem Haushalt lebenden Angehöri- 
gen anzuzeigen. § 115 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

S 141 i 

(1) Die Unterstützung ist von einer Ar- 
beitsleistung abhängig, soweit dazu Gelegen- 
heit besteht. § 140 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann 
mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen durch Rechtsverordnung zulassen, 
daß während der Teilnahme an Gemein- 
schaftsarbeiten Unterstützung ohne Berück- 
sichtigung von Unterhaltsleistungen der An- 
gehörigen gewährt wird an 

1. Arbeitslose unter einundzwanzig Jahren, 
auch wenn sie die Voraussetzungen des 
§ 141 a Nr. 4 nicht erfüllt haben, 

2. Abkömmlinge unter achtzehn Jahren eines 
Beziehers von AAeitslosengeld oder von 
Unterstützung, auch wenn sie nach § 141 b 
Abs. 2 keinen Anspruch auf Unterstützung 
haben, 

3. Arbeitslose, die nur auf Grund des § 141 d 
Abs. 2 oder der nach § 141 d Abs. 4 er- 
lassenen Vorschriften keine oder eine ver- 
minderte Unterstützung erhalten. 

Die Zulassung kann allgemein oder bezirks- 
weise, nach Lebensalter oder Geschlecht er- 
folgen und nach der Dauer begrenzt werden. 

§ Ulk 

5 168 a Abs. 2 ist auf die Arbeitslosenhilfe 
nicht anzuwenden. 

§ 141 1 

Die Arbeitslosenhilfe ist Arbeitslosen- 
fürsorge im Sinne des Artikels 120 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und des § 1 Abs. 1 Nr. 9 des 


Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 779)." 


Artikel V 

Der Fünfte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung erhält folgende Fassung: 

„SECHSTER ABSCHNITT 
Aufbringung und Verwaltung der Mittel 
A. Beitragspflichtiger Personenkreis 

S 142 

Die Mittel zur Durchführung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt nach diesem Gesetz 
werden unbeschadet der §§ 1 und 163 durch 
Beiträge der versicherten Arbeitnehmer und 
ihrer Arbeitgeber aufgebracht. 

§ 143 

(1) Versicherte und Ihre Arbeitgeber 
tragen die Beiträge je zur Hälfte, soweit 
im folgenden nicht Abweichendes bestimmt 
ist. 

(2) Für einen Versicherten, dessen regel- 
mäßiges Arbeitsentgelt 65 Deutsche Mark 
monatlich oder 15 Deutsche Mark wöchent- 
lich nicht übersteigt, trägt der Arbeitgeber 
den Beitrag allein. 

§ 143a 

Im Falle des § 70 a Abs. 3 trägt der Arbeit- 
geber die Beiträge für die Zeit, für die die 
Versicherungsfreiheit rückwirkend erlischt, 
allein. 

143b 

Beitragsfrei ist eine Beschäftigung als Lehr- 
ling, Anlernling oder Umschüler im Sinne 
des § 74 Abs. 1 und 2 nach Ablauf des 
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2:weiten Ausbildungsjahres. § 74 Abs. 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 144 

Der Bundesminister für Arbeit kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie weit die 
deutschen Bediensteten ausländischer Staaten 
und solcher Personen, die nidit der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit unterstehen, die 
Pflichten der Arbeitgeber zu erfüllen haben. 


B. Einziehung der Beiträge 
§ 145 

(1) Die Beiträge werden entrichtet: 

1. soweit die Versicherten für den Fall der 
Krankheit pflichtversichert sind, mit den 
Beiträgen zur Krankenversicherung und 
zur Rentenversicherung In einem Betrage; 

2. soweit die Versicherten nicht für den Fall 
der Krankheit pflichtversichert sind, an die 
Krankenkasse, bei der sie ohne Rücksicht 
auf die Mitgliedschaft bei einer Ersatzkasse 
krankenversicherungspflichtig wären. 

(2) Auf die Zahlung sind die §§ 28, 29, 
383, 393 bis 396, 397 a bis 405 und, wenn 
es sich um Zahlungen an die See-Krankenkasse 
handelt, außerdem § 490 Abs. 2 Satz 2 und 
Satz 3 erster Halbsatz und § 493 a Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung anzuwenden. Die 
Befugnis, rückständige Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung beizutreiben, ebenso das 
Recht auf Auskunftserteilung durch den Ar- 
beitgeber gemäß § 318 a der Reichsversiche- 
rungsordnung steht den Ersatzkassen im 
gleichen Umfange wie den Krankenkassen 
nach der Reichsversicherungsordnung (§ 225) 
zu. 

(3) Die Einzugsstellen sind unter den Vor- 
aussetzungen des § 397 a der Reichsversiche- 
rungsordnung verpflichtet, In der dort vor- 
gesehenen Höhe Säumniszuschläge zu den 
Beiträgen zu erheben. Der Verwaltungsrat 
kann auf die Erhebung der Säumniszuschläge 
In begründeten Fällen verzichten. Die Ein- 
zugsstellen können auf die Erhebung von 
Säumniszuschlägen verzichten, soweit die 
Bundesanstalt dies zuläßt. 

§ 146 

Über die Abführung der Beiträge sowie 
über deren Verwaltung und Abrechnung 


durch die Einzugsstellen erläßt der Bundes- 
minister für Arbeit Vorschriften nach An- 
hörung des Verwaltungsratesund derSpitzen- 
verbände der Krankenkassen. 

§ 147 

Die Einzugsstellen erhalten zur Abgeltung 
der Kosten, die Ihnen durdi die Einziehung 
und Abführung der Beiträge entstehen, eine 
Vergütung. Der Bundesminister für Arbeit 
bestimmt nach Anhörung der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen und des Vor- 
standes der Bundesanstalt durch Rechtsver- 
ordnung die Höhe der Vergütung. 

S 148 

(1) Die Einzugsstellen haben den recht- 
zeitigen und vollständigen Eingang der Ar- 
beitslosenversicherungsbeiträge zu über- 
wachen. 

(2) Die Bundesanstalt Ist berechtigt und 
verpflichtet, die Einziehung und Abführung 
der Beiträge bei den Einzugsstellen nachzu- 
prüfen. 

(3) Die Aufsichtsbehörden der Einzugs- 
stellen wachen darüber, daß diese ihre Auf- 
gaben hinsichtlich der Arbeitslosenversiche- 
rungsbeiträge ordnungsmäßig erfüllen. Diese 
Aufgabe nimmt gegenüber den Ersatzkassen 
das Versicherungsamt wahr, das für den Sitz 
der Ersatzkasse zuständig ist. Hat eine Ersatz- 
kasse der Krankenversicherung für An- 
gestellte oder für Arbeiter Zweigstellen, so 
ist das Versicherungsamt des' Sitzes der 
Zweigstelle zuständig. Alle erheblichen An- 
stände In der Geschäftsführung einer Einzugs- 
stelle hat das Versicherungsamt dem zustän- 
digen Landesarbeitsamt mitzuteilen. 

C. Festsetzung der Beiträge 
S 149 

(weggefallen) 

S 150 

(1) Der Beitrag beträgt drei vom Hundert 
des nach Absatz 2 für die Bemessung maß- 
geblichen Betrages. 

(2) Der Beitrag bemißt sich 

l.für die Versicherten, die für den Fall der 

Krankheit pflichtversichert sind, nach dem 

Grundlohn (Lohnstufe, Mitgliederklasse, 
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wirklicher Arbeitsverdienst), der nach der 
Reichsversicherungsordnung für die Bei- 
träge zur Krankenversicherung maßgebend 
ist, für Lehrlinge, die keine Lehrlings- 
vergütung erhalten, nach dem Grundlohn 
der Lohnstufe 1, 

2. für die Versicherten, die wegen der Höhe 
ihres Arbeitsverdienstes oder als höhere 
oder leitende Angestellte mit einem Ar- 
beitsverdienst über 500 Deutsche Mark 
monatlich nicht krankenversicherungs- 
pfliditig, aber angestelltenversicherungs- 
pflichtig sind, nadi einem Betrag von 
16,67 Deutsche Mark für den Kalendertag, 

3. für die sonstigen Versicherten nach dem 
Grundlohn, der nach der Relchsversiche- 
rungsordnung für die Beiträge zur 
Krankenversicherung maßgebend wäre. 

(3) Für die Beltragserhebung sind die 
Woche zu sieben und der Monat zu dreißig 
Tagen anzusetzen. 

§§ 151 bis 157 
(weggefallen) 

D. Rücklage, Vermögensverwaltung, 
Zusdiußpflidit 

§ 158 

Die Mittel der Bundesanstalt dürfen nur 
für die gesetzlich vorgeschriebenen oder zu- 
gelassenen Zwecke verwendet werden. 

§ 159 

(1) Die Bundesanstalt hat eine Pvücklage zu 
bilden. Die Rücklage muß mindestens ein 
Viertel des jährlichen Haushaltsbedarfs be- 
tragen. 

(2) Die Rücklage soll verzinslich angelegt 
werden. Über die Anlage hat der Ver- 
waltungsrat Richtlinien aufzustellen, die der 
Zustimmung der Bundesregierung bedürfen. 

§§ 160 und 161 
(weggefallen) 

§ 162 

Die Aufwendungen für die Unfallversiche- 
rung der Empfänger von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe werden der Bundes- 
anstalt zur Hälfte vom Bund erstattet. 


§ 163 

Kann der Bedarf der Bundesanstalt aus 
den Beiträgen und aus der Rücklage nicht ge- 
deckt werden, so gewährt der Bund die er- 
forderlichen Zuschüsse nach Artikel 120 des 
Grundgesetzes, 

§§ 164 und 165 
(weggefallen) 

E. Beitragserstattung 
§ 165 a 

(1) Beiträge, die irrtümlich entriditet 
worden sind, hat die Bundesanstalt auf An- 
trag zu erstatten, soweit dem Rückforde- 
rungsberechtigten nicht auf Grund solcher 
Beiträge Leistungen gewährt worden sind. 
Rückforderungsberechtigt ist, wer die Bei- 
träge getragen hat. Erstattungspflichtig ist 
das Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Einzugs- 
stelle ihren Sitz hat. Die Krankenkassen sind 
berechtigt, die Beiträge unmittelbar zu er- 
statten, soweit die Bundesanstalt dies zuläßt. 

(2) § 29 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend. 

§§ 166 und 167 
(weggefallen)" 


A r t i k e 1 VI 

Der Sechste Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„SIEBENTER ABSCHNITT 

Verfahren 

§168 

(1) Arbeitslosengeld wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag Ist persönlich bei dem 
Arbeitsamt zu stellen. In dessen Bezirk der 
Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit 
seinen Wohnort hat. Hat der Arbeitslose 
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keinen Wohnort oder konnte er sich infolge 
Berufstätigkeit an seinem Wohnort in der 
Regel nicht aufhalten, so ist das Arbeitsamt 
zuständig, in dessen Bezirk er sich bei Eintritt 
der Arbeitslosigkeit aufhält, im zweiten Falle 
jedoch nur so lange, als er sich an seinem 
Wohnort nicht aufhält. 

(2) Wer sich an einem Ort aufhält, um 
eine Beschäftigung auszuüben, die ihrer 
Natur nach auf einen Teil des Jahres be- 
schränkt ist, begründet dadurch allein noch 
keinen Wohnort. 

(3) Hält sich der Arbeitslose bei Eintritt 
der Arbeitslosigkeit außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes auf, so ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk er sich 
erstmalig polizeilich angemeldet hat. 

(4) Bei Streit zwischen Arbeitsämtern über 
die Zuständigkeit nach den Absätzen 1 bis 3 
entscheidet, wenn die Arbeitsämter dem Be- 
zirk des gleichen Eandesarbeitsamtes ange- 
hören, dessen Präsident, andernfalls der Prä- 
sident der Bundesanstalt. 

§ 168 a 

(1) Auf Antrag des Arbeitslosen kann das 
Arbeitsamt ein anderes Arbeitsamt für zu- 
ständig erklären, falls das Verbleiben des 
Arbeitslosen im Bezirk des Arbeitsamtes für 
ihn eine unbillige Härte bedeuten würde. 
Der Verwaltungsrat kann Riditlinien darüber 
aufstellen, unter welchen Voraussetzungen 
eine unbillige Härte anzunehmen ist. 

(2) Hat der Arbeitslose bei Eintritt der 
Arbeitslosigkeit seinen Wohnort im Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937, aber außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes, und hält 
er sich während der Arbeitslosigkeit dort auf, 
so kann das Arbeitsamt des Beschäftigungs- 
ortes sich für zuständig erklären, wenn der 
Arbeitslose zuletzt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes beschäftigt gewesen ist. Der Ver- 
waltungsfat bestimmt mit Zustimmung des 
ßundesministers für Arbeit das Nähere über 
das Verfahren, insbesondere unter welchen 
Voraussetzungen und für welche Dauer das 
Arbeitsamt des Beschäftigungsortes sich für 
zuständig erklären kann. 

§ 168b 

Wer Anspruch auf Arbeitslosengeld erhebt, 
hat sich unbeschadet einer vorherigen Mel- 
dung beim Arbeitsamt des Beschäftigungs- 


ortes bei dem Arbeitsamt arbeitslos zu mel- 
den, das nach § 168 Abs. 1 bis 3 für die Ent- 
gegennahme des Antrages zuständig ist. 

§ 169 

(1) Männlichen Arbeitslosen, die eine Lehr- 
zeit beendigt und Anspruch auf Arbeits- 
losengeld haben, kann auf ihren Antrag vom 
Arbeitsamt ein Wanderschein ausgestellt wer- 
den, wenn das Wandern zur Erlangung einer 
geeigneten Beschäftigung und zur beruflichen 
Weiterbildung berufsüblidi ist und zweck- 
mäßig erscheint. 

(2) Der Wanderschein darf für denselben 
Arbeitslosen innerhalb eines Jahres nur ein- 
mal ausgestellt werden; er ist auf höchstens 
dreizehn Wochen zu befristen, 

(3) Der Wanderschein begründet die Zu- 
ständigkeit zum Bezüge des Arbeitslosen- 
geldes in den Orten der Wanderschaft. 

(4) Der Verwaltungsrat bestimmt mit Zu- 
stimmung der Bundesminister für Arbeit das 
Nähere über die Voraussetzungen für die Er- 
teilung eines Wanderscheines und über das 
Verfahren. 

§ 170 

(1) Der Arbeitslose hat mit dem Antrag 
auf Arbeitslosengeld alle Tatsachen glaubhaft 
zu machen, deren Kenntnis für die Festset- 
zung des Arbeitslosengeldes erforderlich ist. 
Er hat insbesondere seine Familienverhält- 
nisse, Art, Beginn, Ende und Lösungsgrund 
seiner Arbeitsverhältnisse sowie geldliche und 
sonstige Leistungen anzugeben, die er hier- 
aus oder in ursächlichem Zusammenhang mit 
der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
(§ 113 Abs. 1 Nr. 2) bezogen oder noch zu 
beanspruchen hat. 

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, nach 
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses auf 
Verlangen eine Bescheinigung unter Verwen- 
dung des vorgeschriebenen Vordrucks auszu- 
stellen, aus der Art, Beginn, Ende und- Lö- 
sungsgrund des Arbeitsverhältnisses hervor- 
gehen. Anzugeben sind darin ferner alle geld- 
lichen und sonstigen Leistungen, die der Ar- 
beitslose hieraus oder In ursächlichem Zusam- 
menhang mit der Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses (§ 113 Abs. 1 Nr. 2) erhalten 
oder noch zu beanspruchen hat. Das gleiche 
gilt für Zwischenmeister und andere Auftrag- 
geber von Heimarbeitern. 
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§ 170 a 

(1) Wer einem Bezieher von Arbeitslosen- 
geld eine Tätigkeit gegen Vergütung über- 
trägt, ist verpflichtet, Art und Dauer der 
Tätigkeit sowie die Höhe der Vergütung zu 
bescheinigen. 

(2) Wer als Bezieher von Arbeitslosengeld 
Dienst- oder Werkleistungen gegen Vergü- 
tung erbringt, ist verpfllditet, dem Dienst- 
berechtigten oder Besteller den für die Be- 
scheinigung nach Absatz 1 vorgeschriebenen 
Vordruck vorzulegen. 

§ 171 

(1) Die Bundesanstalt kann Ermittlungen 
jeder Art mit Ausschluß eidlicher Verneh- 
mungen anstellen, die zur Feststellung, ob die 
Voraussetzungen zum Bezüge des Arbeits- 
losengeldes vorliegen, erforderlich sind. Sie 
kann im Rahmen der Ermittlungen Einsicht 
in Lohn- und Auftragsbücher sowie in Listen, 
Entgeltverzeichnisse und Entgeltbelege für 
Heimarbeiter nehmen, soweit dies zur Durch- 
führung des Gesetzes erforderlich ist. Sie 
kann ferner den Arbeitslosen ärztlidi unter- 
sudien lassen. 

(2) Behörden und Versicherungsträger 
haben der Bundesanstalt Amtshilfe zu leisten. 
Insbesondere die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lidi sind. Die Finanzbehörden haben der 
Bundesanstalt Auskunft zu geben über die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
des Arbeitslosen und seiner zusdilagsberech- 
tigten Angehörigen, der dem Arbeitslosen 
zum Unterhalt verpflichteten Personen und 
der Rückzahlungspflichtigen, soweit dies zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist. 

(3) Wer einen Arbeitslosen oder einen sei- 
ner zuschlagsberechtigten Angehörigen be- 
schäftigt oder einer solchen Person Leistungen 
gewährt oder zu Leistungen verpflichtet ist, 
die geeignet sind, Ansprüche des Arbeits- 
losen nach diesem Gesetz auszuschließen oder 
zu mindern. Ist verpflichtet, hierüber Aus- 
kunft zu erteilen, soweit dies zur Durchfüh- 
rung dieses Geestzes erforderlich ist, insbeson- 
dere über Art und Umfang selbständiger oder 
unselbständiger Tätigkeit sowie über Gegen- 
leistungen für solche Tätigkeiten. 

§ 172 

(1) Über den Antrag auf Arbeitslosengeld 
entscheidet der Direktor des Arbeitsamtes. 


(2) Eine Entscheidung, durch die eine Lei- 
stung ganz oder teilweise abgelehnt oder ent- 
zogen wird, ist dem Arbeitslosen schriftlich 
unter Angabe der Rechtsbehelfe bekanntzu- 
geben. 

(3) Der Direktor des Arbeitsamtes kann 
unbeschadet der bindenden Wirkung einer 
Entscheidung oder der Rechtskraft eines Ur- 
teils zugunsten des Arbeitslosen die Entschei- 
dung abändern oder erneut entscheiden, wenn 
Leistungen ganz oder teilweise abgelehnt, 
entzogen oder eingestellt worden sind. 

§ 172 a 

Der Entscheidung über die Verhängung 
einer Sperrfrist nach § 93 Abs. 1 soll der 
Direktor des Arbeitsamtes hinsiclitlich der 
Gründe für die Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses die Auffassung eines Gerichts für Ar- 
beitssachen oder eines auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften vereinbarten Schiedsgerichts zu- 
grunde legen, die in der rechtskräftigen Ent- 
scheidung eines Streites zwischen dem das Ar- 
beitslosengeld beantragenden Arbeitnehmer 
und seinem früheren Arbeitgeber niederge- 
legt Ist. Durdi ein schwebendes Verfahren 
wird die Entscheidung des Direktors des Ar- 
beitsamtes nicht aufgehalten. 

§ 173 

(1) Wer Arbeitslosengeld bezieht, hat sich 
zur Erlangung von Arbeit und zum Nach- 
weis der Arbeitslosigkeit regelmäßig und auf 
Vorladung beim Arbeitsamt zu melden. 
Die Pflicht zur Meldung besteht auch wäh- 
rend einer Sperrfrist (§ 90 Abs. 1, § 92 
Abs. 1, § 93 Abs. 1), während der Wartezeit 
(§ 110) und während eines Rechtsmittelver- 
fahrens für die Zeit, für die dem Arbeitslosen 
im Falle seines Obsiegens ein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld zustände. 

(2) Der Verwaltungsrat erläßt Bestimmun- 
gen über die Meldepflicht der Bezieher von 
Arbeitslosengeld. Er kann auch bestimmen, 
inwieweit Einrichtungen außerhalb der Bun- 
desanstalt auf Ihren Antrag zur Entgegen- 
nahme der Meldungen zuzulassen sind. Die 
Bestimmungen bedürfen der Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit. 

§ 174 

Bei der Meldung arbeitsloser Seeleute haben 
auf Verlangen der Arbeitsämter die seemän- 
nischen Heuerstellen mitzuwirken. 
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§ 175 

(1) Das Arbeitslosengeld wird nachträglich 
ausgezahlt. Die Zahlungszeiträume bestimmt 
der Verwaltungsrat. 

(2) Die Auszahlung liegt dem nach den 
§§ 168, 168 a oder 169 zuständigen Arbeits- 
amt ob. 

(3) Solange ein zuschlagsberechtigter Ange- 
höriger nicht in die häusliche Gemeinschaft 
auf genommen ist oder wenn ein Arbeitsloser 
seinen gesetzlichen Unterhaltspflichten ge- 
genüber einem zuschlag&berechtigten Ange- 
hörigen nicht nachkommt, kann der Direk- 
tor des Arbeitsamtes anordnen, daß ein an- 
gemessener Teil des Arbeitslosengeldes an den 
Angehörigen, dessen Vormund oder diejenige 
Person, Anstalt oder Behörde ausgezahlt 
wird, in deren Obhut er sich befindet oder 
die ihm Unterhalt gewährt. 

(4) Wird einem Arbeitslosen Innerhalb sei- 
ner Familie oder durch eine gemeinnützige 
Einriditung Unterhalt gewährt und kommt 
der Arbeitslose seinen Verpflichtungen zur 
Deckung der Unterhaltskosten nicht nach, so 
kann der Direktor des Arbeitsamtes anord- 
nen, daß das Arbeitslosengeld bis zur Höhe 
der für den gleichen Zeitraum entstandenen 
Unterhaltskosten an den, der sie trägt, aus- 
gezahlt wird. 

§ 175 a 

Bei der Auszahlung sind die Leistungen auf 
den nächsten höheren oder niedrigeren durch 
fünf teilbaren Betrag abzurunden. 

§ 176 

Wer Arbeitslosengeld bezieht. Ist ohne 
Aufforderung verpflichtet, jede Änderung in 
seinen Verhältnissen, die für die Beurteilung 
seines Anspruches auf Arbeitslosengeld dem 
Grunde oder der Höhe nach von Bedeutung 
ist, und In den Einkommens- und Vermögens- 
verhältnissen seiner Angehörigen, für die ihm 
Familienzuschläge gewährt werden, anzuzei- 
gen, Insbesondere 

1. wenn er aus seiner früheren Bechaftigung 
Bezüge erhält (§113 Abs. 1 Nr. 1 und 2), 

2. wenn er oder einer seiner Angehörigen, für 
den ein Familienzuschlag gewährt wird, 
eine entlohnte Arbeit oder eine selbstän- 
dige Tätigkeit übernimmt, 

3. wenn Ihm Krankengeld, Wochengeld, Son- 
derunterstützung nach dem Mutterschutz- 
gesetz, Rente aus der Unfallversicherung, 


Invalidenrente nach der Reichsversiche- 
rungsordnung, Ruhegeld nach dem Ange- 
stelltenversicherungsgesetz, Knappschafts- 
oder Knappschaftsvollrente nach dem 
Reichsknappschaftsgesetz, Rente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz oder Unterhalts- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz zu- 
gebilligt wird oder wenn er eine dieser Lei- 
stungen beantragt, 

4. wenn einer seiner Angehörigen, für den 
ein Familienzuschlag gewährt wird, stirbt, 
die häusliche Gemeinschaft verläßt, eine 
der in Nr. 3 genannten Leistungen erhält 
oder ihm von einem Dritten Unterhalt ge- 
währt wird. 

§ 176 a 

Der Arbeitslose hat sich bei Unterbrechung 
des Bezuges von Arbeitslosengeld unverzüg- 
lich unter Angabe des Grundes abzumelden. 
Die Abmeldung kann auch durch einen Be- 
auftragten oder schriftlich erfolgen. Eine 
nachträgliche Abmeldung kann in begrün- 
deten Fällen anerkannt werden. 

§ 177 

(1) Der Anspruch ist von Amts wegen 
ganz oder teilweise zu entziehen, wenn die 
Voraussetzungen dem Grunde oder der Höhe 
nach nicht Vorlagen oder weggefallen sind. 
Die zu Unrecht geleisteten Beträge sind fest- 
zustellen. 

(2) Die zu Unrecht geleisteten Beträge sind 
vom Empfänger zurückzufordern, wenn und 
soweit er 

1. die Gewährung der Leistung verschuldet 
hat oder 

2. wußte oder wissen mußte, daß die Leistung 
nicht geschuldet wurde, oder 

3. Ansprüche im Sinne des § 177 a Abs. 1 hat 
oder 

4. für die Zeit Arbeitslosengeld erhalten hat, 
für die nachträglich eine Sperrfrist verhängt 
wird. 

Auf die Rückforderung kann im Falle der 
Nummer 1 verzichtet werden, wenn der 
Empfänger die Gewährung der Leistung 
nicht vorsätzlich oder grobfahrlässig herbei- 
geführt hat. 

(3) Hat der Empfänger Bezüge Im Sinne 
des § 113 Abs. 1 trotz des Rechtsübergangs 
nach § 113 Abs. 2 erhalten, so gelten Inso- 
weit die nach § 113 Abs. 2 gewährten Beträge 
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als zu Unrecht geleistet und sind zurückzu- 
fordern. 

(4) Der Empfänger kann nicht geltend 
machen, daß er durch die zu Unrecht gelei- 
steten Beträge (Absätze 2 und 3) nicht mehr 
bereldiert ist. 

(5) Ist ein Anspruch ganz entzogen wor- 
den, so darf die Leistung von neuem nur ge- 
währt werden, wenn sie erneut beantragt ist 
und die zur Entscheidung zuständige Stelle 
festgestellt hat, daß die Voraussetzungen zum 
Bezüge vorliegen. 

(6) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und des 
Bundesministers der Finanzen Vorschriften 
über die Niederschlagung von Rückforderun- 
gen und die Einstellung des Einziehungsver- 
fahrens. 

§ 177 a 

(1) Das Arbeitsamt kann durch schriftliche 
Anzeige an den Leistungspflichtigen bewirken, 
daß Ansprüche eines nach § 177 Abs. 2 und 3 
Rückzahlungspflichtigen 

1. auf Renten der Sozialversicherung, 

2. auf Renten nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, 

3. auf Renten nach den §§66 und 66 a des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen, 

4. auf Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz 
über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen In der Fassung vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 262), 

5. auf Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
ausgleichsgesetz, 

6. auf Wochengeld und auf Sonderunter- 
stützung nach dem Mutterschutzgesetz, 

7. auf sonstige Geldleistungen zur Deckung 
des Lebensunterhalts, 

8. auf Arbeitsentgelt aus einem Arbcltsver- 
hältnls, das während des Bezuges von Ar- 
beitslosengeld bestanden hat, 

in Höhe und zum Ausgleich der zurückgefor- 
derten Beträge auf die Bundesanstalt über- 
gehen. Der Übergang beschränkt sich auf An- 
sprüche, die dem Rückzahlungspflichtigen für 
die Vergangenheit zustehen. Hat der Rück- 
zahlungspflichtige den unrechtmäßigen Be- 
zug der Leistungen nach diesem Gesetz vor- 
sätzlich oder grobfahrlässlg herbeigeführt, so 


geht In den Fällen der Nummern 1 bis 
5 und 7 auch der Anspruch auf die Hälfte der 
laufenden Bezüge auf die Bundesanstalt über, 
es sei denn, daß der Rückzahlungspflichtige 
dieses Teils der Bezüge ganz oder teilweise 
zur Deckung des Lebensunterhalts für sich 
und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen 
bedarf. 

(2) Der Leistungspflichtige hat seine Lei- 
stungen in Höhe des nach Absatz 1 über- 
gegangenen Anspruchs an das Arbeitsamt ab- 
zuführen. 

(3) Der nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 Lei- 
stungspflichtige hat den Eingang eines An- 
trages auf Rente, Unterhaltsbeihilfe oder 
Unterhaltshilfe dem Arbeitsamt mitzuteilen, 
von dem der Antragsteller zuletzt Lei- 
stungen nach diesem Gesetz bezogen hat. Die 
Mittellungspflicht entfällt, wenn der Bezug 
dieser Leistungen Im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung länger als drei Jahre zurückliegt. Be- 
züge für eine zurückliegende Zeit dürfen an 
den Antragsteller frühestens zwei Wochen 
nach Abgang der Mitteilung an das Arbeits- 
amt ausgezahlt werden, falls bis zur Aus- 
zahlung eine Anzeige des Arbeitsamtes nach 
Absatz 1 nicht vorliegt. 

(4) Der Rechtsübergang nach Absatz 1 wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der An- 
spruch unpfändbar ist. Der Zustimmung des 
Arbeitslosen bedarf es nicht. 

§§ 178 bis 184 
(weggefallen) 

§J85 

Beträge, die zu erstatten sind, können 
durch Abzüge von späteren Leistungen zu- 
rückbehalten werden, wenn die Rückforde- 
rung auf § 177 Abs. 2 Nr. 4 beruht oder der 
Arbeitslose den unrechtmäßigen Bezug der 
Leistungen vorsätzlich oder grobfahrlässig 
herbeigeführt hat und die Entscheidung, mit 
der die Erstattung angeordnet ist, dies aus- 
spricht oder wenn der Arbeitslose schriftlich 
zustimmt. Soweit sic weder auf diese Weise 
zurüchbehalten noch freiwillig zurückgezahlt 
werden, richtet sich die Vollstreckung nach 
dem Vcrwaltungsvollstreckungsgesetz. 

§ 186 

(1) Die Anzeigen nach den §§ 130 a und 
130 I sind vom Aribeitgeber, im Falle seiner 
Säumnis von der Betriebsvertretung schriftlich 
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bei dem Arbeitsamt zu erstatten, In dessen 
Bezirk der Betrieb (§ 130 n Abs. 1) Hegt. Dem 
Anzeigenden ist ein sdiriftlicher Besdieid zu 
erteilen, ob die Gewährung von Lohnausfall- 
vergütung dem Grunde nach zulässig ist, im 
verneinenden Falle unter Angabe der Rechts- 
behelfe, Es bedarf einer neuen Anzeige, wenn 
dieLohnausfallvergütung für mindestens zwei 
Doppelwochen nicht gewährt worden ist, 

(2) Lohnausfallvergütung wird auf Antrag 
gewährt. Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entspre- 
chend. 

(3) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Lohnausfallvergütung nachzuweisen. Auf 
Verlangen des Arbeitsamtes hat er die Lei- 
stungen kostenlos zu errechnen und auszu- 
zahlen. 

(4) Im übrigen sind auf das Verfahren die 
Vorschriften über das Leistungs verfahren mit 
Ausnahme der §§ 168 bis 169, 174, des § 175 
Abs. 2 bis 4 und des § 176 a entsprechend an- 
zuwenden. § 173 ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn das Arbeitsamt die persönliche 
Meldung des Beziehers von Lohnausfallver- 
gütung an arbeitsfreien Tagen anordnet. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
nach. Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung weitere Vorschriften über 
das Verfahren erlassen. 

§§ 187 bis 194 
(weggefallen) 

§ 195 

Die Sitzungen der Organe und ihrer Aus- 
schüsse sind nicht öffentlich. 

§§ 196 bis 198 
(weggefallen) 

§ 199 

(1) Die §§ 124 bis 127, 137 und 138 der 
Reichsversicherungsordnung über Fristen, Ge- 
bühren und Stempel sind auf die Arbeits- 
losenversicherung entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Verwaltungsrat kann Vorschriften 
über die Erhebung von Gebühren für die er- 
satzweise Ausstellung von Meldekarten er- 
lassen. 

§ 200 

(weggefallen) 

§ 201 

Die Organe dürfen die Erledigung von 
Aufgaben in den Fällen der §§ 22, 27, 29, 30 
und 32 nicht auf Ausschüsse übertragen.“ 


Artikel VII 

Der Siebente Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift lautet: 

„ACHTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften” 

2. In den Vorschriften dieses Abschnittes 
treten an die Stelle der Reichsregierung 
die Bundesregierung, an die Stelle des 
Pveichsarbeitsministers der Bundesminister 
für Arbeit, an die Stelle der Reichsanstalt 
die Bundesanstalt und an die Stelle des 
Vorsitzenden des Arbeitsamtes der Direk- 
tor des Arbeitsamtes. 

3. § 204 erhält folgende Fassung: 

4 204 

Die Dienststellen der Bundesanstalt 
sind Innerhalb ihrer Zuständigkeit ver- 
pflichtet, den an sie gerichteten Ansuchen 
anderer Behörden um Amtshilfe zu ent- 
sprechen.“ 

4. § 206 a erhält folgende Fassung: 

4 206 a 

Als Arbeitnehmer gelten im Sinne der 
die Arbeitsvermittlung betreffenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes die in Heimar- 
beit Beschäftigten (§ 1 Abs. 1 des Heim- 
arbeitsgesetzes), im Sinne der Vorschrif- 
ten über Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe die Heimarbeiter (§ 2 
Abs. 1 des Helmarbeitsgesetzes).“ 

5. § 208 erhält folgende Fassung: 

4 208 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechtsverordnung Beschäftigungen, 
die im Auslande ausgeübt werden. Inlän- 
dischen versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigungen gleichstellen. Er kann bei Aus- 
ländern die Gleichstellung davon abhängig 
machen, daß ihr Heimatstaat Deutschen 
die gleichen Rechte einräumt. 

(2) Werden Beschäftigungen in einem 
Grenzbezirk Im Auslande ausgeübt, so 
kann der Bundesmiinister für Arbeit bei 
der Gleichstellung mit inländischen Be- 
schäftigungen nach Absatz 1 durch 
Rechtsverordnung anordnen, 
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1. daß die Gleichstellung sich auf be- 
stimmte Grenzbezirke beschränkt, 

2. daß der Arbeitnehmer als Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung den Arbeit- 
nehmeranteil selbst zu entrichten hat, 
der im Falle inländischer Beschäftigung 
vom Arbeitgeber abzuführen wäre, 

3. an welche Stelle und innerhalb welcher 
Fristen der Beitrag zu entrichten ist. 

Beschäftigungszeiten, für die der Beitrag 
nicht innerhalb der bestimmten Frist ent- 
richtet ist, können nicht zur Erfüllung 
der Anwartschaftszeit dienen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechts Verordnung Beschäftigun- 
gen, die im In- oder Auslande im Bezirk 
des Grenzverkehrs oder von Ausländern 
im Inlande ausgeübt werden, von der 
Versicherungspflicht befreien." 

6.1m § 210 a werden die Worte „oder 

§ 209“ gestrichen. 

7. Im § 213 werden die Worte „bis 209“ 
durch ein Komma und die Zahl 208 er- 
setzt. 

8. § 215 erhält folgende Fassung: 

4 215 

(1) Die Bundesanstalt hat regelmäßig 
Berichte über Beschäftigung und Arbeits- 
losigkeit von Arbeitnehmern, über Ar- 
beitsvermittlung, Arbeitsbeschaffung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
sowie über Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe zu veröffentlichen. Sie 
hat aus den In ihrem Geschäftsbereich an- 
fallenden Unterlagen die hierfür erforder- 
lichen Statistiken zusammenzustellen und 
zu veröffentlichen. Der Bundesminister 
für Arbeit kann das Nähere über Inhalt 
und Umfang dieser Statistiken bestimmen. 

(2) Die Einzugsstellen (§ 145) haben aus 
den bei ihnen anfallenden Unterlagen 
eine laufende Statistik des Personenkrei- 
ses und der Beitragszahler der Arbeits- 
losenversicherung zusammenzustellen. Das 
Nähere hierzu bestimmt auf Vorschlag 
des Vorstandes der Bundesanstalt und 
nach Anhörung der Spitzenverbände der 
Krankenkassen der Bundesminister für 
Arbeit. 

(3) Die Träger der Sozialversicherung 
haben der Bundesanstalt die bei Ihnen 
vorhandenen statistischen Ergebnisse und 


Geschäftsunterlagen auf Verlangen vorzu- 
legen, soweit sie zur Erfüllung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt erforderlich sind. 
Das Nähere bestimmt der Bundesminister 
für Arbeit nach Anhörung oder auf Vor- 
schlag des Verwaltungsrates. 

(4) Die Bundesanstalt kann zur Erfüllung 
Ihrer Aufgaben auf dem Gebiete der Ar- 
beitsvermittlung, der Berufsberatung und 
der Lehrstellenvermittlung sowie der Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitslosen- 
hilfe auch mit der Durchführung statisti- 
scher Erhebungen beauftragt werden, bei 
denen Personen oder Stellen außerhalb 
ihres Anstaltsbereiches befragt werden. 
Auf diese Erhebungen findet das Gesetz 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1314) mit Ausnahme der §§ 14 bis 15 
sinngemäß Anwendung.“ 

9. In § 216 treten an die Stelle des Wortes 
„Reichs-“ das Wort „Bundes-“ und an die 
Stelle des Wortes „reichsgesetzlicher“ das 
Wort „gesetzlicher“. 

10. Im § 217 Abs. 1 treten im Satz 1 an die 
Stelle des Wortes „Arbeitslosenunter- 
stützung“ die Worte „Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung“. Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 1 a werden gestrichen. 

11. § 218 erhält folgende Fassung: 

4 218 

Ein auf anderen gesetzlichen Vorschrif- 
ten beruhender Anspruch auf Ersatz eines 
Schadens, der durch Arbeitslosigkeit oder 
Kurzarbeit erwachsen ist, geht insoweit 
auf die Bundesanstalt über, als diese dem 
Entschädigungsberechtigten nach diesem 
Gesetz Leistungen zu gewähren hat.“ 

12. § 218 a erhält folgende Fassung; 

4 218 a 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Bescheinigung nach § 170 Abs. 2 
oder § 170 a Abs. 1 nicht, unrichtig 
oder unvollständig ausfüllt oder 

2. in einer Auskunft, zu der er nach § 171 
Abs. 3 verpflichtet ist, unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht oder 

3. die ihm nach § 186 Abs. 3 obliegenden 
Verpflichtungen verletzt, 

ist der Bundesanstalt zum Ersatz des dar- 
aus entstehenden Schadens verpflichtet.“ 
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13. Als § 219 a wird eingefügt: 

4 219 a“ 

Der Anspruch auf Leistungen verjährt 
in vier Jahren nach der Fälligkeit, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt.“ 

14. Als § 219b wird eingefügt: 

4 219 b 

Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach 
§ 54 Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 64 Abs. 1, 
§ 66 Abs. 2, § 67 Abs. 1, § 70 Abs. 2, 
§ 129 Abs. 2 Nr. 7, § 130 Abs. 1, § 141 
Abs. 3, § 141 d Abs. 4, § 141 i 
Abs. 2, § 144, § 186 Abs. 5, § 208 bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 


Artikel VIII 

Der Neunte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„NEUNTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

A. Strafvorschriften 
§ 247 

(1) Wer vorsätzlich Berufsberatung im 
Sinne des § 56 oder ohne einen Auftrag der 
Bundesanstalt Arbeitsvermittlung im Sinne 
des § 50 Abs. 1 oder Lehrstellenvermittlung 
im Sinne des § 58 Abs. 1 ausübt, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten bestraft. 

(2) Wird die Tat gewerbsmäßig begangen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sedis Mo- 
naten. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 

§ 248 

Wer vorsätzlich ohne die nach § 54 Abs. 1 
Satz 2 erforderliche Zustimmung oder ohne 
den nach § 66 Abs. 1 Satz 2 erforderlichen 
Auftrag Arbeitnehmer für eine Beschäftigung 
im Auslande vermittelt oder anwirbt oder im 
Auslande für eine Beschäftigung im Inlande 


anwirbt, wird mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 

§ 249 

(1) Wer vorsätzlich 

1. in Bescheinigungen auf Grund des § 170 
Abs. 2, 

2. in Bescheinigungen auf Grund des § 170 a 
Abs. 1, 

3. bei Auskünften auf Grund des § 171 Abs. 3 
oder 

4. beim Nachweis der Voraussetzungen nach 
§ 186 Abs. 3 

unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, wird mit Geldstrafe oder mit Gefäng- 
nis bis zu sechs Monaten bestraft. 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird 
mit Geldstrafe bestraft. 

§ 250 

(1) Wer als Arbeitgeber Beitragsteile, die 
er Beschäftigten einbehalten oder von ihnen 
erhalten hat, der berechtigten Kasse vorsätz- 
lich vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Die gleiche Strafe trifft Mitglieder von 
Ersatzkassen, wenn sie Beitragsteile, die sie 
von ihren Arbeitgebern erhalten haben, der 
berechtigten Kasse vorsätzlich vor enthalten. 

(3) Daneben kann auf Geldstrafe und auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

(4) Bei mildernden Umständen kann aus- 
schließlich auf Geldstrafe erkannt werden. 

§ 251 

Für Verstöße gegen Meldevorschriften nach 
den §§ 84 und 85 gilt § 530 der Reichsver- 
sicherungsordnung entsprechend. Die Beträge, 
die nach Satz 1 zu zahlen sind, werden ge- 
mäß § 145 abgeführt. Sie fließen den Mitteln 
der Bundesanstalt zu. 


B. Bußgeldvorscfariften 
§ 252 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit- 
geber 
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1. Arbeitnehmer in der Ausübung ihres Am- 
tes als Mitglied in den Organen und Aus- 
schüssen der Bundesanstalt beschränkt oder 
sie wegen der Übernahme oder der Aus- 
übung des Amtes benachteiligt oder 

2. den Beschäftigten höhere Beitragsteile vom 
Arbeitsentgelt abzieht, als dieses Gesetz zu- 
läßt, oder den Vorschriften dieses Gesetzes 
zuwider Abzüge macht. 

§ 253 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit- 
geber vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der nach § 53 Abs. 1 begründeten Pflicht 
zur Anzeige bei Ausbruch oder Beendigung 
eines Streiks oder bei Vornahme oder Be- 
endigung ein^r Aussperrung nicht nach- 
kommt oder in der Anzeige unrichtige 
Angaben macht, 

2. der Pflicht zur Anmeldung offener Arbeits- 
plätze nicht nachkommt oder in der An- 
meldung unrichtige Angaben macht, wenn 
auf Grund des § 64 Abs. 1 angeordnet ist, 
daß Arbeitgeber die bei ihnen vorhan- 
denen offenen Arbeitsplätze anzumelden 
haben, 

3. der Anzeigepflicht nach § 65 Abs. 1 nicht 
nachkommt oder in der Anzeige unrichtige 
Angaben macht oder 

4. den §§ 400 und 402 der Reichsversiche- 
rungsordnung, soweit diese nach § 145 
Abs. 2 auf die Arbeitslosenversicherung An 
Wendung finden, zuwiderhandelt. 

§ 254 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 

keiner mit einem Aufträge zur Arbeitsver- 
mittlung oder Lehrstellenvermittlung oder 
mit einem besonderen Aufträge zur Arbeits- 
vermittlung oder Anwerbung von Arbeit- 
nehmern für eine Beschäftigung im Aus- 
lande oder zur Anwerbung von Arbeitneh- 
mern im Auslande für eine Beschäftigung 
im Inlande erteilten Weisung (§ 66 Abs. 3 
Satz 1) zuwiderhandelt, sofern die Weisung 
ausdrücklich auf diese Bußgeldvorsdirift 
verweist, 

2. ohne die nach § 50 Abs. 2 Satz 3 erforder- 
liche Zustimmung der Bundesanstalt ein Stel- 
lenangebot für eine Beschäftigung im Aus- 
lande veröffentlicht, 

3. ohne die nach § 55 Abs. 1 Satz 1 erforder- 
liche Erlaubnis einen Arbeitnehmer fremder 


Staatsangehörigkeit oder einen staatenlosen 
Arbeitnehmer beschäftigt oder als Arbeit- 
nehmer fremder Staatsangehörigkeit oder als 
staatenloser Arbeitnehmer eine Beschäfti- 
gung ausübt, 

4. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 65 
Abs. 2 zuwiderhandelt, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

5. die Ausstellung einer Bescheinigung nach 
§ 170 Abs. 2 verweigert oder die Ausstel- 
lung einer Bescheinigung nach § 170 a Abs. 1 
unterläßt, 

6. die Vorlage des Vordrucks nach § 170 a 
Abs. 2 unterläßt, 

7. eine Einsichtnahme in Unterlagen (§ 171 
Abs. 1 Satz 2) oder eine Auskunft, zu der 
er nach § 171 Abs. 3 verpflichtet ist, ver- 
weigert, 

8. die ihm nach den §§ 141 h und 176 obliegen- 
den Anzeigen unterläßt, 

9. Auskünfte, zu denen er nach § 215 Abs. 4 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise verwei- 
gert oder nicht rechtzeitig erteilt oder un- 
richtige oder unvollständige Angaben macht. 


§ 255 

(1) Die Ordnungs Widrigkeiten nach den 
§§ 252 bis 254 können mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 

(2) Im Falle des § 253 Nr. 3 bleibt § 53® 
der Reichsversicherungsordnung unberührt. 

(3) In den Fällen des § 254 Nr. 6 und 8 
können die Geldbußen durch Abzüge von 
höchstens zehn vom Hundert des wöchent- 
lichen Arbeitslosengeldes oder der wöchent- 
lichen Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
einbehalten werden. 

§ 256 

Wird in einem Betrieb eine durch die Vor- 
schriften dieses Gesetzes mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Arbeitgeber und, falls dieser eine 
juiistische Person oder eine Personengesell- 
schaft des Handelsrechts ist, auch gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn der 
Arbeitgeber oder der zur gesetzlichen Vertre- 
tung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig 
seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der 
Verstoß hierauf beruht. 


41 



§ 257 

(1) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
Haiiptstelle oder die von ihr bestimmte 
Dienststelle der Bundesanstalt. Die Befugnisse 
der obersten Verwaltungsbehörde (§ 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) wer- 
den von der Hauptstelle wahrgenommen. 

(3) Die Vollstreckung von Bußgeldbeschei- 
den der Hauptstelle oder der von ihr be- 
stimmten Dienststelle erfolgt nach Maßgabe 
des Verwaltungsvollstreckungsgcsetzes. 


C. Gemeinsame Vorschriften 
§ 258 

(1) Die Straf- und Bußgelddrohungcn die- 
ses Abschnittes gelten auch dem, der als Organ 
oder Vertreter für einen anderen handelt oder 
zu handeln verpflichtet ist. 

(2) Hat der Arbeitgeber die Erfüllung von 
Pflichten, die ihm dieses Gesetz auferlegt, 
einem Angehörigen seines Betriebes ausdrück- 
lich übertragen und bei dessen Auswahl die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, 
so trifft, wenn der Betriebsangehörige den 
Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderhandelt, 
nur diesen die Strafe oder Geldbuße. Die all- 
gemeine Aufsichtspflicht des Arbeitgebers 
bleibt unberührt. 

§ 259 

Durch die vorstehenden Vorschriften wer- 
den andere Rechtsvorschriften, nach denen 
Strafen oder Geldbußen verwirkt sind, nicht 
berührt. ‘‘ 


Artikel IX 

Übergangsvorschriften 

§ 1 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 54 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über Vermitt- 


lung, Anwerbung und Verpflichtung von 
Arbeitnehmern nach dem Ausland vom 
28. Juni 1935 (Reichsgesctzbl. I S. 903) in 
Kraft. 

§2 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach § 55 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über auslän- 
dische Arbeitnehmer vom 23. Januar 1933 
(Reichsgesctzbl. I S. 26) in Kraft. Auf Ver- 
stöße gegen diese Verordnung ist § 254 Nr. 3 
anzuwenden. 

§ 3 

Bis zum Erlaß der Vorsdirlften nach § 65 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über die Durch- 
führung der Meldepflicht gemäß § 24 des 
Kündigungsschutzgesetzes vom 16. September 
1954 (Bundesanzeiger Nr. 181) in Kraft. 

§ 4 

(1) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 66 Abs. 2 bleibt die Verordnung über see- 
männische Heuerstellen vom 8. November 
1924 (Reichsgesctzbl. I S. 739) mit den Än- 
derungen der Verordnung vom 20. September 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 303) in Kraft. Auf 
Verstöße gegen die Vorschriften dieser Ver- 
ordnung ist § 254 Nr. 1 anzuwenden. 

(2) § 66 Abs. 3 gilt auch für die mit der 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellenvermittlung beauftragten Einrich- 
tungen und die gewerbsmäßigen Artisten-, 
Konzert- und Bühnenvermittlcr, die bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes erlaubtcrweise 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung betreiben. 

(3) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 66 Abs. 4 bleiben die Vorschriften über die 
Durchführung der nichtgev/erbsmäßigen Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung und Lchr- 
stellenvermittlung außerhalb der Rcichs- 
anstalt vom 30. November 1935 (Deutscher 
Reichsanzciger Nr. 280) für die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes mit der niditgewerbs- 
mäßigen Arbeitsvermittlung und Lehrstellcn- 
vermittlung beauftragten Einrichtungen und 
die nach Inkrafttreten des Gesetzes mit der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt- 
lung nach § 66 beauftragten Einrichtungen 
in kraft. 

§ 5 

Für die gewerbsmäßigen Arbeitsvermittler 
für Artisten, die gewerbsmäßigen Arbeits- 
vernilttler, deren Tätigkeit sich auf die Ver- 
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mittlung zu Instrumental- und Vokal- 
konzerten und Gesangs- und anderen Vor- 
trägen erstreckt, bei denen ein höheres 
Interesse der Kunst oder Wissenschaft ob- 
waltet (Konzertagenten), und die gewerbs- 
mäßigen Bühnenvermittler, die bei Inkraft- 
treten des Gesetzes erlaubterweise Arbeits- 
vermittlung betrieben haben, bleiben die 
Vorschriften über die Durchführung der ge- 
werbsmäßigen Arbeitsvermittlung vom 
30. November 1935 (Deutscher Reichs- 
anzciger Nr. 280), die Vorschriften über die 
Durchführung der gewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittlung für Artisten vom 30. November 
1935 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 280), die 
Vorschriften über die Durchführung der ge- 
werbsmäßigen Konzertvermittlung vom 
28. Mai 1937 (Deutscher Reichsanzeiger 
Nr. 121), die Vorschriften über die Durch- 
führung der gewerbsmäßigen Bühnenvermitt- 
lung vom 17. Januar 1938 (Reichsarbeitsbl. I 
S. 20) und die für diese Vermittlungszweige 
erlassenen Gebührenordnungen bis zum Er- 
laß der Vorschriften nach 66 Abs. 4 und 
§ 67 Abs. 2 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten 
dieser Vorschriften gelten die zugelassenen 
gewerbsmäßigen Arbeitsvermittler in bis- 
herigem Umfange als beauftragt im Sinne 
des 5 66 Abs. 1. 

§ 6 _ 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 70 
Abs. 2, 139 Abs. 8, § 139 a Abs. 1, § 173 
Abs. 2 und § 177 Abs. 6 bleiben die ent- 
sprechenden geltenden Vorsdiriften oder 
Richtlinien in Kraft, sov/eit sie zu diesem Ge- 
setz nicht In Widerspruch stehen. Sie sind 
sinngemäß anzuwenden. 

S 7 

Besteht eine Bcsdiäftigung im Sinne des 
§74 Abs. 1 und 2 zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes länger als ein Jahr, so erlischt 
die Versicherungsfreiheit zwölf Monate vor 
dem Tage, an dem die Beschäftigung durch 
Zeitablauf endet. § 143 b ist nidit anzu- 

wenden, 

§ 8 

Bis zum Erlaß der V orsdiriften nadi § 93 
Abs. 2 bleiben die Richtlinien zu § 93 Abs. 2 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 5. November 1930 
(Reichsarbeitsbl. I S. 242) In Kraft. Sie sind 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 9 

Bis zum Erlaß der Vorsdiriften nach § 94 
Abs. 4 sind die Richtlinien über die Ge* 


Währung von Arbeitslosenunterstützung an 
durdi Ausstand oder Aussperrung mittelbar 
betroffene Arbeitslose vom 27. März 1928 
(Reichsarbeitsbl, I S. 97) und die Erläuterun- 
gen zu den Richtlinien des Verwaltungsrats 
nach § 94 Abs. 3 AVAVG vom 26. April 
1928 (Reichsarbeitsbl. I S. 163) sinngemäß 
an zu wen den. 

§ 10 

Besteht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
auf Grund einer vor dem 1. August 1953 
erfüllten Anwartschaftszeit, so ist § 99 Abs. 2 
anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn § 99 
Abs. 1 Satz 3 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung von Vorschriften 
auf dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022) bereits an- 
gewandt worden Ist. 

§ 11 

(1) Bis zur erstmaligen Festsetzung der Be- 
rechnungsgrundlage für die Beiträge zur 
Krankenversicherung der Arbeitslosen nach 
§ 119 Abs. 1 gelten als Grundlohn an Stelle 
des auf den Kalendertag entfallenden Arbeits- 
entgelts zwei Siebentel des wöchentlichen 
Arbeitslosengeldes. 

(2) Die erstmalige Festsetzung der Bercch- 
nungsgrundlage nach § 119 Abs. 1 tritt ein 
Jahr vor der Festsetzung In Kraft. 

§ 12 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nadi § 130 
Abs. 1 bleiben unbeschadet des § 130 Abs. 2 
die geltenden Vorschriften über die zur Kurz- 
arbeiterunterstützung zugelassenen Wirt- 
schaftszweige oder Gewerbegruppen In Kraft. 
In den Vorschriften nach § 130 Abs. 1 kann 
angeordnet werden, daß in laufenden Fällen 
Kurzarbeitergeld zur Vermeidung unbilliger 
Flärten für eine Übergangszeit auch in nicht 
mehr zugelassenen Betrieben weltcrgewährt 
werden darf. 

§ 13 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen des Ver- 
waltungsrates gemäß § 132 Abs. 2 und § 133 
und der Richtlinien nadi § 136 Abs. 2 und 3, 
längstens jedoch für die Dauer eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bleiben die 
zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes be- 
stehenden Richtlinien zu den §§ 131 bis 138 
und 140 alter Fassung in Kraft, 
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§ 14 

(1) Bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
hält Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 

1. wer als fremder Staatsangehöriger oder 
Staatenloser nicht nach § 141 Abs. 2 und 3 
Deutschen gleichgestellt ist, 

2. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet hat oder eine Rente wegen Invali- 
dität oder Berufsunfähigkeit aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
erhält, 

3- wer die Voraussetzungen des § 141 a Nr. 4 
nicht erfüllt, 

4. wer das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet und nach § 141 b Abs. 2 keinen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hat, 
wenn Ihm Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
willigt worden war und er die sonstigen 
Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Unterstützung erfüllt. Dies gilt nicht, wenn 
der Unterstützungsbezug unterbrochen wor- 
den ist und im Zeitpunkt einer Arbeitslos- 
meldung nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes seit dem letzten Tage des Bezuges von 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung sechs Mo- 
nate vergangen sind. 

(2) Eine Bemessung der Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung nach § 1 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Bemessung und Höhe der Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung vom 29. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 221) bleibt nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes maß- 
gebend, bis der Arbeitslose eine neue An- 
wartschaftszelt erfüllt oder insgesamt zwanzig 
W ochen oder mindestens dreizehn zusammen- 
hängende Wochen In einer Beschäftigung ge- 
standen hat, deren Entgelt mindestens dem 
Entgelt für eine Beschäftigung In seinem Be- 
ruf oder auf Grund seiner Ausbildung ent- 
sprochen hat. 

(3) Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
währt worden sind, können im Rahmen des 
Höchstbetrages längstens bis zur Erfüllung 
einer neuen Anwartschaftszeit (§ 95) oder bis 
zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
§141aNr. 4 Buchstabe b weiterhin nach den 
bisherigen Vorschriften gewährt werden. Ab- 
satz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(4) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 141 d Abs. 4 bleiben insoweit die geltenden 


Vorschriften über Arbeitslosenfürsorge und 
Arbeitslosenhilfe in Kraft. 

§ 15 

Bis zum Erlaß von Vorschriften auf Grund 
des 5 144 bleiben die entsprechenden Vor- 
schriften der Verordnung des Reichsarbeits- 
ministers über die Kranken- und die Ar'beits- 
losenverslcherung der deutschen Bediensteten 
ausländischer Staaten und solcher Personen, 
die nicht der inländischen Gerichtsbarkeit 
unterstehen, vom 11. Dezember 1937 (Reichs- 
arbeltsbl. IV S. 375) in Kraft. 

§ 16 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach ^ 146 
bleiben die Verordnung über die Einziehung 
der Beiträge zur Reichsanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
9. Februar 1938 (Relchsgesetzbl. I S. 182) 
und die zu ihrer Ausführung erlassenen Vor- 
schriften in Kraft. 

§ 17 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen nach 
§ 147 bleiben die Anordnung über die Ver- 
gütung der Einzugsstellen für die Einziehung 
der Beiträge zum Reichsstock für Arbeits- 
einsatz vom 14. Dezember 1943 (Relchs- 
arbeitsbl. II S. 520) und die zu Ihrer Aus- 
führung erlassenen Vorschriften in Kraft. 

S 18 

Bis zum Erlaß der Richtlinien nach § 168 a 
Abs. 1 bleibt die Verordnung des Vorstandes 
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung über die Zuständig- 
keit der Ar'beitsämter Im Unterstützungsver- 
fahren vom 25. Juni 1931 (Reichsarbeitsbl. I 
S. 144) in Kraft. Sie ist sinngemäß anzu- 
wenden. 

§ 19 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen nach 
5 169 Abs. 4 bleibt die Verordnung über den 
Wanderschein für Arbeitslose vom 30. März 
1928 (Reichsarbeitsbl, I S. 98) In Kraft. Sie 
ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 20 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach § 186 
Abs. 5 bleiben bestehende Vorschriften über 
das Verfahren für das Kurzarbeitergeld in 
Kraft, 
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§ 21 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 208 
bleibt die Verordnung über den Erwerb der 
Anwartschaft auf Ai^beitslosenunterstützung 
durch Besdiäftigung im Ausland vom 5. De- 
zember 1929 (Reichsgesetzbl. I S. 244) in 
Kraft. 


Artikel X 

Schluß Vorschriften 

§ 1 

Der Erste Abschnitt des Gesetzes über die 
Errichtung einer Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
10. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 123) gilt 
als Bestandteil des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung. 

§ 2 

Soweit in anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen und Bezeichnungen verwiesen 
wird, die durch dieses Gesetz geändert wer- 
den, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Vorschriften und Bezeichnungen dieses Ge- 
setzes. 

§ 3 

In der Sozialversicherungsdirektive Nr. 20 
(Arbeitsblatt für die britische Zone 1947 
S. 19) werden in Nr. 2 die Worte „sowie 
zur Arbeitslosenversicherung (Reichsstock für 
Arbeitseinsatz)“ und in Nr. 4 die Worte „und 
Arbeitslosenversicherung“ gestrichen. 

§ 4 

Im § 1267 Abs. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung erhält die Nummer 5 folgende 
Fassung: 

„5. als Arbeitsloser 

a) Arbeitslosengeld (versicherungsmäßige 
Arbeitslosenunterstützung) oder Ar- 
beitslosenhilfe (Krisen Unterstützung, 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung) 
oder Unterstützung aus der öffent- 
lichen Fürsorge, 


b) Familienunterstützung 
erhalten hat.“ 

§ 5 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung unter Berück- 
sichtigung der Änderungen durch dieses Ge- 
setz neu bekanntzumaciien. Er kann dabei 
Unstimmigkeiten der Paragraphenfolge und 
des Wortlautes beseitigen. 


§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten des auf die Verkündung folgenden 
Monats In Kraft. § 70 Abs. 2, § 103 Abs. 7, 
§ 116g Abs. 1 Satz 5, § 141 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 und § 141 d Abs. 4 treten am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden folgende Vorschriften aufgehoben: 

1. §§ 202, 205, 205 a, 206, 209, 210, 
214, 219 und 220 bis 246 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, 

2. die Verordnung zur Ausführung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 29. September 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 312), 

3. Artikel 2 § 2 der Verordnung zur Klein- 
siedlung und Bereitstellung von Klein- 
gärten vom 23. Dezember 1931 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 17), 

4. die Verordnung über arbeitslose landwirt- 
schaftliche Siedlungsanwärter vom 
18. Februar 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 78), 
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5. das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
vom 5. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1281), 

6. das Gesetz zur Regelung des Arbeitsein- 
satzes vom 15. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 381) in der Fassung des Gesetzes zur 
Befriedigung des Bedarfs der Landwirt- 
sdiaft an Arbeitskräften vom 26. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 310), 

7. die Verordnung über die Verteilung von 
Arbeitskräften vom 10. August 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 786), 

8. das Gesetz über die Einführung eines 
Arbeitsbuches vom 26. Februar 1935 
(Reidisgesetzbl. I S. 311), 

9. die Verordnung zur Sicherstellung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von beson- 
derer staatspolitischer Bedeutung vom 
13. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 206), 

10. die Zweite Verordnung zur Durch- 
führung des Vierjahresplanes vorn 5. No- 
vember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 936) 
und die auf Grund dieser Verordnung er- 
lassenen Verordnungen und Anordnun- 
gen mit Ausnahme der Dritten Verord- 
nung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von besonderer staats- 
politischer Bedeutung (Notdienstverord- 
nung) vom 15. Oktober 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1441) und der dazu er- 
lassenen Durchführungsverordnungen, 

11. die Verordnung zum Sdiutze der 
Rüstungswirtschaft vom 21. März 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 165), 

12. der Erlaß über einen Generalbevoll- 
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 
21. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 179), 

13. die Verordnung über die Rechtsetzung 
durch den Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 347), 

14. die Verordnung über die Meldung von 
Männern und Frauen für Aufgaben der 
Reichsverteidigung vom 27. Januar 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 67), die Zweite Ver- 
ordnung über die Meldung von Männern 
und Frauen für Aufgaben der Reichsver- 


teidigung vom 10. Juni 1944 (Reichsge- 
setzbl. I S. 133), die Dritte Verordnung 
über die Meldung von Männern und 
Frauen für Aufgaben der Reichs Verteidi- 
gung vom 28. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 168), die Vierte Verordnung über die 
Meldung von Männern und Frauen für 
Aufgaben der Reichsverteidigung vom 
29. August 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 190), 

15. die Verordnung über die Meldepflicht 
von Männern und Frauen, die aus Anlaß 
des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit 
aufgegeben haben, vom 17. Januar 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 23), 

16. die Verordnung über die Meldung von 
Arbeitskräften in Scheinarbeitsverhältnis- 
sen vom 28. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 167), 

17. der Erlaß über den totalen Kriegseinsatz 
vom 25. Juli 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 161) und die Verordnung zur Siche- 
rung des totalen Kriegseinsatzes vom 
25. August 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 184), 

18. die Verordnung über den Arbeitseinsatz 
während der Sdilechtwetterregelung vom 
15. Januar 1941 (Deutscher Reichsan- 
zeiger Nr. 14), 

19. die Verordnung über den Arbeitseinsatz 
während eines Arbeitsausfalles infolge 
schlechten Wetters vom 8. November 1941 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 264), 

20. die Verordnung über die Arbeitslosen- 
versicherung unständig beschäftigter Ffafen- 
arbeiter vom 23. Oktober 1930 (Reichs- 
arbeitsÜ. I S. 228). 

21. die Verordnungen über die Arbeitslosen- 
versicherung von Hausgewerbetreibenden 
und Heimarbeitern vom 18. Oktober 
1930 (Reichsarbeitsbl. I S. 227) und vom 
19. März 1932 (Reichsarbeitsbl. I S. 49), 

22. § 14 Abs. 1 Satz 4 der Verordnung über 
die Krankenversicherung der Rentner 
vom 4. November 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 689), 

23. § 16 Abs. 2 der Zweiten Verordnung über 
die Vereinfachung des Lohnabzugs vom 

24. April 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 252), 
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24. § 17 der Verordnung zur Durchführung 
der sozialversicherungsrechtlichen Vor- 
schriften der Zweiten Verordnung über 
die Vereinfachung des Lohnabzugs vom 
15. Juni 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 403), 
auch in der Fassung des Artikels 9 der 
Ersten Verordnung zur Vereinfachung 
des Leistungs- und Beitragsrechts in der 
Sozialversicherung vom 17. Marz 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41), 

25. Artikel I und die Artikel III bis VI der 
Verordnung Nr. 111 der Militärregie- 
rung Deutschland — Britisches Kontroll- 
gebiet — (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— 1947 S. 614), 

26. Erster Durchführungserlaß des Präsiden- 
ten des Zentralamtes für Arbeit zur Ver- 
ordnung Nr. 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— (Arbeitsbl. für die britische Zone 1947 
S. 390), 

27. das im Lande Bayern erlassene Gesetz 
über die Vergütung von Lohnausfällen 
der Arbeitnehmer bei Betriebseinschrän- 
kungen und -Stillegungen wegen Strom-, 
Kohlen- oder Gasmangels vom 30. 11. 
1949 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 286) und unbeschadet der 
Vorschrift des Artikels IX § 12 Satz 1 die 
in den Ländern geltenden Vorschriften 
über Unterstützung bei Lohnausfall wegen 
Kurzarbeit oder Stillegung von Betrieben 
einschließlich des Artikels II der Verord- 
nung Nr. 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— 1947 S. 614), 

28. Zweiter Durchführungserlaß des Präsi- 
denten des Zentralamtes für Arbeit zur 
Verordnung Nr. 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— vom 27. Oktober 1947 (Arbeitsbl. für 
die britische Zone 1947 S. 391), 

29. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 


sicherung vom 29. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 219), 

30. Gesetz über die Bemessung und Höhe der 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 221), 

31. § 24 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 499), 

32. § 11 Abs. 2 Satz 3 des Mutterschutzge- 
setzes vom 24. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 69), 

33. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
s-lcherung vom 9. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 790), 

34. das Gesetz über die verstärkte Förderung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen aus 
Mitteln der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversldierung 
vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 719), 

35. §§ 1 bis 4 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022), 

36. § 222 des Sozialgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 

Im übrigen werden vorbehaltlich Artikel IX 
alle Vorschriften aufgehoben, die diesem Gesetz 
entgegenstehen. Ferner treten vorbehaltlich 
Artikel IX die Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften außer Kraft, die zur Durchführung, 
Änderung und Ergänzung der aufgehobenen 
Vorschriften erlassen worden sind. 

(3) Mit dem Erlaß der Vorschriften nach 
§ 141 d Abs. 4 tritt die Verordnung Nr. 117 
der Militärregierung Deutschland — Briti- 
sches Kontrollgebiet — (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutschland — Britisches Kon- 
trollgebiet — 1947 S. 652) außer Kraft. 
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Anlage zu § 105 Abs. 6 


Arbeitsentgelt 
je Woche 


Einheits- 

lohn 


Haupt- 


Arbeitslosengeld-Woctiensätze 
mit Familienangehörigen 


Höchst- 

betrag 


Zuschläge 
für den iür jeden 


von 

DM 

bis 

DM 

(wöchentl.) 

DM 

DM 

1 

DM 

2 

DM 

3 

DM 

4 

DM 

5 

DM 

61) 

DM 

DM 

i. i aiii.- 

Aiigeh, 

DM 

Fam.-Ang. 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

lü 

11 

12 

10 ,- 

11,99 

11 — 

9,60 

9,90 






9,90 

— 30 


12 — 

13,99 

13,— 

10,50 

11,70 






11,70 

1,20 

— 

14 r — 

15,99 

15,— 

11,70 

13,50 






13,50 

1,80 

— 

16 — 

17,99 

17,— 

12,90 

15,30 






15,30 

2,40 

— 

18 — 

19,99 

19,— 

14,10 

17,10 






17,10 

3 — 

— 

20 — 

21,99 

21,— 

14,40 

17,40 






17,40 

3.— 

— 

22 

23,99 

23,— 

15,60 

18,60 






18,60 

3,— 

— 

24 — 

25,99 

25,— 

16,20 

20,10 






20,10 

3,90 

— 

26 — 

27,99 

27,— 

17,10 

21,— 

21,60 





21,60 

3,90 

— 60 

28, — 

29,99 

29,— 

17,70 

21,90 

23,10 





23,10 

4,20 

1,20 

30 — 

31,99 

31,— 

19,20 

23,40 

24,90 





24,90 

4,20 

1,50 

32, — 

33,99 

33,— 

19,80 

24,— 

26,40 





26,40 

4,20 

2,40 

34, — 

35,99 

35,— 

20.40 

24,90 

27,60 

27,90 




' 27,90 

4,50 

2,70 

36, — 

37,99 

37,— 

21,— 

25,50 

28,20 

29,70 




29,70 

4,50 

2,70 

38 

39,99 

39,— 

21,30 

26,10 

28,80 

31,20 




31,20 

4,80 

2,70 

40,— 

41,99 

41,— 

22,50 

27,30 

30,30 

32,70 




32,70 

4,80 

3,— 

42,— 

43,99 

43,— 

22,80 

27,60 

30,60 

33,60 

34,50 



34,50 

4,80 

3 — 

44,— 

45,99 

45,— 

23,10 

28,20 

31,20 

34,20 

36,— 



36,— 

5,10 

3,— 

46,— 

47,99 

47,— 

23,70 

28,80 

31,80 

34,80 

37,50 



37,50 

5,10 

3 — 

48, — 

49,99 

49,— 

24,30 

29,40 

32,40 

35,40 

38,40 



38,40 

5,10 

3,— 

50, — 

51,99 

51,— 

24,60 

30,— 

33,— 

36,— 

38.40 



38,40 

5,40 

3,— 

52, — 

53,99 

53,— 

24,90 

30,30 

33,30 

36,30 

38,40 



38,40 

5,40 

3, 

54, — 

55,99 

55,— 

25,20 

30,60 

33,60 

36,60 

38,40 



38,40 

5,40 

3, — 

56, — 

57,99 

57,— 

25,80 

31,20 

34,20 

37,20 

39,90 



39,90 

5,40 

3, 

58,^ — 

59,99 

59,— 

26,40 

31,80 

34,80 

37,80 

40,80 

41,40 


41,40 

5,40 

3,— 

60,— 

61,99 

61,— 

27,— 

32,40 

35,40 

38,40 

41,40 

42,60 


42,60 

5,40 

3, 

62,— 

63,99 

63,— 

27,60 

33,— 

36,— 

39,— 

42,— 

44,10 


44,10 

5,40 

3, 

64,— 

65,99 

65,— 

28,20 

33,60 

36,60 

39,60 

42,60 

45,60 


45,60 

5,40 

3. — 

66,— 

67,99 

67,— 

28,80 

34,20 

37,20 

40,20 

43,20 

46,20 

46,80 

46,80 

5,40 

3.— 

68,— 

69,99 

69,— 

29,40 

34,80 

37,80 

40,80 

43,80 

46,80 

48,30 

48,30 

5,40 

3 — 

70,— 

71,99 

71,— 

30,— 

35,40 

38,40 

41,40 

44,40 

47,40 

49,80 

49,80 

5,40 

3, 

72,— 

73,99 

73,— 

30,60 

36,— 

39,— 

42,— 

45,— • 

48,— 

51 — • 

51 — 

5,40 

3 — 

74,— 

75,99 

75,— 

31,20 

36,60 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

51,60 

52,50 

5,40 

3 — 

76,— 

77,99 

77,— 

31,50 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51,90 

54,- 

5,40 

3 — 

78,— 

79,99 

79,— 

32,10 

37,50 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

52,50 

55,20 

5,40 

3,— 

80,— 

81,99 

81,— 

32,70 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

53,10 

56,70 

5,40 

3,— 

82,— 

83,99 

83,— 

33,30 

38,70 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

53,70 

58,20 

5,40 

3.— 

84,— 

85,99 

85,— 

33,90 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

51,60 

54,60 

59,40 

5,70 

3,— 

86,— 

87,99 

87,— 

34,50 

40,20 

43,20 

46,20 

49,20 

52,20 

55,20 

60,90 

5,70 

3,— 

88,— 

89,99 

89,— 

34,80 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

52,50 

55,50 

62,10 

5,70 

3,— 

90,— 

91,99 

91,— 

35,40 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

53,10 

56,10 

63,60 

5,70 

3,— 

92,— 

93,99 

93,— 

36,— 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

53,70 

56,70 

65,10 

5,70 

3 — 

94,— 

95,99 

95.— 

36,30 

42,— 

45,— 

48,— 

51,— 

54,— 

57,— 

66,60 

5,70 

3,— 

96,— 

97,99 

97,— 

36,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51,90 

54,90 

57,90 

67,80 

6,— 

3,— 

98,— 

99,99 

99,— 

37,50 

43,50 

46,50 

49,50 

52,50 

55,50 

58,50 

69,30 

6,— 

3,— 

100,— 

101,99 

101,— 

37,80 

43,80 

46,80 

49,80 

52,80 

55,80 

58,80 

70,80 . 

6,— 

3,— 

102,— 

103,99 

103,— 

38,40 

44,40 

47,40 

50,40 

53,40 

56,40 

59,40 

72,— 

6,~ 

3,— 

104,— 

105,99 

105,— 

39,— 

45,— 

48,— 

51 — 

54,— 

57,— 

60,— 

73,50 

6,— 

3.— 

106,— 

107,99 

107,— 

39,60 

45,60 

48,60 

51,60 

54,60 

57,60 

60,60 

75,— 

6 ,— 

3,— 

108,— 

109,99 

109,— 

40,20 

46,20 

49,20 

52,20 

55,20 

58,20 

61,20 

76,20 

6,— 

3,— 

110,— 

111,99 

111 — 

40,80 

47,10 

50,10 

53,10 

56,10 

59,10 

62,10 

77,70 

6,30 

3 — 

112,— 

113,99 

113,— 

41,10 

47,40 

50,40 

53,40 

56,40 

59,40 

62,40 

79,20 

6,30 

3.— 

114,— 

115,99 

115,— 

41,70 

48,— 

51,30 

54,60 

57,90 

61,20 

64,50 

80,40 

6,30 

3,30 

116,— 

und mehr 116, — 

42,60 

48,90 

52,20 

55,50 

58,80 

62,10 

65,40 

81 — 

6,30 

3,30 


ü Für den 7. und jeden weiteren zuschlagsberechtigten Angehörigen ist ein Zuschlag nach Spalte 12 bis zum Höchstbetrag (Spalte 10) zu gewähren. 
Hauptunterstützung und Familienzuschläge dürfen zusammen den Höchstbetrag (Spalte 10) nicht übersteigen. 
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Tabelle für Kurzarbeitergeld 
Steuer 


Kurzlohn 
(brutto) 
einschließlich 
Bezüge nach 
§ 130 e Abs. 1 
Satz 2 u. 3 


Vollohn (brutto) gemäß 
und 

Arbeitsentgelt (brutto) gemäß 
für die Doppel 


DM 

von bis 


von 276,01 270,01 264,01 258,01 252,01 246,01 240,01 234,01 228,01 222,01 216,01 210,01 204,01 198,01 192,01 186,01 180,01 174,01 168,01 
bis 280,— 276,— 270,— 264,— 258,— 252,— 246,— 240,— 234,— 228,— 222,— 216,— 210,— 204,— 192,— 186,— 180,— 174,— 


A) Kurzarbeitergeld für 


233,38 1 

ind mehr 

0 



















230,— 

233,37 

1,30 

0 


















225,— 

229,99 

2,95 

1,70 

0 

















220,— 

224,99 

4,25 

3,05 

1,40 

0 
















215,— 

219,99 

5,95 

4,75 

3,10 

1,75 

0 















210,— 

214,99 

7,35 

6,15 

4,55 

3,20 

1,50 

0 














205,— 

209,99 

8,75 

7,60 

6,— 

4,70 

3,— 

1,55 

0 













200,— 

204,99 

10,45 

9,35 

7,80 

6,50 

4,85 

3,40 

1,90 

0 












195,— 

199,99 

11,85 

10,75 

9,20 

7,95 

6,30 

4,95 

3,45 

1,60 

0 











190,— 

194,99 

13,65 

12,55 

11,05 

9,85 

8,25 

6,90 

5,45 

3,60 

2,05 

0 










185,— 

189,99 

15,05 

14,— 

12,55 

11,35 

9,85 

8,45 

7,05 

5,25 

3,70 

1,65 

0 









180,— 

184,99 

16,55 

15,50 

14,05 

12,90 

11,35 

10,05 

8,70 

6,90 

5,45 

3,40 

1,70 

0 








175,— 

179,99 

18,30 

17,25 

15,90 

14,75 

13,25 

12,— 

10,65 

8,95 

7,50 

5,45 

3,80 

2,05 

0 







170,— ,. 

174,99 

19,80 

18,80 

17,45 

16,30 

14,85 

13,60 

12,30 

10,60 

9,20 

7,20 

5,50 

3,80 

1,75 

0 






165,— 

169,99 

21,60 

20,60 

19,30 

18,20 

16,80 

15,55 

14,30 

12,65 

11,30 

9,25 

7,60 

5,90 

3,85 

2,10 

0 





160,— 

164,99 

23,10 

22,15 

20,85 

19,80 

18,40 

17,25 

16,— 

14,40 

13,05 

11,05 

9,35 

7,70 

5,60 

3,85 

1,80 

0 




155,— 

159,99 

24,70 

23,75 

22,50 

21,45 

20,10 

18,95 

17,75 

16,20 

14,90 

12,90 

11,20 

9,55 

7,45 

5,75 

3,65 

1,90 

0 



150,— 

154,99 

26,55 

25,65 

24,40 

23,40 

22,10 

21,— 

19,80 

18,30 

17,05 

15,05 

13,35 

11,70 

9,65 

7,90 

5,85 

4,10 

2,20 

0 


145,— 

149,99 

28,10 

27,20 

26,05 

25,05 

23,80 

22,80 

21,50 

20,10 

18,85 

16,85 

15,20 

13,55 

11,45 

9,20 

7,65 

5,95 

4,10 

1,90 

0 

140,— 

144,99 

29,90 

29,05 

27,90 

26,95 

25,75 

24,70 

23,60 

22,15 

21,— 

19,— 

17,30 

15,65 

13,60 

11,90 

9,80 

8,10 

6,25 

4,10 

2,20 

135,— 

139,99 

31,60 

30,70 

29,60 

28,70 

27,50 

26,50 

25,40 

24,— 

22,90 

20,90 

19,25 

17,60 

15,50 

13,80 

11,75 

10,05 

8,25 

6,05 

4,20 

130,— 

134,99 

33,20 

32,40 

31,35 

30,45 

29,30 

28,30 

27,25 

25,90 

24,85 

22,85 

21,15 

19,60 

17,50 

15,75 

13,70 

12,05 

10,25 

8,05 

6,20 

125,— 

129,99 

35,— 

34,30 

33,20 

32,35 

31,20 

30,25 

29,25 

27,95 

26,90 

24,95 

23,25 

21,65 

19,60 

17,85 

15,85 

14,15 

12,40 

10,25 

8,35 

120,— 

124,99 

36,75 

36,— 

35,— 

34,15 

33,05 

32,15 

31,45 

29,95 

28,90 

26,95 

25,25 

23,70 

21,60 

19,90 

17,85 

16,20 

14,45 

12,30 

10,45 

115,— 

119,99 

38,65 

37,95 

37,— 

36,20 

35,05 

34,25 

33,35 

32,15 

31,15 

29,20 

27,55 

25,95 

23,85 

22,15 

20,15 

18,55 

16,80 

14,65 

12,80 

110,— 

114,99 

40,40 

39,70 

38,75 

38,— 

37,— 

36,15 

35,25 

34,10 

33,15 

31,20 

29,55 

27,95 

25,90 

24,20 

22,15 

20,55 

18,85 

16,75 

14,85 

105,— 

109,99 

42,10 

41,75 

40,55 

39,80 

38,85 

38,— 

37,45 

36,05 

35,15 

33,20 

31,55 

29,95 

27,90 

26,20 

24,20 

22,60 

20,90 

18,80 

16,95 

100,— 

104,99 

44,10 

43,45 

42,60 

41,85 

40,95 

40,15 

39,35 

38,30 

37,45 

35,50 

33,85 

32,30 

30,20 

28,50 

26,50 

24,95 

23,25 

21,20 

19,35 

95,— 

99,99 

45,80 

45,15 

44,35 

43,65 

42,80 

42,05 

41,25 

40,20 

39,40 

37,50 

35,80 

34,25 

32,20 

30,50 

28,50 

26,95 

25,10 

23,25 

21,40 

90,— 

94,99 

47,75 

47,15 

46,35 

45,70 

44,90 

44,20 

43,45 

42,45 

41,70 

39,75 

38,10 

36,55 

34,50 

32,80 

30,85 

29,30 

27,65 

25,85 

23,40 

85,— 

89,99 

49,60 

48,90 

48,15 

47,55 

46,75 

46,05 

45,35 

44,40 

43,70 

41,80 

40,10 

38,60 

36,50 

34,85 

32,85 

31,35 

29,70 

27,70 

25,85 

80,— 

84,99 

51,20 

50,65 

49,90 

49,40 

48,65 

47,95 

47,35 

46,40 

45,75 

43,85 

42,15 

40,65 

38,55 

36,90 

34,95 

33,45 

31,80 

29,80 

27,95 

75,— 

79,99 

53,15 

52,60 

51,95 

51,40 

50,70 

50,10 

49,45 

48,60 

47,95 

46,05 

44,40 

42,90 

40,80 

39,15 

37,20 

35,70 

34,10 

32,10 

30,30 

70,— 

74,99 

55,05 

54,55 

53,95 

53,40 

52,75 

52,20 

51,60 

50,80 

50,20 

48,30 

46,65 

45,15 

43, OJ 

41,40 

39,45 

38,— 

36,40 

34,45 

32,60 

65,— 

69,99 

57,— 

56,55 

55,95 

55,45 

54,85 

54,30 

53,75 

53,— 

52,45 

50,55 

48,90 

47,40 

45,35 

43,70 

41,75 

40,30 

38,75 

36,80 

34,95 

60,— 

64,99 

58,95 

58,55 

58,15 

57,75 

57,15 

56,65 

56,15 

55,40 

54,90 

53,05 

51,35 

49,90 

47,85 

46,20 

44,20 

42,50 

41,30 

39,35 

37,55 

55,— 

59,99 

61,25 

60,85 

60,35 

60,— 

59,45 

58,95 

58,50 

57,85 

57,40 

55,55 

53,85 

52,45 

50,35 

48,70 

46,75 

45,40 

43,85 

41,95 

40,10 

50,— 

54,99 

63,50 

63,10 

62,65 

62,25 

61,80 

61,40 

61,— 

60,40 

60,— 

58,15 

56,45 

55,05 

52,95 

51,30 

49,40 

48,— 

46,50 

44,60 

42,80 

45,— 

49,99 

65,60 

65,30 

64,85 

64,50 

64,10 

63,70 

63,35 

62,80 

62,45 

60,60 

58,95 

57,50 

55,45 

53,80 

51,90 

50,55 

49,10 

47,20 

45,40 

40,— 

44,99 

67,85 

67,55 

67,20 

66,85 

66,50 

66,15 

65,85 

65,35 

65,05 

63,20 

61,55 

60,15 

58,05 

56,40 

54,50 

53,20 

51,75 

49,85 

48,05 

35,— 

39,99 

69,95 

69,70 

69,40 

69,10 

6‘S,80 

68,50 

68,20 

67,75 

67,50 

65,70 

64,— 

62,65 

60,55 

58,90 

57 — 

55,70 

54,30 

52,45 

50,65 

30,— 

34,99 

72,10 

71,85 

71,60 

71,35 

71,05 

70,80 

70,60 

70,20 

70,— 

68,20 

66,50 

65,15 

63,05 

61,40 

59,55 

58,25 

56,85 

55,— 

53,20 

25,— 

29,99 

74,35 

74,10 

73,90 

73,70 

73,45 

73,25 

73,05 

72,75 

72,60 

70,75 

69,10 

67,75 

65,65 

64,05 

62,15 

60,90 

58,35 

57,70 

55,90 

20,— 

24,99 

76,45 

76,25 

76,10 

75,90 

75,75 

75,55 

75,40 

75,15 

75,05 

73,25 

71,60 

70,20 

68,15 

66,50 

64,65 

63,45 

62,10 

60,25 

58,50 

15,— 

19,99 

78,70 

78,55 

78,40 

78,25 

78,15 

78,— 

77,90 

77,70 

77,65 

75,85 

74,20 

72,85 

70,75 

69,15 

67,30 

66,10 

64,75 

62,95 

61,20 

10,— 

14,99 

80,80 

80,70 

80,60 

80,50 

80,45 

80,35 

80,30 

80,15 

80,10 

78,35 

76,65 

75,35 

73,25 

71,65 

69,80 

68,60 

67,30 

65,55 

63,75 

5,— 

9,99 

83,— 

82,90 

82,85 

82,80 

82,75 

82,70 

82,70 

82,60 

82,60 

80,85 

79,20 

77,90 

75,80 

74,20 

72,35 

71,30 

69,90 

68,15 

66,40 

















B) : 

Stille^ungsvergütung für 



85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

85,20 

83,40 

81,60 

80,40 

78,— 

76,80 

75,— 

73,80 

72,— 

70,80 

69,— 


50 



und Stillegungsvergütung 
klasse I 


Anlage zu § 130 e Abs. 2 u. § 1301 Abs. 2 


§ 130 e Abs. 1 Satz 1 

§ 1301 Abs. 1 Satz 1 
Woche in DM 

162,01 156,01 150,01 144,01 138,01 132,01 126,01 120,01 114,01 108,01 102,01 96,01 90,01 84,01 78,01 72,01 66,01 60,01 54,01 48,01 42,01 36,01 30,01 

168 ,— 162 ,— 156 ,— 150 ,— 144 ,— 138 ,— 132 ,— 126 ,— 120 ,— 114 ,— 108 ,— 102 ,— 96 ,— 90 ,— 84 ,— 78 ,— 72 ,— 66 ,— 60 ,— 54 ,— 48 ,— 42 ,— 36 ,— 


die Doppelwoche in DM 


0 

2 ,— 0 


4,05 

2,05 

0 





















6,25 

4,25 

2,20 

0 




















8,35 

6,35 

4,35 

2,15 

0 



















10,75 

8,75 

6,80 

4,55 

2,45 

0 


















12,85 

10,85 

8,90 

6,70 

4,60 

2,15 

0 

















14,95 

12,95 

11,05 

8,85 

6,80 

4,35 

2,20 

0 
















17,35 

15,35 

13,50 

11,30 

9,30 

6,85 

4,75 

2,50 

0 















19,45 

17,45 

15,60 

13,40 

11,45 

8,95 

6,90 

4,70 

2,20 

0 














21,85 

19,85 

18,05 

15,85 

13,90 

11,45 

9,45 

7,25 

4,80 

2,60 

0 













23,95 

21,95 

20,20 

18 ,— 

16,10 

13,65 

11,65 

9,45 

7,05 

4,85 

2,30 

0 












26,10 

24,10 

22,35 

20,15 

18,30 

15,85 

13,90 

11,70 

9,40 

7,15 

4,70 

2,40 

0 











28,45 

26,45 

24,75 

22,55 

20,75 

18,30 

16,40 

14,20 

n ,90 

9,65 

7,30 

5,05 

2,75 

0 










30,80 

28,80 

27,15 

24,95 

23,20 

20,70 

18,85 

16,65 

14,40 

12,20 

9,85 

7,70 

5,50 

2,75 

0 









33,20 

31,20 

29,55 

27,35 

25,65 

23,20 

21,35 

19,15 

16,95 

14,75 

12,50 

10,35 

8,25 

5,55 

2,95 

0 








35,80 

33,80 

32,20 

30 ,— 

28,30 

25,85 

24,10 

21,90 

19,75 

17,55 

15,35 

13,30 

11,30 

8,65 

6,15 

3,20 

0 







38,45 

36,40 

34,85 

32,65 

31,05 

28,60 

26,85 

24,65 

22,55 

20,35 

18,25 

16,25 

14,35 

11,65 

9,40 

6,45 

3,50 

0 






41,15 

39,15 

37,60 

35,45 

33,85 

31,40 

29,20 

27,50 

25,50 

23,25 

21,20 

19,30 

17,55 

14,90 

12,75 

9,80 

7,15 

3,60 

Ü 





43,75 

41,75 

40,25 

38,10 

36,55 

34,10 

32,45 

30,25 

28,30 

26,05 

24,10 

22,25 

20,60 

18 ,— 

16 ,— 

13,05 

10,65 

7,20 

3,60 

0 




46,50 

44,50 

43 ,— 

40,85 

39,35 

36,60 

35,30 

33,10 

31,20 

28,95 

27,10 

25,30 

23,80 

21,20 

19,35 

16,40 

14,30 

10,80 

7,20 

3,60 

0 



49,10 

47,10 

45,65 

43,50 

42,05 

39,60 

38,05 

35,85 

34 ,— 

31,75 

29,95 

28,25 

26,85 

24,25 

22,60 

19,65 

17,75 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 


51,70 

49,70 

48,30 

46,15 

44,75 

42,30 

40,75 

38,55 

36,80 

34,55 

32,85 

31,20 

29,90 

27,35 

25,80 

22,85 

21,25 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 

54,45 

5?,45 

51,10 

48,95 

47,55 

45,10 

43,40 

41,45 

39,70 

37,50 

35,85 

34,25 

33,05 

30,55 

29,20 

26,25 

24,90 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3 , 6 C 

57,05 

55,05 

53,70 

51,55 

50,25 

47,80 

46,05 

44,15 

42,55 

40,30 

38,70 

37,15 

36,10 

33,60 

32,40 

29,45 

28,40 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

59,80 

57,80 

56,50 

54,35 

53,10 

50,65 

49,20 

46,75 

45,45 

43,20 

41,75 

39,85 

39,30 

36,85 

35,80 

32,85 

32,05 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

62,40 

60,40 

59,15 

57 ,— 

55,75 

53,30 

52 ,— 

49,50 

48,25 

46 ,— 

44,60 

43,20 

42,35 

39,90 

39,75 

36,05 

35,55 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

65,05 

63,05 

61,85 

59,70 

58,50 

56,05 

54,80 

52,55 

51,10 

48,85 

47,50 

46,15 

45,45 

43,05 

42,30 

39,35 

39,10 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

die Doppelwoche in 

DM 




















67,80 

65,40 

64,20 

62,40 

61,20 

58,80 

57,60 

55,20 

54 ,— 

51,60 

50,40 

49,20 

48,60 

46,20 

45,60 

42,60 

42 ,— 

39,60 

38,40 

34,20 

32,40 

28,80 

28,20 
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Tabelle für Kurzarbeitergeld 
Steuer 


Kurzlohn 
(brutto) 
einschließlich 
Bezüge nach 
§ 130 e Abs. 1 
Satz 2 u. 3 


Vollohn (brutto) gemäß 
und 

Arbeitsentgelt (brutto) gemäß 
für die Doppel 


DM 

von bis 


von 

bis 


276,01 270,01 264,01 258,01 252,01 246,01 240,01 234,01 228,01 
280 ,-- 276 ,— 270 ,— 264 ,— 258 ,— 252 ,— 246 ,— 240 ,— 234 ,— 


222,01 216,01 210,01 204,01 198,01 192,01 186,01 180,01 174,01 168,01 
228 ,— 222 ,— 216 ,— 210 ,— 204 ,— 198 ,— 192 ,— 186 ,— 180 ,— 174 ,— 


A) Kurzarbeitergeld für 

233,38 ujjd mehr 0 

230,— 233,37 1,10 0 


225 ,— 

229,99 

3 ,— 

1,90 

0 

















220 ,— 

224,99 

4,70 

3,45 

1,60 

0 
















215 ,— 

219,99 

6,50 

5,45 

3,60 

2,05 

0 















210 ,— 

214,99 

8,15 

7,10 

5,30 

3,80 

1,75 

0 














205 ,— 

209,99 

9,75 

8,75 

6,95 

5,50 

3,50 

1,75 

0 













200 ,— 

204,99 

11,70 

10,70 

9 ,— 

7,55 

5,60 

3,90 

2,15 

0 












195 ,— 

199,99 

13,35 

12,40 

10,65 

9,25 

7,35 

5,70 

4 ,— 

1,85 

0 











190 ,— 

194,99 

15,35 

14,40 

12,75 

11,35 

9,50 

7,90 

6,25 

4,15 

2,30 

0 










185 ,- 

189,99 

17,05 

16,15 

14,50 

13,15 

11,30 

9,75 

8,10 

6,10 

4,30 

1,95 

0 









180 ,— 

184,99 

18,80 

17,95 

16,25 

14,95 

13,15 

11,65 

10,05 

8,05 

6,30 

3,95 

2 ,— 

0 








175 ,— 

179,99 

20,80 

19,95 

18,35 

17,10 

15,35 

13,85 

12,30 

10,35 

8,65 

6,35 

4,40 

2,40 

0 







170 ,— 

174,99 

22,55 

21,70 

20,15 

18,90 

17,20 

15,75 

14,20 

12,30 

10,65 

8,35 

6,40 

4,40 

2 ,— 

0 






165 ,— 

169,99 

24,60 

23,75 

22,25 

21,05 

19,40 

18 ,— 

16,50 

14,65 

13 ,— 

10,75 

8,80 

6,80 

4,40 

2,45 

0 





160 ,— 

164,99 

26,45 

25,65 

24,20 

23 ,— 

21,40 

20,05 

18,60 

16,75 

15,15 

12,90 

10,95 

8,95 

6,60 

4,60 

2,20 

0 




155 ,— 

159,99 

28,25 

27,45 

26,05 

24,90 

23,30 

22 ,— 

20,60 

18,80 

17,25 

15 ,— 

13,05 

11,10 

8,70 

6,75 

4,35 

2,15 

0 



150 ,— 

154,99 

30,35 

29,60 

28,20 

27,10 

25,55 

24,30 

22,90 

21,20 

19,65 

17,45 

15,50 

13,50 

11,15 

9,20 

6,85 

4,70 

2,50 

0 


145 ,— 

149,99 

32,20 

31,45 

30,10 

29,05 

27,50 

26,30 

24,95 

23,30 

21,80 

19,60 

17,65 

15,70 

13,30 

11,40 

9,05 

6,90 

4,75 

2,25 

0 

140 ,— 

144,99 

34,35 

33,65 

32,30 

31,30 

29,80 

28,65 

27,35 

25,75 

24,30 

22,10 

20,15 

18,20 

15,80 

13,95 

11,60 

9,50 

7,30 

4,85 

2,60 

135 ,— 

139,99 

36,25 

35,55 

34,25 

33,25 

31,85 

30,70 

29,45 

27,85 

26,50 

24,30 

22,35 

20,40 

18 ,— 

16,15 

13,80 

11,75 

9,60 

7,15 

4,95 

130 ,— 

134,99 

38,20 

37,50 

36,25 

35,30 

33,90 

32,80 

31,60 

30,05 

28,70 

26,55 

24,60 

22,65 

20,35 

18,45 

16,10 

14,05 

11,90 

9,50 

7,30 

125 ,— 

129,99 

40,30 

39,70 

38,45 

37,50 

36,15 

35,10 

33,95 

32,45 

31,15 

29 ,— 

27,10 

25,15 

22,75 

20,95 

18,65 

16,60 

14,45 

12,10 

9,90 

120 ,— 

124,99 

42,20 

41,55 

40,40 

39,50 

38,20 

37,20 

36,05 

34,30 

33,35 

31,20 

29,30 

27,30 

24,95 

23,15 

20,90 

18,90 

16,70 

14,40 

12,20 

115 ,— 

119,99 

44,35 

43,75 

42,60 

41,80 

40,50 

39,55 

38,45 

37,10 

35,85 

33,75 

31,80 

29,85 

27,50 

25,70 

23,45 

21,50 

19,35 

17,05 

14,85 

110 ,— 

114,99 

46,30 

45,70 

44,65 

43,85 

42,60 

41,70 

40,65 

39,30 

38,10 

36,05 

34,10 

32,15 

29,75 

28,05 

25,80 

23,85 

21,70 

19,45 

17,25 

105 ,— 

109,99 

48,35 

47,75 

46,70 

45,95 

44,75 

43,90 

42,90 

41,60 

40,45 

38,35 

36,45 

34,50 

32,10 

30,40 

28,20 

26,25 

24,10 

21,90 

19,70 

100 ,— 

104,99 

50,55 

50 ,— 

48,75 

48,25 

47,10 

46,30 

45,30 

44,10 

43 ,— 

40,95 

39 ,— 

37,05 

34,70 

33 ,— 

30,80 

28,90 

26,75 

24,60 

22,40 

95 ,— 

99,99 

52,45 

51,90 

50,95 

50,25 

49,15 

48,40 

47,45 

46,25 

45,20 

43,15 

41,25 

39,30 

36,90 

35,25 

33,05 

31,20 

29,05 

26,90 

24,75 

90 ,— 

94,99 

54,90 

54,40 

53,50 

52,85 

51,80 

51,10 

50,20 

49,05 

48,05 

46 ,— 

44,10 

42,20 

39,80 

38,15 

36 — 

34,15 

32 ,— 

29,90 

27,75 

85 ,— 

89,99 

57,25 

56,75 

55,90 

55,30 

54,80 

53,65 

52,75 

51,70 

50,75 

48,75 

46,85 

44,90 

42,50 

40,90 

38,75 

36,95 

34,80 

32,75 

30,65 

80 ,— 

84,99 

59,60 

59,15 

58,35 

57,80 

56,85 

56,25 

55,40 

54,40 

53,50 

51,50 

49,60 

47,70 

45,30 

43,70 

41,60 

39,85 

37,65 

35,65 

33,55 

75 ,— 

79,99 

62 ,— 

61,60 

60,80 

60,30 

59,40 

58,85 

58,05 

57,10 

56,25 

54,30 

52,40 

50,45 

48,10 

46,55 

44,45 

42,70 

40,55 

38,55 

36,45 

70 ,— 

74,99 

64,40 

64 ,-- 

63,25 

62,80 

61,95 

61,45 

60,70 

59,85 

59,05 

57,05 

55,20 

53,25 

50,90 

49,35 

47,30 

45,55 

43,40 

41,45 

39,40 

65 ,— 

69,99 

66,80 

66,40 

65,70 

65,30 

64,50 

64,05 

63,35 

62,55 

61,80 

59,85 

57,95 

56,05 

53,65 

52,15 

50,10 

48,45 

46,25 

44,40 

42,30 

60 ,— 

64,99 

69,15 

68,80 

68,15 

67,80 

67,05 

66,65 

66 ,— 

65,25 

64,55 

62,60 

60,75 

58,85 

56,45 

54,90 

52,95 

51,30 

49,15 

47,30 

45,25 

55 ,— 

59,99 

71,55 

71,25 

70,60 

70,30 

69,60 

69,25 

68,65 

67,95 

67,30 

65,40 

63,55 

61,60 

59,25 

57,80 

55,80 

54,15 

52 ,— 

50,20 

48,15 

50 ,— 

54,99 

73,95 

73,65 

73,10 

72,80 

72 , 1 ^ 

71,90 

71,30 

70,65 

70,05 

68,15 

06,30 

64,40 

62 ,— 

60,60 

58,60 

57,05 

54,85 

53,10 

51,05 

45 ,— 

49,99 

76,30 

76,05 

75,55 

75,30 

74,70 

74,50 

73,95 

73,40 

72,80 

70,95 

69,10 

67,20 

64,80 

63,40 

61,45 

59,90 

57,75 

56 ,— 

54 ,— 

40 ,— 

44,99 

78,70 

78,45 

78 ,— 

77,80 

77,25 

77,10 

76,60 

76,10 

75,60 

73,75 

71,85 

69,95 

67,60 

66,20 

64,30 

62,75 

60,60 

58,90 

56,90 

35 ,— 

39,99 

81,10 

80,90 

80,45 

80,30 

79,80 

79,70 

79,30 

78,80 

78,35 

76,50 

74,65 

72,75 

70,40 

69,05 

67,10 

65,65 

63,45 

61,80 

59,85 

30 ,— 

34,99 

83,45 

83,30 

82,90 

82,80 

82,35 

82,30 

81,90 

81,50 

81,10 

79,30 

77,45 

75,55 

73,15 

71,85 

69,95 

68,50 

66,35 

64,70 

62,75 

25 ,— 

29,99 

85,85 

85,70 

85,35 

85,30 

84,90 

84,90 

84,60 

84,20 

83,85 

82,05 

80,20 

78,35 

75,95 

74,65 

72,80 

71,35 

69,20 

67,65 

65,65 

. 20 ,— 

24,99 

88,25 

88,10 

87,85 

87,80 

87,45 

87,40 

87,25 

86,90 

86,60 

84,85 

83 ,— 

81,10 

78,75 

77,45 

75,65 

74,25 

72,05 

70,55 

68,60 

15 ,— 

19,99 

90,65 

90,55 

90,30 

90,30 

90 ,— 

90 ,— 

89,90 

89,65 

89,35 

87,60 

85,75 

83,90 

81,50 

80,30 

78,45 

77,10 

74,90 

73,45 

71,50 

10 ,— 

14,99 

93 ,— 

92,90 

92,75 

92,75 

92,65 

92,60 

92,55 

92,30 

92,15 

90,40 

88,55 

86,70 

84,30 

83,10 

80,30 

79,95 

77,80 

76,35 

74,45 

5 ,— 

9,99 

95,40 

95,35 

95,20 

95,20 

95,20 

95,20 

95,20 

95,05 

94,90 

93,15 

91,35 

89,45 

87,10 

85,90 

84,15 

82,85 

80,65 

79,25 

77,35 

















B) 

Stillegungsvergütung für 



97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

97,80 

96 ,— 

94,20 

92,40 

90 ,— 

88,80 

87 ,— 

85,80 

83,40 

82,20 

80,40 


52 



und Stillegungsvergütung 
klasse II 


Anlage zu § 130 c Abs. 2 u. § 130 1 Abs. 2 


S 130 e Abs, 1 Satz 1 

§ 130 1 Abs. 1 Satz 1 
Woche in DM 

162,01 156,01 150,01 144,01 138,01 132,01 126,01 120,01 114,01 108,01 102,01 96,01 90,01 84,01 78,01 72,01 66,01 60,01 54,01 48,01 42,01 36,01 30,01 

168 , — 162 , — 156 ,— 150 ,— 144 ,— 138 ,— 132 ,— 126 ,— 120 ,— 114 , — 108 , — 102 ,— 96 ,— 90 , — 84 ,— 78 ,— 72 ,— 66 ,— 60 ,— 54 ,— 48 ,— 42 . — 36 ,— 


die Doppelwoche in DM 


0 

2,35 0 

4.75 2,40 0 

7,40 5,05 2,65 0 

9.75 7,40 5 ,— 2,40 0 


12,45 

10,10 

7,75 

5,15 

2,80 

0 ' 


















14,90 

12,55 

10,20 

7,50 

5,35 

2,55 

0 

















17,40 

15,05 

12,75 

10,20 

7,95 

5,15 

2,65 

0 
















20,15 

17,80 

15,50 

13 ,— 

10,80 

8,05 

5,60 

2,95 

0 















22,55 

20,20 

17,90 

15,45 

13,25 

10,50 

8,15 

5,45 

2,60 

0 














25,60 

23,25 

21 ,— 

18,55 

16,45 

13,75 

11,40 

8,75 

6 ,— 

3,40 

0 













28,50 

26,15 

23,95 

21,55 

19,50 

16,75 

14,50 

11,85 

9,20 

. 6,60 

3,30 

0 












31,50 

29,15 

26,95 

24,55 

22,55 

19,85 

17,65 

15,05 

12,45 

9,85 

6,70 

3,50 

0 











34,45 

32,10 

29,95 

27,60 

25,65 

22,95 

20,85 

18,25 

15,70 

13,15 

10,15 

7,05 

3,60 

0 










37,45 

35,10 

32,95 

30,65 

28,75 

26,10 

24 ,— 

21,40 

19 ,— 

16,45 

13,55 

10,60 

7,20 

3,60 

0 









40,40 

38,05 

35,95 

33,65 

31,85 

29,20 

27,15 

24,60 

22,30 

19,70 

16,95 

14,10 

10,80 

7,20 

3,60 

0 








43,40 

41,05 

38,90 

36,70 

34,90 

32,30 

30,35 

27,80 

25,50 

23 ,— 

20,35 

17,65 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 







46,35 

44 ,— 

41,90 

39,75 

38 ,— 

35,40 

33,50 

30,95 

28,80 

26,30 

23,75 

21,15 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 






49,35 

47 ,— 

44,90 

42,75 

41,10 

38,50 

36,65 

34,15 

32,05 

29,55 

27,15 

24,70 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 





52,30 

49,95 

47,90 

45,80 

44,15 

41,60 

39,85 

37,30 

35,30 

32,85 

30,55 

28,20 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 




55,30 

52,95 

50,90 

48,85 

47,25 

44,70 

43 ,— 

40,50 

38,60 

36,10 

33,95 

31,75 

28,80 

25,20 

21-60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 



58,25 

55,90 

53,90 

51,85 

50,35 

47,80 

46,20 

43,70 

41,85 

39,40 

37,35 

35,30 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 


61,25 

58,90 

56,90 

54,90 

53,45 

50,90 

49,35 

46,85 

45,10 

42,70 

40,75 

38,80 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 

64,20 

61,85 

59,90 

57,95 

56,50 

54 ,— 

52,50 

50,05 

48,40 

45,95 

44,15 

42,35 

39,60 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,61 

67,20 

64,85 

62,90 

60,95 

59,60 

57,15 

55,70 

53,25 

51,65 

49,25 

47,55 

45,85 

43,20 

39,60 

36 .— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,80 

7 . 2 i 

70,15 

67,90 

65,90 

64 ,— 

62,70 

60,25 

58,85 

56,40 

54,90 

52,50 

50,95 

49,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,40 

10,8 

73,15 

70,80 

68,90 

67 , — 

65,80 

63,35 

62 ,— 

59,60 

58,20 

55,80 

54,35 

52,90 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 ,— 

14,4 

76,10 

73,75 

71,90 

70,05 

68,85 

66,45 

65,20 

62,80 

61,45 

59,10 

57,75 

56,45 

54 ,— 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36 ,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18 .- 


die Doppelwoche in DM 

79,20 76,20 75 ,— 73,20 72 ,— 69,60 68,40 66 ,— 64,80 62,40 61,20 60 ,— 58,80 56,40 55,20 52,20 51 ,— 48 ,— 46,80 42 ,— 40,20 34,80 34,2 
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Tabelle für Kurzarbeitergeld 
Steuerklasse 


Kurzlohn 
(brutto) 
einschließlich 
Bezüge nach 
§ 130 e Abs. 1 
Satz 2 u. 3 


Vollohn (brutto) gemäß 
und 

Arbeitsentgelt (brutto) gemäß 
für die Doppel 


DM 

von bis 


von 276,01 270,01 264,01 258,01 252,01 246,01 240,01 234,01 228,01 222,01 216,01 210,01 204,01 198,01 192,01 186,01 180,01 174,01 168,01 
bis 28o!— 276,— 270,— 264,— 258,— 252,— 246,— 240,— 234,— 228,— 222,— 216,— 210,— 204,— 198,— 192,— 186,— 180,— 174,— 


A) Kurzarbeitergeld für 


233,38 und mehr 
230,— 233,37 

225,— 229,99 
220,— 224,99 
215,— 219,99 
210,— 214,99 
205,— 209,99 
200,— 204,99 
195,— 199,99 
190,— 194,99 

185,— 189,99 
180,— 184,99 
175,— 179,99 
170,— 174,99 
165,— 169,99 
160,— 164,99 
155,— 159.99 

0 

1,15 

3,20 

4.90 

6.90 
8,70 

10.50 
12,60 

14.35 

16.50 

18.40 
20,25 

22.40 

24.35 
26,55 

28.50 

30.50 

0 

2,05 

3,75 

5,80 

7,60 

9,40 

11,55 

13,35 

15,50 

17.40 
19,30 
21,45 

23.40 

25.65 

27.65 

29.65 

0 

1,75 

3,80 

5.65 
7,50 

9.65 
11,50 
13,70 
15,45 
17,60 

19.80 

21.80 
24,05 
26,10 
28,15 

0 

2,10 

4,— 

5,90 

8,10 

9,95 

12,20 

14.15 

16.15 

18.40 

20.40 
22,70 
24,80 
26,90 

0 

1,90 

4.10 

6.10 
8,— 

10.30 

12.30 

14.30 
16,60 
18,65 
21,05 
23,15 

25.30 

0 

1,95 

4,25 

6,20 

8,50 

10,55 

12,60 

14,95 

17,05 

19,45 

21,65 

23,80 

0 

2.30 

4.30 
6,70 
8,75 

10.85 
13,20 
15,35 

17.85 
20,05 
22,25 

0 

2,05 

4,45 

6,60 

8,75 

11,15 

13,35 

15,85 

18,10 

20,4Ö 

0 

2,50 

4,65 

6,85 

9,30 

11,55 

14,10 

16,40 

18,70 

0 

2,20 

4,35 

6,85 

9,10 

11,70 

14,— 

16,35 

0 

2,20 

4,70 

6,95 

9,50 

11,85 

14,15 

0 

2,50 

4,75 

7,35 

9,65 

12,— 

0 

2,25 

4,85 

7,15 

9,50 

0 

2,60 

5,— 

7,30 

0 

2,35 

4,75 

0 

2,40 

0 



150,— 

154,99 

32,70 

31,85 

30,40 

29,15 

27,60 

26,15 

24,65 

22,85 

21,20 

18,90 

16,70 

14,50 

12,05 

9,90 

7,35 

5,— 

2,60 

0 


145,— 

149,99 

34,70 

33,90 

32,45 

31,25 

29,75 

28,35 

26,90 

25,15 

23,55 

21,20 

19,05 

16,85 

14,40 

12,25 

9,75 

7,45 

5,05 

2,45 

0 

140,— 

144,99 

36,90 

36,10 

34,75 

33,60 

32,15 

30,75 

29,35 

27,65 

26,10 

23,80 

21,60 

19,45 

17,— 

14,90 

12,35 

10,15 

7,75 

5,20 

2,75 

135,— 

139,99 

38,90 

38,15 

36,80 

35,70 

34,25 

32,95 

31,55 

29,90 

28,40 

26,15 

23,95 

21,80 

19,30 

17,25 

14,75 

12,55 

10,15 

7,65 

5,20 

130,— 

134,99 

41,— 

40,25 

38,95 

37,90 

36,50 

35,25 

33,90 

32,30 

30,85 

28,60 

26,40 

24,25 

21,80 

19,75 

17,25 

15,10 

12,70 

10,25 

7,80 

125,— 

129,99 

43,30 

42,60 

41,35 

40,30 

38,95 

37,75 

36,45 

34,90 

33,50 

31,25 

29,10 

26,95 

24,45 

22,45 

20,— 

17,85 

15,45 

13,05 

10,65 

120,— 

124,99 

45,15 

44,45 

43,25 

42,25 

40,95 

39,75 

38,50 

37,05 

35,65 

33,45 

31,25 

29,10 

26,65 

24,65 

22,25 

20,10 

17,70 

15,35 

12,95 

115,— 

119,99 

47,60 

46,95 

45,80 

43,85 

43,60 

42,45 

41,25 

39,85 

38,55 

36,30 

34,15 

32,— 

29,55 

27,60 

25,20 

23,10 

20,70 

18,35 

16,— 

110,— 

114,99 

50,10 

49,45 

48,35 

47,40 

46,25 

45,15 

44,— 

42,65 

41,40 

39,20 

37,— 

34,90 

32,45 

30,50 

28,15 

26,10 

23,70 

21,40 

19,05 

105,— 

109,99 

52,55 

51,95 

50,90 

50,— 

48,90 

47,85 

46,75 

45,45 

44,25 

42,10 

39,90 

37,75 

35,30 

33,40 

31,10 

29,05 

26,65 

24,45 

22,15 

100,— 

104,99 

55,— 

54,45 

53,40 

52,60 

51,55 

50,55 

49,45 

48,25 

47,10 

44,95 

42,75 

40,65 

38,20 

36,35 

34,05 

32,05 

29,65 

27,45 

25,20 

95,— 

99,99 

57,50 

56,90 

55,95 

55,20 

54,20 

53,25 

52,20 

51,05 

49,95 

47,85 

45,65 

43,55 

41,10 

39,25 

37,— 

35,05 

32,65 

30,50 

28,25 

90,— 

94,99 

59,95 

59,40 

58,50 

57,75 

56,80 

55,90 

54,95 

53,85 

52,80 

50,70 

48,55 

46,40 

44,— 

42,20 

39,90 

38,— 

35,60 

33,55 

31,30 

85,— 

89,99 

62,40 

61,90 

61,05 

60,35 

59,45 

58,60 

57,70 

56,65 

55,65 

53,60 

51,40 

49,30 

46,85 

45,10 

42,85 

41,— 

38,60 

36,55 

34,35 

80,— 

84,99 

64,90 

64,40 

63,60 

62,95 

62,10 

61,30 

60,45 

59,45 

58,55 

56,50 

54,30 

52,20 

49,75 

48,— 

45,80 

44,— 

41,60 

39,60 

37,40 

75,— 

79,99 

67,35 

66,90 

66,15 

65,55 

64,75 

64,— 

63,15 

62,25 

61,40 

59,35 

57,15 

55,05 

52,65 

50,95 

48,75 

46,95 

44,55 

42,65 

40,45 

70,— 

74,99 

69,80 

69,40 

68,70 

68,10 

67,40 

66,70 

65,90 

65,05 

64,25 

62,25 

60,05 

57,95 

55,55 

53,85 

51,70 

49,95 

47,55 

45,65 

43,50 

65,— 

69,99 

72,30 

71,90 

71,20 

70,70 

70,— 

69,35 

68,65 

67,85 

67,10 

65,10 

62,95 

60,85 

58,45 

56,80 

54,65 

52,95 

50,55 

48,70 

46,55 

60,— 

64,99 

74,75 

74,40 

73,75 

73,30 

72,65 

72,05 

71,40 

70,65 

69,95 

68,— 

65,80 

63,70 

61,30 

59,70 

57,60 

55,90 

53,50 

51,75 

49,65 

55,— 

59,99 

77,20 

76,85 

76,30 

75,90 

75,30 

74,75 

74,15 

73,45 

72,80 

70,90 

68,70 

66,60 

64,20 

62,60 

60,55 

58,90 

56,50 

54,75 

52,70 

50,— 

54,99 

79,65 

79,35 

78,85 

78,45 

77,95 

77,45 

76,90 

76,30 

75,65 

73,75 

71,55 

69,50 

67,10 

65,55 

63,50 

61,90 

59,50 

57,80 

55,75 

45,— 

49,99 

82,15 

81,85 

81,40 

81,05 

80,60 

80,15 

79,60 

79,10 

78,55 

76,65 

74,45 

72,40 

70,— 

68,45 

66,45 

64,85 

62,45 

60,85 

58,80 

40,— 

44,99 

84,60 

84,35 

83,95 

83,65^ 

83,25 

82,85 

82,35 

81,90 

81,40 

79,50 

77,35 

75,25 

72,85 

71,40 

69,40 

67,85 

65,45 

63,85 

61,85 

35,— 

39,99 

87,05 

86,85 

86,50 

86,25 

85,85 

85,50 

85,10 

84,70 

84,25 

82,40 

80,20 

78,15 

75,75 

74,30 

72,35 

70,85 

68,45 

66,90 

64,90 

30,— 

34,99 

89,55 

89,35 

89,— 

88,80 

88,50 

88,20 

87,85 

87,50 

87,10 

85,30 

83,10 

81,05 

78,65 

77,25 

75,30 

73,80 

71,40 

69,95 

67,95 

25,— 

29,99 

92,— 

91,85 

91,55 

91,40 

91,15 

90,90 

90,60 

90,30 

89,95 

88,15 

85,95 

83,90 

81,55 

80,15 

78,25 

76,80 

74,40 

72,95 

71,— 

20,— 

24,99 

94,45 

94,30 

94,10 

94,— 

93,80 

93,60 

93,30 

93,10 

92,80 

91,05 

88,85 

86,80 

84,45 

83,05 

81,20 

79,80 

77,40 

76,— 

74,05 

15,— 

19,99 

96,95 

96,80 

96,65 

96,60 

96,45 

96,30 

96,05 

95,90 

95,70 

93,90 

91,75 

89,70 

87,30 

86,— 

84,15 

82,75 

80,35 

79,05 

77,15 

10,— 

14,99 

99,40 

99,30 

99,20 

99,15 

99,10 

99,— 

98,80 

98,70 

98,55 

96,80 

94,60 

92,55 

90,20 

88,90 

87,10 

85,75 

83,35 

82,05 

80,20 

5,— 

9,99 

101,85 101,80 101,75 101,75 101,70 101,65 101,55 101,50 101,40 99,70 97,50 

104,40 104,40 104,40 104,40 104,40 104,40 104,40 104,40 104,40 102,60 100,20 

95,45 

98,40 

93,10 

96,— 

91,85 

94,80 

90,05 88,75 86,35 85,10 83,25 

B) Stillegungsvergütung für 

93,— 91,80 89,40 88,20 86,40 


54 



und Stillegungsvergütung 
III 


Anlage zu § 130 c Abs. 2 und § 1301 Abs. 2 


S 130 

c Abs . 1 Satz 1 

















S 130 

1 Abs . 1 Satz 1 

















wodie 

in DM 

















162,01 

156,01 150,01 144,01 

138,01 

132,01 

126,01 

120,01 

114,01 108,01 

102,01 

96,01 

90,01 

84,01 

78,01 

72,01 

66,01 

60,01 

54,01 

48,01 

42,01 36,01 30,01 

168,— 

162,— 156,— 150,— 

144,— 

138,— 

132,— 

126,— 

120,— 114,— 

108,— 

102,— 

96,— 

90,— 

84,— 

78,— 

72,— 

66,— 

60,— 

54, — 

48 — 42,— 36,— 


die Doppelwodie in DM 


0 

2,50 0 

5,15 2,65 0 

8,05 5,55 2,90 0 

10,40 7,90 5,30 2,40 0 


13,50 

11,— 

8,45 

5,60 

3,25 

0 


















16,65 

14,15 

11,60 

8,80 

6,50 

3,30 

0 

















19,75 

17,25 

14,75 

12,— 

9,75 

6,55 

3,35 

0 
















22,85 

20,35 

17,90 

15,20 

13,— 

9,85 

6,75 

3,40 

0 















26,— 

23,45 

21,05 

18,40 

16,25 

13,15 

10,15 

6,85 

3,55 

0 














29,10 

26,60 

24,20 

21,60 

19,50 

16,40 

13,50 

10,25 

7,05 

3,60 

0 













32,20 

29,70 

27,35 

24,75 

22,75 

19,70 

16,90 

13,70 

10,60 

7,20 

3,60 

0 












35,35 

32,80 

30,50 

27,95 

26,— 

23,— 

20,25 

17,10 

14,15 

10,80 

7,20 

3,60 

0 











38,45 

35,90 

33,65 

31,15 

29,25 

26,30 

23,65 

20,55 

17,70 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 










41,55 

39,05 

36,80 

34,35 

32,50 

29,55 

27,05 

23,95 

21,20 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 









44,65 

42,15 

39,95 

.37,55 

35,75 

32,85 

30,40 

27,40 

24,75 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 








47,75 

45,25 

43,10 

40,75 

39,— 

36,15 

33,80 

30,80 

28,30 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 







50,90 

48,40 

46,25 

43,95 

42,25 

39,40 

37,15 

34,25 

31,85 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 






54,— 

51,50 

49,40 

47,15 

45,50 

42,70 

40,55 

37,65 

35,35 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 





57,15 

54,60 

52,55 

50,35 

48,75 

46,— 

43,95 

41,10 

38,90 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 




60,25 

57,70 

55,70 

53,55 

52,— 

49,25 

47,30 

44,50 

42,45 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 



63,35 

60,85 

58,85 

56,70 

55,25 

52,55 

50,70 

47,95 

46,— 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 


66,45 

63,95 

62,— 

59,90 

58,50 

55,85 

54,05 

51,35 

49,50 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

0 

69,60 

67,05 

65,15 

63,10 

61,75 

59,15 

57,45 

54,80 

53,05 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

3,60 

72,70 

70,20 

68,30 

66,30 

65,— 

62,40 

60,85 

58,20 

56,60 

54,— 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

7,20 

75,80 

73,30 

71,45 

69,50 

68,25 

65,70 

64,20 

61,65 

60,10 

57,60 

54,— 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

10,80 

78,90 

76,40 

74,60 

72,70 

71,50 

69,— 

67,60 

65,05 

63,65 

61,20 

57,60 

54,— 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 

14,40 

82,05 

79,50 

77,75 

75,90 

74,75 

72,25 

70,95 

68,50 

67,20 

64,80 

61,20 

57,60 

54, — 

50,40 

46,80 

43,20 

39,60 

36,— 

32,40 

28,80 

25,20 

21,60 

18,— 


die Doppelwodie in DM 

85,20 82,20 81,— 79,20 78,— 75,60 74,40 72,— 70,80 68,40 67,20 66,— 64,80 62,40 61,20 57,60 56,40 52,80 49,80 43,20 40,20 34,80 34,20 
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Anlage zu § 141 d Abs. 1 


Arbeitsentgelt 
je Woche 

Einheits- 

lohn 

Haupt- 


Arbeitslosenhilfe-Wochensätze 
mit Familienangehörigen 


Höchst- 

betrag 

Zuschläge 
für den lür jeden 

von 

bis 

(wöchünll.) 


1 

2 

3 

4 

5 



i. ram.- 
Angeh. 

Fara.-Any. 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 


10,- 

11,99 

11 — 

9,60 

9,90 






9,90 

— ,30 

— 

12 — 

13,^9 

13,— 

10,50 

11,70 






11,70 

1,20 

— 

14,^ 

15,99 

15,— 

11,70 

13,50 






13,50 

1,80 

— 

Ib- 

17,99 

17,— 

12,90 

15,30 






15,30 

2,40 

— 

is— 

19,99 

19,— 

13,80 

17,10 






17,10 

3,30 

— 

20 — 

21,99 

21,— 

14,40 

17,40 






17,40 

3,— 

— 

22 — 

23,99 

23,— 

15,— 

18,60 






18,60 

3,60 

— 

24,— 

25,99 

25,— 

15,90 

19,80 

20,10 





20,10 

3,90 

— 30 

26,— 

27,99 

27,— 

16,50 

20,40 

21,60 





21,60 

3,90 

1,20 

28 — 

29,99 

29,— 

16,80 

21,— 

23,10 





23,10 

4,20 

2,10 

30 — 

31,99 

31,— 

17,40 

21,60 

24,30 

24,90 




24,90 

4,20 

2,70 

32,— 

33,99 

33,— 

18,— 

22,20 

24,90 

26,40 




26,40 

4,20 

2,70 

34,— 

35,99 

35,— 

18,60 

23,10 

25,80 

27,90 




27,90 

4,50 

2,70 

36,— 

37,99 

37,— 

19,20 

23,70 

26,40 

29,10 

29,70 



29,70 

4,50 

2,70 

38,— 

39,99 

39,— 

19,80 

24,60 

27,30 

30,— 

31,20 



31,20 

4,80 

2,70 

40,— 

41,99 

41,— 

20,40 

25,20 

28,20 

31,20 

32,70 



32,70 

4,80 

3,- - 

42,— 

43,99 

43,— 

20,70 

25,50 

28,50 

31,50 

34,50 



34,50 

4,80 

3,- 

44,— 

45,99 

45,— 

21,30 

26,40 

29,40 

32,40 

36,40 

36,— 


36,— 

5,10 

o 

Of — 

46,— 

47,99 

47,— 

21,60 

26,70 

29,70 

32,70 

35,70 

37,50 


37,50 

5,10 

3,— 

43,— 

49,99 

49,— 

22,50 

27,60 

30,60 

33,60 

36,60 

38,40 


38,40 

5,10 

3,— 

50,— 

51,99 

51,— 

23,40 

28,80 

31,80 

34,80 

37,80 

38,40 


38,40 

5,40 

3,— 

52,— 

53,99 

53,— 

23,70 

29,10 

32,10 

35,10 

38,10 

38,40 


38,40 

5,40 

3,— 

54,— 

55,99 

55,— 

24,— 

29,40 

32,40 

36,40 

38,40 

38,40 


38,40 

5,40 

3,— 

56.— 

57,99 

57,— 

24,30 

29,70 

32,70 

35,70 

38,70 

39,90 


39,90 

5,40 

3,— 

58,— 

59,99 

59,— 

24,90 

30,30 

33,30 

36,30 

39,30 

41,40 


41,40 

5,40 

3 — 

60,— 

61,99 

61,— 

25,20 

30,60 

33,60 

36,60 

39,60 

42,60 


42,60 

5,40 

3 — 

62,— 

63,99 

63,— 

25,50 

30,90 

33,90 

36,90 

39,90 

42,90 

44,10 

44,10 

5,40 

3,— 

64.— 

65,99 

65,— 

25,80 

31,20 

34,20 

37,20 

40,20 

43,20 

45,60 

45,60 

5,40 

3 — 

66,— 

67,99 

67,— 

25,80 

31,20 

34,20 

37,20 

40,20 

43,20 

46,20 

46,80 

5,40 

3,— 

68,— 

69,99 

69,— 

26,10 

31,50 

34,50 

37,50 

40,50 

43,50 

46,50 

48,30 

5,40 

3,— 

70,— 

71,99 

71,— 

26,40 

31,80 

34,80 

37,80 

40,80 

43,80 

46,80 

49,80 

5,40 

3 — 

72.— 

73,99 

73,— 

26,70 

32,10 

35,10 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

51,— 

5,40 

3,— 

74,— 

75,99 

75,— 

27,— 

32,40 

35,40 

38,40 

41,40 

44,40 

47,40 

52,50 

5,40 

3 — 

76,— 

77,99 

77,— 

27,— 

32,40 

35,40 

38,40 

41,40 

44,40 

47,40 

54,— 

5,40 

3,— 

78,— 

79,99 

79,— 

27,30 

32,70 

35,70 

38,70 

41,70 

44,70 

47,70 

55,20 

5,40 

3,— 

80,— 

81,99 

81,— 

27,60 

33,— 

36,— 

39,— 

42,— 

45,— 

48,— 

56,70 

5,40 

3,— 

82,— 

83,99 

83,— 

27,60 

33,— 

36,— 

39,— 

42,— 

45,— 

48,— 

58,20 

5,40 

3,— 

84,— 

85,99 

85,— 

28,20 

33,60 

36,60 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

59,40 

5,40 

3 — 

86,— 

87,99 

87,— 

28,50 

33,90 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

60,90 

5,40 

3,— 

88,— 

89,99 

89,— 

28,50 

33,90 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

62,10 

5,40 

3.— 

90,— 

91,99 

91,— 

28,80 

34,20 

37,20 

40,20 

43,20 

46,20 

49,20 

63,60 

5,40 

3,— 

92,— 

93,99 

93,— 

29,10 

34,50 

37,50 

40,50 

43,50 

46,60 

49,50 

65,10 

5,40 

3,— 

94,— 

95,99 

95,— 

29,10 

34,50 

37,50 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

66,60 

5,40 

3,— 

96,— 

97,99 

97,— 

29,40 

34,80 

37,80 

40,80 

43,80 

46,80 

49,80 

67,80 

5,40 

3 — 

98,— 

99,99 

99,— 

29,70 

35,10 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

69,30 

5,40 

3 — 

100,— 

101,99 

101,— 

29,70 

35,10 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

70,80 

5,40 

3,— 

102,— 

103,99 

103,— 

30,— 

35,40 

38,40 

41,40 

44,40 

47,40 

50,40 

72,— 

5,40 

3,— 

104,— 

105,99 

105,— 

30,30 

35,70 

38,70 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

73,50 

5,40 

3,— 

106,— 

107,99 

107,— 

30,30 

35,70 

38.70 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

75,— 

5,40 

3,— 

108,— 

109,99 

109,— 

30.60 

36,— 

39,— 

42,— 

45,— 

48,— 

51,— 

76,20 

5,40 

3,— 

110,— 

111,99 

111,— 

30,90 

36,30 

39,30 

42,30 

45,30 

48,30 

51,30 

77,70 

5,40 

3,— 

112,— 

113,99 

113,— 

30,90 

36,30 

39,30 

42,30 

45,30 

48,30 

51,30 

79,20 

5,40 

3,— 

114,— 

115,99 

115,— 

31,50 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51,90 

80,40 

5,40 

3,— 

116,— 

und mehr 

116,— 

31,50 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51 ,90 

81,— 

5,40 

3, 


Für den 7. und jeden weiteren zuschlagsberechtigten Angehörigen ist ein Zuschlag nach Spalte 12 bis zum Höchstbetrag (Spalte 10) zu gewähren. 
*) Hauptunterstützung und Familienzuschläge dürfen zusammen den Höchstbetrag (Spalte 10) nicht übersteigen. 
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ALLGEMEINER TEIL 


Einleitung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (AVA VG) ist jetzt mehr 
als 25 Jahre alt. Es hat ein sehr wechselvolles 
Schicksal gehabt. Bereits in den auf die Ver- 
kündung folgenden Jahren hat es zahlreiche 
Änderungen erlebt. Die im Jahre 1929 be- 
ginnende Weltwirtschaftskrise stellte die 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vor Aufgaben, denen sie 
finanziell nicht gewachsen war und als Träger 
einer auf einen normalen Wirtschaftsverlauf 
berechneten Versicherung und ohne angemes- 
sene Rücklagen auch nicht gewachsen sein 
konnte. Es war auch politisch verhängnisvoll, 
daß sich diese Erkenntnis nicht rechtzeitig 
durchsetzte und daß man nicht zuletzt Infolge 
des Fehlens ausreichender Rücklagen und des 
anfänglich zu geringen Beitragssatzes seine 
Zuflucht zu einer fortschreitenden Verwässe- 
rung der Versicherungsprinzipien nahm. Im 
März 1930 stürzte das Reichskabinett über 
die Frage der Sanierung der Alv. Obwohl In 
der Krisenunterstützung bereits der Weg 
einer organischen, aber auch organisatorisch 
folgerichtigen Lösung des Problems vorge- 
zeichnet war, kam es zu einer Dreiteilung in 
der Betreuung der Arbeitslosen, wobei den 
Gemeinden schließlich der größte Teil der 
Arbeitslosen — die sogenannten Wohlfahrts- 
erwerbslosen — zufiel. Der sozialpolitische 
Rückschritt, der hierin lag, war, wenn auch 
nicht entscheidend, so doch von unbezwelfel- 
barem Einfluß auf die politische Entwicklung, 
da die Arbeitslosigkeit damals das innenpoli- 
tische Problem Nr. 1 war. 

Der weitere Weg Ist durch die Umwandlung 
der Alv. in eine Mischform von Versicherung, 
Versorgung und Fürsorge unter dem Namen 
Arbeitslosenhilfe Im Jahre 1939 gekennzeidi- 
net, für die bei der damaligen geringen Ar- 
beitslosigkeit zwingende sachliche Gründe 
nicht Vorlagen. Der autoritäre Staat, der So- 
zialversicherung feindlich und dem Versor- 
gungsprinzip geneigt, schlug damit einen 
neuen Weg ein, nachdem er Arbeitsvermitt- 


lung und Berufsberatung bereits vorher unter 
die Prinzipien der Lenkung und des Einsat- 
zes, d. h. des Zwanges gestellt hatte. 

Die staatsrechtliche Lage in Westdeutschland 
Heß im Jahre 1947 nur eine Wiedereinfüh- 
rung der Alv. auf Länderbasis und durch Be- 
satzungsrecht zu. Bei weitgehender Überein- 
stimmung in den Grundsätzen war eine zu- 
nehmende Rechtszersplitterung nicht ver- 
meidbar, zumal auch Infolge der Rechtszer- 
splitterung nach Zonen und Ländern auf 
dem Gebiete der Sozialversicherung die Vor- 
aussetzungen für ein einheitliches Recht der 
Alv. hinsichtlich der Personenkreise fehlten. 
Fiand in Hand damit ging eine wachsende 
Rechtsunsicherheit, die, auf dem Boden der 
Rechtszersplitterung gewachsen, durch das 
Fehlen eines Bundesgerichts für soziale Ange- 
legenheiten begünstigt wurde. Die dama- 
ligen Regelungen waren als Provisorien ge- 
dacht und mußten es bis zur Errichtung der 
Bundesrepublik bleiben. Mit der Errichtung 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, die das Erbe 
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung angetreten hat, sind 
nunmehr nach Wiederherstellung der Selbst- 
verwaltung die organisatorischen Vorausset- 
zungen gegeben, aber auch die Drlnglichljielt 
einer durchgreifenden Neugestaltung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ist gewachsen. Die Neuord- 
nung der Sozialgerichtsbarkeit hat inzwischen 
die Rechtskontrolle der Verwaltungsmaßnah- 
men im sozialen Bereich gesichert und ge- 
währleistet durch die Errichtung des Bundes- 
sozialgerichts die Wahrung der Rechtsein- 
heit und die Fortentwicklung des Rechts. 

Da die Kontinuität der Rechtsentwicklung 
und der Gesetzgebung zeitweilig unterbro- 
chen war, die bei einer Reform anstehenden 
Probleme jedoch nur Im Rahmen der Ent- 
wicklung und in Kennthls der Tatsachen ver- 
standen und gelöst werden können, wird im 
Ersten Teil der Allgemeinen Begründung die 
rechtsgeschichtliche und tatsächliche Entwick- 
lung ausführlicher dargestellt. Der Zweite 
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Teil gibt einen systematischen Überblick über 
die Ziele, die sich der Entwurf gesetzt hat, 
und die Wege, auf denen er sie anstrebt. Als 
Material sind Zahlenübersichten und Schau- 
bilder beigefügt, die die Darstellung ergänzen, 
die Begründung belegen und eine kritische 
Würdigung ermöglichen. 


L Rechtsgeschichtliche Entwicklung 

1. Von der Stellenvermittlung 
zum Arbeitsamt 

Die Geschichte der öffentlichen Arbeitsver- 
mittlung in Deutschland ist in mehreren Ab- 
schnitten verlaufen. Der erste Abschnitt um- 
faßt die Zeit bis zum ersten Weltkrieg; es 
war eine Zeit der praktischen Experimente 
ohne rechtliche Fundierung. Die ersten An- 
fänge der Arbeitsvermittlung liegen In den 
historischen Innungsnachweisen und später in 
den Stellennachweisen der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände. Die eigentliche Vor- 
stufe für die öffentliche Arbeitsvermittlung 
bilden die gemeinnützigen Nachweise, die von 
Vereinen und Anstalten der Wohlfahrtspflege 
eingerichtet waren und die vielfach Im Auf- 
träge von Gemeindeverwaltungen tätig wur- 
den. Außerdem bestand ein ausgedehntes pri- 
vates Stellenvermittlergewerbe. Bei einer Ge- 
werbezählung Im Jahre 1909 wurden 7 200 
Unternehmungen dieser Art festgestellt; sie 
wurden wegen Ihrer Neigung zur Ausbeu- 
tung Stellensuchender und wegen häufiger 
Verleitung zum Vertragsbruch mehr und 
mehr mißliebig. Schon gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts gelangten Kenner der Verhält- 
nisse zu der Einsicht, daß die Vielzahl von 
privaten Arbeitsnachweisen unzweckmäßig 
und daß eine nach fadiHchen Gesichtspunkten 
betriebene gemeinnützige Arbeitsvermittlung 
auf öffentlicher Ebene vorteilhafter sei als 
eine Vermittlung nach reinen Interessenge- 
sichtspunkten. Man forderte öffentliche Nach- 
weiseinrichtungen, die einen Überblick über 
den gesamten Arbeitsmarkt besitzen und von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern paritätisch 
verwaltet werden sollten. Mit den Grund- 
sätzen ider Parität und Gemeinnützigkeit 
sollte den immer wieder auf tauchenden Streit- 
fragen über die zweckmäßigste Art der Stel- 
lenvermittlung der Boden entzogen werden. 
Der Umfang der Vermittlungstätigkeit der 
öffentlichen Arbeitsnachweise In den Jahren 
1910 bis 1919 stieg ständig. Ihr Anteil an den 


Vermittlungen sämtlicher Vermittlungsein- 
richtungen wuchs von 44,9 auf 81,3 v. H. bei 
den Männern, von 77,1 auf 90,9 v. H. bei 
den Frauen (vgl. Übersicht 2 und wegen des 
Umfanges der Vermittlungstätigkeit von 1922 
bis 1935 Übersicht 3). 

Nach dem 9. November 1918 wurde die Ver- 
antwortung für das gesamte Arbeitsnach- 
weiswesen zunächst dem Reichsamt für wirt- 
schaftliche Demobilmachung übertragen. Das 
Zurückströmen der entlassenen Soldaten und 
die zunehmende Arbeitslosigkeit Infolge der 
Umstellung auf die Friedenswirtschaft mach- 
ten eine umfassende Ausgestaltung der Ar- 
beitsvermittlung erforderlich. In der Verein- 
barung der Demobilmachungsbehörden mit 
den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän- 
den vom 15. November 1918 wurde die pa- 
ritätische Verwaltung der zu schaffenden Ar- 
beitsnachweise festgelegt und am 9. Dezem- 
ber 1918 erhielten die Länder die Ermächti- 
gung zur Errichtung von Landesämtern für 
Arbeitsvermittlung. Die Erschütterungen des 
Arbeitsmarktes, die Erfordernisse der Arbeits- 
beschaffung, der Erwerbslosen- und Kriegs- 
beschädigtenfürsorge verlangten gebieterisch 
nach einer einheitlichen Organisation der Ar- 
beitsverwaltung unter zentraler Leitung. Am 
15. Januar 1920 wurde als 'Abteilung des 
Reichsarbeitsministeriums ein Reichsamt für 
Arbeitsvermittlung geschaffen; am 22. Juli 
1922 beschloß der Reichstag das Arbeitsnach- 
weisgesetz. In einem dreigliedrigen Aufbau 
entstanden Arbeitsnachweisämter auf kommu- 
naler Ebene als Unterinstanz, Landesämter 
für Arbeitsvermittlung mit rein fachlichen 
Aufsichtsbefugnissen als Mittelinstanz und 
das Reichsamt für Arbeitsvermittlung mit glei- 
chen Befugnissen als Oberinstanz. 

Diese Entwicklung fand ihren Abschluß mit 
dem AVAVG vom 16. Juli 1927, in dem alle 
Erfahrungen und Erkenntnisse aus der vor- 
ausgegangenen Zeit ihren grundsätzlichen und 
für das Reich einheitlichen Niederschlag fan- 
den. Die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung trat als selb- 
ständige Körperschaft des öffentlichen Rechts 
und mit eigenem Unterbau in der mittleren 
und unteren Instanz ins Leben. Das Verbot 
der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung blieb 
aufrechterhalten; nichtgewerbsmäßige Ein- 
richtungen konnten geschlossen oder in die 
Reichsanstalt überführt werden. Soweit sie 
aufrechterhalten blieben oder neu errichtet 
wurden, bedurften sie aber einer besonderen 
Zulassung durch die Reichsanstalt. DleReichS’- 
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anstalt wurde die zentrale Instanz, die lau- 
fend die Lage auf dem Arbeitsmarkt zu be- 
obachten und die Öffentlichkeit sowie die ge- 
setzgebenden Körperschaften über ihre Fest- 
stellungen, Insbesondere über den Umfang 
der Arbeitslosigkeit, über die Erfolge der Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung, 
über die Entwicklung der Alv. zu unter- 
richten hatte. Die bald nach Gründung 
der Reichsanstalt einsetzende schwere Wirt- 
schaftskrise schränkte zwangsräufig die Wir- 
kungsmöglichkeiten der Arbeitsvermittlung 
zur sozialen Befriedung stark ein; die Um- 
wälzung des Jahres 1933 machte schließ- 
lich der hoffnungsvoll begonnenen Entwick- 
lung der .Selbstverwaltung In der Reichsan- 
stalt ein jähes Ende. Die Befugnisse der Or- 
' gane der Reichsanstalt gingen auf den Präsi- 
denten der Reichsanstalt über. Die Arbeits- 
vermittlung erhielt unter dem Einfluß der 
nationalsozialistischen Staatsauffassung einen 
grundlegend anderen Charakter. An die 
Stelle der Arbeitsvermittlung und Berufsbe- 
ratung im Sinne technischer und organisato- 
rischer Ausgleichsfunktionen traten der Ar- 
beitseinsatz und die Berufsnachwuchslenkung 
als Bestandteile der planmäßigen Lenkung 
der gesamten Wirtschaft nach den jeweiligen 
staatspolitischen Notwendigkeiten. Auch in 
der Organisation der Arbeits Verwaltung tra- 
ten wesentliche Veränderungen ein; mit dem 
1. Januar 1939 wurde die Hauptstelle der 
Reichsanstalt dem Reichsarbeitsministerium 
eingegliedert, die Befugnisse des Präsidenten 
der Reichsanstalt gingen auf den Reichsar- 
beitsminister über. Mit Wirkung vom 1. April 
1939 wurden auch die Dienststellen der mitt- 
leren und unteren Instanz dem Reichs arbeits- 
minister unterstellt und somit unmittelbare 
Reichsbehörden. 

Der Zusammenbruch 1945 bedeutete das Ende 
der Reichsarbeitsverwaltung. Die Militärre- 
gierungen ließen allerdings unter Fortfall der 
einheitlichen Oberinstanz die Arbeitsämter 
und Landesarbeitsämter bestehen, die später 
den Arbeitsministern der Länder, unterstellt 
wurden. 

Seit ihrem Bestehen hat die Bundesregierung 
auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung und 
Berufsberatung ihre vordringlichste Aufgabe 
• in der Wiederherstellung der demokratischen 
Ordnung und Freiheit des Arbeitslebens ge- 
sehen. Alle diesem Bestreben entgegenstehen- 
den Vorschriften hatten außer Kraft zu tre- 
ten. Lediglich aus der Arbeitsplatzwechselver- 
ordnung vom 1. September 1939 blieb die 


Vorschrift noch einige Zeit In Kraft, nach der 
Arbeitgeber eine Kündigung erst ausspre- 
chen durften, wenn das Arbeitsamt der Lö- 
sung des Arbeitsverhältnisses zugestimmt 
hatte; die Bindung des Arbeitgebers an diese 
Vorschrift hatte jedoch nur noch den Sinn 
einer Kündigungsschutzvorschrift. Mit dem 
Kündigungsschutzgesetz vom 10. August 1951 
wurde auch dieser Rest aus der nationalsozia- 
listischen Zeit nebst allen Durchführungsver- 
ordnungen zur Arbeitsplatzwechselverord- 
nung beseitigt. Der Weg, an die seit 1933 un- 
terbrochene Entwicklung anzuknüpfen, war 
damit endlich frei. 

2. Von der Erwerbslosenfür- 
sorge zur Arbeitslosenver- 
sicherung 

Die Arbeitslosigkeit trat als sozialwirtschaft- 
liche Ersdielnung zum ersten Male mit der 
Industrialisierung in der zweiten Hälfte des 
vergangenen Jahrhunderts deutlich hervor 
und entwickelte sich insbesondere in den letz- 
ten Jahrzehnten vor dem ersten Weltkrieg 
zu einem Problem von ganz außerordent- 
licher Bedeutung. Es ist verständlich, daß in 
dem Zeitpunkt, in dem die Arbeitslosigkeit 
mit ihren Folgen sichtbar in Erscheinung trat, 
die Aufmerksamkeit der an den wirtschaft- 
lichen und sozialen Fragen Interessierten 
Kreise geweckt wurde und das Bestreben 
wuchs, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und 
den von Ihr Betroffenen zu helfen. 

Als einer der ersten beschäftigte sich Lujo 
Brentano wissenschaftlich mit dem Problem 
der Arbeitslosigkeit. Schon 1879 erkannte er, 
daß alle anderen Maßnahmen zur Sicherung 
der Existenz des Arbeiters ohne die gleich- 
zeitige Sicherung gegen die wirtschaftlichen 
Folgen der Arbeitslosigkeit hinfällig sind. Er 
hielt die Gewerkvereine für die berufenen 
Organisationen zur Durchführung der Alv. 
In der durch Brentano ausgelösten Diskussion 
standen sich Gegner und Befürworter mit 
den verschiedensten Argumenten gegenüber. 
Bei Einmütigkeit über die Notwendigkeit 
eines Schutzes gegen Arbeitslosigkeit gingen 
die Auffassungen darüber, ob dies eine Auf- 
gabe des Staates sein müsse, auseinander. Ne- 
ben Adlckes, Schäffer, Lange traten besonders 
Adler und von Boenigk mit Nachdruck für 
eine auf Versicherungszwang beruhende Alv. 
ein und verlangten vor allem eine organisa- 
torische Zusammenfassung des Arbeitsnach- 
weises und der Alv. in der öffentlichen Hand. 
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Durch die schwere Wirtschaftskrise der 90er 
Jahre trat das Problem der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und seiner Folgen aus dem 
Bereich der theoretischen Erörterung heraus. 
In 'der breiten Öffentlichkeit und von den 
verschiedensten Seiten wurde die Forderung 
nach einer Alv. laut. Es war naheliegend, daß 
sich die Gewerkschaften In erster Linie dieses 
Problems für ihre Mitglieder annahmen. Als 
erster führte der Buchdruckerverband 1879 
die Arbeitslosenunterstützung ein, ihm folg- 
ten 1886 die Handschuhmacher, 1888 die 
Kupferschmiede, in den 90er Jahren zahl- 
reiche weitere. 1904 hatten bereits 63 freie 
und 21 Hirsch-Dunckersche Gewerkschaften 
derartige Einrichtungen der Selbsthilfe. In 
der Industrie schufen einzelne sozialpolitisch 
besonders interessierte Betriebe Unterstüt- 
zungseinrichtungen für den Fall der Arbeits- 
losigkeit (so Zeiß, Lanz, Heyl und In der 
Form einer obligatorischen Kasse mit Beiträ- 
gen A. L. Mohr). Die Gemeinden als Träger 
der öffentlichen Fürsorge waren von der Ar- 
beitslosigkeit unmittelbar betroffen. Versu- 
che wurden in zwei Formen gemacht, durch 
Einrichtung von Arbeitslosenversicherungs- 
kassen — als erste Köln 1896 — und mit Zu- 
schüssen an die gewerkschaftlichen Kassen 
nach dem Genter System — als erste Straß- 
burg Im Elsaß 1907 — , Sie fanden jedoch nur 
geringe Nachfolge. Auffallenderwelse fehlten 
die Großstädte fast ganz. 

Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberver- 
bände haben sich zunächst einer staatlichen 
Alv. widersetzt, die Gewerkschaften, weil sie 
bei der damaligen Situation ein Kampfmittel 
zu verlieren fürchteten, die Arbeitgeber aus 
finanziellen Gründen. Reichsregierung und 
Reichstag behandelten die Frage der Alv. 
lange sehr zurückhaltend, weil man die Ein- 
führung einer reichsgesetzlichen Alv. aus den 
verschiedensten Gründen nicht für spruchreif 
und auch nicht für durchführbar hielt. Teil- 
regelungen aus besonderem Anlaß (Tabak- 
steuergesetz 1909, Kaligesetz 1910) hatten 
keine grundsätzliche Bedeutung. Diese zö- 
gernde Haltung mußte sich mit Ausbruch des 
ersten Weltkrieges, der die Entwicklung 
zwangsläufig weitertrieb, ändern. 

Mit dem Ausbruch des ersten Weltkrieges trat 
die Entwicklung In eine neue Phase. Die 
Hauptlast der Unterstützung für die organi- 
sierten Arbeitslosen hatten in den ersten Wo- 
chen der größten Arbeitslosigkeit im wesent- 
lichen die Gewerkschaften zu tragen. Sie for- 
derten nunmehr eine beschleunigte Einfüh- 


rung der öffentlichen Alv. Das Reich konnte 
sich jedoch vorerst nicht zu einer grundsätz- 
lichen Regelung entschließen und stellte den 
Gemeinden lediglich Zuschüsse zur Verfü- 
gung. Die Erwerbslosenfürsorge der Gemein- 
den, die sich nur zum Teil und sehr zögernd 
hierzu entschlossen, war eine reine Fürsorge- 
maßnahme ohne Rechtsanspruch mit erheb- 
lichen Unterschieden hinsichtlich der .Art, 
Höhe und Dauer der Leistungen wie auch 
der Organisation. 

Im allgemeinen bewährte sich die Übertra- 
gung der Fürsorge an den gemeindlichen Ar- 
beitsnachweis, weil hier die Vermittlung In 
Arbeit und die Prüfung der Voraussetzungen 
für die Bewilligung der Unterstützung In 
einer Hand lagen. Die Erfahrungen der Pra- 
xis bestätigten die Richtigkeit der Auffas- 
sung, nach der Arbeitsvermittlung und Un- 
terstützung organisatorisch zusammengehö- 
ren. 

Die bei Kriegsende infolge Demobilisierung 
und der Umstellung von der Kriegs- auf 
die Friedenswirtschaft eintretende erhebliche 
Arbeitslosigkeit führte zur ersten reichsein- 
heitlichen Regelung durch die V O über 
Erwerbslosenfürsorge vom 13. November 
1918 (RGBl. S, 1305). Träger der Erwerbs- 
losenfürsorge waren die Gemeinden, die 
nunmehr verpflichtet waren, eine Für- 
sorge für solche Personen einzurichten, die sich 
infolge des Krieges wegen Erwerbslosig- 
keit In bedürftiger Lage befanden. Die Ko- 
sten wurden vom Reich mit 6/12, von den 
Ländern mit 4/12 und von den Gemeinden 
mit 2/12 getragen. 

An der Ausarbeitung der Verordnung waren 
die Gewerkschaften maßgeblich beteiligt. Die 
Erfahrungen, die die Gewerkschaften Inzwi- 
schen gesammelt hatten, gaben ihnen Veran- 
lassung, auf das Genter System zu verzichten 
und die Zwangsversicherung zu fordern. Die 
Verordnung wurde seit Ihrem Erlaß fortgesetzt 
geändert und ergänzt. Die wichtigsten Ände- 
rungen waren: die Verpflichtung der Gemein- 
den, die Erwerbslosen gegen Krankheit zu 
versichern, die Festlegung des Personenkrei- 
ses, der bei der Zahlung der Familienzuschläge 
zu berücksichtigen war, und die Festsetzung 
von Höchstsätzen für die Unterstützung. Mit 
der Einführung der Beitrags- 
pflicht (VO über die Aufbringung der 
Mittel für die Erwerbslosenfürsorge vom 
15. Oktober 1923, RGBl. I S. 984) und einer 
Anwartschaft waren entscheidende Schritte auf 
dem Wege zur Alv. getan. Für eine echte 


66 



Versidierung fehlte noch eine wesentliche 
Voraussetzung: der Verpflichtung zur Lei- 
stung der Beiträge stand noch kein Rechtsan- 
spruch auf Unterstützung gegenüber. Für die 
Unterstützung war weiterhin entscheidend, 
ob Im Einzelfall Bedürftigkeit gegeben war 
oder nicht. 

Im Herbst 1921 wurde ein Referentenent- 
wurf über eine vorläufige Reichsarbeitslosen- 
versicherung fertiggestellt. Die Mittel der 
Versicherung sollten von den Arbeitgebern, 
den Arbeitnehmern und der öffentlichen 
Hand aufgebracht werden. Die Unterstüt- 
zung sollte sich aus Hauptunterstützung und 
Famillenzuschrägen zusammensetzen. Ferner 
enthielt der Entwurf Vorschriften über die 
Kurzarbeiterunterstützung und die produk- 
tive Erwerbslosenfürsorge. 

Die vielen Schwierigkeiten, die bis zur end- 
gültigen Gestalt der VO über Erwerbslosen- 
fürsorge überwunden werden mußten, haben 
die künftige Gesetzgebung nachhaltig beein- 
flußt. In der Praxis waren Probleme gelöst 
worden, die früher die Einführung der Alv. 
als unmöglich erscheinen ließen. Allerdings 
blieben verschiedene Fragen noch offen. In 
den einzelnen Entwicklungsphasen der Er- 
werbslosenfürsorge trat mehr und mehr das 
Bestreben in den Vordergrund, den Erwerbs- 
losen in erster Linie durch Arbeit und in zwei- 
ter Linie durch Unterstützung zu helfen. Als 
Ziel der Fürsorge im einzelnen Falle wurde 
ausdrücklich „die Beendigung der Erwerbs- 
losigkeit durdi Aufnahme von Arbeit“ auf- 
gestellt. Der Entwurf von 1921 wurde Im 
Reichstag nicht beraten. 

Im „Entwurf eines Gesetzes über Arbeits- 
losenversicherung“ von 1925 waren als Trä- 
ger der Versicherung „Landesarbeitslosenkas- 
sen“ vorgesehen. Die öffentlichen Arbeitsnach- 
weise sollten wie bisher Einrichtungen der Ge- 
meinden bleiben, das Reichsamt für Arbeits- 
vermittlung Aufsichtsbehörde und Trägerin 
einer Reichsausgleichskasse sein. Der Beitrag 
sollte von den Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern je zur Hälfte getragen werden. Versiche- 
rungspflichtig sollten grundsätzlich alle kran- 
kenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer sein 
mit Ausnahme eines gewissen Teiles der land- 
wirtschaftlichen Arbeitnehmer. Der Entwurf 
begegnete lebhafter Kritik. Insbesondere tra- 
ten die Gewerkschaften, die Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände und die Ge- 
meinden mit einer Reihe von Bedenken und 
Gegen vor Schlägen auf den Plan. 


Die im Jahre 1926 eingetretene Krise machte 
verschiedene Änderungen der Erwerbslosen- 
fürsorge nötig. Neben der allgemeinen Arbeits- 
losigkeit wurde auch das Problem der lang- 
fristig Erwerbslosen und der arbeitslosen An- 
gestellten Immer schwieriger. Mit V O vom 
21. Januar 1926 (RABL I S. 23) 
wurde auch für die höher bezahlten An- 
gestellten, soweit sie angestelltenversicherungs- 
pflichtig waren, die Beitragspflicht in der Er- 
werbslosenfürsorge eingeführt. Mit Erlaß 
vom2 5. Januarl926 (RABL I S. 29) 
wurde im ganzen Reichsgebiet ein einheit- 
licher Beitrag in der Erwerbslosenfürsorge von 
3 V. H. des Grundlohns festgesetzt. Die Lei- 
stungen in der Erwerbslosenfürsorge wurden 
aufgebessert. Langfristig Erwerbslose sollten 
bevorzugt In Arbeit vermittelt und bei Not- 
standsarbeiten beschäftigt werden. 

Die Erfahrungen dieses Krisenjahres führten 
zum Entwurf des Arbeitslosenversicherungs- 
gesetzes vom 16. Dezember 1926. Die erste Be- 
ratung Im Plenum des Reichstages über den 
Gesetzentwurf fand am 7. Februar 1927 statt. 
Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten war 
mit der Im Entwurf vorgesehenen Organi- 
sation nicht einverstanden und faßte eine Ent- 
schließung, die die Grundgedanken der ihm 
vorschwebenden Organisation enthielt. Der 
darauf vom Reichsarbeitsminister vorgelegte 
neue Organisationsentwurf sah die Reichs- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung mit Landesarbeitsämtern 
und Arbeitsämtern vor. Das Arbeitsnachweis- 
gesetz und zum Teil die VO über Erwerbs- 
iosenfürsorge mit ihren Ergänzungs- und Aus- 
führungsbestimmungen wurden, soweit dies 
mit dem neuen Gedanken der Versicherung 
vereinbar war, in das neue Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung eingebaut. 
In der namentlichen Abstimmung vom 
7. Juli 1927 stimmten von 420 Abgeord- 
neten 355 für und 47 gegen das Gesetz. 
15 Abgeordnete enthielten sich der Stimme. 
Die Reichsanstalt begann Ihre Tätigkeit mit 
einem Bestand von 93,6 Mill. RM aus der Er- 
werbslosenfürsorge und einer Morgengabe des 
Reldis in Höhe von 50 Mill. RM. Nach an- 
fänglichen Überschüssen verschlechterte sich 
die , Lage der Reichsanstalt durch die Wirt- 
schaftskrise der nächsten Jahre zusehends. Dies 
gab den Anlaß zu einer durchgreifenden Neu- 
regelung der Unterstützung der Saisonarbeits- 
losen (VO überberufsüblicheAr- 
b e i t s 1 o s I g k e 1 1 vom 1 8. Dezember 
1928, RABL I S. 282). Für Angehörige der 
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Bauberufe oder des Baugewerbes sollte In der 
Zeit der berufsüblichen Arbeitslosigkeit die 
versicherungsmäßige Alu auf 6 Wochen be- 
schränkt werden. In einer Anordnung vom 
18. Dezember 1928 hat die Reichsanstalt selbst 
Beginn und Ende der berufsüblichen Arbeits- 
losigkeit grundsätzlich für die Zeit vom 1. De- 
zember bis 31. März festgesetzt und die Be- 
triebs- und Berufsarten bestimmt, für die 
Saisonarbeitslosigkeit anzunehmen war. Durch 
das „Gesetz über eine Sonder- 
fürsorge bei berufsüblicher 
Arbeitsloisigkeit“ vom 24. Dezem- 
ber 1928 (RGBl. 1929 I S. 1) wurde das 
AVAVG geändert. Danach wurde den berufs- 
üblich Arbeitslosen nach Erschöpfung ihres auf 
6 Wochen befristeten Anspruchs auf Alu 
während der berufsüblichen Arbeitslosigkeit 
bei Bedürftigkeit die Unterstützung als 
Sonderunterstützung weitergezahlt. Die 
Sonderunterstützung wurde zu vom Reich 
und zu V5 von der Reichsanstalt getragen. 
Diese Regelungen erwiesen sich auf die Dauer 
als nicht durchführbar. 

Die Gesamtausgaben der Reichsanstalt lagen 
Ende Juni 1929 um 384 Millionen über den 
laufenden Einnahmen. Obschon offensichtlich 
war, daß dieser Zustand in der Hauptsache auf 
die ungünstige Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse zurückzuführen war und 
durch den harten Winter 1928/29 noch nach- 
haltig beeinflußt wurde, versuchte man, das 
System der Alv. für diese Entwicklung ver- 
antwortlich zu machen. Die Ankündigung 
einer Reform der Alv. durch die Regierung 
löste In der Öffentlichkeit eine heftige Dis- 
kussion aus. Die Meinungsverschiedenheiten 
über die notwendigen Maßnahmen zur Sa- 
nierung der Alv. wurden einer Sach- 
verständigenkommission zur Klärung unter- 
breitet. Die Kommission suchte den Ausgleich 
durch Senkung der Ausgaben und Erhöhung 
der Einnahmen zu finden. 

Das Gesetz zur Änderung d e s 
Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 12. Oktober 1929 (RGBl. I S. 153) 
verwertete das Sachverständigengutachten. 
Es brachte eine Definition des Begriffs 
der Arbeitslosigkeit, Verlängerung der Sperr- 
f risten, Verschärfung der KontroIIvorschriften, 
Neuregelung der Wartezeit und der Anwart- 
schaft, Verlängerung der Versicherungspflicht 
der Lehrlinge auf 12 Monate, Unterstützung 
bei berufsüblicher Arbeitslosigkeit in den 
Lohnklassen IV bis XI nach den Sätzen der 


Krisenfürsorge, Herabsetzung der Beiträge 
zur Krankenversicherung der Arbeitslosen. 
Das Änderungsgesetz von 1929 brachte jedoch 
bei den hohen Aufwendungen die erwartete 
Sanierung der Finanzen der Reichsanstalt 
nicht. 

Weitere Einsparungsmaßnahmen waren un- 
vermeidlich. Das „Gesetz über eine befristete 
Erhöhung des Beitrages in der Arbeitslosen- 
versicherung“ vom 27. Dezember 1929 brachte 
die bei der Reform des Gesetzes noch zurück- 
gestellte Beitragserhöhung von v. H. 

Unter der Regierung Brüning wurde das „Ge- 
setz zur Vorbereitung der Finanzreform“ vom 
28. April 1930 (RGBl. I S. 145) er- 
lassen, das in Artikel I die „Sicherung der 
Arbeitslosenversicherung“ behandelte. Nach 
diesem Gesetz wurde die bis zum 30. Juni 1931 
befristete Beitragserhöhung bis auf weiteres 
verlängert. Das Reich sollte unter bestimmten 
Voraussetzungen Zuschüsse und Darlehen zur 
Deckung des Bedarfs der Reichsanstalt ge- 
währen. Die Reichsanstalt sollte versuchen, 
durch Verwaltungsmaßnahmen den Ausgleich 
zwischen Ausgaben und Einnahmen herbeizu- 
führen, und der Reichsregierung Vorschläge 
zur Reform des Gesetzes unterbreiten. Die 
von der Regierung hierauf ausgearbeiteten 
Vorschläge fanden nicht die Billigung des 
Reichstags, so daß es zur Auflösung des Reichs- 
tags kam. Das von der Regierung aus- 
gearbeitete Finanzprogramm fand nunmehr 
seinen Niederschlag in der „Notverordnung 
des Reichspräsidenten zur Behebung finan- 
zieller, wirtschaftlicher und sozialer Not- 
stände“ (RGBl. 1930 I S. 331). Im 

4. Abschnitt dieser VO wurde unter dem Titel 
„Arbeitslosenversicherung“ eine Reihe von 
Änderungen des Gesetzes getroffen, die zur 
Einsparung von Ausgaben dienen sollten, 
zwangsläufig eine erhebliche Herabsetzung 
der Leistungen bedeuteten und eine Erhöhung 
der Beiträge brachten. Außerdem wurde das 
Versicherungsprinzip durch Änderung des 
§ 87 durchbrochen: jugendliche Arbeitslose 
erhielten nur dann Alu, wenn sie keinen 
familienrechtlichen Unterhaltsanspruch be- 
saßen. 

Die katastrophale Entwicklung auf allen Ge- 
bieten der Wirtschaft ließ die Arbeitslosigkeit 
schnell weiter anwachsen. Der Reichsarbeits- 
minister setzte auf Grund der Ihm durch die 
Notverordnung erteilten Vollmacht durch 
VO vom 30. September 1930 (RGBl. I 

5. 208) den Beitrag zur Alv. auf 6^/2 v. H. des 
Arbeitsentgelts herauf. Auch in der Notver- 
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Ordnung vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I 
S. 517) befanden sich verschiedene Ände- 
rungen der Alv. zur Sicherung des Haus- 
halts der Reichsanstalt. Für das am 1. April 
1931 beginnende Haushaltsjahr wurde be- 
stimmt, daß die Beitragserhöhung auf 6V2V.H. 
über den 31. März 1931 hinaus gelten sollte. 
Im Januar 1931 setzte die Reichsregierung 
eine Gutachterkommission zur Untersuchung 
aller arbeitsmarktpolitischen Möglichkeiten 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur 
Überprüfung der unterstützenden Arbeits- 
losenhilfe In ihren drei Formen: Arbeitslosen- 
versicherung, Krisenunterstützung und öffent- 
liche Fürsorge der Gemeinden für Wohl- 
fahrtserwerbslose ein. 

Auf dem Gebiet der Arbeitslosenhilfe hatte 
sich die Kommission vor allem mit der grund- 
sätzlichen Frage zu befassen, ob eine System- 
änderung notwendig sei und zwar in dem 
Sinne, die Versicherung überhaupt aufzuheben 
und zum Prinzip der Fürsorge zurückzu- 
kehren. Die Kommission entschied sich grund- 
sätzlich für die Aufrechterhaltung der Alv. Sie 
machte Einsparungsvorschläge, wie z. B. Ver- 
längerung der Wartezeit, Verhängung einer 
erweiterten Sperrfrist bei Arbeitsunwilligkeit, 
Verschärfung der Kürzungs- bzw. Anrech- 
nungsvorschriften Im Falle der gleichzeitigen 
Zahlung von Hauptunterstützung an Ehe- 
leute, Herabsetzung des anrechnungsfreien 
Einkommens des verdienenden Ehegatten, 
Herausnahme der Heimarbeiter aus der Ver- 
sicherung, Verlängerung der Anwartschafts- 
zeit von 26 auf 30 Wochen, Herabsetzung der 
Höchstbezugsdauer für Arbeitnehmer mit be- 
rufsüblicher Arbeitslosigkeit von 26 auf 20 
Wochen und Unterstützung für Arbeit- 
nehmer mit berufsüblicher Arbeitslosigkeit 
nach den Sätzen der Krisenunterstützung. Die 
Kommission schlug ferner vor, der Reichs- 
anstalt eine gewisse Autonomie für den Aus- 
gleich der Einnahmen und Ausgaben einzu- 
räumen. 

Die Empfehlungen der Kommission fanden 
ihren Niederschlag In der „Zweiten Verord- 
nung des Reichspräsidenten zur Sicherung von 
Wirtschaft und Finanzen“ vom 5. Juni 1931 
(RGBl. I S. 279). Entsprechend dem Vor- 
schlag der Kommission, der Reichsanstalt 
eine größere Autonomie zu gewähren, wurde 
der Vorstand der Reichsanstalt durch diese 
VO beauftragt, rechtzeitig den finanziellen 
Ausgleich sicherzustellen, falls damit gerechnet 
werden müsse, daß die laufenden Ausgaben 
die laufenden Einnahmen übersteigen würden. 


Der Vorstand der Reichsanstalt konnte zu 
diesem Zweck den Beitrag erhöhen, die Unter- 
stützung kürzen und die Höchstdauer der 
versicherungsmäßigen Unterstützung herab- 
setzen. Die VO brachte erhebliche Leistungs- 
kürzungen und -änderungen, die einen neuen 
Einbruch in das Versicherungsprinzip be- 
deuteten. 

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit zwang 
den Vorstand der Reichsanstalt, zur Sicherung 
des Gleichgewichts zwischen Einnahmen und 
Ausgaben von der Ermächtigung der VO vom 
5. Juni 1931 Gebrauch zu machen. Er führte 
eine Reihe von drastischen Kürzungen und 
Einschränkungen durch. Um die gleiche Zeit, 
und zwar am 6. Oktober 1931 erging die dritte 
Notverordnung (RGBl. I S. 537). Ob- 
schon von vielen Stellen Im Hinblick auf die 
ungünstige Entwicklung des Arbeitsmarktes 
und die angespannte Finanzlage des Reiches die 
Aufrechterhaltung des Versicherungsprinzips 
nicht mehr für vertretbar gehalten wurde, 
hielt die VO an dem Versicherungsprinzip fest. 
Die VO vom 6. Oktober 1931 führte u. a. 
die sogenannte Krümperunterstützung ein, 
die während des wechselweisen Aussetzens von 
Teilen der Belegschaft innerhalb eines Be- 
triebes gewährt wurde, um der Entlassung 
vorzubeugen. 

Das Bild dieser Entwicklung wäre unvoll- 
ständig, wenn nicht darauf hingewiesen würde, 
daß sich mit wachsender Dauer der Arbeits- 
losigkeit ein dreiteiliges Unterstützungssystem 
entwickelt hatte. Die Arbeitslosen, die aus der 
Alu und aus der Krisenunterstützung aus- 
gesteuert waren, mußten von den Gemeinden 
unterstützt werden. Dieser Anteil wuchs 
ständig und erreichte 1933 rund 50 v. H. aller 
unterstützten Arbeitslosen (vgl. Übersicht 25 
Sp. 11). Von dem Gesamtunterstützungsauf- 
wand in der Zeit vom 1. Oktober 1927 bis 
30. September 1930 In Höhe von 21,4 Mil- 
liarden RM mußten die Gemeinden rund 
4,8 Milliarden {= 22,6 v. H.) aufbringen. 
Im Dritten Reich trat die Neugestaltung der 
Arbeitslosenhilfe hinter den großen Arbeits- 
beschaffungsprogrammen zurück. Die organi- 
satorischen Änderungen wurden bereits oben 
(S. 65) dargestellt. Zwar blieb die Reichs- 
anstalt als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts bestehen; sie hatte jedoch nur noch 
die Beiträge zur Alv. einzuziehen und zu ver- 
walten. Sie hieß nunmehr „Reichsstock für 
Arbeitseinsatz“. 

Ein Interesse an einer grundlegenden Reform 
der Alv. zur Wiederherstellung des Versiche- 
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rungsprlnzips bestand nicht mehr. Die Finanz- 
lage der Alv. hatte sich mit dem Rückgang der 
Arbeitslosigkeit und der Zunahme der Be- 
schäftigung gebessert. Die wachsenden Über- 
schüsse der Alv. wurden nunmehr für versiche- 
rungsfremde Zwecke, z. B. für die Sanierung 
der Rentenversicherung, für den Bau der 
Reichsautobahnen u. ä., und zwar für dauernd 
herangezogen. Damit war der Gedanke, die 
Alv. auf edite versicherungsmäßige Grund- 
lagen zu stellen, endgültig fallengelassen 
worden. Der Beitrag, der unverändert mit 
6,5 V. H. erhoben wurde, obwohl er In dieser 
Flöhe für seine eigentliche Zweckbestimmung 
nicht erforderlich war, hatte sich damit prak- 
tisch zu einer Sondersteuer entwickelt. 

Den letzten, entscheidenden Schritt der förm- 
lichen Beseitigung der Versicherung durch 
Wiedereinführung des Fürsorgeprinzips 
brachte erst der zweite Weltkrieg. Am 5. Sep- 
tember 1939 erließ der Reichsarbeitsminister 
auf Grund einer Ihm vom Ministerrat für die 
Reichsverteidigung erteilten Vollmacht die 
„Verordnung über Arbeitslo- 
se n h i 1 f e (RGBl. I. S. 1674). Die Beltrags- 
pflicht blieb zwar bestehen, versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung war aber nicht mehr 
Voraussetzung für 'den Anspruch, der zeitlich 
nicht beschränkt war. Ein Fortschritt lag In der 
Beseitigung der Dreiteilung des Unterstüt- 
zungssystems (Arbeitslosenversicherung, Kri- 
senfürsorge, Wohlfahrtserwerbslosenfürsor- 
ge). Bedürftigkeit war andererseits vom er- 
sten Tag der Arbeitslosigkeit an Vorausset- 
zung für den Anspruch. 

Während also die Erfahrungen des ersten 
Weltkrieges mit dazu beigetragen haben, dem 
Gedanken der Versicherung, wenn auch nach 
vielen Kämpfen Geltung zu verschaffen, 
machte der zweite Weltkrieg dem Versiche- 
rungsprinzip ein Ende. 

Nach dem Zusammenbruch Im Jahre 1945 
untersagten teils die Besatzungsmächte zu- 
nächst die Unterstützung der Arbeitslosen, 
teils wurden die Vorschriften der Arbeitslosen- 
hilfe weiter angewandt, teils wurde durch 
Länderverordnungen eine vorläufige Rege- 
lung mit Versicherungscharakter getroffen. 
Die Erkenntnis, daß die Alv. wie zuvor mög- 
lichst einheitlich wieder eingeführt werden 
sollte, setzte sich Inzwischen durch. Im Sommer 
1947 begannen vorbereitende Besprechungen 
zur Koordinierung der wiedereinzuführenden 
Vorschriften. Das Ergebnis waren in der 
amerikanischen Zone auf Grund eines zonen- 
einheitlichen Beschlusses vom 9. September 


1947 übereinstimmende Ländergesetze und 
für die britische Zone nach deutschen Vor- 
schlägen die MRVO Nr. 111, die sämtlich im 
Oktober 1947 in Kraft traten. Die Länder 
der französischen Zone folgten in den Jahren 

1948 und 1949 mit gleichartigen Gesetzen zur 
Änderung des AVAVG. Bei weitgehender 
Übereinstimmung In den Grundzügen wiesen 
diese Regelungen doch ln zahlreichen Einzel- 
heiten Abweichungen auf. Die Versicherungs- 
freiheit der Landwirtschaft, die die ehe- 
maligen Länder Baden und Württemberg- 
Hohenzollern Im vollen Umfang beibehielten, 
wurde In den übrigen Ländern erheblich ein- 
geschränkt. Andererseits wurden Lehrlinge 
außer In Rheinland-Pfalz gänzlich versiche- 
run^sfrel. Neu war auch die Abstufung der 
Unterstützungsdauer nach der Dauer der Bei- 
tragsleistung. Der Kreis der Famillenzu- 
schlagsbereditigten wurde erweitert. Die 
Unterstützungstabelle wurde unter Verzicht 
auf Lohnstufen und Ortsklassen vei'bessert. 
Die Rechtsunterschiede zwischen den Ländern 
wurden im Laufe der Zeit durch die Durch- 
führungsvorschriften zum Teil noch vertieft, 
so daß das Unterstützungsrecht heute ein un- 
übersichtliches und uneinheitliches Bild bietet. 

3. Von der Krisenfürsorge zur 
Arbeitslosenfürsorge 
Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung hat in seiner ersten 
Fassung die Einrichtung der Krisenfürsorge 
aus dem Gesetz über eine Krisenfürsorge für 
Erwerbslose vom 19. November 1926 über- 
nommen und In § 101 AVAVG den Unter- 
stützungsbezug über die versicherungsmäßige 
Dauer hinaus als Krisenunterstützung zuge- 
lassen. Der fürsorgerische Charakter — Ge- 
währung im Einzelfall nach Maßgabe der 
Hilfsbedürftigkelt — war beibehalten worden. 
Diese Unterstützung wurde entweder nach 
Erschöpfung des Anspruchs auf Alu oder nach 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
von wenigstens dreizehn Wochen Innerhalb 
der Rahmenfrist des § 95 gewährt. Die Kosten 
wurden mit V5 vom Reich, mit V5 von den Ge- 
meinden getragen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in den 
Jahren nach 1927 führte allerdings zu Ein- 
schränkungen. Die Anwartwartschaftskrlsen- 
unterstützung kam durch die VO vom 
11. Oktober 1930 in Fortfall, die Bezugs- 
dauer wurde verkürzt, so daß zwangsläufig 
auch echte Arbeitslose wieder der kom- 
munalen Fürsorge überantwortet wurden 
(anerkannte Wohlfahrtserwerbslose). 
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Die oben erwähnte VO über Arbeitslosen- 
hilfe vom 5. September 1939 übernahm 
Elemente der Krisenunterstützung und 
bildete Insoweit deren Fortsetzung. Hinsicht- 
lich des Personenkreises ging sie jedoch im 
Interesse des Kriegseinsatzes weit über den 
Rahmen der Krisenunterstützung hinaus. 

Die Wiedereinführung der Alv, Im Jahre 
1947 hat die aus langjährigen Erfahrungen 
gewonnene Erkenntnis verwertet, daß die 
organisatorische Verbindung von Arbeitsver- 
mittlung und Unterstützung die beste und 
zweckmäßigste Form .der Betreuung arbeits- 
fähiger Arbeitsloser darstellt, und zur Ein- 
richtung der Arbeitslosenfürsorge (Alfü) als 
Ergänzung der Alv. geführt. Da in der Zeit 
vor der Währungsreform weiterhin ein 
Mangel an Arbeitskräften bestand, die Situa- 
tion auf dem Arbeitsmarkt der von 1939 
Insoweit glich, sind in den Vorschriften von 
1947/48 die Voraussetzungen des Unter- 
stützungsanspruchs weitgehend nach dem 
Vorbild der VO von 1939 geregelt worden. 
Auch die Umschichtung in der Bevölkerungs- 
struktur, die der zweite Weltkrieg zur Folge 
hatte — Flüchtlinge, Vertriebene, Aus- 
gebombte und ihrer Selbständigkeit Beraubte 
sowie Heimkehrer ohne Berufsausbildung — 
ließ eine Anpassung der Arbeitslosenfürsorge- 
vorschriften an die vorhergehende Regelung 
angebracht erscheinen. 

Infolge der staatsrechtlichen Lage Im Jahre 
1947 mußte die Neuordnung auf Länderbasis 
erfolgen. Trotz Anknüpfung an die Vor- 
schriften von 1939 und trotz der Versuche 
zur Koordinierung wurde auch die Alfü in 
den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich 
geregelt. In der britisch besetzten Zone wurde 
auf Grund deutscher Vorschläge durch die 
MRVO Nr. 117 ein einheitliches Recht ge- 
schaffen. In der britschen Zone wird Alfu 
nicht nur nach Erschöpfung des Anspruches 
aus der Alv., sondern auch an Personen ge- 
währt, die bislang überhaupt noch nicht als 
Arbeitnehmer beschäftigt waren, sofern sie 
„aAeitsfähig, arbeitswillig aber unfreiwillig 
arbeitslos und bedürftig“ sind. Daneben 
können, auch an Unterstützte aus der Alv., 
Mietzuschlag und Sonderbeihilfen gewährt 
werden. Die Länder in der amerikanisch be- 
setzten Zone, in denen eine gesetzliche Rege- 
lung erst später erfolgte (1948/49), gewähren 
Alfu zum Teil nur im Anschluß an einen ver- 
sicherungsmäßigen Unterstützungsbezug und 
darüber hinaus nur an Flüchtlinge und Heim- 
kehrer. Mietzuschlag und Sonderbeihilfen 


fehlen. Von den Ländern der französisch be- 
setzten Zone hat sich Rheinland-Pfalz der 
Regelung In der britischen Zone ange- 
schlossen. Die übrigen Länder haben eine ähn- 
liche Regelung wie die der amerikanischen 
Zone eingeführt. 

4. Lohnausfallvergütungbel 
KurzarbeltundBetriebs- 
Stillegung 

Bei absinkender Konjunktur verkürzen Be- 
triebe vielfach zunächst die Arbeitszeit, um 
Entlassungen abzuwenden. Der unvermeid- 
lich damit verbundene Lohnausfall kann 
vom Arbeitnehmer jedoch nicht auf längere 
Dauer allein getragen werden. Zur Ver- 
hütung der Arbeitslosigkeit wird daher ein 
teilweiser Ersatz dieses Lohnausfalls, eine 
Unterstützung an Teilarbeitslose, gewährt, 
die die Bezeichnung Kurzarbeiterunterstützung 
führt. Sie geht zurück auf die in der VO über 
Erwerbslosenfürsorge vom 16. Februar 1924 
(RGBl. 1. S. 127) enthaltene Ermächtigung, 
die unter dem Druck der schlechten Wirt- 
schaftslage zur Einführung der Kurzarbeiter- 
fürsorge durch. Anordnung vom 20. Februar 

1926 (RGBl. I S. 105) Veranlassung gab. 
Eine Verlängerung der Kurzarbeiterfürsorge 
erfolgte durch Anordnung vom 24. März 

1927 (RGBl. I S. 81). 

In der ersten Fassung des AVAVG hat sie 
als Leistung der Alv. unter der Bezeichnung 
„Kurzarbeiterunterstützung“ In der Rahmen- 
vorschrift des § 130 grundsätzlich Eingang 
in das Gesetz gefunden und wurde im ein- 
zelnen in der VO vom 30. Oktober 1928 
(RABL I S. 258) geregelt. Diese VO hat durch 
die VO über Kurzarbeiterunterstützung vom 
27. August 1931 (RABL I S. 203) In der Fas- 
sung vom 1. Juli 1932 (RABL I S. 131) und 
vom 25. April 1936 (RABL I S. 122) die 
bis zum 1. September 1936 geltende Fassung 
erhalten. Da die Kurzarbeiterunterstützung 
nach der Regelung in diesen Verordnungen 
grundsätzlich den Belegschaften aller „ge- 
werblichen“ Betriebe zustand, wurde sie als 
„allgemeine“ Kurzarbeiterunterstützung be- 
zeichnet zum Unterschied von* der „ver- 
stärkten“ Kurzarbeiterunterstützung, für die 
die VO vom 30. November 1934 in der Fas- 
sung vom 7. Juni 1935 (RABL I S. 193) Son- 
dervorschriften für bestimmte Betriebe, ins- 
besondere ider Textilindustrie, brachte. 

Die verstärkte Kurzarbeiterunterstützung 
unterschied sich in einigen wesentlichen 
Punkten von der allgemeinen. Die Wartezeit 
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von 2 bis 4 Wochen der allgemeinen Kurz- 
arbeiterunterstützung entfiel. Während all- 
gemeine Kurzarbeiterunterstützung nur ge- 
währt wurde, wenn die Kurzarbeit nach 
einem bestimmten Arbeitsplan ^durchgeführt 
wurde und wenn für den Kurzarbeiter in- 
folge Arbeitsmangels mindestens drei Ar- 
beitstage in der Woche ganz ausfielen, wurde 
den zur verstärkten Kurzarbeiterunter- 
stützung zugelassenen Betrieben je nach den 
wechselnden Bedürfnissen in der Einrichtung 
der Arbeitszeit größere Freiheit gelassen. Es 
kam auf den Ausfall von Arbeitsstunden 
überhaupt, und zwar infolge Arbeitsmangels 
an. 

In der VO vom 5. September 1936 
(RABl. I S. 248) wurde das bis dahin in 
verschiedenen Verordnungen enthaltene 
Recht der Kurzarbeiterunterstützung ein- 
heitlich zusammengefaßt. Die Vereinheit- 
lichung beschränkte sich aber nicht nur auf 
die äußere Form. Auf Grund der Erfahrun- 
gen mit der verstärkten Kurzarbeiterunter- 
stützung wurden zahlreiche Erleichterungen 
auch in die allgemeine Kurzarbeiterunter- 
stützung übernommen, insbesondere kam die 
Betriebswartezeit in Fortfall; auch wurde auf 
die Einreichung eines Arbeitsplanes verzichtet 
und von der Unterstützungswoche auf die 
Doppelwoche übergegangen. 

Während des zweiten Weltkrieges wurde 
die Kurzarbeiterunterstützung zunächst 
durch die Verordnung vom 18. September 
1939 (RGBl. I S. 1850) geändert, den Kriegs- 
verhältnissen angepaßt und erheblich aus- 
geweitet. So fiel die Zweiteilung in allgemeine 
und verstärkte Kurzarbeiterunterstützung 
fort; die Unterstützung konnte in allen Be- 
trieben gewährt werden, in denen mindestens 
ein Angestellter oder Arbeiter dauernd be- 
schäftigt war, während nach dem bis dahin 
geltenden Recht nur Betriebe mit mindestens 
zehn Ar'beitnehmern zur Kurzarbeiterunter- 
stützung zugelassen waren. Die Entwicklung 
zur Ausfallvergütung, die durch Verordnung 
vom 16. Dezember 1942 (RGBl. I S. 702) 
eingeführt wurde, wobei der Begriff „Kurz- 
arbeiterunterstützung“ endgültig durch den 
der „Ausfallvergütung“ ersetzt wurde, war 
unverkennbar. Sie wurde bei Arbeitsausfällen 
infolge Mangels an Roh- und Betriebsstoffen 
gewährt. Bereits am 19. Juni 1940 (RABl. I 
S. 339) und am 6. Juli 1940 (RABl. I S. 355) 
waren Anordnungen erlassen worden, nadi 
denen auch der Lohnausfall bei Fliegeralarm 
und bei Beschädigung des Betriebes durch Luft- 
angriffe erstattet wurde. Schließlich diente die 


Ausfallunterstützung zur Deckung zahlreicher 
anderer Lohnausfälle, die im Zusammenhang 
mit dem Kriegsgeschehen auftraten. 

Die Gesetzgebung hat nach Beendigung des 
Krieges wieder an die Grundsätze ides Kurz- 
arbeiterrechts vom 18. September 1939 an- 
geknüpft. Da die Gesetzgebung bei den Län- 
dern lag, hat sich das Recht allerdings auch 
auf diesem Gebiet unterschiedlich entwickelt. 
So ist die Gewährung von Kurzarbeiterunter- 
stützung in den Ländern unter erheblich 
voneinander abweichenden Voraussetzungen 
zulässig. Dies gilt besonders hinsichtlich des 
Kreises der zugelassenen Betriebe und hin- 
sichtlich der Mindestarbeitszeit während der 
Kurzarbeit. Aber auch die Leistungen 
weichen in der Dauer und in der Flöhe stark 
voneinander ab. Eine Lohnausfallvergütung 
bei vorübergehender Stillegung von Betrieben 
wird nach geltendem Recht bereits gezahlt, 
mit Ausnahme in den ehemaligen Ländern 
Baden und Württemberg-FIohenzollern sowie 
in Berlin. 

5. Die Gesetzgebung des 
Bundes 

Bereits durch das vom Wirtschaftsrat des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes beschlossene 
Gesetz über die Anpassung von Leistungen 
der Sozialversicherung an das veränderte 
Lohn- und Preisgefüge und über ihre 
finanzielle Sicherstellung ( S o z i a 1 v e r s i - 
cherungs - Anpassungsgesetz) 
vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) ist die 
Versicherungspflichtgrenze in der Kranken- 
versicherung und ln Angleichung daran die 
Beitragspfliditgrenze in der Arbeitslosenver- 
sicherung von 3 600 DM auf 4 500 DM jähr- 
lich erhöht worden. Die Verordnung 
zur Durchführung des Sozial- 
versicherungs - Anpassungsge- 
setzes vom 27. Juni 1949 hat für die da- 
nach zu berücksichtigenden höheren Arbeits- 
entgelte (von 70,01 DM bis 87,50 DM) die 
Alu-Sätze festgesetzt. 

Seit Gründung der Bundesrepublik ist das 
Recht der Alv. und der Alfü durch zahlreiche 
Gesetze geändert und fortgestaltet worden. 
Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 29. März 1951 (BGBl. I S. 219) 
— Alu - Änderungsgesetz — und 
das Gesetz über die Bemessung und Höhe 
der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung vom 
29. März 1951 (BGBl I S, 221) — A 1 f u - Ä n - 
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d e r u n g s g e s e t z — ließen erstmalig zu, 
daß bei der Bemessung der Leistung auf be- 
rufsfremde Beschäftigung Rücksicht genom- 
men wurde. Die Unterstützungssätze in der 
Alv. und in der Alfü wurden erhöht. Das 
Alfu-Änderungsgesetz hat ferner erstmalig 
eine Anpassung der Bemessungsgrundlage für 
die Alfu langfristig Unterstützter an die ge- 
stiegenen Löhne vorgesehen. Die Versiche- 
rungspflichtgrenze In der Krankenversiche- 
rung und die Beitragspflichtgrenze in der Ar- 
beitslosenversicherung wurden von 4 500 DM 
auf 6 000 DM jährlich durch das Gesetz 
über die Erhöhung der Ein- 
kommens grenze in der Sozial- 
versicherung und der Arbeits- 
losenversicherung und zur Ände- 
rung der Zwölften Verordnung zum Auf- 
bau der Sozialversicherung vom 13. Au- 
gust 1952 (BGBl. I S. 437) heraufgesetzt. 
Damit wurde die durch das Sozialversiche- 
cherungs- Anpassungsgesetz eingeleitete Ent- 
wicklung fortgesetzt und abgeschlossen. Die 
Entgeltstufen der Tabelle »der Alu-Sätze 
wurden entsprechend ergänzt. Die Entgelt- 
stufen der Alfü blieben zunächst unverändert. 
Erst das Gesetz zurÄnderung und 
Ergänzung von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Arbeitslo- 
senversicherung und 'der Ar- 
beitslosenfürsorge vom 2 4. Au- 
gust 1 9 5 3 (BGBL I S. 1022) hat 
neben einer erneuten Erhöhung der Alu- 
Sätze und der Alfu-Sätze (unter Wegfall 
der Teuerungszulage) die Entgeltstufen der 
Alfu-Tabelle entsprechend der Alu-Tabelle 
ergänzt. Die wichtigste Neuerung lag auf dem 
Gebiete der Dauer des Anspruchs auf Alu. 
Sie wurde erstmalig seit Bestehen der Alv. 
über 26 Wochen hinaus verlängert, und zwar 
für Versicherte, die langjährig und ununter- 
brochen Beiträge geleistet haben, bis auf 
höchstens 52 Wochen. Das Gesetz brachte 
ferner für langfristig Unterstützte eine er- 
neute Anpassung der Bemessungsgrundlagc 
der Alfu an die Lohnentwicklung. Ferner 
wurden die Krankenkassen verpflichtet, die 
Einnahmen und Ausgaben der Krankenver- 
sicherung der Arbeitslosen getrennt von den 
übrigen Einnahmen und Ausgaben zu ver- 
buchen, um zuverlässige Unterlagen für die 
Festsetzung des Beitrags zur Krankenversiche- 
rung der Arbeitslosen zu gewinnen. 

Die Beschäftigung von Lehrlingen und An- 
lernlingen wurde durch das Gesetz zur 


Änderungdes Gesetzes überAr- 
b e i t s V e r m i 1 1 1 u n g und Arbeits- 
losenversicherung vom 9. Dezember 
195 2 (BGBl. I S. 790) in begrenztem Um- 
fange wieder versicherungspflichtig. 

Das Gesetz über die Anrechnung 
von Renten in der Arbeitslosen- 
fürsorge vom 18. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 660) nahm die Grundrenten der Beschä- 
digten nach § 31 des Bundes Versorgungs- 

gesetzes vom 20. Dezember 1950 (BGBl. I 
S. 791) und die entsprechenden Renten der 
Opfer nationalsozialistischer Verfolgung von 
der Anrechnung auf die Alfu aus. 

Die Förderung von Notstandsarbeiten aus 
Mitteln der Alv. war seit jeher auf die 
Grundförderung beschränkt. Die anhaltende 
strukturelle Arbeitslosigkeit — durch die Tei- 
lung Deutschlands und den Flüchtlingszustrom 
verursacht — machte Gegenmaßnahmen er- 
forderlich. Das GesetzüberdleFinan- 
zlerung eines Sofortprogramms 
zurArbeitsbeschaffungimRech- 
nungsjahr 1951 vom 27. Dezember 
1951 (BGBl. I S. 1 006) sah in Höhe eines festen 
Betrages von 200 Millionen DM erstmalig den 
Einsatz von Mitteln der Alv. über die Grund- 
fÖrderung hinaus für eine verstärkte Förde- 
rung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 
Bezirken mit einer den Bundesdurchschnitt 
übersteigenden Arbeitslosigkeit vor. Diesen 
Grundgedanken einer verstärkten Förderung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen aus Mit- 
teln der Alv. an Schwerpunkten der Arbeits- 
losigkeit nahm das Gesetz über die 
verstärkte Förderung von Ar- 
beit sbe schaffungsmaß n a hm e n 
aus Mitteln der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 
4. August 195 3 (BGBl. I S. 719) auf. Es ge- 
stattete der Bundesanstalt nunmehr grundsätz- 
lich die verstärkte Förderung durch Darlehen 
und Zinszuschüsse für die Beschäftigung lang- 
fristiger und Jugendlicher Arbeitsloser in Be- 
zirken mit überdurchschnittlicher Arbeits- 
losigkeit. 

Das Sozialgerichtsgesetz vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1239) hat 
auch bei öffentlich-rechitllchen Streitigkeiten 
In Angelegenheiten der Alv. und der übrigen 
Aufgaben der Bundesanstalt den Rechtsweg 
vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkelt er- 
öffnet. Das Spruchverfahren nach dem 
AVAVG ist gleichzeitig weggefallen. 
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Eine der einschneidensten Änderungen 
brachte das Renten-Mehrbetrags-Gesetz vom 

. (BGBL IS... .), das die 

Beiträge zur Alv. von 4 v. H. auf 3 v. H. 
senkte. 

II. Ziel und Wege des Entwurfs 

A. Allgemeines 

Die widitigsten der dem Entwurf zugrunde 
liegenden Überlegungen finden im folgenden 
eine Darstellung in systematischer Zusammen- 
fassung, die bei der Begründung der einzelnen 
Vorschriften ergänzt wird. Dort sind insbe- 
sondere die Änderungen gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage dargelegt. 

1. Kodifikation 

In formaler Hinsicht hat der Entwurf den 
jetzt weit verstreuten Rechtsstoff zusammen- 
fassen und ihn von den vielen überholten 
Vorschriften bereinigen müssen. Ein unmittel- 
barer Zwang, das in Durchführungsvorschrif- 
ten enthaltene materielle Recht in dasAVAVG 
ZU übernehmen, wird durch das Grundgesetz 
ausgeübt, da nach Art. 129 GG Ermächtigun- 
gen zu gesetzvertretenden Verordnungen er- 
loschen sind. Es fehlt damit jede Möglichkeit, 
derartige Vorschriften nachträglich durch Ver- 
ordnung dem Recht der Novelle anzupassen. 
So wurden die Vorschriften über die Alv. der 
unständigen Hafenarbeiter, über die Versiche- 
rungs- und Beitragspflicht der Heimarbeiter, 
über die Kurzarbeiterunterstützung, über die 
V ersicherungspf licht von Auslandsbeschäfti- 
gungen und Grenzgängern in den Entwurf 
aufgenommen. Ebenso sind die in zahlreichen 
Gesetzen aus anderen Rechtsgebieten oder in 
Sonder gesetzen enthaltenen Vorschriften, die 
systematisch in das AVAVG gehören, in den 
Entwurf einbezogen worden, soweit sie nicht 
aufzuheben waren. Mit einer solchen General- 
bereinigung mußten zugleich die Zuständig- 
keiten und die Rechtsgültigkeit von Vor- 
schriften geklärt sowie die besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften endlich beseitigt werden. 
Der Erste Abschnitt des Bundesanstaltsgesetzes 
(BAG) ist als Erster Abschnitt des AVAVG 
vorgesehen. Er ersetzt die durch das BAG auf- 
gehobenen früheren §§ 1 bis 48 AVAVG. 

2. Herstellung der Rechts- 
einheit 

Ein weiteres allgemeines Ziel war die Her- 
stellung der Rechtseinheit. Die Erkenntnisse 
von Rechtslehre, Rechtsprechung und die 
praktischen Erfahrungen finden ihren Nieder- 
schlag im Entwurf. 


Die Rechtszersplitterung nahm ihren Anfang 
mit der Ersten Verordnung zur Vereinfachung 
desLeistungs- und Beitragsrechts vom 17. März 
1945, die nur in einem Teil des Bundesgebietes 
angewandt wurde. Sie ist in der Folgezeit 
durch landes- und besatzungsrechtliche Vor- 
schriften ins Unübersehbare gewachsen. Die 
Rechtsunsicherheit wurde durch das Fehlen 
.einer obersten Rechtsmittelinstanz noch ge- 
steigert. Die Beseitigung dieses Zustandes, der 
Versicherte, Verwaltung und Rechtspflege be- 
lastet, rechtfertigt und erfordert an sich schon 
allein eine gesetzliche Neuregelung. 

3. Anpassung an die Überein- 
kommen und Empfehlungen der 
Internationalen Arbeitsorganisation 

Das Deutsche Reich ist 1933 aus der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation ausgeschieden. 
Seit 1952 ist die Bundesrepublik Deutschland 
wieder Mitglied. Soweit die auf den allge- 
meinen Konferenzen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation während der Mitgliedschaft 
des Deutschen Reiches bzw. der Bundes- 
republik angenommenen Übereinkommen und 
Empfehlungen die Arbeitsvermittlung, Berufs- 
beratung, Arbeitslosenversicherung oder Ar- 
beitslosenfürsorge betreffen, waren sie bei der 
Aufstellung des Entwurfs zu beaditen. Aber 
auch die Übereinkommen und Empfehlungen 
aus der Zeit, in der Deutschland nicht Mit- 
glied der Internationalen Arbeitsorganisation 
war, wurden daraufhin geprüft, ob und wie- 
weit sie bei der Neufassung der Vorschriften 
des AVAVG berücksichtigt werden konnten. 
A. Das Gebiet der Arbeitsver- 
mittlung berühren folgende Überein- 
kommen und Empfehlungen: 

a) aus der Zeit der Mitgliedschaft des 
Deutschen Reiches in der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation (1919 bis 
1932): 

Übereinkommen (Nr. 2) über Arbeits- 
losigkeit (vom Deutschen Reich rati- 
fiziert); 

Empfehlung (Nr. 1) betr. die Arbeits- 
losigkeit; 

Übereinkommen (Nr. 9) über die Ver- 
mittlung für Schiffsleute (vom Deut- 
schen Reich ratifiziert); 

Übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- 
oder Pflichtarbeit (nodi nicht rati- 
fiziert); 

b) aus der Zeit, in der Deutschland nicht 
Mitglied der Internationalen Arbeits- 
organisation war (1933 bis 1951): 
Empfehlung (Nr. 42) betr. Büros für 


74 



Arbeitsvermittlung ; 

Empfehlung (Nr. 72) betr. die Arbeits- 
marktverwaltung; 

Übereinkommen (Nr. 88) über die 
Organisation der Arbeitsmarktverwal- 
tung (von der Bundesrepublik ratifi- 
ziert); 

Empfehlung (Nr. 83) betr. die Organi- 
sation der Arbeitsmarktverwaltung; 

Übereinkommen (Nr. 96) über Büros 
für entgeltliche Arbeitsvermittlung 
(von der Bundesrepublik ratifiziert). 

Nach Art. 2 des Übereinkommens Nr. 2 
über Arbeitslosigkeit ist ein System öffent- 
lidier Arbeitsvermittlungsstellen einzurich- 
ten, die unter Aufsicht einer Zentral- 
behörde stehen und unentgeltlich arbeiten. 
Soweit neben derartigen öffentlichen Ar- 
beitsvermittlungseinrichtungen noch private 
Arbeitsvermittlungseinrichtungen bestehen, 
ist die Zusammenarbeit für das gesamte 
Staatsgebiet zu sichern. Durch die Errich- 
tung der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung auf 
Grund des Bundesanstaltsgesetzes und durch 
die Bestimmungen der §§ 61 und 66 Abs. 3 
des Entwurfs wird den Vorschriften des 
Übereinkommens genügt. 

Den Bestimmungen des Übereinkom- 
me n s N r. 8 8 Ist in dem Entwurf entspro- 
chen. Es Ist eine öffentlich unentgeltlich ar- 
beitende Arbeitsmarktverwaltung gebildet. 
Die besondere Betreuung der Körperbe- 
schädigten und Jugendlichen ist gewähr- 
leistet (Art. 7, 8 des Übereinkommens, 
§§ 51, 58 des Entwurfs). Die Zusammen- 
arbeit mit den privaten Vermittlungsein- 
richtungen ist gesichert (Art. 11 des Über- 
einkommens und § 66 Abs. 3 des Ent- 
wurfs). 

Die Grundsätze der Empfehlungen Nr. 
7 2 und 8 3 sind auch nach dem Entwurf 
Leitsätze für die Arbeitsvermittlung (Unpar- 
teilichkeit, Neutralität bei Arbeitsstreitig- 
keiten, Beachtung der Normen über Löhne 
bei der Arbeitsvermittlung, Erleichterung 
der Versetzbarkeit In andere Gebiete, 
Meldepflicht der Arbeitsuchenden, die 
Unterstützung beziehen — siehe §§ 52, 53, 
60, 132, 173 des Entwurfs — ). 

In dem Übereinkommen Nr. 96 ist In 
Fortentwicklung der Empfehlung Nr. 1 be- 
stimmt, daß die in Art. 1 Abs. 1 a) be- 
zelchneten Afbeits Vermittlungsbüros, die 


auf Gewinn gerichtet sind, Innerhalb eines 
begrenzten Zeitraumes aufzuheben sind. 
Die in Art. 1 Abs. 1 b) bezelchneten Ar- 
beitsvermittlungsbüros, die nicht auf Ge- 
winn gerichtet sind, für ihre Dienstleistun- 
gen aber eine Vergütung erheben, müssen 
einen besonderen Auftrag der zuständigen 
Behörden haben und sind ihrer Aufsicht 
unterstellt (Art. 6). Dieser Auftrag kann 
jederzeit widerrufen werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung des 
Auftrages weggefallen sind. Die beauftrag- 
ten Einrichtungen und Personen dürfen Ge- 
bühren nur zur Deckung der Unkosten er- 
heben, es sei denn, daß der Bundesminister 
für Arbeit für einzelne Berufe die Er- 
hebung höherer Gebühren zuläßt. Da bei 
allen Einrichtungen und Personen, denen 
ein Auftrag zur Arbeitsvermittlung erteilt 
wird, ein jederzeitiger Widerruf vorge- 
sehen ist, wird den Bestimmungen des Ab- 
kommens genügt. 

Auch eine dem Art. 8 entsprechende Straf- 
bestimmung sieht der Entwurf im § 247 
vor. 

Der Empfehlung Nr. 42, die öffent- 
lichen Arbeitsvermittlungsstelen den beruf- 
lichen Erfordernissen entsprechend zu ge- 
stalten, ist entsprochen. 

Das Abkommen Nr. 9 über Arbeitsver- 
mittlung für Schiffsleute ist bereits durch 
die Verordnung über seemännische Heuer- 
stellen in der Fassung vom 20. September 
1927 verwirklicht, die auf Grund des § 53 
AVAVG erlassen wurde. Der Entwurf 
(§ 66 Abs. 2) hält diese Regelung aufrecht. 
Dem Übereinkommen Nr. 29 über 
Zwangs- und Pflichtarbeit wird durch Art. 

^ 12 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes Rechnung 

getragen. Einer besonderen Bestimmung 
über das Verbot der Zwangsarbeit im Ent- 
wurf der Novelle bedurfte es daher nicht. 
Die in § 140 des Entwurfs vorgesehene Ge- 
meinschaftsarbeit fällt nicht unter den Be- 
griff der Zwangs- oder Pflichtarbeit Im 
Sinne dieses Abkommens. 

B. DasGebietderBerufsberatung 
und Lehrstellen Vermittlung 
berühren Empfehlungen aus der Zeit, in 
der Deutschland nicht Mitglied der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation war, und 
zwar 

Empfehlung (Nr. 57) betreffend Berufs- 
ausbildung, 
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Empfehlung (Nr. 60) betreffend das 
Lehrlingswesen, 

Empfehlung (Nr. 87) betreffend Berufs- 
beratung und 

Empfehlung (Nr. 88) betreffend Berufs- 

, ausbildung Erwachsener elnschl. Kör- 
perbehinderter. 

Die Empfehlung Nr. 57 betreffend Be- 
rufsausbildung fordert die Koordinie- 
rung aller Maßnahmen, die sich auf den Be- 
darf der Betriebe an Arbeitskräften und die 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen der 
Allgemeinheit erstrecken. Hierbei werden 
der Entwicklungsgrad der Berufsberatung 
und der Aufbau und die Tendenzen des 
Arbeitsmarktes einbezogen. Insbesondere 
wird die Berufsaufklärung gefordert mit 
dem Ziele, in den Kindern das Verständ- 
nis, die Neigung und Achtung für körper- 
liche Arbeit zu wecken, um hierdurch die 
Berufsberatung zu erleichtern. 

Diese Forderungen sind in den §§ 56 ff. 
des Entwurfs berücksichtigt. 

Die Empfehlung Nr. 60 betreffend das 
Lehrlings wesen geht davon aus, daß 
von den verschiedenen Arten der beruflichen 
Ausbildung die betriebliche Lehre beson- 
dere Fragen aufwirft. Es wird gefordert, 
daß der Betrieb den Voraussetzungen ent- 
spricht, die eine angemessene Vorbereitung 
der Lehrlinge für den in Aussicht genom- 
menen Beruf gewährleistet. Für den Lehr- 
ling wird eine ärztliche Untersuchung vor 
Eintritt in die Lehre verlangt unter Ein- 
schluß einer besonderen Prüfung hinsicht- 
lich der körperlichen und geistigen Fähig- 
keiten für den zu erlernenden Beruf. 

Diesen Forderungen entsprechen § 57 
Abs. 2 und § 63 des Entwurfs. 

Die weitere Forderung auf Zusammen- 
arbeit zwischen den mit der Aufsicht über 
das Lehrlingswesen betrauten Stellen einer- 
seits und den Behörden für den allgemei- 
nen und den beruflichen Unterricht und 
den Berufsberatungsstellen andererseits 
wird durch § 59 dieses Entwurfs erfüllt. 
Die EmpfehlungNr. 87 betreffend Be- 
rufsberatung ist in vollem Umfange im 
Entwurf berücksichtigt worden (§§ 56 bis 
62). 

Die EmpfehlungNr. 88 betreffend 
Berufsausbildung Erwachsener 
ei n schli eiß lieh Körperbehinderter 
geht besonders auf die Berufsausbildung Er- 
wachsener in Übereinstimmung mit der 
Lage und Entwicklungsrichtung auf dem 


Stellenmarkt ein und fordert die Einschal- 
tung der Berufsberatung. Diese Forderung 
wird durch § 57 des Entwurfs erfüllt. 

C. Das Gebiet der Arbeitslosenversi- 
cherung und der Arbeitslosenhilfe 
betreffen ganz oder in einem Teil Ihres 
Inhalts folgende Übereinkommen und Emp- 
fehlungen: 

a) aus der Zeit der Mitgliedschaft des 
Deutschen Reiches (1919 bis 1932) bzw. 
der Bundesrepublik (seit 1951): 
Übereinkommen (Nr. 2) über Arbeits- 
losigkeit, Art. 3, (vom Deutschen Reidi 
ratifiziert), 

Empfehlung (Nr. 1) betreffend die 
Arbeitslosigkeit, Abschnitt III, 
Empfehlung (Nr. 1 0) betreffend Arbeits- 
losenversicherung für Schiffsleute, 
Übereinkommen (Nr. 102) über die 
Mindestnormen der sozialen Sicherheit, 
Teile IV, XI, XII und XIII (noch 
nicht ratifiziert), 

b) aus der Zeit, in der Deutschland nldit 
Mitglied der Internationalen Arbeits- 
organisation war: 

Übereinkommen (Nr. 44) über die Ge- 
währung von Versicherungsleistungen 
oder von Unterstützungen an unfrei- 
willig Arbeitslose (noch nicht rati- 
fiziert), 

Empfehlung (Nr. 44) betreffend die 
Arbeitslosenversicherung und sonstige 
Formen der Arbeitslosenfürsorge, 
Übereinkommen (Nr. 70) über die 
soziale Sicherheit für Seeleute, Art. 2 
Nr. 1 b und Art. 5 (noch nicht rati- 
fiziert). 

Die Vorsdiriften des Entwurfs genügen 
sowohl hinsichtlich des Personenkreises und 
der Voraussetzungen, unter denen die Lei- 
stungen gewährt werden, als auch hinsicht- 
lich der Art, der Höhe und der Dauer der 
Leistungen und ferner hinsichtlich der 
Gründe, aus denen die Leistungen verwei- 
gert werden können, den Normen des 
Übereinkommens Nr. 2, Art. 3, des 
Übereinkommens Nr. 44 und des 
Übereinkommens Nr. 102, Teile IV, 
XI, XII und XIII, jedoch mit einer Aus- 
nahme: 

Nach Art. 10 Abs. 2 a des Übereinkommens 
Nr. 44 kann die Leistung im Falle der 
Arbeitslosigkeit für eine angemessene Zeit 
verweigert werden, wenn der Arbeitslose 
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seine Beschäftigung unmittelbar durch 
Stillstand der Arbeit als Folge einer Ar- 
beitsstreitigkeit verloren hat. Eine entspre- 
chende Bestimmung enthält Art. 69 i des 
Übereinkommens Nr. 102. Der Entwurf 
hält demgegenüber in den Vorschriften des 
§ 94 Abs. 2 und 3 an dem bisherigen 
Rechtsstand fest und sieht wie bisher vor, 
daß nicht nur Arbeitslose, deren Arbeits- 
losigkeit durch einen inländischen Streik 
oder eine inländische Aussperrung unmit- 
telbar verursacht ist, während der 
Dauer der Arbeitsstreitigkeit keine Leistun- 
gen der Arbeitslosenversicherung (und der 
Arbeitslosenhilfe) erhalten, sondern daß 
auch bei durch Streik oder Aussperrung 
mittelbar verursachter Arbeitslosigkeit 
Arbeitslosengeld (oder Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe) nur gewährt wird, 
wenn die Verweigerung eine unbillige 
Flärte wäre. Wann eine unbillige Harte 
vorliegt, entscheiden nach § 94 Abs. 4 des 
Entwurfs die Selbstverwaltungsorgane der 
Landesarbeitsämter bzw. der Hauptstelle. 
Diese von den vorerwähnten internationa- 
len Übereinkommen abweichenden Vor- 
schriften beruhen auf dem in § 94 Abs. 1 
des Entwurfs enthaltenen Grundsatz der 
unbedingten Neutralität in Wirtschafts- 
kämpfen. Durch die Gewährung von Ar- 
beitslosengeld (oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe) darf nicht in Wirt- 
schaftskämpfe eingegriffen werden. Durch 
die Gewährung von Leistungen bei mit- 
telbar durch Streik oder Aussperrung 
verursachter Arbeitslosigkeit würde aber 
u. U. in Arbeitskämpfe eingegriffen, be- 
sonders dann, wenn durch Streik oder 
Aussperrung einer verhältnismäßig gerin- 
gen Zahl von Arbeitnehmern von Schlüs- 
selbetrieben (z. B. der Stahlwerke) eine 
verhältnismäßig große Zahl von Arbeit- 
nehmern anderer Betriebe (Stahlverbrau- 
cher) zur Arbeitsruhe gezwungen wür- 
den (vgl. Begründung zu § 94, S. 124). 
Der grundsätzliche Unterschied der Auffas- 
sungen in der Frage der Leistungen an Ar- 
beitslose, die durch Streik oder Aussper- 
rung mittelbar zur Arbeitsruhe gezwun- 
gen sind, steht der Ratifizierung des Über- 
einkommens Nr. 44 und der Einbeziehung 
des Teiles IV des Übereinkommens Nr. 102 
in eine Ratifizierung durch die Bundesre- 
publik entgegen. 

Soweit das Übereinkommen Nr. 70 
die soziale Sicherung der Seeleute für den 
Fall der Arbeitslosigkeit, und zwar ihre 


Gleichstellung mit den gewerblichen Ar'belt- 
nehmern und ihre Gleichbehandlung unge- 
achtet der Staatsangehörigkeit oder Rasse 
betrifft, wird den Normen des Überein- 
kommens durch die Vorschriften des Ent- 
wurfs entsprochen. 

Die Empfehlung Nr. 1, Abschnitt III, 
und die Empfehlung Nr. 10 werden im 
Entwurf voll berücksichtigt. Der Empfeh- 
lung Nr. 44 wurde in ihren wesentlichen 
Teilen gefolgt. 

Das von der Bundesrepublik Deutschland 
ratifizierte und am 1. Juni 1953 in Kraft 
getretene Abkommen über die soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer hat für 
die Gesetzgebung auf dem Gebiet der Ar- 
beitslosenversicherung und der Arbeitslo- 
senfürsorge in der Bundesrepublik nur hin- 
sichtlich seines Art. 3 praktische Bedeutung. 
Die Gleichstellung aller Rheinschiffer mit 
den eigenen Staatsangehörigen, die Art. 3 
des Abkommens fordert, entspricht dem 
Recht der deutschen Arbeitslosenversiche- 
rung. Auf dem Gebiet der Arbeitslosenfür- 
sorge wird die Gleichstellung nach den Vor- 
schriften des § 141 Abs. 2 und 3 des Ent- 
wurfs erfolgen müssen. Im übrigen bedarf 
das Abkommen hinsichtlich der sozialen 
Sicherung bei Arbeitslosigkeit noch einer 
Ergänzung. Aus diesem Grunde ist sdion in 
der Verwaltungsvereinbarung zur Durch- 
führung des Abkommens das Gebiet der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge nicht mit geregelt worden. 

4. Aufbau des Entwurfs 

Der Entwurf ist als ein Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des AVAVG aufgebaut. Der 
Umfang der Änderungen ist so bedeutend, daß 
die bisherigen Abschnitte II bis VI und IX 
des AVAVG in den Art. I bis III, V, VI und 
VIII des Entwurfs vollständig neu gefaßt 
werden mußten. Der bisherige Abschnitt VII 
hat dagegen durch Art. VII des Entwurfs nur 
teilweise Änderungen erfahren. Der bisherige 
Abschnitt VIII konnte wegfallen. Trotz dieses 
Umfangs der Neufassung ist die Form eines 
Änderungsgesetzes mit der bisherigen Para- 
graphenfolge beibehalten worden, soweit nicht 
Gründe der Systematik entgegenstanden. Da- 
durch bleibt der Anschluß an das bisherige 
Gesetz und an die Fülle von Erkenntnis- und 
Erfahrungsgut gesichert, das in der praktischen 
Arbeit der Arbeitsämter, in der umfangreichen 
Literatur und in der noch heute in erheblichem 
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Umfange anwendbaren Rechtsprechung des 
früheren Reichsversicherungsamtes enthalten 
ist. Es wäre einer Verschüttung dieses Erkennt- 
nisgutes gleichgekommen, wenn auf die in 
mehr als 25 jähriger Tradition verwurzelte 
Verbindung wichtiger Begriffe mit bestimm- 
ten Paragraphen durch eine Neuordnung des 
Rechtsstoffes und durch fortlaufende Durch- 
numerierung verziditet worden wäre. Diese 
Methode erleichtert zugleich die Anwendung 
des Gesetzes. Andernfalls wäre erst eine ent- 
sprechende Ausbildung des Personals der Bun- 
desanstalt erforderlich, die die Durchführung 
»der sehr umfangreichen und keine Unter- 
brechung duldenden Aufgaben gefährden 
würde. Einen Einblick in die quantitative 
Bedeutung der allein auf dem Gebiet der Un- 
terstützung Arbeitsloser zu leistenden Arbeit 
gibt Übersicht 38. Danach wurden im Jahre 
1953 in der Alv. und In der Alfü zusammen 
rund 6,4 Millionen Anträge auf Unterstützung 
gestellt. 

B. Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung als öffentliche 
Aufgaben 

Die Vorschriften über Arbeitsvermittlung, 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
sind von dem Grundsatz des § 1 des Gesetzes 
über die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 10. März 1952 (BGBl. I 
S. 123) getragen, daß die Bundesanstalt Trä- 
ger der Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
und Lehrstellen Vermittlung ist. Bereits im 
AVAVG von 1927 hatte sidi der Gesetzgeber 
zum Prinzip der öffentlichen Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenvermitt- 
lung bekannt. 

Der Entwurf konnte jedoch an der fortschrei- 
tenden Entwicklung und an den in den Inter- 
nationalen Übereinkommen niedergelegten 
Grundsätzen nicht Vorbeigehen. An Stelle der 
Zulassung von Einrichtungen zur Arbeits- 
vermittlung, Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung außerhalb der Reichsanstalt sieht 
der Entwurf vor, daß die Bundesanstalt auf 
Antrag ihren Auftrag zur Durchführung 
dieser Aufgaben auf solche Einrichtungen 
und Personen, die außerhalb ihrer Ver- 
waltung stehen, delegieren kann, wenn 
dies nach der Eigenart einzelner Berufe oder 
Personengruppen auf Grenzgebieten der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt- 
lung zweckmäßig ist. Der Entwurf kennt ge- 
werbsmäßige Stellenvermittlung Im eigent- 


lichen Sinne nicht mehr. Er sieht lediglich 
vor, daß beauftragte Einrichtungen und Per- 
sonen eine über die zur Deckung ihrer Selbst- 
kosten hinausgehende Gebühr erheben kön- 
nen. 

Der Entwurf definiert die Begriffe Arbeits- 
vermittlung, Berufsberatung und Lehrstel- 
lenvermittlung in weitgehender Übereinstim- 
mung mit Rechtslehre und Rechtsprechung. 
Die vorbereitenden Maßnahmen der öffent- 
lichen Fürsorge, die eine Anbahnung der Ar- 
beit s- und Lehr stellen Vermittlung zum Ziele 
haben, werden hiervon nicht berührt, soweit 
sie im Rahmen ihrer Aufgaben liegen. Das 
gleiche gilt auch für die Berufsberatung. 

Über die Inanspruchnahme der Vermittlungs- 
einrichtungen der Arbeitsämter geben die 
Übersichten 4 und 5 und Schaubild II, über 
die der Berufsberatung und Lehrstellenver- 
mittlung die Übersichten 14 und 15 und 
Schaubild VI Auskunft. 

C. Arbeitslosenversicherung 

1. Arbeitslosigkeit als 

V ersicherungswagnis 

Im Rahmen der Erörterungen über eine Re- 
form der Arbeitslosenversicherung Ist In letz- 
ter Zeit erneut, trotz der oben (S. 65) er- 
wähnten jahrelangen, sehr gründlichen Dis- 
kussionen des Problems zwischen Wissen- 
schaftlern und Praktikern In den Jahren vor 
1927, die Frage aufgeworfen worden, ob 
Versicherung die zweckmäßigste Form des 
Schutzes der Arbeitnehmer gegen die wirt- 
schaftlichen Folgen der Arbeitslosigkeit Ist. 
Im Ausland hat sich inzwischen die Arbeits- 
losenversicherung überwiegend durchgesetzt, 
teils als obligatorische, teils als staatlich ge- 
regelte und meist auch subventionierte frei- 
willige Versicherung. Im Jahre 1950 besaßen 
von 45 Staaten, über die dem Internationalen 
Arbeitsamt Unterlagen zur Verfügung stan- 
den, 25 Einrichtungen zum Schutze gegen Ar- 
beitslosigkeit. Pflichtversicherung haben 15 
Staaten, und zwar — außer Deutschland 
— Belgien, Bulgarien, Kanada, Irland, 
Italien, Griechenland, Großbritannien, die 
Niederlande, Norwegen, österreldh, die 
Schweiz, die Südafrikanische Union, die 
Tschechoslowakei und die Vereinigten Staa- 
ten. Freiwillige Arbeltslosenversidierungen 
sind In Dänemark, Finnland und Schweden 
eingerichtet. Norwegen und die Sdhwelz ha- 
ben beide Formen nebeneinander. Mit der 
deutsdhen Arbeitslosenfürsorge vergleichbare 
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Elnrlditungen haben Australien, Frankreich, 
Luxemburg und Neuseeland. Arbeitslosen- 
versicherung und Arbeltslosenfürsorge ne- 
beneinander wie in Deutschland bestehen in 
Großbritannien, Irland, Österreich und in 
den Vereinigten Staaten (La Securite Sociale, 
Genf 1950, Veröffentlichungen des Interna- 
tionalen Arbeitsamtes), ebenso neuerdings 
auch in den Niederlanden. 

Die meisten Gründe, die vor 1927 gegen die 
Einführung der Arbeitslosenversicherung vor- 
gebracht wurden, sind inzwischen -durch die 
Entwicklung und die Tatsachen überholt oder 
widerlegt. Die Kritik an den Regierungsent- 
würfen von 1921, 1925 und 1926 richtete sich 
bereits nicht mehr gegen das Versicherungs- 
prinzip als solches, sondern betraf organisa- 
torische und andere Einzelfragen, auf Arbeit- 
geberseite waren es finanzielle Bedenken, ins- 
besondere die Belastbarkeit des Sozialpro- 
dukts mit neuen Sozialabgaben. Bei der Er- 
örterung des Problems der Arbeitslosenversi- 
cherung auf der Tagung der Deutschen Ge- 
sellschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit in Berlin im Jahre 1925 wies Jastrow, 
ursprünglich ein Gegner der Arbeitslosenver- 
sicherung, 'die geschichtliche Notwendigkeit 
einer Arbeitslosenversicherung nach. Ganz 
allgemein hatte sich auch die Überzeugung 
durchgesetzt, daß der Arbeitslosenversiche- 
rung als erste Aufgabe die Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit durch Ar- 
beitsvermittlung zufalle, mit der sie daher 
organisatorisch zu verbinden sei. 

Von den drei möglichen Formen des Schut- 
zes gegen Arbeitslosigkeit, nämlich Versiche- 
rung, Versorgung und Fürsorge, wird die 
letzte selbst von -den Kommunalkörperschaf- 
ten, die von jeher für sie vom Standpunkt 
der Einheit -der unteren Verwaltungsinstanz 
eintraten, neuerdings nicht mehr ernstlich ge- 
fordert. Die Grenzen zwischen Fürsorge und 
Versorgung sind überdies flüssig. Verwal- 
tungsgerichte haben den Rechtsanspruch auf 
öffentliche Fürsorge bejaht, andererseits 
kommt kein Versorgungssystem ohne für- 
sorgerische Elemente aus. Die Einwände der 
heutigen Gegner der Arbeitslosenversiche- 
rung, in der Regel Anhänger des Versorgungs- 
gedankens, sind teils versicherungstechnischer 
Art, teils entspringen sie der prinzipiellen 
politischen Auffassung vom Verhältnis zwi- 
schen Individuum und Staat. 

Die versicherungstechnische Problematik der 
Arbeitslosenversicherung liegt in der Eigenart 
ihres Risikos. Der Streit um die Versicherbar- 


keit der Arbeitslosigkeit ist primär eine Frage 
der Abgrenzung des Risikos, eine Frage, die 
jede, die soziale wie die private Versicherung 
stellen und je nach der beabsichtigten Dek- 
kung lösen muß. Das Risiko der Arbeitslo- 
senversicherung kann in zwei Richtungen ab- 
gegrenzt werden, und zwar generell und indi- 
viduell. Generell beschränkt sie sich auf die 
schutzbedürftigen Arbeitnehmer und auf Ar- 
beitslosigkeit als Tatbestand eines normalen 
Wirtschaftsablaufs. Arbeitslosigkeit wäre in 
der Tat ein nicht versicherbares Risiko, wenn 
sie uneingeschränkt, ohne Rücksicht auf ihre 
Ursachen und ihren Umfang versichert wer- 
den sollte. Ein solches Risiko wäre allerdings 
weder tragbar noch berechenbar. Versiche- 
rungen setzen übersehbare, d. h. in den Ur- 
sachen und im Ablauf nach der allgemeinen 
Erfahrung berechenbare oder zumindest 
schätzbare Erwartungen voraus. Die Folgen 
von Katastrophen und Krisen sind in der Re- 
gel ebensowenig versicherbar wie die Folgen 
politischer Ereignisse. Diese Feststellung gilt 
indes für jede Versicherung, auch für jede so- 
ziale Versicherung, ist also nicht typisch für 
die Arbeitslosenversicherung. Daher kann 
auch die Arbeitslosigkeit, die als Folge der 
Weltwirtschaftskrise 1929 auf trat und von 
der Arbeitslosenversicherung allein nicht be- 
wältigt werden konnte, nicht als Gegenargu- 
ment benutzt werden. Ebensowenig spricht 
es gegen die Versicherbarkeit der Arbeitslo- 
sigkeit, wenn gegenwärtig ein erheblicher Teil 
der Arbeitslosen aus Bundesmitteln unter- 
stützt werden muß, da es sich bei diesem Teil 
der Arbeitslosigkeit, die auf Verschiebungen 
der Wirtschafts- und Verzerrungen der Bevöl- 
kerungsstruktur im Bundesgebiet beruht, um 
Auswirkungen des Krieges handelt. Mit der 
Beseitigung dieser Kriegsfolgen wird die Ar- 
beitlosenfürsorge zunehmend an Bedeutung 
verlieren. 

Individuell wird das Risiko der Arbeitslo- 
senversicherung durch die Mindestdauer der 
verslcherungs- und inderRegel beitragspflich- 
tigen Beschäftigung, durch den Ausschluß 
verschuldeter Arbeitslosigkeit sowie nach 
Flöhe und Dauer des Anspruchs begrenzt. 
Daß der Anspruch ferner auf Personen be- 
schränkt Ist, die Imstande sind, bei gegebener 
Möglichkeit ihre wirtschaftliche Existenz 
überwiegend aus entlohnter Arbeit zu be- 
streiten, ergibt sich aus der Zweckbestimmung 
der Arbeitslosenversicherung, den unvermeid- 
baren Lohnausfali In bestimmten Grenzen 
zu ersetzen, wenn keine Gelegenheit zur Ar- 
beit besteht. Hieraus ergibt sich zugleich die 
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Abgrenzung gegenüber den Risiken anderer 
sozialer Versicherungen wie Kranken-, Al- 
ters- und Invalidenversicherung. 

Dem bisweilen erhobenen Einwand gegen 'die 
Versicherbarkeit der Arbeitslosigkeit, daß ihr 
Risiko manipulierbar, d. h. vom Willen des 
Versicherten abhängig sei, muß entgegengehal- 
ten werden, daß durch gesetzliche Vorschriften 
(Sperrfristen, Neutralität bei Arbeitskämpfen, 
Straf Vorschriften) die Möglichkeiten einer ver- 
sicherungswidrigen Inanspruchnahme einge- 
schränkt sind. Dieser Einwand kann daher 
nicht mehr grundsätzlich erhöben werden. 
In gewissem Umfang können alle sozialen 
Versicherungen, aber auch die privaten 
Versicherungen mit dem gleichen Zweck, 
im Einzelfall sozialpsychologische Fehlwir- 
kungen hervorrufen (z. B. Simulantentum, 
Rentenpsychose). Dieser Gefahr sind auch 
andere Formen der Sicherung des Lebensunter- 
halts der Arbeitslosen, sei es Versorgung, sei 
es öffentliche Fürsorge, in gleichem wenn nicht 
stärkerem Maße ausgesetzt. Die langjährigen 
Erfahrungen mit der Erwerbslosenfürsorge, die 
in den Händen der Gemeinden lag, haben dies 
hinlänglich bewiesen. 

Der Entwurf hält in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Demokratie und der 
sozialen Marktwirtschaft unter Ablehnung 
des Prinzips staatlicher Versorgung am Ver- 
sicherungsprinzip als Grundlage des Schutzes 
gegen Arbeitslosigkeit fest, wobei das Risiko 
nach Umfang und Dauer auf die Arbeitslosig- 
keit begrenzt wird, die bei einem normalen 
Wirtschaftsverlauf zu erwarten ist. Für den 
Teil der Arbeitslosigkeit, die als Massen- 
erscheinung unmittelbar oder mittelbar als 
Folge des Krieges oder von Krisen eintritt, 
bleibt die Arbeitslosenfürsorge als eine Ver- 
sorgung unter der Bezeichnung „Arbeitslosen- 
hilfe‘‘ mit der sachlich gebotenen schärferen 
Abgrenzung gegen die öffentliche Fürsorge er- 
halten. Sie soll wie bisher, dem Grundgesetz 
entsprechend, aus Mitteln des Bundes finan- 
ziert werden. 

2. Der versicherungspflichtige 
Personenkreis 

Eine Reform, die sich die Wahrung und Aus- 
gestaltung der Versicherungsprinzipien zum 
Ziel setzt, mußte in erster Linie den Per- 
sonenkreis der Versicherung überprüfen. Von 
den am 31. August 1953 im Bundesgebiet be- 
schäftigten rd. 15,5 Millionen Arbeitern und 
Angestellten sind rd. 12 Millionen {— 78,4 


V. H.) versichert, 11,1 v. H. sind von der 
Arbeitslosenversicherungspflicht befreit. Der 
Rest (10,5 V. H.) ist weder kranken- noch 
rentenversicherungspflichtig und daher auch 
versicherungsfrei in der Alv. (vgl. Übersicht 
44 und Schaubild XIV). 

Einschränkung der Versicherungspflicht 

In eine Zwangsversicherung gegen Arbeits- 
losigkeit dürfen nur Arbeitnehmer einbe- 
zogen werden, die auf dem freien Arbeits- 
markt bei gegebener Möglichkeit in der Regel 
in vollem Ümfange Verwendung finden kön- 
nen. Personen, die nur unter besonderen Um- 
ständen oder in einem für ihre Existenz nicht 
ausschlaggebenden Umfang noch als Arbeit- 
nehmer tätig zu werden pflegen, sollen da- 
gegen nach dem Entwurf versicherungsfrei 
bleiben, weil bei ihnen die Arbeitslosigkeit 
auf dem üblichen Wege der Arbeitsvermitt- 
lung nicht mehr beseitigt werden kann. Auch 
soweit die Sozialversicherung den Lebens- 
unterhalt durch Renten sicherstellt, erscheint 
eine doppelte Sicherung des Lebensunterhalts 
entbehrlich und innerhalb eines Gesamt- 
systems der sozialen Sicherung sogar system- 
widrig. 

Die Altersgrenze der Rentenversicherung 
(65 Jahre) bildet daher nach dem Entwurf 
zugleich die Grenze für die Versicherungs- 
pflicht In der Alv. Der Anteil der über 65- 
jährigen betrug am 31. August 1953 bei den 
Männern 4,0, bei den Frauen 0,5 v. H. der 
Arbeitslosenunterstützungsempfänger (vgl. 
Übersicht 31). Wegen der Altersgliederung der 
Bevölkerung und der Erwerbspersonen vgl. 
Übersicht 1. 

Besonders verworren Ist z. Z. die Rechtslage 
bezüglich der Versicherung der Rentner. 
Teils sind sie versicherungs- und beitragspflich- 
tig, teils vom Arbeitnehmerbeltrag befreit, teils 
gänzlich versicherungsfrei. An den Länder- 
grenzen ergeben sich daraus die unerfreulich- 
sten Folgen, wenn der Beschäftigungsort ln 
dem einen, der Wohnort aber in einem 
anderen Lande liegt und in den Ländern 
unterschiedliches Recht gilt. Der Entwurf 
schafft einheitliches und klares Recht da- 
durch, daß er einerseits die Versicherungs- 
freiheit der Beschäftigung von Rentnern der 
Invaliden-, Angestellten- und knappschaft- 
lichen Versicherung einführt (vgl. § 69 a) und 
zum anderen Vorschriften anderer Gesetze 
zum Beltragsrecht beseitigt (vgl. Art. X 
§ 2 und § 7 Abs. 2 Nr. 22 bis 24). Die Zahl 
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der beschäftigten Personen, die Rente aus 
der Invaliden-, Angestellten- und knapp- 
schaftlichen Versicherung beziehen, ist stati- 
stisch nicht erfaßt. Ebenso werden Personen, 
die wegen geminderten Leistungsvermögens 
dauernd nicht vermittlungsfähig sind, aber 
gelegentlich unter besonders günstigen Um- 
ständen nodi Arbeitnehmertätigkeiten aus- 
üben, von vornherein von der Versicherungs- 
pflicht ausgenommen (vgl. § 69 b). Damit 
wird der jetzige Widerspruch beseitigt, der in 
der Beitragspflicht ohne Anspruch auf Gegen- 
leistung liegt. 

Auch die Beschäftigungsverhältnisse 
mit nahen Verwandten, deren Echtheit 
erfahrungsgemäß nicht überprüft werden kann, 
und die häufig nur abgeschlossen werden, um 
Leistungen der sozialen Versicherungen zu er- 
langen, sollen über den jetzigen Umfang hin- 
aus von der Versicherungspflicht ausgenommen 
werden (vgl, § 74 c), zumal ein Schutzbedürf- 
nis mit Rücksicht auf rechtliche Unterhalts- 
pflicht und die tatsächliche Versorgung inner- 
halb der Familie in der Regel nicht besteht. 

Erweiterung des Personenkreises 

Andererseits war zu prüfen, ob der Personen- 
kreis unter den Gesichtspunkten des möglichst 
umfassenden Schutzes und der Solidarhaftung 
erweitert werden mußte. 

Die Lehrlinge sind Inzwischen wieder durch 
das Gesetz zur Änderung des AVAVG vom 
9. Dezember 1952 (BGBl. I S. 790) in den 
Versicherungsschutz einbezogen worden. Zu- 
vor waren am 31. August 1952 1 146 000 
Lehrlinge von der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht befreit (= 58,0 v. H. aller von der Ar- 
beitslosenversicherungspflicht Befreiten) — 
vgl. Übersicht 44 Sp. 17 und 18 und Schaubild 
XIV — -. Der Eintritt der Versicherungspflicht 
mit Beginn der letzten zwölf Monate des 
Lehrverhältnisses führt jedoch zu mancher- 
lei Schwierigkeiten, sogar zum Verlust des 
Schutzes, wenn das Lehrverhältnis abgebro- 
chen oder vorzeitig für beendet erklärt wird. 
Diese Schwierigkeiten werden vermieden und 
der Beitragseinzug wird erleichtert, wenn, 
wie im Entwurf vorgesehen, Versidierungs- 
und Beltragsp flicht mit dem 2. Lehrjahr be- 
ginnen, wobei aber die Beltragspflicht auf ein 
Jahr beschränkt bleibt (vgl. § 143 b). 

Im Zuge der nationalsozialistischen Maßnah- 
men zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im 
Zusammenhang mit bevölkerungspolitischen 
Zielen war die Beschäftigung der Hausgehil- 


finnen durch Gesetz vom 12. Mai 1933 
(RGBl. I S. 265) für versicherungsfrei erklärt 
worden. Während diese Versicherungsfreiheit 
in der britisch und in der amerikanisch be- 
setzten Zone bei der Wiedereinführung der 
Alv. 1947 beseitigt worden ist, besteht sie 
noch — zum Teil abgewandelt — In den Län- 
dern der französisch besetzten Zone. Dieser 
Personenkreis bedarf jedoch des Schutzes. Es 
besteht auch kein Anlaß, Ihn von der Solidar- 
haftung auszunehmen. Der Entwurf stellt da- 
her die Rechtseinheit auf diesem Gebiete 
durch Aufhebung der Vorschriften über die 
Versicherungsfreiheit der Hausgehilfinnen 
wieder her. 

Umstritten war von jeher die Stellung der 
land- und forstwirtschaftlichen Be- 
schäftigungen in der Alv. Während die Ar- 
beitgeber eine erweiterte Befreiung zumindest 
auch für langfristige Arbeitsverhältnisse erstre- 
ben, wie sie nach früherem Vorbild in Rhein- 
land-Pfalz noch besteht, wünschen die Gewerk- 
schaften die möglichst ausnahmslose Einbezie- 
hung aller Landarbeiter. Am 22. Mai 1949 
(land- und forstwirtschaftliche Betriebszählung) 
waren Im Bundesgebiet rund 1,1 Millionen 
familienfremde Arbeitskräfte in der Landwirt- 
schaft beschäftigt. Davon entfielen auf das frü- 
her sogenannte Gesinde rund 680 000 (= 67,8 
V. H.) — vgl. Übersichten 11 und 12. Von 
den in der Landwirtschaft beschäftigten Ar- 
beitnehmern (Stichtag Ende September 1953: 
rund 864 000) waren im dritten Vierteljahr 
1953 etwa 57 v. H. von der Arbeitslosenver- 
sicherungspflicht befreit (Stichtag Ende Au- 
gust 1953: rund 496 000 — vgl. Übersicht 44). 
Der Entwurf will durch die Versicherungs- 
freiheit langfristiger Beschäftigungsverhält- 
nisse ZU einer Stabilisierung der Beschäfti- 
gungsverhältnisse in der Landwirtschaft bei- 
tragen, ohne daß damit der erforderliche Ver- 
sicherungsschutz der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte außer acht gelassen wird. Die 
Versicherungsfreiheit erlischt daher In der Re- 
gel 6 Monate vor der fristgemäßen Beendi- 
gung der Beschäftigung, darüber hinaus aber 
auch dann, wenn die vorzeitige Lösung des 
Beschäftigungsverhältnisses vom Arbeitgeber 
veranlaßt ist. 

3. Begriffsbestimmung 
des Schadenfalles 

Die begriffliche Unterscheidung zwischen 
„objektiver“ und „subjektiver“ Arbeits- 
losigkeit war von jeher umstritten und 
schwer zu fassen. Das AVAVG von 1927 eht- 
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hielt keine Definition. Die Novelle von 1929 
machte den Versuch einer Teillösung durch 
§ 89 a, der den § 55 des Entwurfs von 1926 
wieder aufgriff, vorwiegend unter idem Ge- 
sichtspunkt der Einsparung (mittelbare Be- 
dürftigkeitsprüfung). 

Der Entwurf bringt zwar ebenfalls keine um- 
fassende Legaldefinition, grenzt den Schaden- 
fall aber nach der objektiven Seite (§ 87 a: Ar- 
beitnehmer, nicht dagegen Selbständige; vor- 
übergehendes Fehlen einer unselbständigen Be- 
schäftigung) und mittelbar Im Begriff der Ver- 
mittlungsfähigkeit (§ 88: Verfügbarkeit für 
den Arbeitsmarkt) nach der subjektiven Seite 
ab unter Verwertung der Erkenntnisse der 
Rechtsprechung und der Praxis. 

4. Stärkere Betonung des Ver- 
sicherungsprinzips 
im Leistungsrecht 

Obwohl es im Wesen sozialer Versicherungen 
liegt, daß sie Versicherungsgrundsätze nicht 
ausnahmslos und unter privat wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten anwenden, so können diese 
Grundsätze andererseits nicht beliebig außer 
acht gelassen werden. Der Entwurf schreitet 
auf dem 1947 begonnenen Wege der Wieder- 
herstellung der Versicherungsprinzipien folge- 
richtig auch im Leistungsrecht fort. 

Die Bezeichnung „Arbeitslosenunterstützung'* 
ist durch die Bezeichnung „Arbeitslosen- 
geld“, die dem Rechtscharakter der auf einem 
Rechtsanspruch beruhenden Hauptleistung der 
Alv. besser entspricht, ersetzt worden (§ 87). 

Auf Grund des § 16 Abs. 2 der VO über die 
Neuregelung der Rentenversicherung im Berg- 
bau vom 4. Oktober 1942 — RGBl. I S. 569 
— sind die knappschaftlich Versicherten von 
der Beitragspflicht zur Alv. befreit. Der Ent- 
wurf will daher neben einer Rente aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld versagen (§ 87 
Abs. 2). 

Angehörige eines selbständigen Beru- 
fes, die berufsmäßig In der Hauptsache als 
Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen, sind z. 
Z. zwar beitragspflichtig, aber nldit leistungs- 
berechtigt. Ihnen wird nunmehr nach versiche- 
rungspflichtiger Beschäftigung von entsprechen- 
der Dauer ein Leistungsanspruch zuerkannt, 
wenn sie nach Verlust der unselbständigen Be- 
schäftigung ihren selbständigen Beruf In einem 
Umfange ausüben, der Ihre Arbeitnehmer eigen- 
schäft nicht in Frage stellt (§ 87 a Abs. 3). 


Wer als Heimarbeiter eine Anwartschaft er- 
wirbt, hat nach dem Entwurf einen Anspruch 
auf Leistungen aus der Alv., auch wenn er 
nur für Heimarbeit und nicht für Arbeitsver- 
hältnisse auf dem allgemeinen freien Arbeits- 
markt zur Verfügung steht (§ 88 Abs. 3). 
Damit wird eine immer wieder auftretende 
Streitfrage eindeutig in Durchsetzung des Ver- 
sicherungsprinzips zugunsten des Versicher- 
ten entschieden. 

§ 91 AVAVG, nach dem jetzt die Zahlung der 
Alu von der Ableistung gemeinnütziger zusätz- 
licher Arbeiten (Pflichtarbeiten) abhän- 
gig gemacht werden kann, ist fortgefallen. Es 
widerspricht dem Versicherungsprinzip, Lei- 
stungen bei Erfüllung aller gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für einzelne Leistungsempfänger 
ne'ben der Beitragsleistung von einer weiteren 
Gegenleistung In der Form der Pflichtarbeit 
abhängig zu machen. 

5. Einschränkung der Mani- 
pulierbarkeit des Wagnisses 

Die häufigsten Fälle der Manipulierung des 
Risikos in der Alv. sind 
die Arbeitsverweigerung, 
die Arbeitsaufgabe, 

die Unterlassung der Meldung, solange uner- 
wünschte Arbeit droht, und 
die Aufgabe von Ansprüchen gegen den 
Arbeitgeber zu Lasten der Alv. 

Die rechtlichen Mittel gegen die Manipulierung 
des Risikos sind zeitweilige oder dauernde 
Versagung des Arbeitslosengeldes. Die folgen- 
den Maßnahmen des Entwurfs sollen der ab- 
sichtlichen Herbeiführung und der Verhinde- 
rung der* Beendigung des Schadenfalles in stär- 
kerem Maße entgegenwirken: 

Sperrfristen stellen eine zeitlich begrenzte Ab- 
lehnung des Risikos in einem durch den Ver- 
sicherten zu vertretenden Schadenfall dar. Sie 
mindern zugleich die Dauer des Anspruchs. Sie 
bilden damit einen Schutz der Versicherungs- 
gemeinschaft gegen Mißbrauch. Mit Art. 12 
GG stehen sie nicht in Widerspruch, da ein 
rechtlicher Zwang zur Arbeit nicht ausgeübt 
wird. 

Die Bedeutung dieses Problems wird durch 
die große Zahl der verhängten Sperrfristen 
dargetan. In der Alu mußten im Jahre 1953 
In rund 161 000 Fällen Sperrfristen verhängt 
werden. Die Vorschriften der §§ 90 ff. über 
Sperrfristen gelten auch In der Alfü. Insgesamt 
wurden in der Zeit vom 1. Juli 1950 bis 
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31. Dezember 1953 in rund 672 000 Fällen 
Sperrfristen verhängt (vgl. Übersicht 39 Sp. 1. 
wegen der Sperrfristgründe auch Übersicht 40). 
Die Bedeutung dieser Vorschriften in beiden 
Unterstützungssystemen darf also nicht gering 
eingeschätzt werden. Die bisherige Regelung ist 
in mehrfacher Hinsicht nicht ausreichend, um 
die ungünstigen Auswirkungen auf die Arbeits- 
moral und mißbräuchliche Inanspruchnahme 
-der Alv. durch willkürliche Herbeiführung 
des Schadenfalles oder seine willkürliche Ver- 
längerung zu verhüten. Der arbeitsunwillige 
Arbeitslose kann, auch ohne daß er sich aus- 
drücklich weigert, bei der Vorstellung durch 
entsprechendes Verhalten erreichen, daß der 
Arbeitgeber von der Einstellung Abstand 
nimmt. Andererseits kann der Arbeitnehmer 
auch seine Entlassung herbeiführen, ohne daß 
er einen Grund zur fristlosen Entlassung gibt. 
Die Zahl derartiger Fälle muß hoch angenom- 
men werden, zumal nicht selten, Insbesondere 
bei verheirateten Frauen und auf dem Lande, 
zu beobachten ist, daß der regelmäßige Wech- 
sel zwischen hochbezahlter Saisonarbeit und 
einer Arbeitslosigkeit mit entsprechend hoher 
Unterstützung den familiären oder wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen des Arbeitnehmers (z. B. 
Hausfrau, Kleinlandwirt) besonders entgegen- 
kommt. In Zeiten und Gebieten mit größerer 
Arbeitslosigkeit besteht überdies in der Regel 
ein Mißverhältnis zvAschen der Zahl der 
Arbeitslosen und der Zahl oder Art der offe- 
nen Stellen, das eine durchgreifende Prüfung 
des Arbeitsv/Illens ausschließt. Obwohl der 
weitaus größte Teil der Arbeitnehmer eine 
Beschäftigung selbst zu ungünstigeren Bedin- 
gungen dem Arbeitslosenunterstützungsein- 
kommen vorzieht, kann nicht verkannt wer- 
den, daß ein zahlenmäßig nicht geringer Teil 
den Unterstützungsbezug vorzieht, zumal 
wenn sich Gelegenheit zu unkontrollierbarer 
Schwarzarbeit, wie dies Insbesondere auf dem 
Lande der Fall ist, bietet. Eine Verlängerung 
der Dauer der Sperrfristen und eine Erwei- 
terung der Voransetzungen für ihre Ver- 
hängung erschienen daher erforderlich. 

Die regelmäßige Dauer der Sperrfristen 
wegen ungerechtfertigter Ablehnung der Arbeit 
oder der Teilnahme an Aus- oder Fortbil- 
dungsmaßnahmen, ferner wegen ungerechtfer- 
tigter Aufgabe oder schuldhaften Verlustes 
einer Arbeitsstelle ist von 24 auf 36 Leistungs- 
tage verlängert worden (§§ 90, 92, 93) und 
entspricht der Regelung von 1927. Die Sperr- 
frist kann nach Lage des Falles jedoch auch für 
eine kürzere oder längere Dauer festgesetzt 
werden (§ 93 a). 


Als Grund für die Verhängung einer Sperr- 
frist ist neu die Vereitelung des Zustandekom- 
mens eines Beschäftigungsverhältnisses aufge- 
nommen worden (§ 90). Zur Zeit kann nur In 
Fällen beharrlicher Wiederholung einer derarti- 
gen Vereitelung die weitere Tragung des Risi- 
kos durch Ausschluß von der Unterstützung 
abgelehnt werden (§ 93 c AVAVG geltender 
Fassung). 

Eine Sperrfrist ist künftig ferner zu verhän- 
gen, wenn ein Versicherter vorsätzlich oder 
grobfahrlässig den Verlust seiner Arbeitsstelle 
herbeiführt oder sie leichtfertig aufgibt (§ 93). 
Der dem Versicherten noch zustehende An- 
spruch auf Arbeitslosengeld kann entzogen 
werden, wenn er während einer Bezugsdauer 
mehr als zweimal Anlaß zur Verhängung einer 
Sperrfrist gibt (§ 93 c). 

Die Möglichkeiten zur Manipulierung des 
Risikos durch Nichteinhaltung der Mel- 
dungen in Zelten, in denen der Empfänger 
von Arbeitslosengeld mit dem Angebot ihm 
unerwünschter Arbeit rechnen muß, sind ein- 
geschränkt worden. Zelten, für die sich der Ar- 
beitslose beim Arbeitsamt abmeldet, ohne daß 
die Arbeitslosigkeit beendet ist, oder während 
welcher er ohne Abmeldung die Meldungen 
unterläßt, werden nunmehr, von begründeten 
Ausnahmefällen abgesehen, auf die Bezugs- 
dauer angerechnet (§ 100 Nr. 1 und 4). 

Ferner wird Arbeitslosengeld an Versicherte, 
die einen ihnen zustehenden Anspruch aus 
einem Arbeitsverhältnis gegen den Arbeitgeber 
zu Lasten der Alv. aufgeben, erst von dem 
Tage ab gezahlt, für den es ihnen ohne den 
Verzicht zugestanden hätte (§ 113 a). 

6. Bekämpfung des Mißbrauchs 

Der Unterstützungsmißbrauch Ist mit Recht in 
der Öffentlichkeit häufig Gegenstand lebhaf- 
ter Kritik. Es erschien daher angezeigt, bei der 
Gestaltung des Verfahrensredits Vorschriften 
aufzunehrrten, die einerseits dem Arbeitslosen 
den Mißbrauch durch Sdiwarzarbeit erschwe- 
ren, andererseits den Dienststellen der Bundes- 
anstalt wirksamere Mittel zu seiner Verhinde- 
rung und Bekämpfung in die Hand geben. In 
der Zeit vom 1. Juli 1950 bis 31. Dezember 
1953 wurden In der Alv. und der Alfü zu- 
sammen rund 144 000 Ordnungsstrafen ver- 
hängt und rund 6200 Strafanzeigen erstattet. 
In rund 35 000 Fällen wurde die Unter- 
stützung eingestellt, weil Beschäftigung wäh- 
rend des Unterstützungsbezuges nicht gemeldet 
worden war. Der Ermittlungsdienst der 
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Arbeitsämter prüfte rund 3,4 Millionen Un- 
terstützungsfälle an Ort und Stelle (vgl. 
Übersicht 39 Sp. 4, 5, 6 und 8). 

Die auch jetzt bereits bestehende Anzeige- 
pflicht des Arbeitslosen bei Übernahme einer 
bezahlten Tätigkeit durch ihn oder einen sei- 
ner Angehörigen, für den er einen Familien- 
zuschlag erhält (§ 176 Nr. 2 AVAVG), ist 
erweitert worden. Wenn ein Empfänger von 
Arbeitslosengeld eine bezahlte Arbeit über- 
nimmt, soll er nunmehr ausdrücklich auch ver- 
pflichtet sein, dem Dienstberechtigten oder Be- 
steller den von der Bundesanstalt vorgeschrie- 
benen Vordruck zur Eintragung der gewähr- 
ten Vergütung vorzulegen. Dem Dienstberech- 
tigten oder Besteller ist die entsprechende Ver- 
pflichtung zur Ausfüllung dieses Vordrucks 
auferlegt worden (§ 170 a). 

Die Anzeigepflicht des Arbeitslosen beschränkt 
sich z. Z, auf die in § 176 AVAVG er- 
schöpfend auf gezählten Tatbestände. Sie ist 
nunmehr zu einer generellen Anzeigepflicht 
erweitert worden. Der Empfänger von Arbeits- 
losengeld hat künftig jede für die Beurteilung 
seines Anspruchs bedeutsame Änderung in sei- 
nen persönlichen Verhältnissen und in den Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnissen seiner 
Angehörigen anzuzeigen, für die er einen Fa- 
milienzuschlag empfängt (§ 176). 

Der Unterstützung der Dienststellen der Bun- 
desanstalt bei der Durchführung von Ermitt- 
lungen zur Bekämpfung des Mißbrauchs die- 
nen Vorschriften über die Auskunftspflicht 
Dritter (§ 171 Abs. 3) und über die Rechts- 
folgen für den Empfänger von Arbeitslosen- 
geld, der die Durchführung von Ermittlungen 
vereitelt (§ 115). Die letztere Vorschrift ist 
besonders auch deswegen erforderlich, weil mit 
Rücksicht auf entgegenstehende Vorschriften 
des Grundgesetzes auf das Recht zum Be- 
treten der Wohnung eines Empfängers von 
Arbeitslosengeld verzichtet werden muß. 

Die Auskunftspflicht der Behörden erstreckt 
sich nunmehr in Anlehnung an § 27 der Für- 
sorgepflichtverordnung ausdrücklich audi auf 
die Finanzbehörden (§ 171 Abs. 2 Satz 2). 

Der Bundesanstalt ist das Recht eingeräumt, 
Lohn- und Auftragbücher einzusehen (§ 171 
Abs. 1 Satz 2). 

Die Einhaltung der vorgenannten Vorschriften 
ist durch die Kriminalstrafvorschriften des 
§ 249 und die Ordnungsstrafvorschriften des 
§ 254 gesichert. 


7. Bemessung und Höhe 
des Arbeitslosengeldes 
Die Bemessung des Arbeitslosengeldes 
Der Entwurf hält grundsätzlich an der Be- 
messung nach dem Entgelt der letzten 13 Wo- 
chen fest, weil sic sich für die Mehrzahl der 
Fälle bev/ährt hat. Ein Verlängerung des Be- 
messungszeitraumes, die an sich wünschens- 
wert wäre, würde die Verwaltungsarbeit un- 
verhältnismäßig vermehren. Sie wird daher 
nur für Gruppen von Fällen vorgesehen, wo 
die Kürze des Bemessungszeitraumes den 
Arbeitslosen bei berufsfremder Beschäftigung 
benachteiligen würde. 

Der wiederholt erhobenen Forderung, das 
Arbeitslosengeld bei berufsfremder Besdiäf- 
tigung des Versicherten vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit nach dem seinem Beruf ent- 
sprechenden Arbeitsentgelt zu bemessen, konnte 
nicht entsprochen werden. Die Forderung wird 
damit begründet, daß dem durch die Wirt- 
schaftslage verursachten Zwang zur Aufnahme 
auch berufsfremder, minderbezahlter Arbeit 
Rechnung getragen und dem Arbeitslosen die 
seinem eigentlichen Beruf entsprechende Lebens- 
haltung während der Arbeitslosigkeit durch 
eine entsprechende Bemessung des Arbeitslosen- 
geldes ermöglicht werden müsse. Dabei wird 
übersehen, daß die Beiträge nach dem gerin- 
geren Entgelt entrichtet werden und daß der 
berufsfremd Beschäftigte auch während der 
minderentlohnten Beschäftigung nicht den glei- 
chen Lebensstandard wie bei beruflicher Be- 
schäftigung aufrecht halten kann. Auch die 
Krankenversicherung bemißt das Krankengeld 
nach dem letzten Entgelt. Auf die Gesamt- 
beitragsleistung eines Versicherten in der zu- 
rückliegenden Zeit kann in einer Schadenver- 
sicherung, wie sie die Arbeitslosenversicherung 
und die Krankenversicherung darstellen, nicht 
zurückgegriffen werden, da sie ihre Mittel im 
Umlage- und nicht wie die Rentenversicherun- 
gen im Kapitaldeckungsverfaliren aufbringt. 
Die für eine Beschäftigung als Seeman bereits 
vorgeschriebene Bemessung der Leistung nach 
der für die Beitragsberechnung verwandten 
Grundlage soll auch auf Heimarbeit ange- 
wandt werden, um die Schwierigkeiten zu be- 
seitigen, die sich für die Feststellung der Ent- 
gelte ergeben, wenn die Vergütung auch den 
Kostenersatz für Roh- und Hilfsstoffe um- 
faßt. 

Die 'Zusammensetzung des Arbeitslosengeldes 
Die Zusammensetzung des Arbeitslosengeldes 
aus einem Hauptbetrag und Familienzuschlä- 
gen wird beibehalten. Die Staffelung nach der 
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Zahl der zuschlagsbereditigten Angehörigen 
wird besonders von gewerkschaftlicher Seite 
bemängelt, weil sie dem Versicherungscharak- 
ter, dem Prinzip von Leistung und Gegen- 
leistung widerspreche. Diese Begründung ver- 
kennt, daß es gerade zum Wesen einer sozia- 
len Versidierung gehört, versicherungsmäßige 
Grundsätze erforderlichenfalls hinter sozialen 
Rücksichten zurückzustellen. Strittig kann mit- 
hin nur die Frage des Vorranges zwischen den 
beiden konkurrierenden Gesichtspunkten sein. 
An einen Abbau der Familienzuschläge zu- 
gunsten des Hauptbetrags kann wegen der 
damit zwangsläufig verbundenen erheblichen 
Senkung des Arbeitslosengeldes für Familien 
nicht ernstlich gedacht werden. Wieweit dage- 
gen aus dem in der parlamentarischen Bera- 
tung stehenden Entwurf eines Gesetzes über 
die Gewährung von Kinderbeihilfen und die 
Errichtung von Familienausgleichskassen Fol- 
gerungen für die AVAVG gezogen werden 
müssen, wird erst geklärt werden können, 
wenn der Wortlaut des Kinderbeihilfengeset- 
zes feststeht. Der Umfang der Familien- 
zuschläge als Leistungsbestandteil und 
ihre finanzielle Bedeutung für den ein- 
zelnen Arbeitslosen werden in der Regel 
unterschätzt. Der Anteil der Hauptunter- 
stützungsempfänger ohne Zuschläge betrug 
im Jahre 1950 im Durchschnitt 47,8 v. H. 
Obwohl im Durchschnitt nur 1,1 Zuschlag (in 
der Alfü 1,2) auf einen Flauptunterstützungs- 
empfänger entfällt, v/urden im Jahre 1950 
im Jahresdurchschnitt für rund 635 000 Ange- 
hörige Zuschläge gewährt (Alfü: 969 000 An- 
gehörige). Von den Hauptunterstützungs- 
empfängern in der Alu erhielten für Einzel- 
kinder 15,2 V. H., für Zweitkinder 9,5 v. H., 
für Drittkinder 4 v. H. und für mehr als drei 
Kinder 2,4. v. H. Familienzuschläge (vgh 
Übersicht 32). Von dem durchschnittlichen Mo- 
natskopfbetrag der Unterstützung (August 
1952) entfielen 82,6 v. H. auf die Hauptunter- 
stützung und 17,4 v. H. auf Familienzuschläge. 
Von dem Unterstützungsaufwand der Alv. im 
Redmungsjahr 1952 (ohne Krankenversiche- 
rungsbeiträge) in Höhe von 726 Millionen DM 
entfielen rund 126 Millionen DM auf Fa- 
milienzuschläge. Über die Auswirkungen des 
Familienzuschlages auf die Höhe der Unter- 
stützung vgl. Ausführungen auf S. 87. 

Die Höhe des Arbeitslosengeldes 
Die Tabellensätze des Arbeitslosengeldes sind 
unverändert geblieben. Sie v/urden erst durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenfürsorge 


vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) neu 
festgesetzt und dabei wesentlich erhöht. Die 
Entwicklung der Leistungshöhe in der Alv. 
muß damit aus den nachfolgenden Gründen 
als abgeschlossen gelten. Einen Überblick über 
die Entwicklung der Unterstützungssätze seit 
1927 gibt Schaubild XVIL 
Die häufig vorgebrachte Forderung nach einer 
Erhöhung der Leistungssätze der Alv. wegen 
der gestiegenen Lebenshaltungskosten beachtet 
nicht, daß die Arbeitslosenunterstützung in 
gleichem Maße, zuletzt sogar wesentlich stär- 
ker angestiegen ist als der Indexlohn (vgl. 
Schaubild XV), und daß ferner die Leistungen 
der Alv. unmittelbar lohnabhängig sind, daher 
einerseits das vorangegangene Entgelt nicht 
übersteigen dürfen, andererseits aber sehr rasch 
der Lohnentwicklung folgen. Erhebungen über 
die den Unterstützungssätzen zugrunde liegen- 
den WochenaAeitsverdienste weisen dies ein- 
deutig nach. 

Danach betrug z. B. der Anteil der männ- 
lichen Empfänger von Alu nach einem Wochen- 
verdienst von 60 DM und darüber an der 
Gesamtzahl der männlichen Empfänger von 
Alu am 

31. 1. 50 31. 7. 50 31. 1. 51 31. 7. 51 

21,8 V. H. 26,4 v.H. 35,3 v. H. 44,4 v. H. 

31. 1. 52 31. 8. 52 28. 2. 53 31. 8. 53 

61.4 v.H. 65,9 v.H. 75,6 v.H. 75,7 v.H. 

Der Anteil der männlichen Unterstützungs- 
empfänger der Alv. nach einem Wochenver- 
dienst von 36 DM bis 60 DM ist entsprechend 
zurückgegangen: 

31. 1. 50 31. 7. 50 31. 1. 51 31. 7. 51 

63.4 v.H. 61,1 v.H. 56,5 v.H. 47,4 v.H. 

31. 1. 52 31. 8. 52 28. 2. 53 31. 8. 53 

33,7 v.H. 29,5 v.H. 21,4 v.H. 20,5 v.H. 

Eine ähnliche Entwicklung, wenn auch mit 
niedrigeren Löhnen ist bei den Frauen zu be- 
obachten. Der Anteil der weiblichen Alu- 
Empfänger nach einem Wochenverdienst unter 
36 DM fiel von 72,2 auf 25,8 v. H., er stieg 
dementsprechend für diejenigen mit Wochen- 
verdienst über 36 DM von 27,8 auf 74,2 v. H. 
(vgl. Übersicht 30). 

Die vor dem Inkrafttreten des o. a. Gesetzes 
vom 24. August 1953 mit Recht bemängelte 
zu scharfe Degression des Hauptbetrages 
wurde durch dieses Gesetz in ausreichendem 
Maße gemildert. Die folgende Übersicht läßt 
die damals eingetretenen Verbesserungen er- 
kennen: 
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Brutto-Arbeits-Entgelt 
als Bemessungsgrund- 
lage je Wodie 

von bis 

j 

Hauptunterstützung 

vor dem seit dem 

1. 8. 53 1. 8. 53 

Verhall 
Hauptunti 
zur Bern 
grundlag 

vor dem 
1. 8. 53 
in V. H. 

:nis der 
srstützung' 
[essungs- 
:e (Sp. 1) ; 

seit dem 
1. 8. 53 
in V. H. 

Erhöhung der 
Hauptunterstützung 
durch das Gesetz 
vom 24. 8. 53 

in V. H. 

1 

2 

3 

4 i 

i 5 

6 

48- 

49,99 

23,10 

24,30 

47 

50 

5,19 

50 — 

51,99 

23,40 

24,60 

45 

48 

5,12 

52,— 

53,99 

23,70 

24,90 

44 

47 

5,06 

54,- 

55,99 

24,- 

25,20 

43 

45 

5,00 

56,— 

57,99 

24,30 

25,80 

42 

45 

6,17 

58,- 

59,99 

24,90 

26,40 

42 

44 

6,02 

60,— 

61,99 

25,20 

27,- 

41 

44 

7,14 

62,- 

63,99 

25,50 

27,60 

40 

43 

8,23 

64,- 

65,99 

25,80 

28,20 

40 

43 

9,30 

66, — 

67,99 

25,80 

28,80 

38 

43 

11,63 

68,— 

69,99 

26,10 

29,40 

37 

42 

12,64 

70,— 

71,99 

26,40 

30,- 

37 

42 

13,63 

72,- 

73,99 

26,70 

30,60 

36 

41 

14,60 

74,— 

75,99 

27,- 

31,20 

36 

41 

15,55 

76,- 

77,99 

27,- 

31,50 

35 

41 

16,70 

78,— 

79,99 

27,30 

32,10 

34 

41 

17,58 

80,— 

81,99 

27,60 

32,70 

34 

40 

18,47 

82,- 

83,99 

27,60 

33,30 

33 

40 

20,65 

84,— 

85,99 

28,20 

33,90 

33 

40 

20,20 

86,— 

87,99 

28,50 

34,50 

32 

40 

21,05 

88,— 

89,99 

28,50 

34,80 

31 

39 

22,10 

90,— 

91,99 

28,80 

35,40 

31 

39 

22,91 

92,- 

93,99 

29,10 

36,— 

31 

39 

23,71 

94,- 

95,99 

29,10 

36,30 

30 

38 

24,74 

96,— 

97,99 

29,40 

36,90 

30 

38 

25,51 

98,- 

99,99 

29,70 

37,50 

30 

38 

26,26 

100,— 

101,99 

29,70 

37,80 

29 

37 

27,27 

102,— 

103,99 

30,- 

38,40 

29 

37 

28,- 

104,— 

105,99 

30,30 

39,— 

28 

37 

28,71 

106,— 

107,99 

30,30 

39,60 

28 

37 

30,69 

108,— 

109,99 

30,60 

40,20 

28 

37 

31,37 

110,— 

111,99 

30,90 

40,80 

28 

37 

32,03 

112,— 

113,99 

30,90 

41,10 

27 

36 

33,01 

114,— 

115,99 

31,50 

41,70 

27 

35 

32,38 

116,— 

und mehr 

31,50 

42,60 

26 

36 

35,23 


Sank der Unterstützungssatz im Verhältnis zu 
dem der Bemessung zugrunde gelegten Brutto- 
Arbeitsentgelt vor dem 1. August 1953 bei 
Arbeitsentgelten von 48 bis 116 DM von 
47 V. H. auf 26 v, H., so geht er innerhalb 
des gleichen Entgeltbereiches nur nodi von 
50 V. H. auf 36 v. H. zurück. Das bedeutet 
in der früheren Höchststufe von 86 DM eine 
Anhebung des Hauptbetrages um 21,05 v. H., 


in der jetzigen höchsten Entgeltstufe von 
116 DM eine Anhebung um 35,23 v. H. 

Die Kritik der Unterstützungshöhe geht in der 
Regel von einem Vergleich der Hauptunter- 
stützung mit dem Bruttoentgelt aus. Dieser 
Vergleich wird jedoch der Wirklichkeit nicht 
gerecht. Nicht das Brutto-, sondern das Netto- 
Arbeitentgelt stand dem Arbeitslosen vor Ein- 
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tritt der Arbeitslosigkeit für den Lebensunter- 
halt zur Verfügung. Das Netto-Arbeitsentgelt 
bleibt infolge der Steuerprogression mit wach- 
sendem Einkommen stärker hinter dem 
Bruttoentgelt zurück. Den Tatsachen des täg- 
lichen Lebens wird mithin ein Vergleich der 
Wochensätze mit dem Netto-Arbeitsentgelt 
weit mehr gerecht, als ein Vergleich mit dem 
Brutto-Afbeltsentgelt. Ein solcher Vergleich 
ist in mehrfacher Hinsicht aufschlußreich (vgl. 
Übersicht 42 und Schaubilder XII und XIII). 
Er erweist, daß In den unteren Entgeltstufen 
bei einer Normalfamilie das Nettoentgelt fast 
erreicht wird (Unterstützung nach einem Ent- 
gelt von 20 DM mit einem Zusdilag: 96 v. H., 
nach einem Entgelt von 30 DM mit 2 Zuschlä- 
gen: 92,2 V. H. des Nettoentgelts). Es ergibt 
sich weiter, daß der Hauptbetrag in der Ent- 
geltstufe 50 DM 57,7 V. H., in der Entgelt- 
stufe 116 DM aber immer noch 48,6 v. H. des 
Nettoentgelts beträgt. Dabei Ist noch nicht be- 
rücksichtigt, daß häufig vom Nettoentgelt noch 
Ausgaben bestritten werden müssen, die wäh- 
rend der Arbeitslosigkeit wegfallen oder sich 
vermindern, wie z. B. Kosten der Fahrt zur 
Arbeitsstelle, Verbandsbeiträge, Verschleiß der 
Arbeitskleidung, Mehraufwand für Verpfle- 
gung außerhalb des Hauses. 

Die mildernde Wirkung der Familienzuschläge 
auf die Degression wurde bereits erwähnt. In 
der Entgeltstufe 60 DM z. B. steigt 'das Ar- 
beitslosengeld von 53,8 v. H. auf 71,1 v. H. 
des Nettoentgelts, wenn drei Familienzuschläge 
gewährt werden, auf 78,9 v. H. bei fünf 
Familienzuschlägen (vgl. Übersicht 42). Damit 
ist die Grenze des Vertretbaren erreicht. Eine 
weitere Erhöhung müßte zwangsläufig zur 
Lähmung des Arbeitswillens führen. 

Der Vergleich zwischen Unterstützung und 
Bruttoentgelt Ist außerdem insofern schief, als 
er nur einen Teil der Leistungen der Alv. be- 
rücksichtigt. Außer dem Arbeitslosengeld wer- 
den dem Arbeitslosen für den Beitrag noch 
zahlreiche andere Leistungen gewährt, deren 
Geldwert erheblidi Ist, so Kranken- und (nach 
dem Entwurf) Unfallversicherung, Kurz- 
afbeitergeld, Stillegungsvergütung, Leistungen 
anläßlich der Arbeitsaufnahme u. a., von der 
Arbeitsvermittlung und Berufsberatung als 
Dienstleistungen ganz abgesehen. Wenn nur 
die Krankenversicherung als ständige Neben- 


leistung herausgegriffen wird, so müßte bei 
einem Vergleich mit dem Bruttoentgelt zum 
mindesten das Arbeitslosengeld zuzüglich des 
Krankenversicherungsbeitrages, d. h. das um 
12 V. H. erhöhte Arbeitslosengeld verglichen 
werden (vgl. Schaubild XIII). 

Schließlich darf bei einer kritischen Betrach- 
tung der Leistungshöhe nicht derZusam- 
menhang zwischen Beitragssatz 
und Beitragsleistung übersehen 
werden. Das Prinzip von Leistung und Ge- 
genleistung ist zwar für jede Versicherung 
charakteristisch, beinhaltet bei Schadenver- 
sicherungen jedoch keine Äquivalenz. Das 
Verhältnis der Beiträge zu den Leistungen 
kann aber nicht völlig außer Betracht blei- 
ben, denn die Höhe der Leistungen hat eine 
unmittelbare Rückwirkung auf die Höhe des 
Beitragssatzes. Vergleicht man die in der An- 
wartschaftszeit tatsächlich geleisteten Bei- 
träge mit der Alu bzw. dem Arbeitslosen- 
geld während der Bezugsdauer (Übersicht 43), 
so ergibt sich ein für den Versicherten außer- 
ordentlich günstiges Verhältnis. Die Leistun- 
gen betrugen vor der letzten Erhöhung bei 
einem Entgelt von 30 DM wöchentlich je 
nach dem Familienstand mindestens das 7,7- 
fache und höchstens sogar das 10,6fache der 
Beiträge, die den Anspruch begründen, bei 
einem Wochenentgelt von 70 DM das 4,7- 
bzw. 8,3fache. Nach der Erhöhung der Lei- 
stungen durch die Novelle vom 24. August 
1953 und nach der Senkung des Beitragssatzes 
von 4 auf 3 v. H. durch das Renten-Mehr- 

betrags-Gesetz vom (BGBl. I 

S. . . .) betragen die Leistungen bei einem 
Entgelt von 30 DM wöchentlich je nach 
dem Familienstand mindestens des 10,7fache 
und höchstens das 14,2fache, bei einem Ent- 
gelt von 70 DM wöchentlich mindestens 
das 7,lfache, höchstens das 12,2fache der Bei- 
träge, die den Anspruch begründen. Das be- 
deutet Im letzteren Falle, daß jeweils 6 bzw. 
11 weitere Beitragszahler durch ihre Beiträge 
das Arbeitslosengeld für einen Arbeitslosen 
aufbringen müssen. Hierin drückt sich zwar 
der Gedanke der Solidarität in einer Scha- 
denversicherung aus, aber auch deren vertret- 
bare Grenzen. Auch aus diesen Gründen be- 
stehen ernste Bedenken gegen eine weitere Er- 
höhung der Wochensätze. 
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D. Arbeitslosenhilfe 

Bei einer Neugestaltung des Rechts mußten 
auch die seitherigen Vorschriften über die Ar- 
beitslosenfürsorge überprüft und der veränder- 
ten Lage auf dem Arbeitsmarkt angepaßt wer- 
den. Die derzeitigen Regelungen der Arbeits- 
losenfürsorge beruhen zum Teil auf der Ermäch- 
tigung des § 115 AVAVG, zum Teil, wie in 
Rheinland-Pfalz, auf der Landesverfassung 
oder, wie in der britischen Zone, auf Besat- 
zungsrecht. Eine Ermächtigung im Sinne des 
§ 115 AVAVG würde mit dem Grundgesetz 
nicht mehr vereinbar sein. Deshalb und wegen 
der engen inneren Verflechtung der Arbeits- 
losenfürsorge mit dem Aufgabengebiet der 
Bundesanstalt sind die Vorschriften dieser Ma- 
terie in den Entwurf unmittelbar auf genom- 
men worden. Dies entspricht auch der Über- 
tragung der Durchführung der Arbeitslosen- 
fürsorge an die Bundesanstalt durch das Ge- 
setz über die Errichtung der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 10. März 1952. 

An den derzeitigen Grundprinzipien der Ar- 
beitslosenfürsorge, insbesondere an ihrem 
Reditscharakter wird festgehalten. Eine Neu- 
abgrenzung ides Personenkreises ist jedoch 
schon im Hinblick auf die Uneinheitlichkeit 
des Rechts notwendig. Das Subsidiaritätsprin- 
zip bedarf stärkerer Betonung schon bei der 
Abgrenzung des Anspruchs. An der zeitlich 
unbegrenzten Bezugsdauer hält der Entwurf 
jedoch wegen der anhaltenden Kriegsfolge- 
wirkungen fest. Die Übersicht 33 und beson- 
ders die Übersicht 34 geben einen Überblick 
darüber, für welche Dauer Alfu bezogen 
wurde. 

1. Der Personenkreis 

Die VO über die Arbeitslosenhilfe vom 
5. September 1939 ist von Verhältnissen aus- 
gegangen, die heute nicht mehr bestehen und 
auch normalerweise nicht mehr eintreten. Die 
VO ist zu Kriegsbeginn und damit in einer 
Zeit außergewöhnlichen Mangels an Arbeits- 
kräften entstanden. In der Nachkriegszeit, in 
der zunächst, und zwar bis zur Währungs- 
reform, die Arbeitsmarktlage ebenfalls durch 
einen außergewöhnlichen Mangel an Arbeits- 
kräften gekennzeichnet war, ist die gesetz- 
liche Gestaltung der Arbeitslosenfürsorge in 
zwei verschiedene Richtungen gegangen: In 
Bayern und in den jetzt zum Lande Baden- 
Württemberg zusammengeschlossenen Län- 


dern wurden, abgesehen von Flüchtlingen 
und Heimkehrern, nur Personen zur Arbeits- 
losenfürsorge zugelassen, deren Anspruch 
auf versicherungsmäßige Arbeitslosenunter- 
stützung erschöpft war und die damit ein- 
deutig zum Kreis der Arbeitnehmer gehör- 
ten. Anders verfuhr man in Anlehnung an 
die VO über Arbeitslosenhilfe vom 5. Sep- 
tember 1939 im übrigen Bundesgebiet. Liier 
dehnte man unter dem Eindruck der dama- 
ligen Arbeitsmarktlage den berechtigten Per- 
sonenkreis auch auf solche Personen aus, die 
nicht zuvor versicherungsmäßige Arbeits- 
losenunterstützung bezogen hatten. Über die 
zahlenmäßige Bedeutung des Personenkreises 
der aus der Alfü Unterstützten, auch im Ver- 
hältnis zur Zahl der Unterstützten der Ar- 
beitslosenversicherung, geben die Übersichten 
24, 26 und 27 Auskunft (vgl. auch Schaubild 
VIII). 

Wenn die geltenden Vorschriften über 
Arbeitslosenfürsorge keinen Unterschied 
zwischen Deutschen und Nichtdeutschen 
machen, so erklärt sich das allein aus den be- 
sonderen Umständen, unter denen in der 
ersten Nachkriegszeit die Vorschriften über 
die Arbeitslosenfürsorge erlassen wurden. 
Entsprechend der früheren Regelung in der 
Krisenfürsorge und den Gepflogenheiten an- 
derer Staaten kann eine Unterstützung aus all- 
gemeinen Steuermitteln wie die Arbeitslosen- 
hilfe nur an Angehörige des eigenen Staates 
gewährt werden. Diesem Grundsatz wird 
nunmehr Rechnung getragen. Soweit Gegen- 
seitigkeit besteht, sind auch Ausländer zuge- 
lassen. Eine Ermächtigung gibt Raum für die 
Erweiterung des Personenkreises unter dem 
Gesichtspunkt der Staatsangehörigkeit. 

Bei der derzeitigen unterschiedlichen Ab- 
grenzung des anspruchsberechtigten Personen- 
kreises erhalten in Süddeutschland Im wesent- 
lichen nur berufsmäßige Arbeit- 
nehmer Leistungen der Arbeitslosenfür- 
sorge, während im übrigen Bundesgebiet seit 
der Währungsreform eine große Zahl von Per- 
sonen, deren Arbeitnehmereigenschaft nicht er- 
wiesen und deren Arbeitsbereitschaft in man- 
chen Fällen zum mindesten zweifelhaft war, 
in die Arbeitslosenfürsorge einströmten (vgl. 
Übersichten 35, 36 und 37 und Schaubilder IX 
und X). 

Die seitherigen Erfahrungen lassen erkennen, 
daß die letztere Regelung der jetzigen Ar- 
beitsmarktlage nicht mehr entspricht. Sie ging 
nämlich bei der damals allgemeinen Neigung 
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zur Flucht aus dem Arbeitsmarkt von dem 
für die Zeit vor der Währungsreform begreif- 
lichen und richtigen Bestreben aus, einen 
möglichst umfassenden Personenkreis auf 
dem Wege über die Unterstützung an das 
Arbeitsamt zu ziehen, um den außergewöhn- 
lichen Kräftebedarf decken zu können. Mit 
dieser aus den damaligen anomalen Verhält- 
nissen erklärlichen Zielsetzung hatte man den 
Grundsatz verlassen, daß allein vermittlungs- 
fähige Arbeitnehmer in die Betreuung der 
Arbeitsämter sowohl auf dem Gebiete der 
Arbeitsvermittlung wie auf dem der Unter- 
stützung gehören. Denn Unterstützung durch 
das Arbeitsamt kann ihrem Wesen nach und 
nach dem Grundsatz des § 131 AVAVG 

immer nur Ersatz für vorübergehenden Aus- 
fall an Arbeitsentgelt sein, wenn zeitweise die 
Vermittlung in Beschäftigung nicht möglich 
ist. 

Der Entwurf (§ 141a) geht einen Mittelweg 
zwischen den beiden vorgeschilderten Systemen, 
indem er den Nachweis der Arbeitnehmer- 
eigenschaft zwar für unerläßlich ansieht, 
diesen aber, hierin weltergehend als die süd- 
deutsche Regelung, bereits bei einer ver- 
hältnismäßig kurzen Arbeitsnehmertätigkeit 
als erbracht ansieht. 

Personen, die das 65. Lebensjahr überschrit- 
ten oder Anspruch auf Rente wegen Invalidi- 
tät oder Berufsunfähigkeit aus der Invaliden-, 
Angestellten- oder knappschaftlichen Renten- 
versicherung haben, kann kein Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe zugebilligt werden. Dies ent- 
spricht der Im Recht der Arbeitslosenver- 
sicherung getroffenen Regelung. Nach § 69 a 
des Entwurfs unterliegen diese Personen nicht 
mehr der Pflicht zur Arbeitslosenversiche- 
rung. Vgl. hierzu Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 80, und Begründung zu § 69 a, S. 110; 
aus den gleichen Gründen kann ihnen auch 
kein Anspruch auf Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe zugebilligt werden. 

Die Subsidiarität der Arbeitslosenhilfe, die 
unten (unter 3) hinsichtlich der eigenen und 
fremden Mittel der Arbeitslosen für den 
Unterhalt behandelt wird, findet ihren Aus- 
druck mittelbar auch In den Vorschriften 
über den Personenkreis. 

Bei Jugendlichen unter 1 8 Jahren 
muß außer dem Nachweis echter Arbeit- 
nehmereigenschaft, auch die Subsidiarität 
von Leistungen aus öffentlichen Mitteln 
gegenüber den Verpflichtungen der Fami- 


liengemeinschaft In der Arbeltsloserihllfe 
eine besondere Beurteilung erfahren. Da Im 
allgemeinen der Jugendliche sich noch nicht 
durch eine längere Arbeitnehmertätigkeit die 
Grundlage zu einer selbständigen Lebenshal- 
tung geschaffen hat, lebt er in der Regel Im 
gemeinsamen Haushalt Innerhalb des Fami- 
lienverbandes. Dementsprechend wird er nach 
dem Entwurf, wenn der Ernährer der Familie 
bereits Leistungen aus der Arbeitslosenver- 
sicherung oder aus der Arbeitslosenhilfe be- 
zieht, auf den Familienzuschlag verwiesen 
(§ 141 b Abs. 2). 

2. Rechtscharakter der Unter- 

stützung 

Der besondere Charakter dieser Unter- 
stützung als teilweiser Ersatz für Lohnausfall 
und damit Ihr Unterschied gegenüber der 
öffentlichen Fürsorge liegt u. a. darin, daß sie 
einen durch die Rechtsmittel der Sozialge- 
riditsbarkeit gesicherten Rechtsanspruch ein- 
räumt, ihre Leistungen nach dem Arbeitsent- 
gelt bemißt, Hilfsbedürftigkeit im Sinne der 
öffentlichen Fürsorge nicht voraussetzt, keine 
Rückzahlungspflicht vorsieht und die Ar- 
beitslosen gegen Krankheit und Unfall ver- 
sichert, Um den besonderen Charakter dieser 
Unterstützungsart gegenüber der öffentlichen 
Fürsorge zu betonen, ist der Begriff der „Ar- 
beitslosenfürsorge“ durch „Arbeitslosenhilfe“ 
ersetzt worden. 

3. Subsidiarität der Leistungen 

Wie oben dargelegt, bezweckt die Arbeits- 
losenhilfe den telJweisen Ersatz des Lohnaus- 
falls infolge vorübergehender Arbeitslosig- 
keit. Während die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung aus den Beiträgen der Ver- 
sicherten und ihrer Arbeitgeber bestritten 
werden, wird die Arbeitslosenhilfe aus den 
von der Allgemeinheit aufgebrachten Steuer- 
mitteln getragen. Ein Lohnersatz aus öffent- 
lichen Mitteln Ist aber nur gerechtfertigt, so- 
weit der Arbeitslose nicht über Mittel oder 
Ansprüche zum Ersatz des Lohnausfalles 
verfügt. Der Entwurf beschränkt daher 
grundsätzlich den Anspruch auf die Dif- 
ferenz zwischen den dem Arbeitslosen 
zur Verfügung stehenden Mitteln und dem 
Betrag, der ihm unter Berücksichtigung 
seines früheren Arbeitseinkommens als Lohn- 
ersatz ohne diese Mittel zustehen würde. Mit 
dieser Regelung wird dem gesunden Grund- 
satz Rechnung getragen, daß die Allgemein- 
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heit für den einzelnen erst eintreten soll, 
wenn dessen eigene wirtschaftliche Kraft und 
die der Familiengemeinschaft nicht ausreichen. 
Flierdurch werden an sich die Leistungen der 
Arbeitslosenhilfe gegenüber den bisherigen 
Leistungen der Arbeitslosenfürsorge nicht 
gemindert. 

Im übrigen will der Entwurf (§ 141 d Abs. 4) 
die Bestimmung des zu berücksichtigen- 
den Einkommens und Vermögens den 
Durchführungsvorschriften überlassen, um 
sie rascher den wechselnden Verhältnissen 
und etwaigen Änderungen In anderen ge- 
setzlichen Vorschriften anpassen zu können. 
Die Vielfalt der Tatbestände widerstrebt zu- 
dem einer starren Regelung im Gesetz. 

Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die In den 
Ländern der britischen Zone und In Rhein- 
land-Pfalz zusätzlich zu Alu und Alfu ge- 
währt werden konnten, werden beseitigt, 
weil sie einen Einbruch in die Zuständigkeit 
der öffentlichen Fürsorge darstellten und die 
Arbeitsämter mit wesensfremden Aufgaben 
belasteten. Für ihre Beseitigung spricht auch 
die unverhältnismäßig große Verwaltungsar- 
beit, die in keinem Verhältnis zur Flöhe und 
Zahl dieser Leistungen steht. Die sachliche 
Bedeutung dieser Leistungen im ganzen ist 
zudem gering. 

4. Flöhe der Unterstützung 

Die Tabellensätze der Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe sind gegenüber den jetzigen 
Tabellensätzen der Alfu ebenso wie die Ta- 
bellensätze des Arbeitslosengeldes gegenüber 
den jetzigen Tabellensätzen der Alu unver- 
ändert geblieben, da sie erst durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenfürsorge 
vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) neu 
festgesetzt und gegenüber den Tabellensät- 
zen nach dem Alfu-Änderungsgesetz vom 
29. März 1951 erhöht worden sind. Dabei 
sind die durch das Teuerungszulagengesetz 
vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 507) einge- 
tretene Erhöhung der Leistungen an die Alfu- 
Empfänger und die Alfu-Tabelle unter gleich- 
zeitigem Wegfall der Teuerungszulage ein- 


gearbeitet worden. Die Sätze sind ebenso wie 
die der Alu — Arbeitslosengelid nach dem 
Entwurf — unmittelbar lohnabhängig (vgl. 
Begründung, Allgemeiner Teil, S. 85). Ent- 
sprechend der Lohnentwicklung seit 1951 hat 
sich die Zusammensetzung der Unterstüt- 
zungsbezieher nach Entgeltstufen verschoben: 

Alfü-Empfänger am am 

mit einem Wochen- 31. 1. 1951 28. 2. 1954 



lohn von 


V. H. 

V. H. 

unter 

■ . “ 

DM 

23,3 

4,9 

24- 

bis 36, — 

DM 

29,9 

13,8 

36,— 

bis 48, — 

DM 

26,4 

18,0 

48,- 

bis 60, — 

DM 

13,3 

20,8 

60,- 

bis 72,— 

DM 

5,5 

22,1 

72,- 

bis 84, — 

DM 

1,6 

12,5 

84,- 

bis 96, — 

DM 

— 

5,5 

96,- 

DM und mehr 

— 

2,4 


Zur Flöhe der Unterstützung ist ergänzend 
noch folgendes festzustellen: 

Durch die Neufestsetzung der als Bemessungs- 
grundlage der Alfu dienenden Arbeitsentgelte 
nach § 5 des Gesetzes vom 24. August 1953 
sind die Unterstützungssätze der langfristig 
Unterstützten der Lohnentwicklung der letz- 
ten Jahre angepaßt worden, die bis zum In- 
krafttreten des o. a. Gesetzes hinter der Lohn- 
entwicklung zurückgeblieben waren. Nach 
dieser Angleichung der Bemessüngsgrund- 
lagen an das derzeitige Lohngefüge besteht 
für eine weitere Erhöhung der Tabellensätze 
kein Anlaß mehr. 

Daß die Tabellensätze der Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe unter den Tabellensät- 
zen des Arbeitslosengeldes liegen, ist darin be- 
gründet, daß es sich bei dem Arbeitslosengeld 
um versicherungsmäßige Leistungen auf 
Grund von Beiträgen handelt, während die 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe aus 
dem Steueraufkommen der Allgemeinheit be- 
stritten wird. 

Die frühere scharfe Degression der Tabellen- 
sätze Ist bereits durch das o. a. Gesetz vom 
24. August 1953 gemildert worden. Die Ver- 
besserungen ergeben sich anschaulich aus der 
nachfolgenden Übersicht; 
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Brutto-Arbeits- 

Hauptbetrag 

Erhö- 

Verhältnis des Haupt- 

entgelt als Bemessungs- 


hung 

betrages zur Bemes- 

grundlage 


(Sp. 3 

sungsgrundlage^) 



gegen- 

(Sp. 2 u. 3 zu 1) 

je Woche 

vor dem nach dem 

über 2) 

. vor dem nach dem 

von bis 

1. 8. 53 1) 1. 8. 532) 

i. V. H. 

1. 8. 1953 1. 8. 1953 


I. V. H. i. V. H. 

DM DM DM rd. rd. 


V>erhält- 
nis des 
Haupt- 
betrages 
d. Arbeits- 
losen- 
hilfe zum 
Haupt- 
betrag des 
Arbeits- 
losen- 
geldes 
i. V. H. 
rd. 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

20,— 

21,99 

13,50 

14,40 

6,6 

64 

68 

100 

30,- 

31,99 

16,50 

17,40 

5,4 

53 

56 

91 

40,- 

41,99 

19,50 

20,40 

4,6 

47 

49 

91 

50,- 

51,99 

22,20 

23,40 

5,4 

43 

45 

95 

60,- 

61,99 

22,80 

25,20 

10,5 

37 

41 

93 

70,— 

71,99 

23,10 

26,40 

14,2 

32 

37 

88 

80,- 

81,99 

23,40 

27,60 

17,9 

28 

34 

84 

90,- 

91,99 

23,70 

28,80 

21,5 

26 

31 

81 

100,— 

101,99 

23,70 

29,70 

25,3 

23 

29 

79 

110,— 

111,99 

23,70 

30,90 

30,3 

21 

27 

76 

116,— 

und mehr 

23,70 

31,50 

32,9 

20 

27 

74 


lauf Grund des Alfu-Änderungsgesetzes 
vom 29. März 1951; ohne Teuerungs- 
zulage 


2) Teuerungszulage eingearbeitet, als Son- 
derleistung weggefallen 
Mittelbetrag der Spalte 1 


Die Tabellensätze sind um 5 bis 32,9 v. H. 
der vor dem 1. August 1953 geltenden Tabel- 
lensätze erhöht worden. Sie betragen nun- 
mehr rund 74 bis 100 v.H. der Hauptbeträge 
des Arbeitslosengeldes. Damit Ist ein Ab- 
stand zum Arbeitslosengeld erreicht, der Im 
Hinblick auf den Charakter der Arbeits- 
losenhilfe nicht mehr verringert werden kann, 
zumal die Höchstbeträge beider Leistungen 
nicht voneinander abweichen, sondern im 
gleichen Verhältnis zum Brutto- Arbeitsent- 
gelt stehen. Bezüglich des Vergleiches der 
Unterstützungssätze mit dem Brutto- und 
dem Netto-Arbeltsentgelt wird auf die Be- 
gründung, Allgemeiner Teil, S. 86, verwiesen. 
Die Übersicht 42 gibt unter B einen Über- 
blick darüber, in welchem Verhältnis die der- 
zeitigen Tabellensätze der Alfü und damit die 
Tabellensätze der Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe zum Brutto- und zum Netto- 
Arbeltsentgelt stehen. 


E. Wertschaffende Arbeitslosenhilfe 

1. Notstandsarbeiten 

Der Gedanke, die für konsumtive Zwecke 
bestimmten Unterstützungsmittel in produk- 
tive Arbeit umzuwandeln, ist im Entwurf 
in dreifacher Form wieder aufgenommen 
worden, als Förderung von Notstands-, von 
Gemeinschaftsarbeiten und als Siedlungshilfe. 
Er war bereits in der Erwerbslosenfürsorge 
und in § 139 des AVAVG von 1927, und 
zwar in den Vorschriften über die wert- 
schaffende Arbeitslosenfürsorge verwirklicht, 
die im Jahre 1931 durch Einfügung des 
§ 139 a über die Förderung des freiwilligen 
Arbeitsdienstes ergänzt wurden. Die Vor- 
sdiriften des § 139 a AVAVG sind durch die 
spätere Einrichtung des Reichsarbeitsdienstes 
hinfällig und auch nach 1945 nicht mehr an- 
gewandt worden. Sie sind im Entwurf weg- 
gefallen. Aufrechterhalten sind jedoch die 
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Vorschriften über Notstandsarbeiten in den 
§§ 139 und 139 a des Entwurfs. Die Beschäf- 
tigung von rund 30 000 Notstandsarbeitern 
selbst im Winter und von mehr als 100 000 
als Sommerspitze (vgl. Übersichten 17 und 
18) ist von erheblicher arbeitsmarkt- 
politischer B&deutung, zumal an Stamm- 
arbeitern bei diesen Maßnahmen und in den 
Zulieferindustrien außerdem noch etwa die 
Hälfte der Zahl der Notstandsarbeiter be- 
schäftigt wird. Nicht geringer ist die 
wirtschaftliche Bedeutung zu veranschlagen. 
Von mehr als 100 000 Ende September 1952 
beschäftigten Notstandsarbeitern waren rund 
15,7 V. H. bei Meliorationen, 8,9 v. H, bei 
Flußregulierungen u. ä., 17,7 v. H. beim Bau 
von Wasserleitungen und Kanalisationen, 
31,2 V. H. beim Straßenbau, 9,5 v. H. beim 
Siedlungs- und Wohnungsbau tätig (vgl. 
Übersicht 19). Am 30. Juni 1953 wurden 
rund 70 600 Notstandsarbeiter beschäftigt, 
von denen 21,0 v. FI. bei landwirtschaftlichen, 
8,3 V. H. bei forstwirtschaftlichen und 
31,4 V. H, bei Verkehrsmaßnahmen ein- 
gesetzt waren; bei Wohnungsbaumaßnahmen 
und Baugeländeerschließung waren 17,3 v.H. 
tätig (vgl. Übersicht 20). 

In den Jahren 1950 bis 1953 wurden aus 
Mitteln der Alv. rund 402 Mill, DM und aus 
Bundesmitteln 161 Mill. DM zur Förderung 
von Notstandsarbeiten aufgewandt (vgl. 
Übersicht 46 Spalten 6 und 7, Übersicht 47 
Spalte 5). Im Rechnungsjahr 1952 entfielen 
13,6 V. H, (vgl. Schaubild XVIII), im Rech- 
nungsjahr 1953 4,4 V. H. der Ausgaben der 
Alv. auf Notstandsarbeiten. Die Gesamtauf- 
wendungen für Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (Bundesanstalt und Bund) im Rech- 
nungsjahr 1952 und die Verteilung der Mittel 
auf die Länder (getrennt für Alu- und Alfu- 
Empfänger und nach Grund- und verstärkter 
Förderung) ergeben sich aus Übersicht 21. 
Wegen der im Rahmen des Sofortprogramms 
zur Arbeitsbeschaffung 1951 ausgeschütteten 
Mittel wird auf die Übersichten 22 und 23 
verwiesen. 

2. Gemeinschaftsarbeiten 

Die Regelung der sogenannten „Pflichtarbeit“ 
im § 91 AVAVG war von Anfang an um- 
stritten. Die sozialethischen und ai^beitsthera- 
peutischen Ziele dieser Vorschrift — Erhal- 
tung der Arbeitsmoral und der Leistungs- 
fähigkeit — wurden allgemein bejaht. Auch 
ihre Notwendigkeit als Mittel zur Prüfung 
des Arbeitswillens war nicht bestritten. Wenn 
trotzdem nur in verhältnismäßig geringem 


Umfange davon Gebrauch gemacht wurde 
(vgl. Übersicht 39 Sp. 7), so ist das in erster 
Linie auf die Ablehnung durch die Organi- 
sationen der Arbeitnehmer zurückzuführen, 
die den Zwang im Zusammenhang mit einer 
Versicherungsleistung verwarfen und die Ent- 
schädigung für den Mehraufwand für unzu- 
reichend hielten. Es wurden im Jahre 1951 
nur 3859 Unterstützungsempfänger der Alv. 
(von rund 419 000 im Jahresdurchschnitt) in 
Pflichtarbeit eingewiesen (dagegen 20 707 von 
jahresdurchschnittlich rund 774 000 Alfu- 
Empfängern — vgl. Übersicht 39 Sp. 7). 

Der Entwurf verzichtet für Empfänger von 
Arbeitslosengeld auf den Zwang zur Teil- 
nahme an Pflichtarbeiten. Er sucht einen 
neuen Weg, und zwar — wie sich schon 
äußerlich aus der Herausnahme der Vor- 
schrift aus dem Zusammenhang mit den Vor- 
schriften über die Sperrfristen und ihre 
Unterbringung im Rahmen der Vorschriften 
über die wertschaffende Arbeitslosenhilfe dar- 
tut — in erster Linie mit dem Ziele einer 
Umwandlung unproduktiver, nur für kon- 
sumtive Zwecke bestimmter Unterstützung 
in produktive Arbeit, wobei die sozial- 
ethische Zielsetzung des § 91 AVAVG im 
Vordergrund steht (§ 140 des Entwurfs), Da- 
mit wird auch die Verbindung hergestellt zu 
der verdienstvollen Arbeit der öffentlichen 
und privaten Fürsorge, die der Erhaltung, 
Förderung und Pflege der Arbeitskraft für 
beschränkt Arbeitsfähige und beschränkt Ar- 
beitswillige dient und unter dem Namen 
Arbeitsfürsorge eine spezielle Form der reha- 
bilitation darstellt. Ihr Ziel wird also die 
Wiedereingliederung der Arbeitslosen in das 
Erwerbsleben sein müssen. Mittelbar sind sie 
damit auch volkswirtschaftlich wertvoll. Die 
Eigenart der Gemeinschaftsarbeiten wird, im 
Unterschied zu den Notstandsarbeiten, darin 
bestehen, daß sie nicht in erster Linie von den 
Bedürfnissen des Projektes und nach der 
Wirtschaftlichkeit geplant, sondern auf die 
Bedürfnisse der Menschen abgestellt sein 
sollen. 

Der Rahmen der Gemeinschaftsarbeiten wird 
sich sehr weit spannen lassen. Auf diese 
Weise werden Beschäftigungsmöglichkeiten 
z. B. für langfristig arbeitslose ältere An- 
gestellte erschlossen werden können, die einer 
Berufsentwöhnung Vorbeugen und ihr Selbst- 
vertrauen wieder hersteilen, sowie für körper- 
lich Behinderte, ältere Personen und vor allem 
Frauen, die z.B.im Rahmen sozialer Hilfswerke 
der öffentlichen Fürsorge und der freien 
Wohlfahrtsverbände zur Linderung der Not- 
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läge Hilfsbedürftiger tätig werden können. 
Die Vorschriften über die Entschädigung für 
Mehraufwand sind gelockert (§140 Abs. 2 des 
Entwurfs), um einen größeren Anreiz zur 
Aufnahme dieser Arbeiten für die Beteiligten 
zu bieten und gleichzeitig auch eine größere 
Bewegungsfreiheit für Versuche auf diesem 
noch in den Anfängen steckenden Gebiet zu 
geben. 

3. Siedlungshilfe 

Die der heutigen Rechtslage nicht mehr ent- 
sprechenden Vorschriften der VO zur Klein- 
siedlung und Bereitstellung von Kleingärten 
vom 23. Dezember 1931 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Januar 1937 
(RGBl. IS. 17) und der VO über ar^beitslose 
landwirtschaftliche Siedlungsanwärter vom 
18. Februar 1932 (RGBl. I S. 78) mußten be- 
seitigt werden (vgl. Artikel X — Schluß- 
vorschriften — § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4). 
Jedoch erscheint es angebracht, den diesen 
Vorschriften zugrunde liegenden Gedanken 
in diesem Gesetz in neuer Form wieder 
Raum zu geben, da die Initiative des Arbeits- 
losen zur Schaffung eines Eigenheimes im 
Wege der Selbsthilfe jeder Förderung bedarf. 
Das Erste Wohnungsbaugesetz vom 24. April 
1950 (BGBl. I S. 83) begünstigt den Einsatz 
der Selbsthilfe im Wohnungsbau (§ 16 


Abs. 3). Auch hier wird der Gedanke der 
Verwandlung der konsumtiven Verwendung 
der öffentlidien Mittel in eine produktive 
lebendig, der an dieser Stelle mit der Idee 
der Selbsthilfe verbunden wird. Dabei 
war auszuschließen, daß derartige Arbeit 
den Charakter von Schwarzarbeit annimmt 
oder in eine unzulässige Konkurrenz mit Ge- 
werbebetrieben tritt, die letzten Endes volks- 
wirtschaftlich schädlich wäre, nicht zuletzt 
aber auch die Beschäftigungsmöglichkelten 
auf dem freien Arbeitsmarkt einengen würde. 

F. Kranken- und Unfallversicherung 
der Arbeitslosen 

1. Krankenversicherung 

Die Bedeutung der Krankenversicherung der 
Arbeitslosen als Ndbenleistung der Alv. wird 
in finanzieller Hinsicht meist unterschätzt. 
Sie wird als selbstverständlich hingenommen. 
Die Aufwendungen für die Krankenversiche- 
rung sind jedoch erheblich. Sie betragen z. Z. 
im Durchschnitt 12 v. H. des Unterstützungs- 
aufwandes. An Beiträgen zur Krankenver- 
sicherung für die Arbeitslosen wurden ent- 
richtet (vgl. auch Übersichten 46, Fußnoten 
4 und 5 und 47, Fußnoten 3 und 4 sowie 
Schaubilder XVIII und XIX); 


in der Alv.: 
in der Alfü: 


zus.: 


Beträge in Tausend DM 


Haushltsj. 

Haushltsj. 

Haushltsj. 

Haushltsj. 

1950 

1951 

1952 

1953--') 

65 500"-) 

85 500'-) 

95 802 

93 743 

104 032 

126 534 

121 003 

106 128 

169 532 

212 034 

216 805 

199 871 


Der Entwurf hält grundsätzlich an der bis- 
herigen Form der Krankenversicherung fest. 
Sie ist jedoch ln stärkerem Maße als bisher der 
Krankenkasse übertragen, welcher der Ar- 
beitslose vor Eintritt der Arbeitslosigkeit an- 
gehört hat. Als Neuerung gibt der Entwurf 
der Selbstverwaltung der Bundesanstalt das 
Recht, die Ar'beitslosen bei der Betriebs- 
krankenkasse der Bundesanstalt zu ver- 
sichern, falls eine solche eingerichtet wird 
(nähere Begründung siehe bei § 122 des Ent- 
wurfs). 


Die Zahlen sind errechnet, da für das gesamte 
Bundesgebiet erst seit Errichtung der Bundesanstalt 
besonders verbucht, 
ohne März-Nachtrag 


2. Unfallversicherung 

Während die Unterstützungsempfänger bis- 
lang schon gegen Krankheit versichert sind 
und in den Rentenversicherungen die Zeiten 
ihres Unterstützungsbezuges als Ersatzzeiten 
gelten, fehlt es für sie an einer Unfallversiche- 
rung auf den Wegen von und nach einer 
Dienststelle des Arbeitsamtes und auf den 
Wegen zu einem Arbeitgeber, dem sie vom 
Arbeitsamt zum Zwecke der Vorstellung oder 
Arbeitsaufnahme zugewiesen worden sind. 
Es schien angebracht, insoweit eine zusätz- 
liche Sicherung für den Arbeitslosen einzu- 
richten in Anlehnung an die entsprechende 
Sicherung, die er während seiner Beschäfti- 
gung hat (§ 129 'des Entwurfs). Die Unfall- 
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Versicherung der Arbeitslosen tritt als neue 
Leistung der Alv. und der Arbeitslosenhilfe 
zu deren sonstigen Leistungen hinzu. Gleich- 
zeitig ist die Unfallversicherung für die Teil- 
nahme an Maßnahmen der beruflichen Fort- 
bildung und Umsdiulung (§ 135 des Ent- 
wurfs) sowie an den Gemeinschaftsarbeiten 
nach den §§ 140 und 141i des Entwurfs vor- 
gesehen. Die Unfallversidierung der Arbeits- 
losen wird im Rahmen der Reidisversiche- 
rungsordnung geregelt. 

G. Lohnausfallvergütung bei Kurzarbeit 
und Betriebsstillegung 
1. Kurzarbeitergeld 
Im Rahmen der Alv. stellt das Kurzarbeiter- 
geld den teilweisen Ersatz des Lohnausfalles 
bei Teilarbeitslosigkeit dar. Als spezifisches 
Mittel zur Verhütung von Vollarbeitslosig- 
keit dient es zum Ausgleich kurzfristiger 
konjunktureller Schwankungen; sozialpoli- 
tisch betrachtet vermindert es die den Ar- 
beitnehmer belastende Unsicherheit seiner 
Existenz. Den Arbeitnehmern soll der Ar- 
beitsplatz, den Betrieben Ihre eingearbeitete 
Belegschaft erhalten werden. Daß außerdem 
umfangreldie Verwaltungsarbeit bei den 
Arbeitsämtern vermieden wird, Ist eine nicht 
zu unterschätzende Nebenwirkung. Dagegen 
kann und darf es nicht Aufgabe der Lohn- 
ausfallvergütung bei Kurzarbeit sein, die 
durch die Eigenart der Betriebe bedingten 
Schwankungen des Beschäftigungsgrades auf- 
zufangen, den Betrieben das normale Be- 
triebsrisiko abzunehmen oder Strukturver- 
änderungen aufzuhalten, die wirtschaftlich 
geboten erscheinen. Endlich muß auch ver- 
mieden werden, daß sie zu einer indirekten 
Subventionierung der Betriebe führt. An 
diesen schon Im bisherigen Recht enthaltenen 
Grundsätzen wird festgehalten. Die Kurz- 
arbeiterunterstützung wird vielfach weder 
nach dem Umfang des Aufwandes noch nach 
ihrer wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Bedeutung zutreffend gewürdigt. Aus dem 
Beitragsaufkommen der Alv. wurden für 
diesen Zweck ausgegeben 



absolut 

in V. H. 



der 



Gesamt- 



ausgaben 

1950: 

20,0 Mill. DM 

2,3 

1951: 

63,7 Mill. DM 

5,4 

1952: 

79,4 Mill. DM 

5,7 

1953: 

53,1 Mill. DM 

3,3 


(vgl. Übersicht 46 
und Schaubild XVIII). 


Auch in den Zahlen der unterstützten Kurz- 
arbeiter und der Betriebe zeigt sich die Be- 
deutung dieser Leistung. Im Durchsdiiiitt des 
Jahres 1952 erhielten monatlich 125 402 
Kurzarbeiter in 3043 Betrieben, im Durch- 
schnitt des Jahres 1953 monatlich 80 126 
Kurzarbeiter in 2197 Betrieben Kurzarbeiter- 
unterstützung. Die Zahl der wöchentlich aus- 
gefallenen Arbeitsstunden betrug durch- 
schnittlich 21 (Jahreszahlen zur Arbeits- 
statistik 1952 — Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt 1. Jahrgang, Heft 3 — und 
Jahreszahlen zur Arbeitsstatistik 1953 — 
Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt 
2. Jahrgang, Heft 2). 

Die ^ ausgeprägte Konjunkturempfindlichkeit 
bestimmter Wirtschaftszweige und die Ein- 
flüsse weltwirtschaftlicher Schwankungen 
spiegeln sich auch in der Statistik der unter- 
stützen Kurzarbeiter (vgl. Übersldit 41 und 
Schaubild XI). So betrug 1951 der Anteil der 
Textilindustrie an der Gesamtzahl der unter- 
stützten Kurzarbeiter rd. 27 v. H., der Be- 
kleidungsindustrie rd. 25 V. H., zusammen 
52 V, H., während die Metallindustrie mit 
rd. 20 v.H. beteiligt war. 1952 betrugen diese 
Zahlen: Textilindustrie 43 v. H., Be- 
kleidungsindustrie 10 V. H., Metallindustrie 
22 V. H. Im 1. Halbjahr 1953 madite sich 
dagegen eine erhebliche Verschiebung zur Me- 
tallindustrie bemerkbar; diese war mit rd. 
50 V. H. an der Zahl der unterstützten Kurz- 
arbeiter beteiligt, während der Anteil der 
Textil- rd. 10 v. H. und der Bekleidungs- 
industrie rd. 14 V. H. betrug. 

Die Kurprbeiterunterstützung erhält im Ent- 
wurf die Bezeichnung „Kurzarbeitergeld“, 
die den Arbeitnehmern vorübergehend still- 
gelegter Betriebe gewährte Lohnausfallvergü- 
tung wird als ,, Stillegungsvergütung“ bezeich- 
net, da auch In der Bezeichnung zum Aus- 
druck kommen soll, daß es sich hierbei 
wie bei den Leistungen der Versidierung an 
Arbeitslose nicht um eine Unterstützung im 
fürsorgerechtlichen Sinne, sondern um eine 
Leistung eigener Art der Alv. mit Rechts- 
anspruch hand^t. Der bisher starr geregelte 
betriebliche Geltungsbereich 
wird in Anlehnung an die Regelung In 
Rheinland-Pfalz durch eine Ermächtigung zur 
Zulassung von Betrieben in § 130 be- 
v/eglich gestaltet, um der jeweiligen Wirt- 
schaftslage folgen und unerwünsdite Auswir- 
kungen ausschließen zu können. Die Zulas- 
sung liegt In Anbetracht ihrer allgemeinen 
v/irtschafts- und sozialpolitischen Bedeutung 
in der Hand der Bundesregierung. Gleichen 
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Zwecken soll die Möglichkeit einer zeitlichen 
Begrenzung (§ 130 ABs. 1 Satz 2) dienen. 

Die Gewährung von Kurzarbeitergeld ist im 
übrigen wie bisher nur bei unvermeidbarem, 
auf wirtschaftlichen Ursachen beruhendem, 
vorübergehendem Arbeitsmangel zulässig 
(§ 130a). 

Bei der Ermittlung des Vollohns bleibt nach 
dem Entwurf der durch zuschlagspflichtige 
Mehrarbeit erzielte Mehrverdienst und auch 
die über die gesetzlich zulässige Arbeitszeit 
hinausgehende betriebsübliche Arbeitszeit un- 
berücksichtigt, da ein Ausgleich insoweit den 
Zwecken des Kurzarbeitergeldes widerspre- 
chen würde. Auch wurde, wie bisher, von 
dem Grundsatz ausgegangen, daß der Kurz- 
arbeiter ein Sechstel des Lohnausfalles selbst 
zu tragen hat. Der sich darüber hinaus erge- 
bende Lohnausfall wird der Berechnung des 
Kurzarbeitergeldes zugrunde gelegt. Die Ta- 
bellensätze des Kurzarbeitergeldes (§ 130e 
Abs. 2) sind auf den entsprechenden Sätzen 
des Arbeitslosengeldes aufgebaut. Die Staffe- 
lung nach dem Familienstand ist zwar beibe- 
halten, jedoch auf die Zugehörigkeit zu den 
Steuerklassen abgestellt, um den Betrieben 
die Berechnung zu erleichtern. 

Der Kurzarbeiter bleibt auf Grund seines Be- 
schäftigungsverhältnisses gegen Krankheit 
versichert, soll aber nunmehr das gleiche 
Krankengeld erhalten wie bei Vollarbeit 
{§ 130 h Abs. 1). Mehraufwendungen der 
Krankenkasse ersetzt das Arbeitsamt (§ 130 h 
Abs. 2). 

2. Stillegungsvergütung 

Eine besondere Form der Lohnausfallvergü- 
tung stellt die Stillegungsvergütung dar, die 
im Gegensatz zum Kurzarbeitergeld audi 
dann gewährt wird, wenn vorübergehend 
wegen allgemeinen Kohlenmangels oder In- 
folge einer angeordneten oder behördlich an- 
erkannten Einschränkung der Gas-, Wasser- 
oder Stromlieferung überhaupt nicht gear- 
beitet werden kann. Als eine Mischform von 
Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld wird sie 
im Entwurf aus dem bisherigen systemati- 
schen Zusammenhang der Vorschriften über 
Kurzarbeiterunterstützung gelöst und in 
selbständigen Vorschriften geregelt, die ihrer 
Eigenart besser Rechnung tragen (§ 130iff.). 
Um das mit der Stillegungsvergütung ver- 
bundene Risiko zu beschränken und die an- 
derweitige Vermittlung der Arbeitskräfte 
nicht zu behindern, wird sie auf 3 Doppel- 
wochen Innerhalb von 12 Monaten be- 


schränkt. Für die Krankenversicherung gelten 
nunmehr die allgemeinen Vorschriften über 
die Krankenversidierung der Arbeitslosen. 


H. Finanzierung und Finanzen 
der Bundesanstalt 

1. Arbeitslosenversicherung als 
Schadenversicherung eigener 
Art 

Die Mittel der Bundesanstalt werden durch 
Beiträge zur Alv. aufgebracht, die die ver- 
sicherten Arbeitnehmer und ihre Arbeitge- 
ber je zur FFälfte tragen. Besteht insoweit 
Übereinstimmung mit der Kranken- und Ren- 
tenversicherung, so bedarf die Alv. einer ihrer 
Eigenart entsprechenden Beitragspolitik und 
Finanz Wirtschaft. 

Die Alv. unterscheidet sich von den anderen 
deutschen sozialen Versicherungen, die eben- 
falls ihrem Wesen nach Schadenversicherun- 
gen sind, der Kranken- und der Unfallver- 
sicherung, vor allem durch Ihre vielseitigeren 
Aufgaben, ihre Methode und durch gewisse 
Besonderheiten des Wagnisses. Wie diese hat 
sie zwar Schadenverhütung, Schadenheilung 
und Schadenvergütung zum Ziel. Im Gegen- 
satz zu ihnen liegt das Schwergewicht Ihrer 
Aufgaben jedoch nicht bei der Vergütung des 
Schadens. Das Bundesanstaltsgesetz bezeichnet 
die Bundesanstalt als „Träger der Arbeits- 
vermittlung, Berufsberatung, Arbeitslosen- 
versicherung“. Diese Aufzählung ist historisch 
bedingt. Daß es sich hier nicht um 'drei ge- 
trennte Aufgabengebiete, nicht nur um eine 
organisatorische Zusammenfassung aus Grün- 
den der Zweckmäßigkeit, sondern um ein or- 
ganisches Ganzes handelt, kommt vor allem 
dadurch zum Ausdruck, daß sämtliche Auf- 
gaben und Ausgaben der Bundesanstalt — -die 
Arbeitslosenfürsorge als Auftragsangelegen- 
heit ausgenommen — aus dem Beltragsauf- 
kommen der Alv. finanziert werden (§ 142 
des Entwurfs). Seit 1927 bezeichnet das 
AVAVG die Arbeitsvermittlung als die pri- 
märe Aufgabe der Bundesanstalt (§ 131). Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung als Dienstleistungen sowie 
die Barleistungen zur Erleichterung der Ar- 
beitsaufnahme (z. B. Reise- und Vorstellungs- 
kosten, Trennungsbeihilfen, Ausbildungsbei- 
hilfen, berufliche Fortbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen) dienen der Schaden- 
verhütung, die Förderung von Arbeitsbe- 
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schaffungsmaßnahmen dient der Schadenhei- 
lung. Systematisch betrachtet sind sie also 
Leistungen der Alv. Die organische Zu- 
sammengehörigkeit dieser verschiedenartigen 
Methoden rechtfertigt es, daß die Beiträge 
zur Alv. auch hierfür und nicht ausschließlich 
für Barleistungen zur Vergütung des Lohn- 
ausfalls verwandt werden. 

Wie durch ihre Methoden unterscheidet sich 
auch das Wagnis der Alv. nicht unerheblidi 
von dem der anderen sozialen Schadenver- 
sicherungen. Es wurde schon oben (S. 78 ff.) 
darauf hingewiesen, daß es nur innerhalb ge- 
wisser Grenzen versicherbar ist. Dieses Wag- 
nis Ist aber Infolge seiner Abhängigkeit von 
der politischen und wirtschaftlichen Entwick- 
lung, von strukturellen und konjunkturellen 
Veränderungen und von saisonalen Einflüssen 
großen zeitlichen Schwankungen unterworfen. 
Die Stetigkeit des Wirtschaftsablaufs und da- 
mit der Beschäftigung ist in einer Volkswlrt- 
sdiaft selbst In normalen Zelten und unter 
durchschnittlich günstigen Bedingungen be- 
stenfalls Innerhalb längerer Zeiträume, nie- 
mals aber in allen Teilen zu gleicher Zeit ge- 
geben. Die zeitlichen Schwankungen erfordern 
besondere finanzielle Vorkehrungen. Der Bei- 
trag muß 'daher nicht nur den laufenden Be- 
darf an Mitteln decken, sondern darüber hin- 
aus auch in gewissen Grenzen den künftigen, 
d. h. das Umlageverfahren bedarf in gewis- 
sem Umfang einer Ergänzung durch eine 
angemessene Rücklage für künftige An- 
sprüche. 

2. Der Finanzbedarf 
der Bundesanstalt 

Eine Untersuchung, deren Ziel letzten Endes 
die Ermittlung des angemessenen Beitragssat- 
zes zur Alv. ist, muß von den Ausgaben In 
der Vergangenheit, insbesondere von Ihrer 
verschiedenen Zweckbestimmung und ihrer 
Entwicklung ausgehen. Sie muß ferner die 
bisherige Entwicklung des Beitragsaufkom- 
mens und 'die hierfür bestimmenden Fakto- 
ren berücksichtigen, um hieraus Material für 
die Beurteilung der künftigen Tragfähigkeit 
der Alv. zu gewinnen. Die Tragfähigkeit der 
Alv. hängt auf längere Sicht aber auch von 
der Sicherung eines zeitlichen Gefahrenaus- 
gleichs durch ausreichende Rücklagen, d. h. 
vom Finanzvermögen der Bundesanstalt und 
dessen zweckentsprechender Anlage ab. 

Die Bundesanstalt setzt als bundesunmittel- 
bare Körperschaft des öffentlichen Rechts mit 


Selbstverwaltung einen eigenen Haushalts- 
plan fest (§ 20 BAG). Er bedarf der Ge- 
nehmigung durch die Bundesregierung. Die 
Ausgaben, die vom Bund erstattet werden 
(Alfu einschließlich der durch sie verursach- 
ten Verwaltungskosten und Ausgaben für 
Heimkehrer), erscheinen In ihm als durch- 
laufende Posten, da sie Im Bundeshaushalt 
ausgebracht werden. 

Die Gesamtausgaben der Bundesanstalt belie- 
fen sich (in Millionen DM) 

i. Rechn.- 


jahr 

1951 

1952 

1953 

(ohne März- 




Nachtrag) 

auf 

2418 

2 569 

2 551 

davon 
entfielen 
auf Alfu 

1 233 

1 172 

1 138 


= 51 V. H. 

= 46 V. H. 

— 45 V. H. 


(vgl. Übersichten 46 und 47). 


Bei der folgenden Darstellung bleibt der Be- 
darf für die Alfu und die Heimkehrer außer 
Betracht, da sie sich nur auf den Bedarf an 
eigenen Mitteln erstrecken. 

Der Eigenbedarf der Bundesanstalt (vgl. Über- 
sicht 46) umfaßt 

1. Ausgaben, deren Höhe durch die Selbst- 
verwaltungsorgane bestimmt werden kann, 
und zwar für 

a) Verwaltungskosten (einschließlich Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung, Lehr- 
stellenvermittlung) , 

b) Förderung der Arbeitsaufnahme und 

c) Förderung von Notstandsarbeiten; 

2. Ausgaben, die gesetzlich gebunden sind, 
und zwar 

a) Arbeitslosenunterstützung und 

b) Kurzarbeiterunterstützung 

(beide einschließlich Krankenversicherung). 
Verwaltungskosten (In Millionen DM): 

1951 1952 1953 

250 283 309 

21, 11 V. H. 20,27 V. H. 21,87 v. H. 

der Gesamtausgaben. 

Vom Bund wurden hiervon als Verwaltungs- 
kosten der Alfü erstattet (In Millionen DM): 
1951 1952 1953 

3 (Berlin) 21 55 
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Bei einer kritischen Betrachtung der Verwal- 
tungskosten darf nicht übersehen werden, daß 
der haushaltsmäßig als Verwaltungskosten 
behandelte Aufwand für die Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenvermitt- 
lung auszusondern wäre, da die Kosten dieser 
Dienstleistungen als produktive Ausgaben 
zu behandeln sind. Ihr Anteil ist bisher nicht 
getrennt verbucht, wird aber auf mehr als 
ein Drittel geschätzt werden dürfen. 

Ausgaben zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme (in Millionen DM): 

1951 1952 1953 

23,6 12,6 12,3 

2 V. H. 0,90 V. H. 0,87 v. H. 

der Gesamtausgaben. 

Ausgaben zur Förderung der Arbeitsbeschaf- 
fung (Notstandsarbeiten — in Millionen DM): 

1951 1952 1953 

86,4 157,3 72,6 

7,37 v.H. 11,26 v.H. 5,14 v.H. 

der Gesamtausgaben. 

Unterstützungsausgaben (in Millionen DM): 

1951 1952 1953 

Alu 754,5 821,0 958,3 

KU 63,7 79^4 53,1 

818,2 900,4 1011,4 

69,05 v.H. 64,48 v.H. 71,58 v.H. 
der Gesamtausgaben. 

Davon entfielen auf Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Arbeitslosen (in Millio- 
nen DM): 

1951 1952 1953 

85,1 102,0 98,7 

Rund zwei Drittel der Ausgaben waren also 
zwangsläufig. 

Der Block der Unterstützungsausgaben be- 
herrscht mit 64 bis 71 v. H. bisher das Bild 
der Ausgaben. Seine Höhe wird bestimmt von 

a) dem Umfang der Arbeitslosigkeit, 

b) der Höhe der Unterstützungstabellen- 
sätze, 

c) der Entwicklung der Löhne. 

Die Höhe des Unterstützungsaufwandes ist, 
wie oben dargestellt, nur unter bestimmten 
Voraussetzungen schätzbar. 


3. Die Deckung des Finanz- 
bedarfs 

Die Gefahrengemeinschaft der 
Arbeitslosenversicherung 

Der Wirtschaftsraum des Bundesgebietes weist 
in seinen Teilen große Unterschiede der 
Struktur, der Bevölkerungsdichte und Bevöl- 
kerungszusammensetzung auf, bildet aber in- 
folge der Abhängigkeit der Teile ’^^onelnander 
ein wirtschaftliches Ganzes. Die Erfahrung 
hat gelehrt, daß sich die räumliche Gefahren- 
gemeinschaft der Alv. daher nicht auf kleine 
Bezirke wie in der Krankenversicherung be- 
schränken kann. Der Reglerüngsentwurf von 
1925 sah Landesarbeitslosenkassen vor, die 
auch in der Fassung des AVAVG von 1927 
In der Form bezirklicher Gefahrengemein- 
schaften als Bestandteile einer reichsgebiet- 
Ilchen Organisation fortlebten. Die Vorschrif- 
ten des AVAVG, die die Teilung des Bei- 
trags In einen Reichs-, Landes- und Bezirks- 
anteil vorsahen und eine selbständige regio- 
nale Beitragspolitik ermöglichen sollten, sind 
niemals angewandt worden. Die jüngste Ver- 
gangenheit führte Infolge der staatsrechtlichen 
Lage nach 1945 erstmalig tatsächlich zur Bil- 
dung von Landesarbeitslosenkassen, obwohl 
reditlich der Reichsstock für Arbeitseinsatz 
als Vermögensträger und -Verwaltung noch 
bestand. Die Folge war, daß Ländern mit er- 
heblichen Übersdiüssen der Alv. andere mit 
großen Fehlbeträgen gegenüberstanden. In 
der britischen Zone wurde der Versuch eines 
Finanzausgleichs durch die Bildung elpes 
„Treuhänderausschusses für die Mittel der 
Arbeitslosenversicherung'' unternommen, der 
Infolge der Beschränkung seiner Mittel seinen 
Zweck nur zeitweise erfüllen konnte, so daß 
der Bund die Versorgung der zuschußbedürf- 
tigen Bezirke Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen übernehmen mußte. 

Zwischen den übrigen Bezirken fehlte jeg- 
licher finanzieller Ausgleich. In den zuschuß- 
bedürftigen Bezirken Bayern und Berlin 
mußte die Alv. durch Kredite der Länder ge- 
stützt werden. Die jüngsten Erfahrungen be- 
wiesen also erneut die Notwendigkeit eines 
regionalen Gefahrenausgleichs innerhalb des 
Bundesgebietes, d. h. eines einzigen großen 
und tragfähigen Versicherungsträgers und 
drängten mit besonderem Nachdruck zur Er- 
richtung der Bundesanstalt. 

In den witterungsaWiänglgen Wirtschafts- 
zweigen, insbesondere in der Landwirtschaft 
und im Baugewerbe, sind Schwankungen der 
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Beschäftigung naturgegeben und daher un- 
vermeidlich. Ihr Umfang und ihre Dauer sind 
nur innerhalb gewisser Grenzen vorhersehbar. 
Die unterschiedliche Konjunkturempflndllch- 
kelt der einzelnen Wirtschaftszweige verur- 
sacht andererseits zeitliche Verschiebungen 
des Beschäftigungsgrades. Zwar deckt sich das 
berufliche Risiko der Arbeitslosigkeit weit- 
gehend mit dem Produktionsverlauf bestimm- 
ter Wirtschaftszweige, aber zahlreiche Berufe 
werden nicht nur In einem, sondern in meh- 
reren Wirtschaftszweigen ausgeübt (z.B. kauf- 
männische und technische Angestellte, Metall- 
und Bauhandwerker). Die enge Verflechtung 
der Wirtschaftszweige und Berufe zwingt da- 
her unter Verzicht auf die Bildung von Ge- 
fahrenklassen zu einem Gefahrenausgleich 
durch eine einheitlihe Gefahrenge- 
meinschaft aller Wirtschafts- 
z we ige und Berufe (vgl. Übersichten 
6 und 7 und Schaubilder IV und V). 

Der Entwurf hält an einem elnheitllhen Bei- 
trag für den ganzen Wirtschaftsraum und für 
alle Wirtschaftszweige und Berufe fest. Der 
Bund garantiert darüber hinaus die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Bundesanstalt durch 
seine Zushußpfllcht auf Grund cles Art. 120 
GG,^ für Zelten einer überdurchshnittllhen 
konjunkturellen und für die kriegsbedingte 
strukturelle Arbeitslosigkeit durch die Über- 
nahme des Aufwandes für die Alfü. 

Das Beitragsaufkommen 

Die Höhe des Aufkommens Ist von fünf Fak- 
toren abhängig: 


a) vom Beitragssatz, 

b) vom Personenkreis der Beitragszahler, 

c) von der Einkommensgrenze der Beitrags- 
pflicht, 

d) von der Zahl der Beschäftigten, 

e) von der Höhe der Löhne bzw. der Lohn- 
summe. 

Die ersten drei Faktoren sind relativ kon- 
stant, da sie gesetzlich festgelegt sind. Sie sind 
allerdings seit 1927 den wechselnden Bedürf- 
nissen entsprehend mehrfach geändert wor- 
den. Die beiden letzten Faktoren entziehen 
sich der Beeinflussung, da sie von der wirt- 
schaftlichen Entwicklung abhängen. 

Die Höhe des Beitragssatzes ist u. U. nicht 
allein ausschlaggebend. Das Beitragsaufkom- 
men der Alv. im Reichsgebiet stieg trotz der 
Erhöhung des Beitragssatzes von 3 auf 6,5 
V. H. nur von 835 Millionen RM in 1928 auf 
992 Millionen RM In 1932, weil rund 5 Mil- 
lionen Beltragszahler (fast ein Drittel) infolge 
Arbeitslosigkeit ausgefallen waren. Anderer- 
seits stieg das Beltragsaufkommen von 
1 098 Millionen DM In 1950 auf 1 710 Mil- 
lionen DM in 1953 bei gleichbleibendem Bei- 
tragssatz (vgl. Übersicht 45). Die Abhängig- 
keit des Beltragsaufkommens von der Höhe 
der Löhne und der Zahl der Beschäftigten 
wird deutlich, wenn man die Entwicklung 
der Zahl der Beschäftigten, des Bruttowochen- 
lohnes einer Indexfamilie und des vierteljähr- 
lichen Beitragsaufkommens seit der Wäh- 
rungsreform vergleicht und dabei den Stand 
von 1948 = 100 setzt. 


Stichtag 


Beschäftigte am Stichtag durchschnittlicher Brutto- Beitragsaufkommen im 
in Tausend wochenlohn*) am Stichtag letzten Vierteljahr in 

Tausend 






V. H. 

DM 

V. H. 

DM 

V, H. 

30. 

9. 

48 

13 463 

100 

47,40 

100 

237 685 

100 

31. 

3. 

49 

13 447 

100 

52,55 

110 

364 559 

153 

31. 

3. 

50 

13 307 

99 

57,22 

120 

248 489''-='-) 

104 

31. 

3. 

52 

14 583 

108 

(Febr.) 70,82 

151 

333 213 

140 

30. 

9. 

52 

15 456 

115 

(Aug.) 75,02 

158 

349 116 

147 

30. 

3. 

53 

15 204 

113 

(Aug.) 73,36 

155 

387 586 

163 

31. 

9. 

53 

16 044 

120 

(Febr.) 79,28 

167 

441 269 

185 


''■) der Industriearbeiter (ohne Bergbau) 

ab 1. 6. 1949 Senkung des Beitragssatzes von 6,5 
auf 4 V. H. 
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Das Beitragsaufkpmmen im ersten Kalender- 
vierteljahr 1953 war also bei einem Beitrags- 
satz von 4 V. H. höher als am 31. März 1949, 
dem letzten vollen Kalendervierteljahr vor 
der Beitragssenkung, obwohl der Beitragssatz 
um mehr als ein Drittel gesenkt worden war. 
Die Erklärung hierfür liegt im Steigen der 
Löhne von 110 auf 167 Punkte und in der 


Vermehrung der Beschäftigten um 2 V 2 Mil- 
lionen. 

Der Einfluß des Beschäftigungsgrades und der 
Lohnentwicklung auf die Höhe des Beitrags- 
aufkommens wird unmittelbar deutlich, wenn 
man die Entwicklung des durchschnittlichen 
Aufkommens im Monat betrachtet. 


Im Monatsdurchschnitt kamen auf 


1950 

DM 

je Beitragszahler 9,36 

je 1 V. H. Beitragssatz (in Mil- 
lionen) 26,9 

je Beitragszahler für 1 v. H. Bei- 
tragssatz 2,34 

Mit dem Aufkommen von 1927 (Beitrags- 
satz: 3 V. H.) verglichen, ergibt sich, daß sich 
das Beitragsaufkommen im Monatsdurch- 
schnitt erhöht hat 

je Beltragszahler von 4,44 RM 

auf 12,47 DM = 280,9 v. H. 

je 1 V. H. Beitragssatz von 
21,8 Millionen RM auf 
35,6 Mill. DM 

je 1 V. H. für 1 Beltragszahler 
von 1,48 RM auf 3,12 DM 
(vgl. Übersicht 45). 

Der Personenkreis der Beitragszahler 

Der Personenkreis der Beitragszahler und der 
der Versicherten decken sich z. Z. und nach 
dem Entwurf nicht. Am 31. August 1953 
waren 78,4 v. H. der beschäftigten Arbeit- 
nehmer versichert, Beiträge wurden jedoch 
nur von 74,2 v. H. der Beschäftigten entrich- 
tet, d. h. 4,2 V. H. der Beschäftigten (rd. 
650 000 Personen) waren zwar versichert, 
aber nicht beitragspflichtig (vgl. Übersicht 44 
und Schaubild XIV). Von den Beitragspflich- 
tigen waren außerdem rd. 100 000 von der 
Entrichtung des Arbeitnehmeranteils befreit 
(beschäftigte Rentner In der britischen Zone). 
Diese Befreiung von Halbbeiträgen entfällt 
durch die Befreiung der Rentner von der Ver- 
sicherungspflicht nach § 69. Die auf § 16 
Abs. 2 der Verordnung über die Neuregelung 
der Rentenversicherung im Bergbau vom 
4. Oktdber 1942 (RGBl. I S. 569) beruhende 
Beitragsfreiheit der knappschaftllch Ver- 


1951 

DM 

1952 

DM 

1953 

DM 

in v.H.von 
1950 

10,86 

11,65 

12,47 

133,2 

28,3 

31,2 

35,6 

132,3 

2,77 

2,91 

3,12 



sicherten bleibt nach dem Entwurf erhalten. 
Die als Lehrlinge und Anlernlinge Beschäftig- 
ten werden zeitlich begrenzt von der Beltrags- 
pflicht befreit (vgl. Begründung zu § 143 b, 
S. 157). 

Die Einkommens grenzen der Beitragspflicht 

Die Höhe des Beltragsaufkommens wird 
ferner von der Einkommensgrenze der Bei- 
tragspflicht beeinflußt. Die Einkommens- 
grenze der Alv., die den höchsten Grundlohn 
für die Bemessung der Beiträge darstellt, 
stimmt mit der der Krankenversicherung 
überein. Sie betrug bis zum 31. Mai 1949 
3 600 DM, wurde durch das Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetz mit Wirkung vom 
1. Juni 1949 auf 4 500 DM und durch das 
Gesetz über die Erhöhung der Einkommens- 
grenzen In der Sozialversicherung und der 
Arbeitslosenversicherung und zur Änderung 
der Zweiten Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 13. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 734) auf 6 000 DM er- 
höht (vgl. Schaubild XVI). 

Der Entwurf hält an der durch die Kopplung 
des Beltragseinzugs zur Kranken- und Arbeits- 
losenversicherung bedingten Übereinstim- 
mung fest. 

Die Höhe des Beitragssatzes 

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den 
Jahren nach der Errichtung der Reichsanstalt 
verhinderte eine regionale Beitragsfestsetzung, 
wie sie In der ersten Fassung des AVAVG 
von 1927 vorgesehen war. Der Reichshöchst- 


= 163,3 V. H. 
= 210,8 V. H. 
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Satz von 3 v. H. mußte von Anfang an er- 
hoben werden. Die wachsende Arbeitslosig- 
keit erzwang die Erhöhung ab 1. Januar 1930 
aut 3,5 V. H., ab 1. August 1930 aut 4,5 v. H. 
und schließlich ab 6. Oktober 1930 auf 6,5 
V. H. Durch das SVAG wurde der Beitrags- 
satz erstmalig wieder gesenkt, und zwar ab 
1. Juni 1949 auf 4 v. H. Bei der Betrachtung 
dieser Entwicklung ist jedoch zu beachten, 
daß seit 1927 bis 1935 neben den Beiträgen 
in erheblichem und wachsendem Umfange 
trotz drastischer Kürzungen der Leistungen 
und Einführung der Hilfsbedürftigkeits- 
prüfung andere Mittel zur Unterstützung der 
Arbeitslosen herangezogen werden mußten. 
Anstelle der zunächst eingeführten Krisen- 
lohnsteuer wurde ab 1. Juli 1932 bis 1934 die 
Abgabe zur Arbeitslosenhilfe von den Ar- 
beitnehmern erhoben, die mehr als 1 Mil- 
liarde RM erbrachte und der Reiclisanstalt zu- 
floß. Das Reich trug außerdem an Darlehn 
und Zuschüssen zur Reichsanstalt sowie als 
Anteil am Aufwand der Krisenfürsorge in den 
Jahren 1927 bis 1935 fast 5 Milliarden RM 
(= 23,3 V. H. der Gesamtunterstützungsauf- 
wendungen). Die Gemeinden, denen in wach- 
sendem Umfange die Unterstützung der aus- 
gesteuerten Arbeitslosen zufiel — auf dem 
Höhepunkt der Arbeitslosigkeit mehr als die 
Hälfte — mußten in der gleichen Zeit einen 
fast gleich hohen Betrag für Wohlfahrtser- 
werbslose aufbringen. Die Höhe des Beitrags- 
satzes allein bildet demnach keinen geeigneten 
Maßstab für Vergleiche. 

Seit 1947 wurden die Gesamtausgaben für die 
jetzt der Bundesanstalt obliegenden Aufgaben 
aus dem Beitragsaufkommen der Alv., für die 
Alfü zunächst von den Ländern, später vom 
Bund getragen. 

Der Entwurf hält an dem Beitragssatz von 
3 V. H. entsprechend § 10 des Renten-Mehr- 

betrags-Gesetzes vom 

.... (BGBl. I S. . . .) fest. 

Die finanzielle T ragfähigkeit der 
Arbeitslosenversicherung 
Die Untersuchung der Tragfähigkeit der Alv. 
will die maximale Zahl der Schadenfälle fest- 
stellen, die unter den gegenwärtigen Verhält- 
nissen aus Beitragseinnahmen — auf die Rück- 
lage als Stütze der Tragfähigkeit wird unten 
eingegangen — gedeckt werden kann. Sie 
geht dabei von den Ergebnissen der Vergan- 
genheit, insbesondere des Rechnungsjahres 1953 
aus und baut auf folgenden Feststellungen 
auf: 

a) Die Einnahmen der Landesarbeitsämter 


(Bundesanstalt) beliefen sich bei einem Bei- 
tragssatz von 4 V. H. auf (in Millionen 
DM): 


Rechnungs- 

jahr 


davon aus 

insgesamt Beiträgen in v. H. 
DM DM 


1951 

1 448 

1 356 

93,6 

1952 

1 586 

1 497 

94,4 

1953 (ohne März- 



Nachtrag 

1 843 

1 711 

92,8 

Im Jahresdurchschnitt wurden Beiträge ge- 

leistet 

1951 

1952 

1953-) 


DM 

DM 

DM 

je Vollbeitrags- 
zahler 

129 

143 

149 

je Versicherter^) 

121 

134 

140 


einschließlich der beitragsfreien Versicherten (Berg- 
bau) und der Versicherten mit Halbbeitrag (Rentner). 
^) 1953: a) Versicherte: 12,19 Mill. 

b) Vollbeitragszahler: 11,43 Mill. 

c) Beitragsfrei (Bergbau); 651 000 

d) Halbbeitragszahler (Rentner): 108 000. 

b) 1953 betrug der Unterstützungsaufwand 
(Alu) pro Kopf: 

im Jahresdurchschnitt rund 2000 DM, 
im Monatsdurchschnitt rund 167 DM. 
An Beiträgen kamen 1953 auf: 
je Beitragszahler rund 89 v. H. 
einer durchschnittlichen Monatsunter- 
stützung 

je Versicherter rund 84 v. H. 
einer durchschnittlichen Monatsunter- 
stützung 

Der Unterstützungsaufwand je Kurzarbei- 
ter belief sich 1953 im Jahresdurchschnitt 
auf rund 750 DM. 

Die Alv. nimmt auch bei Unterbrechung 
des Unterstützungsbezuges einen einheit- 
lichen Schadenfall an, solange nicht eine 
neue Anwartschaft erworben wird. 
Neuanträge (Schadenfälle) 1953: 
insgesamt: 1 825 000, 
auf 100 Versicherte: 14,7. 

Im Durchschnitt des Rechnungsjahres 1953 
wurden unterstützt: 

Arbeitslose rd. 435 000 

Kurzarbeiter rd. 80 000 

Notstandsarbeiter*) rd. 22 000 

zusammen rd. 537 000 = 4,4 

V. H. der Versicherten. 

*'■) Mittelbar durch Übernahme der Grundförderung, 
die der durchschnittlichen Unterstützung entspricht. 
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Legt man die Rechnungsergebnisse des Rech- 
nungsjahres 1953 zugrunde und setzt von 
den Beitragseinnahmen in Höhe von 1 710 
Mill. DM die Ausgaben für die Verwaltung, 
für Maßnahmen zur Verhütung und Been- 
digung der Arbeitslosigkeit sowie für son- 
stige allgemeine Zwecke mit rund 402 Milk 
DM ab, so hätten zur Deckung der Schaden- 
fälle (Alu und Kurzarbeiterunterstützung) 
rund 1 308 Milk DM zur Verfügung gestan- 
den. Maximal hätten hieraus im Jahresdurch- 
schnitt unterstützt werden können: 

600 000 Arbeitslose = 3,7 v. H. 

der Beschäftigten 

150 000 Kurzarbeiter = 0,9 v. H. 

der Beschäftigten 

zusammen 4,6 v. H. 

Die maximale Leistungsfähigkeit der Bundes- 
anstalt nach der Beitragssenkung von 4 auf 
3 V. H. (§ 10 des Renten-Mehrbetrags-Ge- 

sctzes vom — BGBl. I 

S. . . . — und dementsprechend § 150 dieses 
Entwurfs) zeigen die nachstehenden Zahlen. 
Dabei wird von der Beschäftigungslage und 
den Lohn Verhältnissen des Jahres 1953 aus- 
gegangen, da die künftige Entwicklung nur 
schwer schätzbar ist. Die Senkung des Bei- 
tragssatzes würde unter Zugrundelegung der 
Beitragseinnahmen von 1953 (1711 Milk DM) 
eine Mindereinnahme von 428 Milk DM zur 
Folge haben, so daß sich die Beitragseinnah- 
men auf 1283 Milk DM senken wür- 
den. Zusammen mit den sonstigen Einnahmen, 
die in gleicher Höhe wie 1953 (132 Milk DM) 
angenommen werden, würde sich eine Ge- 
samteinnahme von 1415 Milk DM ergeben. 
Nach Abzug der Ausgaben für Verwaltung, 
für Maßnahmen zur Verhütung und Been- 
digung der Arbeitslosigkeit sowie für son- 
stige allgemeine Zwecke in Höhe von 402 
Milk DM (wie 1953) ständen zur Deckung 
der Schadenfälle (Arbeitslosigkeit und Kurz- 
arbeit) 1013 Milk DM zur Verfügung. Hier- 
von könnten Im Jahresdurchschnitt unter- 
stützt werden: 

rund 465 000 Arbeitslose = 2,8 v. H. 

der Beschäftigten 

rund 110 000 Kurzarbeiter = 0,7 v. H. 

der Beschäftigten 

zusammen 3,5 v. H. 

Hält die derzeitige wirtschaftliche Entwick- 
lung an, so sind steigende Einnahmen bei sin- 
kender Arbeitslosigkeit zu erwarten. 


Das F inanzv er mögen der Bundesanstalt 
als Rücklage 

Rentenversicherungen, sofern sie als echte 
Versicherungen anzusprechen sind, müssen 
das versicherte Wagnis durch Kapitalansamm- 
lung decken. Schadenversicherungen pflegen 
ihr Wagnis durch Umlagen oder durch Bei- 
träge zu decken, die dem jeweiligen Bedarf 
entsprechen. Die Alv. nimmt, wie schon er- 
wähnt, unter den sozialen Versicherungen 
mit dem Charakter einer Schadenversiclie- 
rung Insofern eine besondere Stellung ein, als 
ihr Wagnis in hohem Maße vom Wirtschafts- 
und Witterungsablauf abhängig ist und eines 
zeitlichen und beruflichen Gefahrenausgleichs 
bedarf. Sie ist starken zeitlichen Schwan- 
kungen der Inanspruchnahme ausgesetzt und 
muß daher für einen Ausgleich entsprechend 
gerüstet sein. Verschärft werden die Wirkun- 
gen dieser Abhängigkeit dadurch, daß bei 
wachsender Inanspruchnahme die Unterstüt- 
zungsausgaben relativ stärker steigen, und 
zwar Infolge der oben (S. 87) erörterten Re- 
lation der Beitragsleistung in der verhältnis- 
mäßig kurzen Anwartschaftszeit zu den hier- 
auf beruhenden Ansprüclien. Gleichzeitig 
sinken die Einnahmen der Alv. infolge der 
Verminderung der Beltragszahler und infolge 
des Sinkens der Lohnsummen (Verkürzung 
der Arbeitszeit). 

Diese sehr rasch wachsende, divergierende 
Tendenz der Einnahmen und Ausgaben, die, 
wie die Jahre 1928 bis 1934 gelehrt haben, 
durch Beitragserhöhungen nicht ausgeglichen 
werden kann, — Beitragserhöhung, die nicht 
gleichzeitig durch Steuersenkung ausgeglichen 
wird, vermehrt überdies die Arbeitslosigkeit 
— zwingt zur Bildung einer ausreichenden 
Rücklage. Welcher Betrag der Rücklage für 
notwendig oder ausreichend gehalten wird, 
hängt letzten Endes von den Erwartungen ab, 
die in die politische und wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Zukunft gesetzt werden. Die 
Entscheidung dieser Frage hängt aber von der 
Auffassung ab, bei welchem Umfang der 
Arbeitslosigkeit das Risiko teilweise von der 
Gesamtheit der Steuerzahler, d. h. vom Bund 
übernommen werden soll. Der Rückgriff auf 
die Zuschüsse des Staates sollte die Ultima 
ratio bleiben, weil nach den Erfahrungen der 
Vergangenheit zu erwarten Ist, daß solche 
Zuschüsse nicht ohne vorgängige Kürzungen 
der Leistungen und nicht ohne Einbrüche in 
die Versicherungsprinzipien gewährt zu wer- 
den pflegen, da der Staat bei sinkender Kon- 
junktur infolge rückläufiger Steuereinnah- 
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men selbst notleidend zu werden pflegt. Die 
Rücklage sollte ungeachtet dessen jedenfalls in 
einem angemessenen Verhältnis zum Um- 
fang der Versicherung, d. h. zur Zahl der 
Versicherten, zur durchschnittlichen Zahl der 
Schadenfälle und zur durchschnittlichen Höhe 
der Schadenleistungen stehen. 

Die Reichsanstalt verfügte bei der Errich- 
tung über 93,6 Mill. RM aus Beiträgen für 
Erwerbslosenfürsorge und über weitere 50 
Mill. RM, die das Reich als Morgengabe ein- 
gebracht hatte, insgesamt also über 143,6 Mill. 
RM. Das entsprach dem Beitragsaufkommen 
von zwei Monaten bei dem damaligen Bei- 
tragssatz von 3 V. H. Es entsprach anderer- 
seits aber auch nur dem Unterstützungsauf- 
wand für 160 000 Arbeitslose für ein Jahr 
bei dem damaligen Durchschnittsunterstüt- 
zungssatz von 960 RM pro Kopf und Jahr. 
Der Jahresdurchschnittsbestand an Unter- 


stützten der Reichsanstalt wuchs jedoch von 
1928 auf 1929 um rund 300 000. Die Bun- 
desanstalt befand sich bei ihrer Errichtung in 
einer wesentlich günstigeren Lage. Bei einem 
Bestand von 448 000 Alu-Empfängern ver- 
fügte sie am 1. Mai 1952 über ein Finanzver- 
mögen von rund 1 385 Mill. DM einschließ- 
lich der von einigen Ländern früher für 
Zwecke der Alfü entnommenen und noch 
nicht voll abgedeckten Beträge in Höhe von 
111 Mill. DM, von denen rund 100 Mill. DM 
bis auf weiteres nicht verfügbar sind. Den 
Aktiven standen Schuldverpflichtungen der 
Landesarbeitsämter in Höhe von rund 171 
Mill. DM gegenüber. Bei einem Bestand von 
rund 11 Millionen Versicherten entfiel auf 
einen Versicherten von dem Gesamtfinanz- 
vermögen, das die Rücklage bildet, ein Be- 
trag von 110 DM, d. h. nicht ganz ein durch- 
schnittlicher Unterstützungssatz pro Kopf 
und Monat. 


Nach Ländern gegliedert, setzte sich dieses Finanzvermögen wie folgt zusammen: 

Stand: 30. April 1952 


Landes- 

arbeitsämter 

Vermögen aus 
Haushalts- 
ausgaben 

Rücklage gern. 
§159AVAVG 

Betriebs- 

mittel 

Gesamt 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

Baden-Württemberg 

7 537 928,24 

404 982 674,14 

2 925 769,81 

415 446 372,19 

Nordbayern 

2 951 881,64 

J 

2 160 086,63 

5 111 968,27 

Südbayern 

2 608 332,90 

1 361 608,37 

3 764 261,45 

7 734 202,72 

Berlin-West 

J 

5 

5 

y 

Bremen 

477 619,— 

27 582 096,61 

435 263,33 

28 494 978,94 

Hamburg 

1 216 977,34 

26 885 700,27 

1 032 691,08 

29 135 368,69 

Hessen 

4 823 662,05 

141 815 070,37 

3 062 459,71 

149 701 192,13 

Niedersachsen 

4 833 178,78 

2 743 994,89 

4 912 690,20 

12 489 863,87 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland- 

15 473 256,03 

370 872 575,31 

11 439 584,67 

397 785 416,01 

Pfalz 

572 666,01 

18 287 922,24 

1 318 046,11 

20 178 634,36 

Hessen-Nassau 

320 242,92 

18 195 392,51 

2 194 681,38 

20 710 316,81 

Schleswig-Holstein 

1 377 364,52 

65 500,— 

1 415 291,16 

2 858 155,68 


LAÄ zus. 
Hauptstelle 

42 193 109,43 

J 

1 012 792 534,71 
296 352 946,99 

34 660 825,53 

J 

1 089 646 469,67 
296 352 946,99 

Insgesamt 

42 193 109,43 

1 309 145 481,70 

34 660 825,53 

1 385 999 416,66 


Der Bestand des Finanzvermögens hat sich 
bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1952 
(31. März 1953) auf rund 1,5 Milliarden DM 
erhöht. 


Die Änderungen gegenüber dem Anfangsbe- 
stand und die Art der Anlage ergeben sich 
aus folgender Übersicht: 
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I. Vermögen aus Haushaltsausgaben 



Stand: 


Stand: 


30. 4. 1952 

DM 

Zu- bzw. Abgang 

DM 

31. 3. 1953 
(RJ 1952) 

DM 

1 

2 

3 

4 

Darlehen zur Förderung von 
Arbeiterwohnheim-, Lehrlings- 
und Jugendwohnheimbau 

18 195 656,50 

+ 609 529,24 

18 805 185,74 

Arbeitsbesdiaffungs-Maßnahmen 
(§ 139 AVAVG) 

6 192 672,35 

+ 368 904,93 

6 561 577,28 

Sofortprogramm zur Arbeits- 
beschaffung 1951 

11 465 262,37 

+ 81 391 614,95 

92 856 877,32 

Wohnungsbau für die Bedien- 
steten der Bundesanstalt 

6 339 518,21 

+ 3 377 101,07 

9 716 619,28 

Insgesamt 

42 193 109,43 

+ 85 747 150,19 

127 940 259,62 

II. Rücklagevermögen gemäß § 159 AVAVG 



Bankguthaben 

535 579 965,98 

+ 19 629 628,39 

555 209 594,37 

Wertpapiere 

400 748 920,— 

— 14 507 400,— 

386 241 520,— 

Darlehen 

372 816 595,72 

+ 53 119 533,08 

425 936 128,80 

Insgesamt 

1 309 145 481,70 

+ 58 241 761,47 

1 367 387 243,17 

III. Betriebsmittel 




Geldmarktanlagen 


+ 11 700 000,— 

11 700 000,— 

Bankguthaben 

) 

+ 11 571 451,25 

11 571 451,25 

Rechnungsbestand 

34 660 825,53 

—29 293 452,92 

5 367 372,61 

Insgesamt 

34 660 825,53 

—6 022 001,67 

28 638 823,86 

IV. Zusammenfassung 




I— III 

1 385 999 416,66 

+ 137 966 909,99 

1 523 966 326,65 


Der Funktion des Rücklagevermögens als 
zeitlichem Gefahrenausgleich entsprechend 
kommt der Liquidität der Anlagen besondere 
Bedeutung zu. Am 31. März 1953 waren an- 
gelegt: 

kuiz:fristig (bis zu 3 Monaten) 

195.7 Millionen DM == 14,3 v. H. 

mittelfristig (bis zu 12 Monaten) 

312.8 Millionen DM = 22,9 v. H. 

langfristig (über 12 Monate) 

858,7 Millionen DM = 67,8 v. K. 


Nach dem Verwendungszweck der 
Anlagen aufgegliedert waren von den 
Ländern am 30. April 1952 (d. h. bis zum 
Tage vor der Erriditung der Bundesanstalt) 
rund 1 Milliarde DM wie folgt angelegt: 

1. Finanzierung des sozialen 

Wohnungsbaues 613,8 Millionen DM 

davon: 

Bergarbeiterwohnungsbau 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

116,6 Millionen DM 
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Stahlarbeiterwohnungsbau 
im Lande Nordrhein-Westfalen 

26,5 Millionen DM 
verschiedene Umsiedlungs- 
programme 92,8 Millionen DM 

II. Arbeitsplatzbeschaffung durch 

Finanzierung von Investitions- 
krediten für Wirtschaftsunter- 
nehmen (einschl. Remontage- 
kredite) 98,3 Millionen DM 

davon: 

Remontagekredite 

3,8 Millionen DM 
Handwerk- und Klein- 
gewerbe 45,4 Millionen DM 

Schiffahrt 12,0 Millionen DM 

sonstige Investitions- 
kredite 37,1 Millionen DM 

III. Darlehen zur Finanzierung 
kommunaler Aufgaben 

86.5 Millionen DA4 

davon: 

Anlagen der Wasser- 
wirtschaft 1 1 ,8 Millionen DM 

Anlagen der Energie- 
wirtschaft 12,9 Millionen DM 

<:onstige 61,8 Millionen DM 

IV. Darlehen zur Finanzierung 
von Anlagen des Verkehrs 
(insbesondere Bundesbahn 
und Waggonindustrie) 

40.5 Millionen DM 

V. Sonstige 154,6 Millionen DM 

davon: 

Forderung gegen das Land 
Schleswig-Holstein 

98,8 Millionen DM 

Die Bundesanstalt hat bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1952 weitere 72 Millionen 
DM langfristig mit Verwendungsaufkgen an- 
gelegt. Inzwischen hat sich der für Zwecke 
des sozialen Wohnungsbaues investierte Be- 
trag auf mehr als 700 Millionen DM erhöht. 


Von den neu angelegten Geldern entfielen 
30 Millionen DM allein auf den Bergarbeiter- 
wohnungsbau. 

Zusätzlich könnten aus dem Rücklagevermö- 
gen von 1 367 Millionen DM, Verfügbarkeit 
unterstellt und gleichbleibende Löhne voraus- 
gesetzt, bei einer Jahresdurchschnittsunter- 
stützung von rund 2000 DM pro Kopf theo- 
retisch rund 640 000 Ar*beitslose ein Jahr 
lang unterstützt werden. Dabei ist berücksich- 
tigt, daß bei einem Anwachsen der Arbeits- 
losenzahl gleichzeitig die laufenden Beitrags- 
einnahmen durch den Wegfall der Beiträge 
sich entsprechend verringern und aus den lau- 
fenden Beitragseinnahmen nur eine entspre- 
chend geringere Zahl von Arbeitslosen unter- 
stützt werden könnte. Der Beitragsausfall 
würde bei einem Beitragssatz von 3 v. H. je 
Beitragszahler und Jahr 106,90 DM betragen 
(1953 bei 4 v. H. Beitrag durchschnittlicher 
Jahresbeitrag 142,50 DM). Der erheblich 
höhere Verwaltungsaufwand, der bei einer 
derartigen Zunahme der Arbeitslosigkeit un- 
vermeidbar eintreten würde, ist dabei noch 
nicht berücksichtigt. 

Der Entwurf folgt in § 159 im Prinzip der 
alten Fassung und legt der Bundesanstalt die 
Verpflichtung auf, eine Mindestrücklage zu 
bilden. Die Anlage dieser Mittel hat nach 
Richtlinien der Selbstverwaltungsorgane zu 
erfolgen. Diese Riditlinien bedürfen der Ge- 
nehmigung der Bundesregierung, um eine 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel 
zu sichern, nicht zuletzt aber auch, well der 
Bund im Falle der Illiquidität der Bundesan- 
stalt gezwungen sein würde, mit Zuschüssen 
elnzuspringen. 

J. Strafvorschriften 

Die Rechtsentwicklung hat auf dem Gebiete 
des Ordnungsstrafrechts zu einer bundesge- 
setzlichen Regelung im Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 25. 3. 1952 (BGBl. I 
S. 177) geführt. Der Entwurf folgt dieser 
Entwicklung, paßt die Strafvorschriften die- 
sem Gesetz an und ordnet sie systematisch 
unter Trennung der Ordnungwidrigkeiten 
und Kriminalstraftatbestände. 
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BESONDERER TEIL 


Artikel I 
ZWEITER ABSCHNITT 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellen Vermittlung 

V orbemerkung 

In Art. I werden die Reditsvorsdiriften über 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung, die primären Aufgaben 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, zusammengefaßt. In 
Übereinstimmung mit den in fast allen 
Kulturstaaten getroffenen Regelungen werden 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung, die in einer weiträumigen 
und arbeitsteiligen Wirtschaft unentbehrlich 
sind, als öffentliche Aufgaben bestätigt. Diese 
Aufgaben obliegen der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und ArbeitslosenversiAe- 
rung, die nada dem Gesetz über die Errich- 
tung einer Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung vom 
10. März 1952 (BGBl. I S. 123) als Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts errichtet ist. 
Die Struktur der Bundesanstalt als Selbst- 
verwaltungseinrichtung mit maßgebendem 
Einfluß der Sozialpartner soll den Ausgleich 
zwischen sozialen und wirtschaftlichen Forde- 
rungen sicherstellen sowie die unparteiische 
Durchführung dieser Aufgaben, die 1927 
einen der wichtigsten Gründe für die Schaf- 
fung einer öffentlichen und reichseinheitlichen 
Arbeitsverwaltung bildete, gewährleisten. Der 
Entwurf sieht vor, daß die Bundesanstalt 
alleiniger Träger dieser Aufgabe ist, daß sie 
jedoch diesen Auftrag mit Ausnahme der 
Berufsberatung an Einrichtungen oder Per- 
sonen außerhalb der Bundesanstalt delegieren 
kann, soweit dies für die Durchführung der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt- 
lung zweckdienlich ist. 

Zu § 49 

Diese Vorschrift stimmt mit § 1 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung vom 5. November 
1935 (RGBl. I S. 1281) inhaltlich überein; sie 
ist das Ergebnis einer sich über mehr als ein 
halbes Jahrhundert hinziehenden Rechts- 
entwicklung auf dem Gebiete der Arbeits- 
vermittlung, Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung (vgl. Begründung, Allgemeiner 
Teil S. 64 und 65), die auch in vielen 


Kulturstaaten ähnlich verlaufen ist, und dem 
vom Bundestag ratifizierten Übereinkommen 
des Internationalen Arbeitsamtes Nr. 88 (Ge- 
setz vom 15. April 1954 — BGBl. II S. 448) 
entspricht. 

A. Arbeitsvermittlung 

Zu § 50 

Absatz 1: Das AVAVG verzichtete bisher 
grundsätzlich auf eine Definition der Arbeits- 
vermittlung und beschränkte sich darauf, in 
Grenzfragen bestimmte Tätigkeiten ausdrück- 
lich als Arbeitsvermittlung zu bezeichnen. Die 
Begriffsbestimmung blieb Rechtslehre und 
Rechtsprechung überlassen. Der Entwurf hat 
nunmehr zur Klarstellung der Rechtslage die 
durch Rechtslehre und Rechtsprechung ent- 
wickelte Definition übernommen. Die Mit- 
wirkung bei der Begründung von Heim- 
arbeitsverhältnissen ist der tatsächlichen 
Übung entsprediend und im Verfolg ihrer 
Gleichstellung mit den Arbeitnehmern in die 
Arbeitsvermittlung ausdrücklich einbezogen 
(vgl. § 206 a). Durch das Wort „planmäßig“ 
wird die Arbeitsvermittlung in organisatori- 
scher und verfahrensmäßiger Hinsicht ge- 
kennzeichnet als die Vermittlung, die mit 
Hilfe ständiger Einrichtungen regelmäßig be- 
trieben wird. Eine nur gelegentlich in einem 
Einzelfall ausgeübte Hilfe bei dem Zustande- 
kommen eines Arbeitsverhältnisses fällt dem- 
nach nicht unter den Begriff der Arbeits- 
vermittlung. 

Absatz 2 knüpft an §48 Abs. 4 des Arbeits- 
nachweisgesetzes von 1922, an § 54 AVAVG 
in der Fassung des Gesetzes vom 12. Oktober 
1929 (RGBl. I S. 162) sowie an die Vorschrif- 
ten über die Durchführung der gewerbs- 
mäßigen Arbeitsvermittlung für Artisten vom 
30. November 1935 (Deutscher Reichsanz. 
Nr. 280), der gewerbsmäßigen Konzertver- 
mittlung vom 28. Mai 1937 (Deutscher 
Reichsanz. Nr. 121) und der gewerbsmäßigen 
Bühnenvermittlung vom 17. Januar 1938 
(Deutscher Reichsanz. Nr. 14) an, die über- 
einstimmend die Veröffentlichung von 
Stellenlisten als Stellenvermittlung Bezeich- 
nen. Entsprechend der Entwicklung des 
Werbewesens ist auch die Bekanntgabe im 
Rundfunk in diese Begriffsbestimmung ein- 
bezogen. Die dem sogenannten Stellenmarkt 
in Zeitschriften, Fachblättern und ähnlichen 
Druckschriften eingeräumte Sonderstellung 
wird nicht eingeschränkt, jedoch bedarf die 
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Veröffentlichung von Stellenangeboten für 
eine Auslandsbeschäftigung in Übereinstim- 
mung mit dem bisherigen Recht In jedem 
Einzelfalle der Genehmigung durch die 
Bundesanstalt. 

Absatz 3: Diese Vorschrift, die im wesent- 
lichen mit § 48 Abs.4 ANG und 'dem jetzigen 
§ 54 Abs. 3 AVAVG übereinstimmt, betrifft 
in erster Linie die sogenannten Leiharbeits- 
verhältnisse. Unter diese Vorschrift fällt nicht 
die Tätigkeit der sogenannten Gesamthafen- 
betriebe, insbesondere auch nicht die Auf- 
teilung der vom Arbeitsamt zugewiesenen 
unständigen Hafenarbeiter auf die am Hafen- 
umschlag beteiligten Einzelbetriebe (Stauer- 
firmen). 

Absatz 4 stellt klar, daß die der öffentlichen 
Fürsorge obliegende Tätigkeit, welche die 
Anbahnung einer Arbeitsvermittlung der von 
ihr kraft Gesetzes zu betreuenden Personen- 
kreise zum Ziele hat, soweit es sich um Einzel- 
fälle handelt, keinen Eingriff in den Ver^ 
mittlungsauftrag der Bundesanstalt 'darstellt. 
Die beteiligten Stellen sind darin einig, daß 
eine enge Zusammenarbeit auf diesem Ge- 
biete notwendig ist. 

Zu § 51 

Die Vorschrift lehnt sich an den derzeitigen 
§58 Abs. 1 AVAVG an; sie behandelt die 
Doppelfunktion der Arbeitsvermittlung, und 
zwar einmal als soziale und zum anderen als 
wirtschaftliche Aufgabe. Der Begriff Wirt- 
schaft Ist im weitesten Sinne zu verstehen 
und umfaßt auch die Hauswirtschaft. Die be- 
währten Grundsätze der individuellen, wirt- 
schaftlich zweckmäßigen und sozial gerechten 
Arbeitsvermittlung sind übernommen. 

Die persönliche Eignung umfaßt die körper- 
liche, geistige, berufliche und charakterlidie 
Eignung. 

Zu § 52 

§ 52 hält an dem Grundsatz der Neutralität 
der Arbeitsvermittlung In Lohnfragen fest. 
Die Vorschrift soll den Vermittler darauf 
hinwelsen, daß die öffentliche Arbeitsvermitt- 
lung nicht dem Zustandekommen von Ar- 
beitsverhältnissen zu tarifwidrigen Bedingun- 
gen dienen darf. Die Erwähnung des Gesetzes 
über die Festsetzung von Mindestarbeits- 
bedingungen und der §§ 19 und 22 HAG 
war erforderlich, da die Rechtswirkungen der 
nach diesem Gesetz zu erlassenden Regelun- 
gen derjenigen der Tarifverträge entsprechen. 


Zu § 53 

Die Vorschrift, die den Grundsatz der Neu- 
tralität der Bundesanstalt bei Arbeitskämpfen 
festlegt, lehnt sich an den derzeitigen § 63 
Abs. 1 und 2 AVAVG an. Die Ermächtigung 
zum Erlaß näherer Vorschriften über die 
Fristen und Formen der Anzeigen Ist ent- 
sprechend der Aufgabenteilung der Organe 
im Bundesanstaltsgesetz in Abweichung vom 
bisherigen Recht dem Verwaltungsrat erteilt. 

Zu § 54 

Diese Vorschrift stellt grundsätzlich klar, daß 
Arbeitsvermittlung und Anwerbung von 
Arbeitnehmern nach dem Auslande und die 
Anwerbung von Arbeitnehmern im Auslande 
wegen des überwiegenden öffentlichen Inter- 
esses Aufgaben der Bundesanstalt sind (vgl. 
auch Begründung zu § 66 S. 109). 

Absatz 1 Satz 2 stimmt inhaltlich' mit §3 der 
Verordnung über Vermittlung, Anwerbung 
und Verpachtung von Arbeitnehmern nach 
dem Auslande vom 28. Juni 1935 (RGBl. I 
S. 903) überein. Er dient dem Schutze der 
Arbeitnehmer, die in -das Ausland nur zu an- 
gemessenen Arbeitsbedingungen vermittelt 
werden sollen. 

Zu § 55 

§ 55 entspricht dem derzeitigen § 67 Abs. 2^ 
AVAVG. Der Personenkreis der heimatlosen 
Ausländer im Sinne des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet vom 25. April 1951 genießt 
nach § 17 Abs. 1 dieses Gesetzes hinsichtlich 
der Ausübung einer unselbständigen Arbeit 
die Rechtsstellung der deutschen Staatsbürger, 
Die Ermächtigung zur Regelung der Be- 
schäftigung ausländischer und staatenloser 
Arbeitnehmer erstreckt sich nicht auf diesen 
Personenkreis. Die im Entwurf vorgesehenen 
Ausnahmeermächtigungen des Bundesmini- 
sters für Arbeit sollen vor allem der Er- 
leichterung des europäischen Arbeitskräfte- 
austausches dienen. 

B. Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
Vorbemerkung 

Während das AVAVG von 1927 im Zweiten 
Abschnitt Arbeitsvermittlung und Berufs- 
beratung in gemeinsamen Vorschriften regelte, 
regelt der Entwurf auf Grund der seitherigen 
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sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung die 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
in einem eigenen Unterabschnitt. Die Vor- 
schriften des AVAVG von 1927 und des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung, Berufs- 
beratung und Lehrstellenvermittlung vom 
5. November 1935, das Ergebnis langjähriger 
Praxis und Rechtsentwicklung auf dem Ge- 
biete der Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung, sind hier zusammengefaßt. Die 
Vorschriften entsprechen der Empfehlung des 
Internationalen Arbeitsamtes Nr. 87. 

Zu § 56 

Das AVAVG von 1927 beschränkt sich dar- 
auf, allgemeine Grundsätze für die Durch- 
führung der Berufsberatung aufzustellen; eine 
Definition fehlte. § 56 des Entwurfs kenn- 
zeichnet die Berufsberatung als eine der drei 
Hauptaufgaben der Bundesanstalt und grenzt 
sie gegenüber Maßnahmen der Berufsaufklä- 
rung und der Hilfe bei der Berufsfindung ab, 
die anläßlich der Berufswahl von der Schule, 
der öffentlichen Verwaltung und von anderen 
Stellen im Einzelfalle getroffen werden. Ins- 
besondere sollen die der öffentlichen Fürsorge 
obliegenden Maßnahmen für den von Ihr 
betreuten Personenkreis nicht beeinträchtigt, 
werden, soweit sie in Einzelfällen Bestandteil 
einer spezifischen Betreuung sind, sich auf 
Unterstützung der Berufsberatung beschrän- 
ken und Ihren Grundsätzen entsprechen. 
Engste Zusammenarbeit zwischen den Ein- 
richtungen der Fürsorge und den Arbeits- 
ämtern ist seit Jahrzehnten üblich. 

Zu § 57 

Absatz 1: Das AVAVG von 1927 legte die 
Aufgaben der Berufsberatung nicht fest und 
überließ ihre Zielsetzung allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften. Der Entwurf bezeichnet 
als Aufgabe die Beratung Jugendlicher und 
Erwachsener, die vor der Berufswahl oder 
einem Berufswechsel stehen. Diese Personen 
sollen bei Wahrung der durch das Grund- 
gesetz garantierten Freiheit der Berufswahl 
über alle Berufe, ihre Anforderungen, Aus- 
sichten und Ausbildungsmöglichkelten ange- 
messen unterrichtet werden; damit Ist eine 
systematische Aufklärung der vor der Berufs- 
wahl stehenden Jugendlichen und ihrer Eltern 
verbunden. 

Absatz 2 lehnt sich im wesentlichen an den 
derzeitigen §51 AVAVG an. Er berücksichtigt 
einerseits die individuellen Voraussetzungen 
der Berufswahl; dabei sollen die Erkenntni^e 


der Psychologie, Pädagogik und Soziologie 
verwertet werden. Andererseits machen es die 
strukturellen und konjunkturellen Verände- 
rungen der Bevölkerung, der Wirtschaft und 
der Berufe sowie der Bedarf an Fachkräften 
notwendig, bei der Durchführung der Berufs- 
beratung allgemeine Gesichtspunkte des Ar- 
beitsmarktes und der Nachwuchspolitik zu 
beachten. Auf Grund der Übersicht über die 
Gesamtwirtschaft muß angestrebt werden, 
daß die Berufswahl ohne Bevorzugung von 
Einzelberufen so getroffen wird, daß der 
notwendige und geeignete Nachwuchs für alle 
Berufe zur Verfügung steht und daß über- 
mäßiger Zudrang zur Verhütung späterer 
Arbeitslosigkeit abgewehrt wird. Die Berufs- 
beratung hat nur eine beratende und unter- 
stützende Aufgabe; die Wahl des Berufes 
treffen der Ratsuchende und gegebenenfalls 
seine Eltern aus eigener Verantwortung. 

Zu § 58 

Der Entwurf bringt aus systematischen Grün- 
den eine besondere Begriffsbestimmung der 
Lehrstellenvermittlung. Diese hat sich in 
langer Praxis zu einem umfassenden Nachweis 
von betrieblichen, schulischen und sonstigen 
Ausbildungsmöglichkeiten entwickelt. Dabei 
sind nur solche Ausbildungsverhältnisse vor- 
zuschlagen, die beruflich, erzieherisch und 
gesundheitlich einwandfrei und geeignet sind, 
die körperlichen, geistigen und charakterlichen 
Anlagen zum persönlichen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Nutzen zu entwickeln. 
Die Mitwirkung jugendpflegerischer und für- 
sorgerischer Dienststellen der Organisationen 
der gewerblichen Wirtschaft, der Berufs- 
verbände sowie der Fachschulen und Hoch- 
schulen Ist erwünscht und durch jahrelange 
Zusammenarbeit zur Selbstverständlichkeit 
geworden. 

Zu § 59 

Auf Grund der praktischen Erfahrung und 
Übung wird in dem Entwurf die vorberei- 
tende, begleitende und nachgehende Förde- 
rung des beruflichen Nachwuchses als Aufgabe 
der Berufsberatung besonders angesprodien. 
Die vorbereitende Förderung ist Insbesondere 
bei der Gewährung von Ausbildungsbeihilfen 
aus den verschiedenen Aufkommen (Bundes- 
versorgungsgesetz, Heimkehrergesetz, Kriegs- 
folgenhilfe, Lastenausgleichsgesetz u. a. — 
vgl. § 133 in Verbindung mit § 136) an be- 
gabte und lernwillige, aber unbemittelte Per- 
sonen notwendig. Die begleitende und nach- 
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gehende Betreuung besteht in der Beobach- 
tung des Vermittlungserfolges und der Be- 
währung im Ausbildungsverhältnis sowie in 
der Zusammenarbeit mit den Organisationen 
der Wirtschaft, den Berufsschulen, Fach- 
schulen und Hochschulen. Sie wird in Zu- 
sammenarbeit mit allen an der Berufsausbil- 
dung beteiligten Stellen durchgeführt. 

C. Gemeinsame Vorschriften 

Zu § 60 

Absatz 1; In Übereinstimmung mit dem der- 
zeitigen § 59 AVAVG (vgl. auch § 67 -des 
Betriebsrätegesetzes von 1920) und dem 
Übereinkommen des Internationalen Arbeits- 
amtes Nr. 88 ist der bewährte Grundsatz der 
Unparteilichkeit übernommen. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden Recht. 

Absatz 4 läßt ausnahmsweise die Befragung 
nach der Religionszugehörigkeit für solche 
Fälle zu, in denen die Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft für das Zustande- 
kommen von Arbeits- und Lehrstellenverhält- 
nissen von Bedeutung sein kann. Das gilt 
z. B. für Tätigkeiten, mit denen üblicherweise 
die Aufnahme in die Hausgemeinschaft ver- 
bunden ist, und für Tätigkeiten bei kon- 
fessionell gebundenen Einrichtungen oder 
Stellen. 

Zu § 61 

Die Vorschrift lehnt sidi an den jetzigen 
§ 60 AVAVG in der Fassung der Zweiten 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Siche- 
rung der Wirtschaft und Finanzen vom 
5. Juni 1931 — Drifter Teil Kap. I Art. 1 
Nr. 1 — ' (RGBl. I S. 279), an Art. 1 Nr. 1 
Buchst, f der Verordnung zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Arbeitslosenversiche- 
rung vom 21. März 1932 (RGBl. I S. 45) und 
an die Verordnung vom 26. November 1935 
(RGBl. I S. 136) an. Sie gilt nicht für die mit 
der Arbeitsvermittlung beauftragten Einrich- 
tungen (vgl. § 66). 

Zu § 62 

Diese Vorschrift entspricht mit geringfügigen 
Änderungen dem derzeitigen § 61 AVAVG. 
Ihr Zweck ist es, der Frauenvermittlung im 
Aufbau des Arbeitsamtes die organisatorische 
Stellung zu geben, die es Ihr ermöglicht, ihre 
Aufgabe sinnvoll durchzuführen, d. h. der 
Eigenart der Frauenvermittlung gerecht zu 
werden. Da die Frauenerwerbsarbeit und 
Frauenvermittlung ihre Eigengesetzlichkeit 


haben, wurde bei der Schaffung des AVAVG 
bereits der Gliederung der Arbeitsvermitt- 
lung nach Geschlechtern vor der fachlichen 
Gliederung der Vorzug gegeben. Die Vor- 
schrift entspringt nicht einem verwaltungs- 
technischen Bedürfnis; sie ist vielmehr not- 
wendig, um den Besonderheiten der Arbeits- 
vermittlung von Frauen Rechnung zu tragen, 
die sich aus der durch biologische und soziale 
Funktionen mitbestimmten Stellung der Frau 
Im Erwerbsleben ergeben. 

Zu § 63 

Das Recht und die Pflicht zur Auskunft- 
erteilung werden bereits In § 43 ANG und 
später in § 64 AVAVG in gleicher Weise ge- 
regelt. Die Vorschrift -hat sich bewährt und 
erscheint weiterhin notwendig. Berechtigung 
und Verpflichtung des Arbeitsamtes zur Aus- 
kunfterteilung erstrecken sich nur auf solche 
Besonderheiten der offenen Stellen und auf 
besondere Eigenschaften der Arbeitsuchenden, 
die amtlich als erweislich wahr bekannt- 
geworden und für die Vermittlung von Be- 
deutung sind. 

Zu § 64 

Die Vorschrift lehnt sich an den jetzigen 
§ 65 AVAVG an. Von der Ermächtigung, die 
Meldepflicht offener Stellen anzuordnen, 
kann durch -den Bundesminister für Arbeit 
bei Notständen oder großer Arbeitslosigkeit 
Gebrauch gemacht werden, da beim Vor- 
liegen dieser Tatbestände ein dringendes 
öffentliches Bedürfnis zur Erfassung des Stel- 
lenangebotes besteht. Es wird erwartet, daß 
sich -die Einführung der Meldepflicht durch 
den Ausbau und die qualitative Steigerung 
der Arbeitsvermittlung erübrigt. Dennoch 
erscheint es notwendig, die Ermächtigung zur 
Einführung der Meldepflicht in dem ange- 
gebenen Rahmen beizubehalten, um unvor- 
hersehbaren Notständen rasch begegnen zu 
können. 

Zu § 65 

Die Vorschrift übernimmt aus Gründen der 
Rechtssystematik inhaltlich im wesentlichen 
den § 24 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10. August 1951 (BGBl. I S. 499), dessen Auf- 
hebung in Art. X § 7 Abs. 2 Nr. 31 des Ent- 
wurfs vorgesehen ist. Diese Vorschrift wurde 
zunächst in das Kündigungsschutzgesetz auf- 
genommen, da mit Außerkrafttreten der 
Arbeitsplatzwechsel-Verordnung und der ent- 
sprechenden Landesvorschrift sowie mit der 
erwarteten Aufhebung des Kontrollrats- 
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ges€tzes Nr. 3 Im Bundesgebiet die Grund- 
lagen für die Führung der Arbeitnehmer- 
kartei fortfielen und diese Kartei aus arbeits- 
marktpolitischen und wirtschaftspolitischen 
Gründen nicht entbehrt werden konnte. 

D. Arbeitsvermittlung und Lehrstellen- 
vermittlung im Aufträge der Bundesanstalt 

Zu § 66 

Absatz 1 geht auf die §§ 49 ff. AVAVG 
von 1927 und auf die Vorschriften des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung, Berufsbera- 
tung und Lehrstellenvermittlung vom 5. No- 
vember 1935 zurück. Nach § 51 AVAVG 
konnte die Errichtung von nichtgewerbs- 
mäßigen Einrichtungen zur Arbeitsvermitt- 
lung oder Berufsberatung durch den Ver- 
waltungsausschuß des Landesarbeitsamtes und 
In bestimmten Fällen durch den Vorstand der 
Reichsanstalt zugelassen werden. Die Vor- 
schriften des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenver- 
mittlung vom 5. November 1935 gaben der 
Reichsanstalt die Möglichkeit, einerseits Ein- 
richtungen außerhalb der Reichsanstalt mit 
der nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung, 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
zu beauftragen und andererseits für einzelne 
Berufe unter bestimmten Voraussetzungen 
Im Einzelfall die Erlaubnis zur gewerbsmäßi- 
gen Arbeitsvermittlung zu erteilen. Bereits 
nach dem AVAVG unterstanden die nicht- 
gewerbsmäßigen Einrichtungen zur Arbeits- 
vermittlung und Berufsberatung und die ge- 
werbsmäßigen Arbeitsvermittler der Aufsicht 
der Reichsanstalt. 

In Fortentwicklung des bisherigen Rechts 
sieht die Vorschrift nur noch die Erteilung 
eines Auftrages zur Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellenvermittlung durch die Bundes- 
anstalt an Einrichtungen und Personen außer- 
halb der Bundesanstalt vor, wenn die Eigen- 
art der Berufe oder Personengruppen dies 
für die zweckmäßigere Durchführung der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt- 
lung erfordert. Weitere Voraussetzungen sind 
die Eignung und Zuverrässigkelt der Ein- 
richtungen oder Personen, denen der Ver- 
mittlungsauftrag erteilt wird. 

Absatz 2 entspricht dem derzeitigen § 53 
AVAVG. Er sichert in Übereinstimmung mit 
dem' Genueser Abkommen — Übereinkom- 
men fNr. 9) über Arbeitsvermittlung für 
Schiffsleute (vgl. Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 74) — und der Verordnung über 


seemännische FFeuerstellen vom 8. November 
1924 (RGBl. I S. 739) die Durchführung der 
Arbeitsvermittlung der Seeleute durch die 
seemännischen FFeuerstellen. 

Absatz 3 : In Übereinstimmung mit dem Ge- 
nueser Abkommen und dem geltenden Recht 
kann das Aufsichts- und Weisungsrecht gegen- 
über den seemännischen FFeuerstellen nur 
durch die maßgebliche Zentralbehörde — 
also durch den Präsidenten der Bundesanstalt 
— ausgeübt werden. 

Absatz 5 : Dieser ausdrückliche FFInweis er- 
scheint zweckmäßig. 

Zu § 67 

Absatz 1 übernimmt den Grundsatz des gel- 
tenden Rechts, daß Gebühren von den mit 
der Arbeitsvermittlung beauftragten Ein- 
richtungen und Personen nur zur Deckung 
ihrer Unkosten erhoben werden dürfen und 
läßt nur in Ausnahmefällen für einzelne Be- 
rufe die Erhebung höherer Gebühren zu. 
Diese Ausnahmen werden sich auf die Berufe 
zu beschränken haben. In denen bisher die ge- 
werbsmäßige Stellenvermittlung zugelassen 
war, und zwar auf die Artisten-, Konzert- 
und Bühnenvermittlung, die nach den Erfah- 
rungen auf die Erhebung höherer Gebühren 
nicht verzichten können. 

Absatz 2 ermächtigt den Verw^altungsrat, 
über die Erhebung von Gebühren Vorschrif- 
ten zu erlassen, die ider Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit bedürfen. 

Artikel II 
DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitslosenversicherung 
A. Umfang der Versicherung 
1. Versicherungspflicht 
Zu § 69 

Wie im geltenden Recht folgt die Arbeits- 
losenversicherungspflicht auch nach dem Ent- 
wurf grundsätzlich der Pflicht zur Kranken- 
und Angestelltenversicherung. 

N r. 1 entspricht geltendem Recht. 

N r. 2 entspricht geltendem Recht, ist aber 
ausgedehnt auf „Angestellte in höherer oder 
leitender Stellung“. Dieser Personenkreis be- 
darf deshalb besonderer Erwähnung, weil er 
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nicht zu dem Kreis der Angestellten gehört, 
der nach der RVO alter Fassung krankenver- 
sicherungspflichtig ist. Die alte Fassung der 
RVO wird außerhalb des Geltungsbereichs 
der VO zur Vereinfachung des Leistungs- 
und Beitragsrechts in der Sozialversicherung 
vom 17. März 1945 (RGBL I S. 41) weiter 
angewandt. Die Angestellten in höherer oder 
leitender Stellung sind dort auch dann nicht 
krankenversicherungspflichtig, wenn ihr Ar- 
beitsentgelt unter der für die Krankenver- 
sicherung geltenden Jahresarbeitsverdienst- 
grenze liegt. Sie bedürfen aber ungeachtet 
ihrer Krankenversicherungsfreiheit bis zur 
Jahresarbeitsverdienstgrenze der Angestellten- 
versicherung des Schutzes der Arbeitslosen- 
versicherung. Sie waren bisher in den Ländern 
Baden-Württemberg, Bayern und Fiessen 
durch § 69 Nr. 3 der dort geltenden Fassung 
des AVAVG einbezogen. In den Ländern des 
Geltungsbereichs der o. a. VO vom 17. März 
1945 bedarf es einer entsprechenden Bestim- 
mung nicht, weil dort auf Grund des § 165 b 
Nr. 1 und 2 RVO Angestellte In höherer 
oder leitender Stellung ausdrücklich in die 
Krankenversicherungspflicht einbezogen und 
damit durch § 69 Nr. 1 AVAVG erfaßt sind. 
Damit wird die Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht der höheren und leitenden Angestell- 
ten ungeachtet einer etwaigen Krankenver- 
sicherungsfreiheit klargestellt und bundesein- 
heitlich geregelt. 

N r. 3 bezieht neu die Personen in die Ver- 
sicherung ein, die auf Grund der RVO, 
des Reichsknappschaftsgesetzes oder des AVG 
pflichtversichert sind, der Pflicht zur Kran- 
kenversicherung aber auf Grund einer zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarung nicht unter- 
liegen. Dies ist z. B. bei den Donauschiffern 
auf Grund der deutsch-ungarischen Verein- 
barung über die Sozialversicherung In der 
Donauschiffahrt vom 20. März 1941 (RABL 
1942 II S. 233) der Fall. Die Schutzbedürftig- 
keit dieses Personenkreises steht ebenfalls 
außer Zweifel. 

N r. 4 : Empfänger von Witwenrenten aus 
der Invaliden- oder Angestelltenversicherung 
sind im Lande Bremen auf Grund des § 172 
Nr. 7 RVO In der Fassung der o. a. VO vom 
17. März 1945 kranken- und damit auch ar- 
beitslosenversicherungsfrei. Im Interesse einer 
einheitlichen Regelung der Arbeitslosenver- 
sicherungspflicht muß dieser Personenkreis 
ausdrücklich der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht unterworfen werden. Für die britlsdie 
Zone ist die Regelung des § 172 Nr. 7 RVO 


durch die Sozialversicherungsdirektive Nr. 20 
vom 1. Oktober 1946 (Arbeitsblatt für die 
britische Zone 1947 S. 19) außer Kraft ge- 
setzt werden, so daß die Vorschrift nur für 
das Land Bremen Bedeutung hat. 

Zu § 69 a 

Die Vollendung des 65. Lebensjahres begrenzt 
nach dem Entwurf In Übereinstimmung mit 
den außerhalb des Geltungsbereiches der o. a. 
VO vom 17. März 1945 bestehenden Vor- 
schriften der RVO über die Invalidenver- 
sicherung (§ 1236 in Verbindung mit § 1253 
Abs. 1 Nr. 3 RVO) und des AVG (§ 13 
Abs. 1 In Verbindung mit § 26 Nr. 3 AVG) 
die Versicherungspflicht nach dem Lebens- 
alter (vgl. hierzu Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 80). Dadurch werden die Beschwer- 
den beseitigt, die darauf beruhen, daß bei 
diesem Personenkreis im Falle der Arbeits- 
losigkeit sehr oft Arbeitsunfähigkeit im 
Sinne des Gesetzes festgestellt wird und der 
Anspruch trotz ausreichender Beitragsleistung 
abgelehnt werden muß (vgl. Begründung zu 
§ 88 S. 119). Der Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld bleibt — Vermittlungsfähigkeit voraus- 
gesetzt — übrigens auch über die Vollendung 
des 65. Lebensjahres hinaus noch erhalten, 
wenn z. B. bei Eintritt der Arbeitslosigkeit 
im Alter von 66 V 2 Jahren Innerhalb der 
Rahmenfrist auf Grund der Versicherungs- 
pflicht im letzten halben Jahr vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres die Anwartschaftszeit 
(§ 95) erfüllt Ist. 

Auch die Empfänger von Renten wegen In- 
validität oder Berufsunfähigkeit aus der In- 
validen-, Angestellten- und knappschaftlichen 
Rentenversicherung unterliegen im übrigen, 
selbst wenn sie das Alter von 65 Jahren noch 
nicht erreicht haben, nach dem Entwurf nicht 
mehr der Versicherungspflicht, weil ihre Ver- 
wendungsfähigkeit auf dem allgemeinen 
freien Arbeitsmarkt wesentlich eingeschränkt 
ist. Zudem ist eine doppelte Sicherung des 
Lebensunterhalts unzweckmäßig und Inner- 
halb eines Gesamtsystems der sozialen Siche- 
rung sogar systemwidrig (vgl. hierzu Begrün- 
dung, Allgemeiner Teil, S. 80). Auch für 
den Fall der Bewilligung einer der vorge- 
nannten Renten gilt im übrigen das gleldie 
wie im Falle der Erreichung des 65. Lebens- 
jahres, nämlich, daß der Versicherungsschutz 
noch über den Zeitpunkt der Rentenbewilli- 
gung hinaus wirksam bleibt, falls Vermitt- 
lungsfähigkeit {% 88) vorliegt und vorher die 
Anwartsdiaftszeit erfüllt Ist (§ 95). 
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Zu § 69 b 

Nach dem geltenden Recht können sich im 
Sinne des AVAVG Arbeitsunfähige nicht von 
der Versicherungspflicht befreien lassen, wenn 
sie eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
übernehmen. Sie müssen Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung leisten, obwohl sie 
wegen der Arbeitsunfähigkeit im Falle der 
Arbeitslosigkeit keinen Anspruch auf Alu 
oder höchstens einen Anspruch auf die Dauer 
von 13 Wochen haben (vgl. im übrigen Be- 
gründung zu § 88, S. 119). Diese dem Prin- 
zip von Leistung und Gegenleistung wider- 
sprechende Regelung beseitigt der Ent- 
wurf durch die Einführung der Versiche- 
rungsfreiheit für die wegen ihres gemin- 
derten körperlichen, geistigen oder seelischen 
Leistungsvermögens dauernd Vermittlungs- 
unfähigen (vgl. § 88 des Entwurfs). Die Ver- 
sicherungsfreiheit besteht kraft Gesetzes. So- 
weit die Vermittlungsunfähigkeit nicht amts- 
bekannt ist, wird die zuständige Kranken- 
kasse sie jedoch erst berücksichtigen können, 
wenn der Betroffene sie geltend macht. So- 
fern die Vermittlungsunfähigkeit erst nach- 
träglich festgestellt wird, besteht ein An- 
spruch auf Rückerstattung der Beiträge nach 
§ 165 a des Entwurfs, da sie in der irrtüm- 
lichen Annahme der Versicherungspflicht ent- 
richtet worden sind. 

Vorbemerkung zu den §§ 70 bis 72 

Die Frage der Versicherungspflicht oder Ver- 
sicherungsfreiheit in der Landwirtschaft ist 
hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Bedeutung 
bereits behandelt worden (vgl. Begründung, 
Allgemeiner Teil, S. 81). Sie ist durch das 
geltende Recht für die Länder der Bundes- 
republik nicht einheitlich geregelt. 

Die Übersichten 8 bis 12 geben einen Über- 
blick über die Arbeitsmarktlage in der Land- 
und Forstwirtschaft. Erhebungen über die 
Zugänge an Arbeitslosen und über die Stel- 
lenbesetzungen mit einer Unterteilung nach 
Wirtschaftszweigen sind seit 1952 nicht mehr 
durchgeführt worden. Die Übersicht 9 wider- 
legt die weitverbreitete Auffassung, daß es 
keine nennenswerte Arbeitslosigkeit in der 
Landwirtschaft gebe. Die stark schwanken- 
den Zahlen der einzelnen Monate beweisen 
gleichzeitig, daß es sich nicht um einen festen 
Stamm von langfristig Arbeitslosen handelt. 
Vielmehr ist die Fluktuation in der Land- 
und Forstwirtschaft sehr groß (Übersicht 10). 
Der Zugang von Arbeitslosen aus der Land- 
wirtschaft betrug im Jahre 1951 19,5 v. FI. 


der Im Jahresdurchschnitt beschäftigten 
Arbeitnehmer, in der Forstwirtschaft sogar 
76,3 V. Fi. In der Land- und Forstwirtschaft 
wurden im Jahre 1951 über 300 000 Stellen 
durch die Arbeitsämter besetzt. Das sind 
rund 6,6 v. H. sämtlicher von den Arbeits- 
ämtern besetzten Stellen. Die Bundesanstalt 
wird also durch die mit der Fluktuation zu- 
sammenhängende Vermittlungstätigkeit für 
die Land- und Forstwirtschaft sehr stark In 
Anspruch genommen. Allein aus diesem Ge- 
sichtspunkt rechtfertigt sich mindestens eine 
begrenzte Beteiligung der Landwirtschaft an 
dem Aufwand. Bei dieser Betrachtung dürfen 
ferner die unmittelbaren und mittelbaren 
Vorteile nicht außer acht gelassen werden, 
die die Landwirtschaft aus § 139 (Notstands- 
arbeiten — vgl. Übersichten 19, 20 und 22 
sowie Schaubild VII) zieht. 

Der Entwurf kehrt im wesentlichen zu der 
Regelung von 1927 zurück, die z. Z. in ähn- 
licher Form im Lande Rheinland-Pfalz be- 
steht, Er sieht Versicherungspflicht für land- 
und forstwirtschaftliche Beschäftigungen nur 
vor, soweit die Arbeitnehmer des Versiche- 
rungschutzes bedürfen. Versicherungsfrei 
sind daher land- und forstwirtschaftliche Be- 
schäftigungsverhältnisse von Arbeitnehmern, 
die selbst einen landwirtschaftlichen Besitz 
bewirtschaften, durch den Ihr Unterhalt und 
der ihrer Familie gesichert Ist, sowie ihre 
Ehegatten und Abkömmlinge, die mit Ihnen 
in häuslicher Gemeinschaft leben (§ 70 des 
Entwurfs)., Ein Schutzbedürfnis besteht fer- 
ner nicht für landwirtschaftliche Arbeitneh- 
mer, solange sie durch langfristige Arbeits- 
verträge vor Arbeitslosigkeit gesichert sind. 
Sobald diese Sicherung entfällt, weil die 
Arbeitsverhältnisse wegen Zeitablaufs oder 
Kündigung innerhalb der nächsten 6 Monate 
enden, soll die Versicherungsfreiheit er- 
löschen (§ 70 a des Entwurfs). Dadurch 
wird zugleich die Entstehung langjähriger 
Beschäftigungsverhältnisse gefördert. 

Zu § 70 

Absatz 1 hält die Versicherungsfreiheit bei 
landwirtschaftlichem Eigenbesitz nach Maß- 
gabe des § 70 Abs. 1 Buchst, c und d 
AVAVG in der (außer in den ehemaligen 
Ländern Württemberg-Hohenzollern und 
Baden) geltenden Fassung aufrecht. Dabei 
ist die Voraussetzung nach Buchst, c weg- 
gefallen, daß der landwirtschaftliche Klein- 
besitzer als Arbeitnehmer üblicherweise we- 
niger als die Hälfte des Jahres tätig ist. Denn 
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es kommt allein darauf an, daß der Ertrag 
der Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebes für den Lebensunterhalt der 
J^amilie ausreicht. Ein Versicherungsschutz 
ist insoweit entbehrlich. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem 
(außer in den ehemaligen Ländern Würt- 
temberg-Hohenzollern und Baden) geltenden 
Recht. 

Zu § 70 a 

Die Vorschrift nimmt im wesentlichen die 
Regelung des § 71 AVAVG in der Fassung 
von 1927, und zwar angelehnt an die z. Z. 
in Rheinland-Pfalz geltende Fassung wieder 
auf. 

Absatz 1: Die Versicherungsfreiheit dieser 
langfristigen Beschäftigungsverhältnisse von 
Arbeitnehmern der Land- und Forstwirt- 
schaft erhält ihre Berechtigung durch das 
mangelnde Schutzbedürfnis dieser Personen. 
Die Vorschrift des Satzes 2, daß die Ver- 
sichcrungsfreiheit nur eintritt, wenn eine 
Beendigung' des Arbeitsvertrages durch Zeit- 
ablauf oder Kündigung in den ersten Mona- 
ten des Kalenderjahres vorgesehen ist, zielt 
auf eine möglichst ununterbrochene Beschäf- 
tigung ab, da im Frühjahr regelmäßig gün- 
stige Vermittlungsmöghchkeiten für land- 
wirtschaftliche Arbeitskräfte bestehen. 

Absatz 2: Sobald die wirtschaftliche Siche- 
rung des Arbeitnehmers infolge Kündigung 
des Arbeitsverhältnises bedroht ist, muß die 
Versicherungsfreiheit erlöschen, damit der 
Arbeitnehmer Versicherungsschutz für den 
Fall der Arbeitslosigkeit erhält. 

Absatz 3 sichert dem Arbeitnehmer fer- 
ner den Versicherungsschutz rückwirkend, 
wenn das an sich langfristige Arbeitsverhält- 
nis aus einem vom Arbeitgeber zu vertreten- 
den Grunde oder im Einvernehmen mit ihm 
vorzeitig gelöst wird. Der Arbeitgeber trägt 
in diesem Falle den Beitrag allein (vgl. § 143 a 
des Entwurfs und Begründung, S. 157, dazu). 

Zu § 71 

Entspricht dem § 71 Abs. 1 AVAVG in der 
(außer in den ehemaligen Ländern Württem- 
berg-Hohenzollern und Baden) geltenden 
Fassung. 

§ 71 Abs. 2 AVAVG in der (außer in den 
ehemaligen Ländern Württemberg-Hohen- 
zollern und Baden) geltenden Fassung ist 


weggefallen, da Abs. 1 Buchst, a und b 
des § 70 AVAVG, auf die er sich bezieht, 
ebenfalls weggefallen Ist. 

Zu § 72 

Absatz 1 entspricht dem (außer In den 
ehemaligen Ländern Württemberg-Hohen- 
Zollern und Baden) geltenden Recht. 

Absatz 2 bezieht den Gartenbau in den 
Kreis der landwirtschaftlichen Betriebe nur 
noch ein, soweit er nicht nach steuerrecht- 
lichen Vorschriften als Gewerbe gilt. Die Be- 
schränkung auf „landwirtschaftlich“ betrie- 
bene Tierzucht und Tiermästerei grenzt 
klarer als bisher gegenüber nicht im Rahmen 
eines Landwirtschaftsbetriebes ausgeübter 
Tierzucht und Tiermästerei ab. Die Voraus- 
setzung der überwiegenden Gewinnung der 
Futtermittel aus eigener Bodenbewirtschaf- 
tung für die Einbeziehung der Tierzucht und 
Tiermästerei in die VersiAerungsfreiheit ent- 
spricht der GrE Nr. 3428 (RABl. 1929 IV 
S. 194). 

Im Absatz 3 dienen die Abweichungen 
von der (außer in den ehemaligen Ländern 
Württemberg-Hohenzollern und Baden) gel- 
tenden Fassung ohne materielle Änderungen 
nur der Klarstellung. 

Zum Wegfall des § 72 a 

In den ehemaligen Ländern Württemberg- 
Hohenzollern und Baden gilt unverändert 
der durch das Gesetz vom 12. Mai 1933 
(RGBl. I S. 265) dem AVAVG eingefügte 
§ 72 a, nach dem eine Beschäftigung als 
Hausgehilfin versicherungsfrei ist. — Die 
in Rheinland-Pfalz geltende geänderte Fas- 
sung des § 72 a AVAVG erklärt eine lang- 
fristige Beschäftigung als Hausgehilfin grund- 
sätzlich für versicherungsfrei. Die Hausge- 
hilfin erhält jedoch in gewissem Umfange den 
Versicherungsschutz, dessen sie bedarf, durch 
Vorschriften, die die Versicherungsfreiheit 
einschränken. In den Ländern der britisch 
und der amerikanisch besetzten Zone Ist die 
Versicherungspflicht der Hausgehilfinnen 
schon durch die Gesetzgebung des Jahres 1947 
wieder eingeführt worden. Der Entwurf folgt 
diesen Regelungen und nimmt die Befreiungs- 
vorschriften des § 72 a, die im Jahre 1933 mit 
Rücksicht auf die damalige Auffassung ein- 
geführt worden war, nicht wieder auf (vgl. 
Begründung, Allgemeiner Teil, S. 81). 
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Zu § 74 

Absatz 1 ; Das Gesetz zur Änderung )des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 9. Dezember 1952 
(BGBL I S. 790) hat die vordem nur im 
Lande Rheinland-Pfalz bestehende Versiche- 
rungspflicht für bestimmte Ausbildungsver- 
hältnisse bereits wieder eingeführ.t. Eine 
Änderung sieht der Entwurf demgegenüber 
insofern vor, als abweichend von der jetzigen 
Regelung die Versicherungspflicht bereits mit 
dem 2. Ausbildungsjahr beginnt und nicht 
erst 12 Monate vor dem Zeitpunkt, an dem 
das Lehrverhältnis durch Zeitablauf endet. 
Damit entfallen die Rechtsunsicherheit und 
die oft bemängelten Schwierigkeiten, die sich 
beim Beitragseinzug und bei der Feststellung 
der Anwartschaft ergeben, wenn die Lehrzeit 
verkürzt und infolgedessen eine nachträgliche 
Rückverlegung des Beginns der Versiche- 
rungspflicht erforderlich wird. Die Versiche- 
rungspflicht erstreckt sich nach dem Entwurf 
zwar auf den gesamten ein Jahr übersteigen- 
den Teil der Lehrzeit, die Beitragspflicht ist 
jedoch wie nach geltendem Recht auf 12 Mo- 
nate begrenzt (vgl. § 143 b des Entwurfs und 
die Begründung, S. 157, hierzu). Die Bemes- 
sungsgrundlage für das Arbeitslosengeld 
ändert sich dadurch gegenüber dem geltenden 
Recht nicht. Das Arbeitslosengeld bemißt sich 
im Falle der Arbeitslosigkeit nach Beendigung 
der Lehrzeit gemäß § 105 des Entwurfs nach 
der Vergütung der letzten 13 Wochen, auch 
wenn diese — z. B. Im 3. Ausbildungsjahr — 
höher Ist als die beitragspflichtige Lehrlings- 
vergütung des 2. Ausbildungsjahres. 

Mit der Vorschrift, daß eine Beschäftigung als 
Lehrling nur versicherungsfrei ist, wenn der 
Lehrvertrag nur aus wichtigem Gunde ge- 
löst werden kann, übernimmt der Entwurf 
den Grundgedanken der Grundsätzlichen 
Entscheidungen Nr. 4808 (RABL 1937 IV 
S. 344), Nr. 5090 (RABL 1937 IV S. 187) 
und Nr. 5164 (RABL 1938 IV S. 22). 

Mit dem zweiten Satz des Absatzes 1 nimmt 
der Entwurf den Grundgedanken der Grund- 
sätzlldien Entscheidungen Nr. 4978 (RABL 
1936 IV S. 173), Nr. 5089 (RABL 1937 IV 
S. 186), Nr. 5136 (RABL 1937 IV S. 302) und 
Nr. 5340 (RABL 1940 IV S. 97) auf. Die Vor- 
schrift des § 74 Abs. 1 Satz 2 AVAVG, daß 
dem schriftlichen Lehrvertrag die schriftliche 
Anzeige an die Handwerkskammer nach 
§ 126 b Abs. 3 Gewerbeordnung — ab 
24. September 1953 für Betriebe des Hand- 
werks ersetzt durch § 21 Abs. 3 der Hand- 


werksordnung vom 17. September 1953 
(BGBL I S. 1411) — gleichsteht, ist wegge- 
fallen. Sie bezieht sich nur auf Lehrverhält- 
nisse zwischen Eltern und ihren Kindern. Für 
solche Lehrverhältnisse kann ein Lehrvertrag 
nicht geschlossen werden, weil ein soldier 
Vertrag ein Kontrahieren mit sich selbst vor- 
aussetzen würde. Nach § 74 Abs. 3 In Ver- 
bindung mit § 74 c Abs. 2 des Entwurfs sind 
Lehrverhältnisse zwischen Eltern und Ihren 
Kindern uneingeschränkt versicherungsfrei 
und werden daher von den Vorschriften des 
§74 Abs. 1 und 2 des Entwurfs nicht mehr 
erfaßt. 

Ebenso Ist die Vorschrift des § 74 Abs. 1 
Satz 3 AVAVG fortgefallen, daß ein schrift- 
licher Lehrvertrag nicht Voraussetzung für 
die Versicherungsfreiheit bei Lehrlingen in 
staatlich anerkannten Lehrwerkstätten ist. 
Diese Vorschrift beruht auf § 126b Abs. 3 
der Gewerbeordnung. Sie Ist gegenstandslos, 
da auch In staatlich anerkannten Lehrwerk- 
stätten schriftliche Lehrverträge abgeschlos- 
sen werden. 

§ 74 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs nimmt die 
entsprechende Vorschrift des § 74 Abs. 1 
Satz 2 AVAVG in der Fassung von 1927 
wieder auf. 

Absatz 2; In Erweiterung des § 74 
AVAVG in der Fassung des Änderungsgeset- 
zes vom 9. Dezember 1952 bezieht der Ent- 
wurf auch die umstrittenen Beschäftigungs- 
verhältnisse der Umschüler ausdrücklich in 
die Versicherungsfreiheit ein. Diese Umschu- 
lungsverhältnisse, die arbelts- und tarifrecht- 
lich Ärbeitsverhältnisse darstellen, ihrem 
Zweck nach jedoch vorwiegend Ausbildungs- 
verhältnisse sind, bedürfen der gleichen Be- 
günstigungen wie sonstige Ausbildungsver- 
hältnisse. Es handelt sich dabei meist um 
Spätheimkehrer und Vertriebene, aber auch 
um andere Personen, die aus Irgendwelchen 
Gründen die Ausbildung erst verspätet auf- 
nehmen können oder ihren Beruf wechseln 
müssen. Versicherungsfreiheit besteht jedoch 
nur, wenn der Umschulungsvertrag nur unter 
den gleichen Voraussetzungen wie ein Lehr- 
vertrag gelöst werden kann. Soweit Umschu- 
lungsverträge, wie z. B. im Baugewerbe, eine 
vorübergehende Entlassung aus witterungs- 
bedingten Gründen vorsehen, besteht keine 
VersiAerungsfreiheit. 

(Wegen der z. Z. des Inkrafttretens des Ge- 
setzes bestehenden Ausbildungsverhältnisse 
im Sinne der Absätze 1 und 2 siehe § 7 der 
Übergangs Vorschriften.) 
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Absatz 3: Die Vorschrift ersdieint im Hin- 
blick darauf erforderlich, daß der Personen- 
kreis der land- und forstwirtschaftlichen 
Lehrlinge zum größten Teil des Arbeitslosen- 
versicherungsschutzes nicht bedarf. Die land- 
und forstwirtschaftlichen Lehrlinge sind zu- 
meist Abkömmlinge von Personen, auf welche 
die Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 Nr. 1 zu- 
treff en, oder sie besuchen nach Abschluß der 
Lehre eine landwirtschaftliche Hoch- oder 
Fachsdiule, so daß sich insoweit die Versiche- 
rungsfreiheit aus den Gesichtspunkten recht- 
fertigt, aus denen Praktikanten nach § 74 a 
Abs. 1 versicherungsfrei sind; da die land- 
wirtsdiaftlichen Hoch- und Fachschulen den 
Abschluß einer Lehre zur Voraussetzung für 
die Aufnahme machen, sind in der Landwirt- 
schaft Praktikantenverhältnisse nicht mehr 
üblich. 

Absatz 4 ; Die für Beschäftigungen bei 
Eltern, Voreltern usw. vorgesehene allge- 
meine Versicherungsfreiheit muß auch eine 
Beschäftigung im Lehrverhältnis mit umfas- 
sen (vgl. iBegründung zu § 74 c Abs. 2, S. 115). 

Zu § 74a 

Absatz 1 regelt für das Gebiet der Ar- 
beitslosenversicherung die Versicherungsfrei- 
heit sowohl für Praktikanten wie für den 
Personenkreis, der bi^er infolge der Kran- 
kenversicherungsfreiheit nach § 172 Nr. 3 
RVO alter und § 172 Nr. 5 RVO neuer Fas- 
sung arbeitslosenversicherungsfrei war. Be- 
schäftigungen „zu oder während einer wissen- 
schaftlichen Ausbildung“ bezeichnet der Ent- 
wurf nunmehr entsprechend dem bisher auf 
dem Umweg über die Reditsprediung erziel- 
ten Ergebnis im Gesetz selbst als „Beschäfti- 
gungen während einer Ausbildung auf einer 
Hoda- oder Fachschule“. Eine Beschäftigung 
zur wissenschaftlichen Ausbildung nach der 
Beendigung der sdiulischen Ausbildung ergibt 
aus der Zielsetzung der Alv. keinen Anlaß 
zur Befreiung von der Arbeitslosenversiche- 
rungspflicht, da am Ende einer solchen Aus- 
bildung Arbeitslosigkeit eintreten kann. Die 
Praktikanten sind z. Z. nach § 74 Abs. 2 
Buchst, b AVAVG versicherungsfrei. Ihre 
Versicherungsfreiheit regelt der Entwurf aus 
systematischen Gründen im Zusammenhang 
mit den Besuchern von Hoch- und Fachschu- 
len in § 74 a Abs. 1. Da der Praktikantenbe- 
griff bislang gesetzlich nicht festgelegt ist, 
wird die Versicherungsfreiheit zur Vermei- 
dung mißbräuchlicher Inanspruchnahme ähn- 
lich wie bisher an die Voraussetzung ge- 
knüpft, daß die Praktikantentätigkeit für 


den Besuch einer Hoch- oder Fachschule vor- 
geschrieben ist. Auch für diesen Personenkreis 
gilt, daß einer Praktikantentätigkeit nach 
Beendigung der schulischen Ausbildung Ar- 
beitslosigkeit folgen kann, so daß insoweit 
ein Schutzbedürfnis besteht. Die derzeitige 
Voraussetzung einer ISmonatigen Dauer des 
Praktikantenvertrages ist fallen gelassen wor- 
den, weil auch an eine solche von kürzerer 
Dauer, die für den Besuch einer Hoch- oder 
Fachschule vorgeschrieben ist, wegen der 
nachfolgenden schulischen Ausbildung sich 
Arbeitslosigkeit nicht anschließen kann. 

Absatz 2 : Bei den Ausländern, deren Be- 
schäftigung als Praktikant versicherungsfrei 
bleiben soll, handelt es sich überwiegend um 
Staatsangehörige außereuropäischer Länder, 
die sich beruflich fortbilden sollen. Für ihre 
Beschäftigung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes sind in erster Linie allgemeine wirt- 
schafts- und handelspolitische Erwägungen 
maßgebend, die außerhalb der arbeitsmarkt- 
politischen Belange stehen. Die Arbeitserlaub- 
nis wird — ebenso wie die Beschaftigungs- 
genehmigung — auf die vorher festgelegte 
Dauer der Beschäftigung als Praktikant be- 
schränkt. Nach Ablauf der Praktikantenzeit 
wird diesen Ausländern die Aufnahme einer 
anderen Beschäftigung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nicht gestattet. Sie sind viel- 
mehr verpflichtet, in ihr Heimatland zurüci- 
zukehren. Die Versicherungsfreiheit ihrer 
Beshäftigung als Praktikant rechtfertigt sich 
sowohl aus der besonderen Zielsetzung der 
Beschäftigung als auch aus dem mangelnden 
Shutzbedürfnis dieses Personenkreises. 

§ 74 b AVAVG, wonah eine durh einen 
noch Volksshulpflihtigen ausgeübte Be- 
shäftigung versiherungsfrei ist, wird als 
Absatz 3 übernommen. Außerdem dehnt 
der Entwurf die Versicherungsfreiheit auf die 
Beshäftigung eines eine Mittel- oder höhere 
Shule besuchenden Arbeitnehmers aus, da 
diese Personen dem Arbeitsmarkt niht zur 
Verfügung stehen. Dagegen begründet der 
Besuch shulisher Einrihtungen, die der 
Fortbildung außerhalb der üblihen Arbeits- 
zeit dienen, keine Versiherungsfreiheit. 

Zum Wegfall des § 74 b 

Vgl. Begründung zu § 74 a Abs. 3. 

Zu § 74 c 

Der Entwurf dehnt die Versiherungsfreiheit 
auf Beshäftigungsverhältnisse zwishen na- 
hen Verwandten und ihnen gleihzuahten- 
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den Personen schlechthin aus. Dieser Rege- 
lung liegt die Erwägung zugrunde, daß Per- 
sonen in derartigen überwiegend durch Fami- 
lienbindungen bestimmten Beschäftigungen 
nicht schutzbedürftig sind. Neben der gesetz- 
lichen Unterhaltspflicht findet hier auch die 
sittliche Pflicht zum Unterhalt, die in § 103 
Abs. 3 ihre Anerkennung durch den An- 
spruch auf Familienzuschläge gefunden hat, 
ihren Ausdruck. Ferner ermöglichen Besdiäf- 
tigungsverhältnisse dieser Art erfahrungsge- 
mäß in der Form von Sdieinarbeitsverhält- 
nissen einen Mißbrauch der Versicherungsein- 
richtungen. Während nach geltendem Recht 
nur die Beschäftigung b e i Abkömmlingen 
versicherungsfrei ist, soll nach dem Entwurf 
auch umgekehrt eine Beschäftigung von Ab- 
kömmlingen und von Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekindern versicherungsfrei sein. Die so- 
genannten „Meistersöhne“ sind nach der 
RVO bereits kranken- und damit arbeits- 
losenversicherungsfrei. § 74 c des Entwurfs 
stellt abweichend von der Kranken- und Ren- 
tenversicherungspflicht auch ein Beschäfti- 
gungsverhältnis bei Eltern und Großeltern in 
jedem Falle aAeitslosenversicherungsfrei. Aus 
§ 74 c Abs. 2 in Verbindung mit § 74 Abs. 3 
des Entwurfs ergibt sich ferner die Versiche- 
rungsfreiheit von Lehrverhältnissen zwischen 
Eltern und ihren Kindern, Voreltern und 
ihren Enkeln usw. (Vgl. auch Begründung, 
Allgemeiner Teil, S. 81). 

Zu § 75 

Im jetzigen § 75 AVAVG ist auf den in § 3 
AVG festgesetzten Jahresverdienst Bezug ge- 
nommen. Im Geltungsbereich der o. a. VO 
vom 17. März 1945 ist aber § 3 AVG aufge- 
hoben. Nach § 1 AVG in der Fassung der 
o. a. VO vom 17. März 1945 gilt die Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze nicht für Angestellte 
auf Seefahrzeugen. Daher muß im Entwurf 
auf die für sonstige Angestellte festgesetzte 
Jahresarbeitsverdienstgrenze abgestellt wer- 
den, um gleiche Behandlung aller Angestell- 
ten in bezug auf die Pflicht zur Alv. zu errei- 
chen. 

Wegen der Schwankungen, die sich bei der 
tatsächlichen Fleuer ergeben können, erscheint 
es zweckmäßig, hier die Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze für die Versicherungspflicht auf 
Grund der Durchschnittsheuer zu berechnen, 
die für diesen Personenkreis auch die Grund- 
lage für die Berechnung des Beitrages zur An- 
gestellten- und Arbeitslosenversicherung, und 
für die Bemessung der Unterstützung (§ 105 
Abs. 4 Nr. 1 des Entwurfs) ist. 


Zu § 75 a 

Absatz 1 unverändert. 

Im Absatz 2 Nr. 1 ist die Zeitgrenze als 
Merkmal der geringfügigen Beschäftigung 
gegenüber dem (außer in den ehemaligen 
Ländern Württemberg-FLohenzollern und 
Baden) geltenden Recht nicht geändert. 

In N r. 2 ist die für die Beurteilung der 
Geringfügigkeit einer Beschäftigung maßge- 
bende Grenze des Arbeitsentgelts von 10 auf 
18 DM wöchentlich und entsprechend von 
45 auf 78 DM monatlich heraufgesetzt wor- 
den, um sie der allgemeinen Lohnentwick- 
lung anzupassen. 

Der vorletzte Satz des Absatzes 2 übernimmt 
einen in der GrE Nr. 4295 (RABl. 1932 IV 
S. 63), der letzte Satz einen in der GrE Nr. 
5010 (RABl. 1936 IV S. 268) entwickelten 
Grundsatz. 

Im Absatz 3 Nr. 1 sind die Grundge- 
danken der GrE Nr. 4266 (RABl. 1932 IV 
S. 41) verwertet. § 75 a Abs. 3 AVAVG in 
der (außer in den ehemaligen Ländern Würt- 
temberg-FIohenzollern und Baden) geltenden 
Fassung, eine Quelle außerordentlicher 
Schwierigkeiten in der Rechtsanwendung, ist 
weggefallen. Der Entwurf stellt im Absatz 3 
Nr. 1 nicht mehr ausdrücklich auf geistige 
oder künstlerische Berufe ab. Damit entfällt 
auch der Streit über die Abgrenzung des Be- 
griffs „künstlerischer Beruf“. 

N r. 2 entspricht dem geltenden Recht des 
§ 75 a Abs. 2 Satz 2 AVAVG. 

N r. 3 ist durch die Wiedereinführung einer, 
wenn auch zeitlich begrenzten Versicherungs- 
pflicht für Lehrlinge (§ 74) erforderlich ge- 
worden. Er entspricht in seinem wesentlichen 
Inhalt dem § 75 a Abs. 3 AVAVG in der 
Fassung der Notverordnung vom 26. Juli 
1930 (RGBl. I S. 311). Soweit durch diese 
Vorschrift die Anwendung des § 75 a Abs. 1 
und 2 des Entwurfs auch für unständig be- 
schäftigte Fiafenarbeiter ausgeschlossen wird, 
übernimmt der Entwurf eine entsprechende 
Vorschrift des Art. 1 Abs. 1 der VO über 
die Arbeitslosenversicherung unständig be- 
schäftigter Flafenarbeiter vom 23. Oktober 
1930 (RABl. 1. S. 228). 

Zu § 75b 

Nach dem Grundgesetz sind allgemeine Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen in der Form der geltenden Fassung 
des § 75 b AVAVG nicht mehr zulässig. Die 
Versicherungspflicht oder Versicherungsfrei“ 
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heit unständiger Beschäftigungen muß daher 
unmittelbar durch das Gesetz geregelt wer- 
den. Dies ist in A b s a t z 1 wie im geltenden 
Recht im Sinne der Versicherungsfreiheit ge- 
schehen. Lediglich der Kreis der in regelmä- 
ßiger Wiederkehr unständig beschäftigten 
Hafenarbeiter ist im Absatz 2 in Berück- 
sichtigung der besonderen Eigenart der 
Arbeitsverhältnisse in den Häfen wie im gel- 
tenden Recht — Art. 1 der VO über die 
Arbeitslosenversicherung unständig beschäf- 
tigter Hafenarbeiter — von der Versiche- 
rungsfreiheit unständiger Beschäftigungen 
ausgenommen worden. Dabei ist ohne Be- 
lang, ob die Pflichtversicherung der unstän- 
digen Hafenarbeiter gegen Krankheit auf den 
§§ 441 ff. RVO oder wie in Bremen, wo diese 
Vorschriften nicht gelten, auf den allgemei- 
nen Vorschriften der RVO über die Kran- 
kenversicherung beruht. 

Zu § 75 c 

§ 75 c Abs. 2 AVAVG in der (außer im 
Lande Rheinland-Pfalz) geltenden Fassung 
ist nicht übernommen worden. Die Vorschrift 
stellt eine Ermächtigung zum Erlaß recht- 
setzender Vorschriften dar, die nach dem 
Grundgesetz nicht mehr zulässig ist. Die 
Arbeitslosenversicherungspflicht des in Heim- 
arbeit beschäftigten Personenkreises erfährt 
durch den Entwurf insoweit eine Ein- 
schränkung, als gemäß § 206 a des Entwurfs 
— Vgl. Begründung, S. 166 hierzu — nur noch 
Heimarbeiter, aber nicht mehr Hausgewerbe- 
treibende als Arbeitnehmer im Sinne der 
Vorschriften über Alv. und Arbeitslosenhilfe 
gelten. Beachtliche Gründe sprechen an sich 
dafür, die gesamte Heimarbeit arbeitslosen- 
versicherungsfrei zu stellen. Die allgemeinen 
Erfahrungen gehen dahin, daß eine miß- 
bräuchliche Ausnutzung der Alv. in der 
Heimarbeit nur außerordentlich schwer, 
wahrscheinlich überhaupt nicht zuverlässig 
verhindert werden kann. Es ist bekannt, 
daß früher In den Hauptbezirken der Heim- 
arbeit die Arbeitsämter in einen ständigen, 
erbitterten Kampf gegen den Unterstützungs- 
mißbrauch der Heimarbeiter verstrickt 
waren. Es besteht zudem die Gefahr, daß 
versucht wird, eine ungenügende Entlohnung 
auf dem Wege über die Versicherungsleistung 
auszugleichen. Dies würde eine bedenkliche 
Verschleierung der wirklichen wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten bedeuten und mit den 
Aufgaben der Alv. nicht zu vereinbaren sein. 
Trotz dieser Bedenken erhält der Entwurf 
die Arbeitslosenversicherungspflicht der 


Heimarbeiter im Sinne des § 2 Abs. 1 HAG 
unter der Voraussetzung Ihrer Krankenver- 
sicherungspflicht mit Rücksidit auf das vor- 
liegende Schutzbedürfnis grundsätzlich auf- 
redit, soweit nicht besondere Befreiungsvor- 
schriften anzuwenden sind. 

Die Versicherungsfreiheit nach §75c Absatz 1 
N r. 1 des Entwurfs knüpft — mit der Be- 
schränkung auf Heimarbeiter — an die VO 
des Präsidenten der Reichsanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeltslosenversidierung 
über die Arbeitslosenversicherung von Haus- 
gewerbetreibenden und Heimarbeitern vom 
18. Oktober 1930 (RABl. I S. 227) an. 
Auf Grund dieser VO sind z. Z. solche 
Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende ver- 
sicherungsfrei, die als Hilfskräfte mehr als 
2 Familienangehörige oder mehr als einen 
Familienfremden über 14 Jahre beschäftigen. 
Die Begrenzung der Versicherungspflicht 
nach der Zahl der Hilfskräfte ist für Heim- 
arbeiter auch künftig erforderlich. Auch 
durch das sorgfältigste Kontrollsystem kann 
bei Beschäftigung mehrerer Hilfskräfte nicht 
geklärt werden, ob Arbeitslosigkeit tatsäch- 
lich vorliegt oder ob etwa die Arbeit lediglich 
auf Familienmitglieder verlagert wird, um 
die Versicherungsleistung zu erwirken. Die 
Versicherung eines Wagnisses ist unmöglich, 
wenn der Eintritt des Schadenfalles — hier 
die Arbeitslosigkeit — nicht eindeutig fest- 
stellbar ist. 

Abs. 1 N r. 2 entspricht dem geltenden 
Recht (§ 75 c Abs. 1 AVAVG). 

II. Beginn und Ende der Ver- 
sicherungspflicht, An- und Ab- 
meldung Versicherter 

Zu § 81 

Entspricht geltendem Recht. 

Zu § 82 

Die Erweiterung gegenüber dem §82 AVAVG 
berücksichtigt die Einschränkung des ver- 
sicherten Personenkreises durch § 69 a des 
Entwurfs, soweit diese Vorschrift eine Be- 
schäftigung von Personen, die das 65. Lebens- 
jahr vollendet haben, für versicherungsfrei 
erklärt. 

Zu § 83 

Die Abweichung von der geltenden Fassung 
berücksichtigt, daß im Lande Bremen die 
§§ 441 ff. RVO (Unständige Beschäftigung) 
durch die o. a. VO vom 17. März 1945 auf- 
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gehoben sind. Im Lande Bremen werden un- 
ständig Beschäftigte nicht in ein Mitglieder- 
verzeichnis bei der Krankenkasse eingetragen. 
Nach § 75 b des Entwurfs sind außerdem un- 
ständig Beschäftigte mit Ausnahme der un- 
ständig beschäftigten Hafenarbeiter ver- 
sicherungsfrei. Die Vorschrift des § 83 des 
Entwurfs muß sich daher ausdrücklich auf 
solche versicherungspflichtigen unständig be- 
schäftigten Hafenarbeiter beschränken, die in 
das Mitgliederverzeichnis der zuständigen 
Krankenkasse eingetragen sind. 

Zu § 84 

Entspricht geltendem Recht. 

Absatz 1 ist nur redaktionell geändert. 

Zu § 85 

Entspricht grundsätzlich geltendem Recht. 
Absatz 1 berücksichtigt in der Fassung die Er- 
weiterung der Versicherungspflicht durch 
§ 69 des Entwurfs. 

B. Arbeitslosengeld 

I. Voraussetzungen 

Zu § 87 

Der dem Fürsorgerecht entstammende Begriff 
der „Unterstützung“ ist in einer Versicherung 
fehl am Platze. Die Hauptleistung der Alv., 
auf die ein Rechtsanspruch ohne Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Lage des Arbeitslosen 
besteht, soll daher die Bezeichnung „Arbeits- 
losengeld“ tragen. Der Entwurf folgt insoweit 
deutschen Vorschlägen aus dem Jahre 1947 
und dem Beispiel der österreichischen Gesetz- 
gebung aus dem Jahre 1949. 

Absatz 1 : Voraussetzung für den Unter- 
stützungsanspruch ist nach geltendem Recht 
u. a., daß der Antragsteller „unfreiwillig“ 
arbeitslos ist. Das Wort „unfreiwillig“ ist 
weggefallen, da es — wie sich aus § 93 er- 
gibt — den Tatbestand nicht deckt; denn so- 
wohl nach einer freiwilligen Arbeitsaufgabe 
— sofern nämlich ein berechtigter Grund vor- 
liegt — als auch nach einem selbstverschul- 
deten Verlust der Arbeitsstelle — wenn auch 
zunächst nur dem Grunde nach — besteht 
nach Ablauf der Sperrfrist ein Anspruch auf 
Gewährung der Leistung. Die Folgen einer 
im gesetzlichen Sinne unberechtigten freiwil- 
ligen Arbeitslosigkeit regelt der Entwurf wie 
das geltende Recht in den §§ 90 ff. — Sperr- 
fristen — . 

Aufgabe der Alv. ist primär die Verhütung 
und gegebenenfalls die Beendigung 'der 


Arbeitslosigkeit durch Vermittlung von Arbeit 
(§ 131), erst in zweiter Linie Schadenvergü- 
tung zur geldlichen Sicherung des Lebens- 
unterhalts während der Arbeitslosigkeit, falls 
eine Vermittlung in Arbeit wegen Mangels 
an Arbeitsstellen nicht möglich ist. Der An- 
spruch auf die Geldleistung setzt daher vor- 
aus, daß der Antragsteller vermittlungs- 
fähig ist. Vermittlungsfähigkeit als Anspruchs- 
voraussetzung ist im geltenden Recht zwar 
nicht ausdrücklich gefordert, muß aber u. a. 
aus § 87 a Abs. 2 und § 88 Abs. 1 AVAVG 
gefolgert werden. Sie bildet daher nach dem 
Entwurf ausdrücklich eine Voraussetzung für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld und ist in 
§ 88 'des Entwurfs materiell-rechtlich geregelt. 
Weggefallen ist als selbständige Voraussetzung 
die Arbeitsfähigkeit. Sie bleibt aber mittelbar 
Anspruchsvoraussetzung, -da sie nach § 88 
Abs. 1 des Entwurfs eines der Merkmale der 
Vermittlungsfähigkeit ist (vgl. Begründung 
§ 88 S. 119). 

Die Arbeitswilligkeit wird, anders als im 
geltenden Recht, ebenfalls nicht mehr aus- 
drücklich als eine der Grundvoraussetzungen 
für den Anspruch auf Geldleistungen während 
der Arbeitslosigkeit aufgeführt. Sie ist jedoch 
als integrierender Bestandteil des Begriffs 
Vermittlungsfähigkeit mittelbar Anspruchs- 
voraussetzung geblieben (vgl. Begründung zu 
zu § 88 S. 119). 

Eine ausdrüdiliche Vorschrift, daß der Ver- 
sicherte sich beim Arbeitsamt gemeldet habeo 
muß, fehlt im geltenden Recht. Als formdile 
Voraussetzung ergibt sie sich aber für das 
geltende Recht mittelbar aus anderen Vor- 
sÄriften. Nach § 95 AVAVG knüpft die Be- 
rechnung der Rahmenfrist an die Arbeitslos- 
meldung an. Der Beginn der Wartezeit wird 
nach § 110 a AVAVG nach dem Tage der 
Arbeitslosmeldung bestimmt. Es erscheint 
daher zweckmäßig und aus rechtssystemati- 
schen Gründen notwendig, in dem Entwurf 
die Arbeitslosmeldung zur wesentlichen for- 
mellen Voraussetzung für den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld zu machen. 

Als überflüssig Ist die Nichterschöpfung des 
Anspruchs als Anspruchsvoraussetzung nicht 
mehr erwähnt, da sie sich logisch aus der Be- 
grenzung der Bezugsdauer (§ 99) und aus dem 
Erlöschen des Anspruchs nach Erfüllung einer 
neuen Anwartschaftszelt ergibt. Der Schaden 
— Verlust der Arbeitsstelle — kann nicht 
gleichzeitig mehrmals auftreten und vergütet 
werden. 
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Absatz 2 : Mit Rücksicht auf -ihre relativ 
hohen Beiträge zur knappschaftllchen Ren- 
tenversicherung zahlen die knappschaftlich 
Versicherten keine Beiträge zur Alv. (§ 16 
Abs. 2 der VO über die Neuregelung der 
Rentenversicherung im Bergbau vom 4. Ok- 
tober 1942 — RGBl. I S. 569). Es erscheint 
daher gerechtfertigt, das Arbeitslosengeld 
nicht zu gewähren, wenn ein Anspruch auf 
eine Rente besteht, die nach diesen relativ 
hohen Beiträgen zur knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bemessen, und damit eine in 
der Regel ausreichende Versorgung gegeben 
ist. 

Zu § 87 a 

Mit der neuen Fassung des § 87 a soll der Be- 
griff Arbeitslosigkeit klarer abgegrenzt wer- 
den. 

Nach Absatz 1 ist entsprechend der frühe- 
ren, bis 1939 geltenden Fassung des § 89 a 
AVAVG entscheidendes Erfordernis, daß der 
Arbeitslose als Erwerbsperson berufsmäßig 
in der FFauptsache als Arbeitnehmer tätig zu 
sein pflegt. Eine entsprechende Vorschrift be- 
steht z, Z. im Gebiet des ehemaligen Landes 
Württemberg-Hohenzollern (§ 1 der VO des 
Arbeitsministeriums über die Unterstützungs- 
berechtigung in der Arbeitslosenversicherung 
vom 7. Januar 1949 — RegBl. S. 38). Daß 
hauptberuflich Selbständige nicht als arbeits- 
los im Sinne dieses Gesetzes gelten, findet 
auch in der Fassung des Abs. 3 Satz 1 Aus- 
druck. Der übrige Inhalt des mit der Novelle 
zum AVAVG von 1929 eingeführten § 89 a 
AVAVG wird nicht übernommen, weil er aus 
zeitbedingten Gründen den Anspruch auf Alu 
mittelbar vom Vorliegen der Bedürftigkeit 
abhängig machte, eine Regelung, die mit dem 
Versicherungsprinzip nicht vereinbar ist. 
Absatz 2: In Anlehnung an den Absatz 3 
des derzeitigen -§ 87 a AVAVG soll eine gele- 
gentliche oder eine regelmäßige abhängige 
Beschäftigung oder mithelfende Tätigkeit ge- 
ringen Umfanges die Annahme von Arbeits- 
losigkeit nicht ausschließen. Der versicherte 
Schaden gilt insoweit als noch nicht behoben. 
Bei der Bemessung der Leistung findet dieser 
Tatbestand der Teilarbeitslosigkeit entspre- 
chende Berücksichtigung (§ 112). 

Absatz 3 : Nach dem Wortlaut der derzei- 
tigen Fassung des § 87 a AVAVG gelten nur 
„selbständige Gewerbetreibende“ nicht als ar- 
beitslos, so daß erst durch die Rechtsprechung 
klargestellt werden mußte, daß die Angehöri- 
gen freier Berufe ebenso wie selbständige Ge- 


werbetreibende im Sinne des AVAVG nicht 
arbeitslos sein können. Die Vorschrift, daß 
selbständige Gewerbetreibende nicht arbeits- 
los sind, wird im Grundsatz sinngemäß über- 
nommen. In Berücksichtigung der in der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätze 
wird aber der Begriff „selbständiger Gewer- 
betreibender“ durch den umfassenderen Begriff 
„Selbständiger“ ersetzt. Es kann mithin nun- 
mehr keinem Zweifel unterliegen, daß auch 
Angehörige freier Berufe (z. B. Rechtsan- 
wälte, Ärzte, freischaffende Künstler) grund- 
sätzlich nicht als arbeitslos gelten können. 

Nach der derzeitigen Fassung des § 87 a 
AVAVG können Arbeitnehmer selbst nach 
langjähriger Beitragsleistung keine Alu er- 
halten, wenn sie während ihrer Arbeitneh- 
mertätigkeit nebenberuflich selbständig ge- 
wesen sind und diese Selbständigkeit auch 
nach Verlust der unselbständigen Beschäfti- 
gung beibehalten. Sie gelten in einem sol- 
chen Falle nach geltendem Recht selbst dann 
nicht als arbeitslos, wenn der selbständige Be- 
ruf den Lebensunterhalt nicht sichert und 
sie zeitlich nur in geringem Umfange in An- 
spruch nimmt, ihre Vermittlungsfähigkeit an 
sich also nicht beeinträchtigt. Abs. 3 beseitigt 
diese unbillige FFärte, dk in erster Line einen 
Mißbrauch der Alv. verhindern sollte. Ein 
Selbständiger gilt nach dem Entwurf dann als 
arbeitslos, wenn er schon vor dem Verlust 
der unselbständigen Beschäftigung nebenher 
selbständig war und nach dem Verlust der 
unselbständigen Beschäftigung in seinem selb- 
ständigen Nebenberuf nur in begrenztem 
Umfange arbeitet. Sowohl die Begrenzung 
hinsichtlich des Umfanges wie die hinsichtlich 
des wirtschaftlichen Erfolges gilt nur für die 
Eigentätigkeit des Versicherten. Jedoch wird 
insofern auf die Umstände -des Einzelfalles 
abgestellt, als Arbeitslosigkeit nur zu bejahen 
ist, wenn das Verhalten des Versicherten oder 
die Umstände erkennen lassen, daß der Ver- 
sicherte auch in Zukunft in der FFauptsaghe 
als Arbeitnehmer tätig sein will. 

Absatz 4 entspricht geltendem Recht. 
Eine von anderer Seite vorgeschlagene Ver- 
schrif t in der Richtung, daß an Stelle der FFin- 
terlegung der Ausweise beim Arbeitsamt eine 
Löschung der Erlaubnis bei den Ausstellungs- 
behörden gefordert werden sollte, ist nicht 
geeignet, einen Mißbrauch der Unterstüt- 
zungseinrichtungen zu verhindern, da die er- 
neute Ausstellung derartiger Ausweise dem 
Arbeitsamt nicht zuverlässig sofort bekannt 
werden würde. 



Absatz 5 übernimmt den wesentlichen Inhalt 
des Artikels 2 der Verordnung über die Arbeits- 
losenversicherung von Hausgewerbetreiben- 
den und Heimarbeitern vom 18. Oktober 
1930 (RABL I S. 227), deren Aufhebung Im 
§ 7 Abs. 2 Nr. 21 der Schlußbestimmungen 
vorgesehen ist. Denn auch in Zukunft kann 
auf eine derartige Vorschrift wegen der 
Schwierigkeiten, die Arbeitslosigkeit - von 
Heimarbeitern bei gemeinsamen Arbeits- oder 
Wohnstätten mit anderen Heimarbeitern 
zuverlässig festzustellen, nicht verzichtet 
werden; Im übrigen vgl. Begründung zu 
§ 75 c S. 116. Die Erweiterung, die die bis- 
herige Vorschrift durch den letzten Satz ge- 
funden hat, rechtfertigt sich gleichfalls aus 
dem Gesichtspunkt, daß einer mißbräuch- 
lichen Ausnutzung der Unterstützung vor- 
gebeugt werdeh muß, die durch Übernahme 
der bisher von dem arbeitslosen Heimarbei- 
ter ausgeführten Tätigkeit durch einen Fa- 
milienangehörigen möglich wäre. 

Zu § 88 

Die in § 88 AVAVG enthaltenen Vorschrif- 
ten sind nicht übernommen. Die Arbeits- 
fähigkeit ist als selbständige Unterstützungs- 
voraussetzung weggefallen (vgl. Begründung 
zu § 87 Abs. 1, S. 117). Es erübrigt sich da- 
her auch die im derzeitigen § 88 Abs. 1 
AVAVG enthaltene Definition dieses Begriffs. 
^ 88 Abs. 2 AVAVG jetziger Fassung wird 
durch § 120 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs er- 
setzt. Der ebenfalls nicht übernommene § 88 
Abs. 3 AVAVG ist eine Quelle zahlreicher 
Streitfälle, da die Feststellung, ob der körper- 
liche oder geistige Zustand sich erst nach 
dem Ausscheiden aus der Beschäftigung so ver- 
ändert hat, daß Arbeitsunfähigkeit eingetre- 
ten ist, auf die größten Schwierigkeiten stößt. 
Im übrigen hat die derzeitige Regelung in § 88 
Abs. 3 AVAVG noch weitere nachteilige Fol- 
gen. Sie zwingt dazu, arbeitsunfähige Per- 
sonen während des Bezuges von Unterstützung, 
die ihnen nach dieser Vorschrift zugebilligt 
werden muß, als arbeitslos zu führen, sie 
ständig der Meldung zu unterwerfen und sie 
statistisch als Arbeitslose zu zählen, Maßnah- 
men, die mit den tatsächlich gegebenen Ver- 
hältnissen, nämlich der endgültig festgestellten 
Arbeitsunfähigkeit, im Widerspruch stehen. 
Die Vermittlung von Arbeit, das eigentliche 
Ziel der Arbeitslosenversicherung, kann bei 
Arbeitsunfähigen nicht erreicht werden. Das 
Entgelt entfällt nicht wegen eines Mangels an 
Arbeit, sondern infolge der Arbeitsunfähig- 


keit. Die Vergütung dieses Schadens ist nicht 
Aufgabe der Alv. Die Forderung auf einen 
Leistungsanspruch in solchen Fällen mit Rück- 
sich auf die vorangegangene Beitragsleistung 
verkennt das Wesen der Alv. als Schaden- 
versicherung, deren Schadenfall keineswegs 
bei jedem Versicherten einzutreten braucht. 

Um auszusdiließen, daß Personen, die nach 
ihrem körperlichen, geistigen und seelischen 
Leistungsvermögen dauernd nicht vermitt- 
lungsfähig sind (§ 88 Abs. 1 des Entwurfs), 
zwarversicherungs- und beitragspflichtig, aber 
nicht anspruchsberechtigt sind, sollen sie nach 
§ 69 b des Entwurfs versicherungsfrei sein. 
Auf die Begründung zu § 69 b, S. 111, wird 
verwiesen. 

§ 88 des Entwurfs definiert den Begriff der 
Vermittlungsfähigkeit, die neben der Ar- 
beitslosigkeit und der Erfüllung der Anwart- 
schaft eine der Grundvoraussetzungen für den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld bildet. 

In der Begründung zu § 87 Abs. 1, S. 117, Ist 
bereits ausgeführt, daß die jetzigen Anspruchs- 
voraussetzungen Arbeitsfähigkeit und Ar- 
beitswilligkeit nach dem Entwurf integrie- 
rende Bestandteile des Begriffs Vermittlungs- 
fähigkeit bilden. Hinzu treten Merkmale des 
im geltenden Recht (§ 87 a AVAVG) zwar 
nicht positiv definierten, aber negativ abge- 
grenzten Begriffs der Arbeitslosigkeit. Der so 
gebildete komplexe Begriff der Vermittlungs- 
fähigkeit als Anspruchsvoraussetzung berück- 
sichtigt damit das Wesen des Arbeitslosengel- 
des als einer subsidiären Leistung für den 
Fall, daß die Arbeitslosigkeit durch Vermitt- 
lung von Arbeit wegen Mangels an Arbeits- 
plätzen nicht beendet werden kann. 

Absatz 1 : Ist Arbeitswilligkeit als Anspruchs- 
voraussetzung im jetzigen § 87 AVAVG nur 
programmatisch gefordert, ohne daß der Be- 
griff in einer Vorschrift definiert ist, so kann 
der Entwurf im Interesse einer eindeutigen 
Abgrenzung des anspruchsberechtigten Per- 
sonenkreises auf eine tatbestandsmäßige Fi- 
xierung nicht verzichten, ohne jedoch den Be- 
griff als solchen zu übernehmen. Der Ent- 
wurf verlangt von dem Arbeitslosen die Be- 
reitschaft, ein Arbeitsvei hältnis unter den üb- 
lichen Bedingungen des allgemeinen freien 
Arbeitsmarktes einzugehen. Zu den üblichen 
Bedingungen In diesem Sinne müssen nicht 
nur die gesetzlich oder tariflich festgelegten, 
sondern auch die sonstigen gerechnet werden, 
z. B. Art und Ort der Ausführung der Ar- 
beit sowie die Verteilung der Arbeitszeit In- 


119 



nerhalb der 24 Stunden des Tages oder inner- 
halb der Kalenderwoche. Andernfalls würde 
der Arbeitslose durch Beschränkung der Ar- 
beitsbereitschaft auf bestimmte Tage der 
Woche oder auf bestimmte Tages- oder 
Nachtstunden — selbst bei Arbeitsbereit- 
schaft für die übliche Dauer der Arbeitszeit 
— die Vermittlungsmöglichkeiten wesentlich 
verringern, ja u. U. nahezu ausschließen und 
damit das Risiko manipulieren können. Die 
Beseitigung von Manipulierungsmöglichkei- 
ten ist aber gerade eines der Ziele des Ent- 
wurfs (vgl. Begründung, Allgemeiner Teil, 
S. 82). Aus diesem Grunde läßt § 88 des Ent- 
wurfs einen Arbeitslosen, der seine Arbeits- 
bereitschaft einschränkt, nicht als vermitt- 
lungsfähig gelten. Dies gilt auch dann, wenn 
z. B. tatsächliche Bindungen den Arbeitslosen 
hinsichtlich der Dauer der Arbeitszeit nur in 
einem Umfang behindern, der Vermittlungs- 
fähigkeit an sich nicht ausschließt; auch ln 
diesem Falle kann die Arbeitsbereitschaft aus 
den oben dargelegten Gründen von dem Ar- 
beitslosen nicht willkürlich etwa nach Tagen 
oder Tagesstunden eingeschränkt werden, 
ohne daß dadurch die Vermittlungsfähigkeit 
entfällt. 

Die Arbeitsfähigkeit Ist nach geltendem Redit 
(§ 88 Abs. 1 AVAVG) zwar ein Begriff eige- 
ner Art, stellt aber die Umkehrung des Be- 
griffs Invalidität im Sinne des § 1254 RVO 
in der vor dem Inkrafttreten des Sozialver- 
sicherungs-Anpassungsgesetzes gültigen Fas- 
sung dar. Die Grenzen der Arbeitsfähigkeit 
und der Invalidität deckten sich vor dem In- 
krafttreten des Sozlalverslcherungs-Anpas- 
sungsgesetzes. Die Übereinstimmung der Be- 
urteilungsmaßstäbe hatte jedoch nur so lange 
Sinn, als auch diese Grenzen übereinstimmten. 
Die Übereinstimmung der Beurteilungsmaß- 
stäbe hat daher ihre eigentliche Bedeutung 
bereits mit dem Inkrafttreten des Sozialver- 
sicherungs-Anpassungsgesetzes verloren, das 
die Grenze der Invalidität des § 1254 RVO 
auf 50 V. H. der Erwerbsfähigkeit herabsetzt, 
so daß sich Invalidität Im Sinne der RVO und 
Arbeitsfähigkeit im Sinne des AVAVG ge- 
genseitig nicht mehr ausschließen. Es erscheint 
daher notwendig, die Bindung an das soge- 
nannte „Lohndrittel“ und damit zugleich an 
besonder^ örtliche oder berufliche Tatsachen 
als Beurteilungsmaßstab aufzugeben. 

Der Entwurf will auch hier dem Grundge- 
danken der Arbeitslosenversicherung Rech- 
nung tragen, daß Arbeitslosigkeit in erster 
Linie durch Vermittlung von Arbeit zu ver- 


hüten und zu beenden Ist. Die Vermittlung 
in Arbeit ist aber nur möglich, wenn der Ar- 
beitslose nach seinem körperlichen, geistigen 
und seelischen Leistungsvermögen imstande 
ist, ein Arbeitsverhältnis unter den üblichen 
Bedingungen des allgemeinen freien Arbeits- 
marktes einzugehen, besonders also auch Im- 
stande Ist, für die übliche Dauer der Arbeits- 
zeit zu arbeiten. 

Nach dem Entwurf soll bei der Beurteilung 
des Leistungsvermögens des Arbeitslosen auch 
das seelische Leistungvermögen berückichtigt 
werden. Eine Minderung des seelischen Lei- 
stungsvermögenskann bei der Feststellung der 
Erwerbsfähigkeit im Sinne des § 1254 RVO 
nicht berücksichtigt werden. Sofern jedoch 
das seelische Leistungsvermögen eines Arbeits- 
losen so gemindert ist, daß er ein Arbeitsver- 
hältnis unter den üblichen Bedingungen des 
allgemeinen freien Arbeitsmarktes nicht mehr 
cingehen kann, muß seine Vermittlungsfähig- 
keit als Voraussetzung für den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld wegen des Charakters dieser 
Leistung ebenso verneint werden wie bei 
einer entsprechenden Minderung des körper- 
lichen und geistigen Leistungsvermögens. Die 
Durchführung von arbeitsfürsorgerischen 
Maßnahmen, moderner medizinischer Thera- 
pie, Hellpädagogik und Psychogogik für Per- 
sonen mit seelisch abnormer Erlebnisverarbei- 
tung mit dem Ziel der Steigerung oder vol- 
len Wiederherstellung ihres seelischen Lei- 
stungsvermögens ist eine Aufgabe anderer 
Stellen, jedenfalls nicht der Alv. Mit der Vor- 
schrift, daß das Leistungsvermögen des Ar- 
beitslosen unabhängig von den tatsächlich ge- 
gebenen Vermittlungsmöglichkeiten zu beur- 
teilen ist, übernimmt der Entwurf den 
Grundsatz der GrE Nr. 3780 (RABL 1930 
IV S. 292). 

In Absatz 1 wird weiter gefordert, daß der Ar- 
beitslose durch sonstige Umstände, d. h. aus 
Gründen, die nicht In seiner Arbeitsbereit- 
schaft oder seinem Leistungsvermögen liegen, 
nicht gehindert Ist, ein Arbeitsverhältnis unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen 
freien Arbeitsmarktes einzugehen. Derartige 
Hinderungsgründe werden im geltenden 
Recht (§ 87 a Abs. 2 AVAVG) bei der Prü- 
fung der Arbeitslosigkeit als Unter- 
stützungsvoraussetzung berücksichtigt. 

Absatz 2 übernimmt die negativ gefaßte Vor- 
schrift des § 87 a Abs. 2 AVAVG In positi- 
ver Fassung. Tatsächliche und rechtliche Bin- 
dungen geringen Umfanges schließen — als 
Ausnahme von dem Grundsatz des Abs. 1, 
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daß der Arbeitslose durch sonstige Umstände 
nicht gehindert sein darf, ein Arbeitsverhält- 
nis unter den üblichen Bedingungen des all- 
gemeinen freien Arbeitsmarktes einzugehen 
— die Annahme von Vermittlungsfähigkeit 
nicht aus. 

Absatz 3 : Heimarbeiter gelten im Sinne des 
Entwurfs als Arbeitnehmer (§ 206 a des Ent- 
wurfs). Sie sind auch grundsätzlich versiche- 
rungspflichtig (§§ 69 und 75 c des Entwurfs). 
Nadi einer in den letzten 2 Jahren vor der 
Arbeitslosmeldung ausgeübten versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung von 26 Wochen als 
Heimarbeiter wird die Vermittlungsfähigkeit 
in Rücksicht auf das Versidierungsprlnzip 
selbst dann bejaht, wenn der Arbeitslose nur 
Heimarbeit verrichten, also Insoweit ein Ar- 
beitsverhältnis unter den üblichen Bedingun- 
gen des allgemeinen freien Arbeitsmarktes 
nicht eingehen kann (vgl. Begründung, Allge- 
meiner Teil, S. 82). Vermittlungsfähigkeit 
liegt jedoch nldit vor, wenn ein Arbeitsloser 
aus subjektiven Gründen sein Arbeitsgesuch 
auf Heimarbeit beschränkt, d. h. zwar nach 
seinem Leistungsvermögen Imstande und 
auch nicht gehindert, jedoch nicht bereit Ist, 
ein Arbeitsverhältnis unter den üblichen Be- 
dingungen des allgemeinen freien Arbeits- 
marktes einzugehen. Die Alv. kann das Wag- 
nis für diesen am Rande des Arbeitsmarktes ’ 
lebenden Personenkreis nicht übernehmen, da 
die Erfahrungen der Praxis gelehrt haben, daß 
in solchen Fällen eine Vermittlung in Arbeit • 
in aller Regel ausgeschlossen Ist. Daß die den 
Heimarbeiter begünstigende Sonderregelung 
des Abs. 3 auf die Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld beschränkt ist, also für den 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht gilt, liegt 
darin begründet, daß diese Sonderregelung 
nur der stärkeren Betonung des Versidie- 
rungsprinzips Im Entwurf Rechnung trägt. 
Dieser Gesichtspunkt hat für die Arbeits- 
losenhilfe keine Bedeutung. 

Zu § 89 

Entspricht im wesentlichen bisherigem Recht. 
Aus rechtssystematischen Gründen wird die 
Vorschrift des § 11 Abs. 2 Satz 3 des Mut- 
terschutzgesetzes (BGBl. 1952 I S. 69), wo- 
nach — ebenso wie neben dem Wochengeld 
nach § 195 a der RVO oder dem Mutter- 
schutzgesetz — neben der Sonderunter- 
stützung nach dem Mutterschutzgesetz keine 
Arbeitslosenunterstützung gewährt wird, in 
den § 89 übernommen. § 11 Abs. 2 Satz 3 
des Mutterschutzgesetzes wird durch Art. X 
§ 7 Abs. 2 Nr, 32 aufgehoben. 


Vorbemerkung zu den §§ 90 bis 93 c 

Nach § 87 AVAVG derzeitiger Fassung Ist 
u. a. Arbeitswilligkeit neben unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit eine der Grundvoraussetzun- 
gen für den Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung. Für den Begriff der „Arbeitswillig- 
keit“ fehlt ebenso wie für den Begriff „un- 
freiwillig arbeitslos“ eine Legaldefinition im 
geltenden Recht. Die Aufzählung dieser 
beiden Voraussetzungen hat nur programma- 
tische Bedeutung (GrE 3327 — RABl. 1929 
IV S. 24 — und GrE 3674 — RABl. 1930 
IV S. 98). Liegen diese Voraussetzungen 
für den Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung im Einzelfall nicht vor, so entfällt 
trotzdem der Anspruch auf Arbeitslosen- 
unterstützung dem Grunde nach nicht. Die 
Folge ist vielmehr nur ein auf den Vorschrif- 
ten der §§ 90 bis 93 b AVAVG beruhender 
befristeter Ausschluß von der Unterstützung, 
und zwar in den Fällen der §§ 90, 92 und 93 
AVAVG unter gleichzeitiger entsprechender 
Minderung des Anspruchs der Dauer nach 
(§ 100 AVAVG). Nur in dem Falle des § 93 c 
AVAVG kann dauernde Arbeitsunwilligkeit 
in Verbindung mit § 100 AVAVG zum völ- 
ligen Verlust des Restanspruchs auf Arbeits- 
losenunterstützung führen. 

Der Entwurf übernimmt Arbeitswilligkeit 
und Unfreiwilligkeit der Arbeitslosigkeit 
nicht als Unterstützungsvoraussetzungen in 
den § 87 (s. Begründung zu § 87 Abs. 1, 
S. 117). Andererseits erfordert das Wesen der 
Alv. die grundsätzliche Beibehaltung der §§ 90 
bis 93 c AVAVG. Denn in jeder Versicherung 
muß die Gemeinschaft der Versicherten nach 
Möglichkeit davor geschützt werden, daß ein- 
zelne Versicherte das Risiko der Versicherung 
manipulieren, d. h. den Schadenfall unbe- 
rechtigt herbeiführen oder seine Beendigung 
unberechtigt willkürlich vereitln. Vorschrif- 
ten, die die Übernahme des Risikos in solchen 
Fällen beschränken oder ablehnen, sind daher 
notwendig und jeder Versicherung eigentüm- 
lich. Sie bedürfen daher zu ihrer Begründung 
nicht einer programmatischen Vorschrift, die 
versicherungsgerechtes Verhalten der Ver- 
sicherten zu einer Grundvoraussetzung für 
die Entstehung des Anspruchs im Schadenfall 
macht, wie es im geltenden Recht durch die 
Verknüpfung der §§ 90 ff. mit § 87 AVAVG 
geschieht. Der Entwurf verzichtet daher auf 
diese Verknüpfung. Die §§ 90 bis 93 b des 
Entwurfs regeln die Fälle, in denen die Über- 
nahme des Risikos für begrenzte Zelt abge- 
lehnt wird (Sperrfrist), entbehren jedoch jeg- 
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lieber Bedeutung für die Entstehung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld. (Wegen der 
gegenüber dem geltenden Recht verlängerten 
Dauer der Sperrfrist vgl. Begründung, Allge- 
meiner «Teil, S. 83). § 93 c sieht die Ver- 
sagung des Arbeitslosengeldes für die gesamte 
restliche Dauer des Anspruchs auf Arbeits- 
losengeld vor. Dies stellt ebenfalls eine, und 
zwar endgültige Ablehnung der Übernahme 
des Risikos im Rahmen des bereits entstan- 
denen Anspruchs auf Arbeitslosengeld dar. 

Zu § 90 

Absatz 1 bezieht als Sperrfristgrund auch 
die Vereitelung des Zustandekommens eines 
Beschäftigungsverhältnisses ein, die im gelten- 
den Recht nur im § 93 c AVAVG und nur 
für den Fall geregelt ist, daß der Arbeitslose 
die Beschaffung einer Arbeit j^beharrlich“ 
vereitelt. Ein Verhalten des Arbeitslosen, das 
von den im Verkehr bei solchen Anlässen 
üblichen Gepflogenheiten wesentlich abweicht 
und seinen mangelnden Willen zur Arbeits- 
aufnahme bekundet (einschränkende Bedin- 
gungen, Nichterscheinen oder verspätetes Er- 
scheinen zur Vorstellung), ist der ausdrück- 
lichen Ablehnung der Arbeit gleichzuachten, 
§ 90 Abs. 1 letzter Satz übernimmt den 
Grundgedanken der GrE 4694 (RABl. 1933 
IV S. 444). 

In Absatz 2 Nr. 1 sind die Worte „oder 
bindende Bestimmungen über sonstige Ar- 
beitsbedingungen oder Arbeitschutzvorschrif- 
ten nicht eingehalten worden“ eingefügt. Ein 
berechtigter Grund zur Arbeitsablehnung soll 
damit besonders dann anerkannt werden, 
wenn Unfallverhütungsvorschriften, Arbeits- 
zeitbestimmungen oder sonstige Arbeits- 
schutzvorschriften, ferner auf Grund des Ge- 
setzes über die Festsetzung von Mindest- 
arbeitsbedingungen vom 11. Januar 1952 fest- 
gesetzte Mindestarbeitsbedingungen oder nach 
§19 Abs. 1 FiAG bindend festgesetzte Ver- 
tragsbedingungen vom Arbeitgeber erfah- 
rungsgemäß oder, im Falle des § 93, tatsäch- 
lich nicht eingehalten werden. Im Absatz 2 
Nr. 1 wird ferner das Wort „Lohn“ durch 
den umfassenderen Begriff „Arbeitsentgelt“ 
ersetzt, um Zweifel darüber auszuschließen, 
ob auch „Entgelte“ im Bereich der Fieim- 
arbeit unter diese Bestimmung fallen, 

Absatz2Nr. 2: Die Frage, ob ein allge- 
meiner „Berufsschutz“ in das Gesetz aufge- 
nommen werden soll, verneint der Entwurf. 


Das dem Arbeitslosen in § 90 Abs. 2 Nr. 2 
in Verbindung mit Abs. 3 AVAVG in der 
Fassung von 1927 zugestandene Recht, für 
eine gewisse Zeit die Annahme einer Arbeit 
schlechthin zu verweigern, weil ihm die Ar- 
beit nach seiner Vorbildung oder seiner 
früheren Tätigkeit nicht zugemutet werden 
könne, ist bereits 1931 beseitigt worden. Die 
Vorschrift bedeutete eine wesentliche Ein- 
schränkung der Vermittlungsmöglichkeiten 
und stand in einem inneren Widerspruch zu 
§ 131. Sie Stand aber auch in Widerspruch 
zu der Gepflogenheit in zahlreichen hand- 
werklichen Berufen, vorübergehend berufs- 
fremde Arbeit aufzunehmen. § 90 AVAVG 
in der Fassung von 1927 gab in seinem 
Abs. 2 Nr. 2 dem Arbeitslosen ferner das 
Recht, eine Arbeit abzulehnen, weil sie ihm 
mit Rücksicht auf sein späteres Fortkommen 
nicht zugemutet werden könne. 

Diese Vorschrift ist bei der Wiedereinfüh- 
rung des AVAVG in den Jahren 1947 bzw. 
1948 in fast allen Ländern nicht wieder in 
den § 90 AVAVG aufgenommen worden. Sie 
entsprach zu jener Zeit nicht der Arbeits- 
marktlage und der allgemeinen Lage der Be- 
völkerung nach dem Zusammenbruch. Nur 
das Land Rheinland-Pfalz führte in § 90 
Abs. 2 Nr. 1 AVAVG diesen beschränkten 
Berufsschutz wieder ein. Der Entwurf greift 
die frühere Regelung in Abs. 2 Nr. 2 
wieder auf und erklärt die Ablehnung einer 
“ angebotenen Arbeit für berechtigt, die dem 
Arbeitslosen die künftige Ausübung der bis- 
herigen überwiegenden Tätigkeit wesentlich 
erschweren würde. 

Absatz2 Nr. 5: Das Reichs versicherungsamt 
hat in den grundsätzlichen Entscheidungen 
Nr. 3222 (RABl. 1928 IV S. 271), Nr. 3364 
(RABl. 1929 IV S. 81) und Nr. 4936 (RABl. 
1936 IV S. 20) zu der Frage Stellung genom- 
men, wann die Versorgung der Angehörigen 
als nicht hinreichend gesichert gelten kann. 
Unter Versorgung sei nicht nur die wirt- 
schaftliche Versorgung der Familienange- 
hörigen zu verstehen. Der Begriff umfasse 
vielmehr nach der allgemeinen Lebensauffas- 
sung z. B. auch die erforderliche Wartung 
und Pflege erkrankter Angehöriger, je nach 
den Umständen des Falles auch die Pflege, 
Wartung, Erziehung und Überwachung der 
Kinder durch ihre Mutter. Im übrigen sei es 
Tatfrage des Einzelfalles, ob bei Berücksich- 
tigung der gesamten Verhältnisse die Ver- 
sorgung der Angehörigen hinreichend ge- 
sichert sei. Die Fassung des Entwurfs paßt die 
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Vorschrift der Nr. 5 der umfassenderen Aus- 
legung des Begriffs Versorgung durch das 
Reichsversicherungsamt an. 

A b s. 2 N r. 6 Ist neu eingefügt worden. Das 
Reichsversicherungsamt hat bereits in der 
GrE Nr. 3529 (RABL 1929 IV S. 352) die Ab- 
lehnung einer Arbeit, die gegen ein Gesetz 
oder gegen die guten Sitten verstößt, im 
Sinne des § 90 Abs. 1 AVAVG als berechtigt 
anerkannt. 

Im übrigen sind die zur Arbeitsablehnung im 
Sinne des Abs. 2 berechtigenden Gründe er- 
schöpfend aufgezählt. 

Zum Wegfall des § 91 

§ 91 AVAVG, der die sogenannte „Pflicht- 
arbeit" regelt, ist weggefallen. Es wird jedoch 
auf die §§ 140 und 141 i des Entwurfs und 
die Begründungen S. 150 und S. 155 hierzu 
verwiesen. 

Zu § 92 

Entspricht im wesentlichen dem geltenden 
Recht. Die Tatbestände, die zur Verhängung 
einer Sperrfrist führen, sind jedoch insofern 
erweitert, als unentschuldigte, nicht regel- 
mäßige Teilnahme an den Ausbildungsmaß- 
nahmen und Gefährdung ihrer Durdiführung 
eine Sperrfrist nach sich ziehen. 

Zu § 93 

Absatz 1 : Nach § 93 Abs. 1 AVAVG jetziger 
Fassung ist nur bei Aufgabe der Arbeitsstelle 
ohne wichtigen oder berechtigten Grund die 
Verhängung einer Sperrfrist zulässig, nicht 
aber, wenn der Versicherte keinen an sich 
zumutbaren Versuch zur Beseitigung des 
wichtigen oder berechtigten Lösungsgrundes 
unternommen hat. Ferner kann der Ver- 
sicherte durch ein Verhalten, das zwar zur 
Entlassung, aber nicht zur fristlosen Entlas- 
sung berechtigt, den Versicherungsfall her- 
beiführen, ohne daß eine Sperrfrist verhängt 
werden kann. Zur allgemein als notwendig 
anerkannten weiteren Einschränkung der 
Manipulierbarkeit des Wagnisses der Alv. er- 
scheint es notwendig, im § 93 des Entwurfs 
die Tatbestände entsprechend zu erweitern, 
die zur Verhängung einer Sperrfrist führen 
(vgl. Begründung, AUgemeiner Teil, S. 183). 
Die Fälle ungerechtfertigter Aufgabe und des 
Verlustes einer Arbeitsstelle aus einem zur 
fristlosen Entlassung berechtigenden Grunde 
überwogen schon bisher bei weitem die Zahl 
der unberechtigten Arbeitsablehnungen. In 


den Monaten Mai 1952 bis April 1953 wur- 
den 73,0 V. FI. von insgesamt 205 176 Sperr- 
fristen wegen schuldhaften Verlustes der Ar- 
beitsstelle verhängt (vgl. Übersicht 40). 
Abs. 1 hat daher eine Erweiterung insofern 
erfahren, als nunmehr auch die leichtfertige 
Aufgabe einer Arbeitsstelle und die vorsätz- 
liche oder grobfahrlässige Fierbeiführung 
ihres Verlustes zur Verhängung einer Sperr- 
frist führt. 

Absatz 2 entspricht geltendem Recht. Jedoch 
stellt Satz 1 nur noch auf einen geregelten 
Ausbildungsgang zur beruflichen Schulung 
ab. Die Übernahme des Risikos der Arbeits- 
losigkeit auf die Alv. ist allenfalls aus Anlaß 
einer beruflichen, nicht aber einer allgemein- 
bildenden Schulung gerechtfertigt. Im letzten 
Satz des Abs. 2 wird der Erlaß von Durchfüh- 
rungsvorschriften, der bisher den Arbeits- 
ministern bzw. den Präsidenten der Landes- 
arbeitsämter Vorbehalten ist, in Übereinstim- 
mung mit dem das BAG beherrschenden 
Grundsatz der Selbstverwaltung in die Zu- 
ständigkeit des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt verwiesen. 

Zu § 93 a 

Wie nach geltendem Recht kann die Sperr- 
frist nach Lage des Falles für eine kürzere 
oder längere als die regelmäßige Dauer fest- 
gesetzt werden. 

Zu § 93 b 

A b s a t z 1 : Die derzeitige Fassung des § 93 b 
Abs. 1 AVAVG unterscheidet zwischen „Ver- 
hängung“ und „Beginn“ der Sperrfrist. Sie 
läßt Zweifel zu. Insbesondere ist nicht ein- 
deutig, wie das Ermessen, das in bezug auf 
die Festetzung des Beginns eingeräumt ist, zu 
handhaben ist. Die Fassung des Entwurfs be- 
stimmt eindeutig, daß die Sperrfrist stets mit 
dem Tage beginnt, an dem der Arbeitslose 
nach dem Ereignis, das Anlaß zur Verhän- 
gung der Sperrfrist gegeben hat, erstmalig 
Anspruch auf Arbeitslosengeld hat. Dies hat 
besonders Bedeutung für die Fälle, in denen 
der Anlaß zur Verhängung einer Sperrfrist, 
z. B. die fristlose Entlassung, vor Beginn des 
Leistungsbezuges Hegt. 

Absatz 2 entspricht dem ersten Satz des 
jetzigen § 93 b Abs. 2 AVAVG. Die Vor- 
schrift des geltenden Rechts, daß die Sperr- 
frist nur an Tagen läuft, für die der Arbeits- 
lose seiner Meldepflicht genügt, ist entbehr- 
lich. Der Arbeitslose ist auch während des 
Laufes der Sperrfrist zur Meldung verpflich- 
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tet (§ 173). Für Tage eines Meldezeitraumes, 
für den der Arbeitslose die vorgeschriebenen 
Meldungen unterläßt (§ 114), würde er daher 
auch „sonst“, d. h. ohne Verhängung einer 
Sperrfrist, kein Arbeitslosengeld erhalten. An 
diesen Tagen läuft daher die Sperrfrist ohne- 
hin nach Abs. 2 in der Fassung des Entwurfs 
nicht, 

Absatz 3: Die sogenannte „tätige Reue“ ist 
im Entwurf eindeutiger geregelt als im gel- 
tenden Recht (§ 93 b Abs. 2 Satz 2 AVAVG). 
Die tätige Reue wird auch bei Beschäftigun- 
gen wirksam, die vor der Verhängung der 
Sperrfrist, aber nach dem Ereignis ausgeübt 
worden sind, das Anlaß zur Verhängung der 
Sperrfrist gegeben hat. Es soll also z.B. durch 
eine einer fristlosen Entlassung nachfolgende 
Beschäftigung die an sich verwirkte Sperr- 
frist bereits abgegolten werden können, be- 
vor bei einer späteren Arbeitslosigkeit die 
Frage der Verhängung einer Sperrfrist zu 
prüfen ist. Der Entwurf übernimmt damit 
einen Grundgedanken der GrE Nr. 4358 
(RABL 1932 IV S. 202). 

Absatz 4 : Nach dieser neu eingeführten Vor- 
schrift sollen die Rechtsfolgen eines Ereignis- 
ses, das an sich Anlaß zur Verhängung einer 
Sperrfrist bieten würde, nicht mehr eln- 
treten, wenn der Versicherte nach diesem Er- 
eignis durch eine Beschäftigung von ent- 
sprechender Dauer eine neue Anwartschafts- 
zeit erfüllt hat, die einen neuen Anspruch 
begründet. Der Entwurf folgt mit dieser Vor- 
schrift der Rechtsauffassung des Reichsver- 
sicherungsamtes (GrENr. 4358 — RABL 1932 
IV S. 202). Die Gleichbehandlung einer ver- 
sicherungsfreien Beschäftigung — soweit die 
Versicherungsfreiheit nicht auf § 75 a be- 
ruht — mit versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigungen im Rahmen dieser Vorschrift ist ge- 
boten, um Hemmungen zu beseitigen, die der 
Aufnahme einer versicherungsfreien Beschäf- 
tigung andernfalls entgegenstehen könnten. 
Ferner soll der Ablauf von 12 Monaten nach 
dem eine Sperrfrist auslösenden Ereignis aus- 
reichen, um den Anlaß verjähren zu lassen. 
Diese Vorschrift entspricht ebenfalls der in 
der GrE Nr. 4358 (RABL 1932 IV S. 202) 
niedergelegten Rechtsauffassung des Reichs- 
versicherungsamtes. 

Absatz 5 entspricht dem geltenden Recht 
(§ 93 b Abs. 3 AVAVG). 

Zu § 93 c 

Die Vorschrift dient dem Schutze der Alv. 
gegen die Ausnutzung durch Arbeitslose, die 


schuldhaft bereits wiederholt den Schadenfall 
herbeigeführt oder seine Beendigung verhin- 
dert haben. Die derzeitige Fassung des § 93 c 
AVAVG läßt den Ausschluß vom Bezüge der 
Alu nur bei beharrlicher Nichtausnutzung 
von Arbeitsmöglichkeiten oder beharrlicher 
Vereitelung der Bemühungen zur Verschaf- 
fung von Arbeit zu. Sie läßt damit den selbst- 
verschuldeten Verlust der Arbeit außer Be- 
tracht. Der Entwurf knüpft im Satz 1 die 
Rechtsfolgen an einen eindeutigen Tatbe- 
stand. Gibt der Arbeitslose während einer 
Bezugsdauer, mehr als zweimal Anlaß zur 
Verhängung einer Sperrfrist, so ist die Ver- 
mutung begründet, daß er die Alv, ausnutzt 
und nicht auch selbst ernstlich bemüht ist, den 
Eintritt des Schadenfalles zu verhüten bzw. 
die Maßnahmen des Arbeitsamtes zur Be- 
endigung des Schadenfalles zu unterstützen. 
Die Versagung des Arbeitlosengeldes für die 
restliche Dauer des Anspruchs ist damit ge- 
rechtfertigt. Dem Arbeitslosen soll dadurch 
bis zur Erfüllung einer neuen Anwartschafts- 
zeit die Möglichkeit genommen werden, das 
Risiko des Alv. in einem ihm günstigen Sinne 
zu beeinflussen. 

Satz 2 entspricht geltendem Recht. 

Zu § 94 

Entspricht im wesentlichen dem § 94 AVAVG. 
Richtlinien darüber, wann eine unbillige 
Härte in der Verweigerung des Arbeitslosen- 
geldes bei mittelbar durch Streik oder Aus- 
sperrung verursachter Arbeitslosigkeit liegt, 
kann wie riach § 94 Abs. 3 AVAVG in der 
Fassung von 1927 auch nach dem Entwurf 
wieder der Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
erlassen. Bis zum Erlaß solcher Richtlinien 
sind nach § 9 der Übergangsvorschriften die 
Richtlinien vom 27. März 1928 (RABL I 
S. 97) und die Erläuterungen zu diesen vom 
26. April 1928 (RABL I S. 163) sinngemäß 
anzuwenden. Es wird Aufgabe der Sozial- 
partner sein, eine Regelung zu finden, die die 
Neutralität der Arbeitsverwaltung in Arbeits- 
kämpfen wahrt (siehe § 94 Abs. 1 des Ent- 
wurfs), die Alv. vor einer mißbräuchlichen 
Verwendung für ihr wesensfremde Zwecke 
schützt und den Interessen beider Sozialpart- 
ner gerecht wird. Dem Gedanken, von vorn- 
herein in allen Fällen von Arbeitslosigkeit in- 
folge mittelbarer Verursachung durch Streik 
oder Aussperrung uneingeschränkt den An- 
spruch auf Zahlung von Arbeitslosengeld an- 
zuerkennen, konnte nicht nähergetreten 
werden. Es ist Sache derjenigen, die einen 
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Streik oder eine Ausperrung veranlassen 
die gesamten Folgen, audi die Härten, die für 
mittelbar Betroffene entstehen, zu berück- 
sichtigen. Wirtschaftskämpfe könnten an- 
dernfalls durch die Bildung von Schwerpunk- 
ten zu Lasten der Alv. durchgeführt werden, 
die ihre Mittel aus Beiträgen der Arbeitneh- 
mer und Arbeitgeber bezieht. Die Verpflich- 
tung der Bundesanstalt, in Arbeitskämpfen 
strikte Neutralität zu wahren, würde dadurch 
zwangsläufig verletzt. Diese Neutralität ist 
durch die Mittlerrolle zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern bedingt. Sie findet orga- 
nisatorisch ihren Ausdruck in der paritätischen 
Besetzung der Organe durch die Sozialpart- 
ner, in denen diese über Fragen der Alv. » 
allein befinden (§ 11 des Bundesanstaltsge- 
setzes). Die Forderung der Neutralität, die 
der Staat an eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft mit Selbstverwaltung richten muß, 
findet ihren Niederschlag auch in Vorschrif- 
ten über die Arbeitsvermittlung und Berufs- 
beratung (§60). (Vgl. im übrigen Begründung, 
Allgemeiner Teil, S. 76 und 77). 

Zu § 95 

Absatz 1 Satz 1 : Die Berechnung der Rah- 
menfrist geht wie im jetzigen § 95 AVAVG 
von der Arbeitslosmeldung aus. Die Berück- 
sichtigung sogenannter Erweiterungszeiten 
nach dem geltenden Recht (§ 95 Abs. 1 bis 3 
AVAVG), durch die die Grundrahmenfrist 
von einem Jahr bis auf zwei Jahre erweitert 
werden kann, hat die Arbeitsämter verwal- 
tungsmäßig außerordentlich stark belastet. 
Da hierbei erfahrungsgemäß in der Regel die 
Rahmenfrist praktisch zwei Jahre erreicht, ist 
sie im Entwurf von vornherein auf zwei 
Jahre festgesetzt. Bis auf die unten erörterten, 
nicht häufigen Fälle bestimmter Auslandsbe- 
schäftigungen verzichtet der Entwurf auf die 
Möglichkeit, die Rahmenfrist zu erweitern. 
Die Vorschrift übernimmt ferner den in der 
GrE 4924 (RABl. 1935 IV S. 411) entwickel- 
ten Grundsatz, daß die Anwartschaft auch 
durch versicherungspflichtige Beschäftigung 
von weniger als 26 Wochen, wenn sie 6 volle 
Monate gedauert hat, erfüllt ist. 

S a t z 2 übernimmt die Vorschrift des der- 
zeitigen § 98 a AVAVG über den Ausschluß 
bestimmter Zeiten für die Erfüllung der An- 
wartschaftszeit, erweitert sie aber durch Ein- 
beziehung der Zeiten, für die wegen Urlaub 
oder unberechtigter Arbeitsversäumnis kein 
Arbeitsentgelt gezahlt wird. Dadurch werden 


Zweifel in bezug auf die Anwartschaftsbe- 
gründung durch unbezahlten Urlaub be- 
seitigt. 

Satz 3 : Das geltende Recht läßt die Er- 
füllung der Anwartschaft durch Zeiten zu, 
für die der Versicherte wegen Stillegung des 
Betriebes als Kurzarbeiterunterstützung 
Leistungen in Höhe der Arbeitslosenunter- 
stützung bezogen hat. Im Gebiete der ehe- 
maligen Länder Württemberg-Hohenzollern 
und Baden können die Leistungen an Ver- 
sicherte während der Stillegung eines Be- 
triebes sogar über den Sätzen der Arbeits- 
losenunterstützung liegen. Es besteht je- 
doch kein sachlicher Grund, Bezieher von 
Stillegungsvergütung hinsichtlich der Er- 
füllung der Anwartschaftszeit besser zu stellen 
als Versicherte, die wegen Stillegung des Be- 
triebes entlassen worden sind und für die Zeit 
der Stillegung Arbeitslosengeld beziehen. Sie 
bleiben gegenüber den während einer Still- 
legung entlassenen Versicherten ohnehin in- 
soweit begünstigt, als die Zeit des Bezuges 
von Stillegungsvergütung nicht auf die Dauer 
des Anspruchs auf Arbeitslosengeld ange- 
rechnet wird. Es ist daher gerechtfertigt, daß 
der Entwurf diese doppelte Begünstigung 
einer besonderen Gruppe von Leistungs- 
empfängern beseitigt, zumal für diese Be- 
schäftigungszeiten keine Beiträge entrichtet 
werden. 

A b s a t z 2 ; Satz 1 dient der Klarstellung. Er 
lehnt sich an § 95 Abs. 1 Satz 2 AVAVG in 
der Fassung von 1927 an und übernimmt mit 
der Vorschrift, daß die Rahmenfrist dem 
Tage der Arbeitslosmeldung unmittelbar 
vorausgehen muß, zugleich den Grundsatz 
der GrE Nr. 3721 (RABl. 1930 IV 
S. 196). Mit dem letzten Halbsatz nimmt der 
Entwurf ausdrücklich einen schon bisher in 
§ 95 AVAVG enthaltenen Grundsatz auf 
(vgl. GrE Nr. 4846 — RABl. 1935 IV S. 63). 
Satz 2 soll die Möglichkeit des Verlustes 
einer Anwartschaft infolge solcher im all- 
gemeinen Interesse liegender Beschäftigungen 
einschränken. 

Zu § 95 a 

Die neueingeführte Vorschrift entspricht in 
ihrem Inhalt ähnlichen Vorschriften, wie sie 
mit geringen Abweichungen in einigen Län- 
dern des Bundesgebietes zur Zeit gelten. Im 
Hinblick auf die Einheit Deutschlands und 
im Interesse der Deutschen, die in Gebieten 
Deutschlands außerhalb des Bundesgebietes 
und des Landes Berlin in arbeitslosenversiche- 
rungspflichtiger Beschäftigung gestanden 
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haben, soll 'die Zeit solcher Beschäftigung als 
anwartschaftsbegründend anerkannt werden, 
sofern die gleiche Beschäftigung bei gleichem 
Arbeitsentgelt auch im Bundesgebiet arbeits- 
losenversicherungspflichtig gewesen wäre. Das 
deutsch-österreichische Abkommen über Alv. 
enthält den gleichen Grundsatz ohne Rück- 
sicht auf die Staatsangehörigkeit. Auf die 
Prüfung, ob eine Gegenseitigkeit in Ge- 
bieten Deutschlands außerhalb des Bundes- 
gebietes gewährleistet ist, wird verzichtet. 

Durch den § 95 a des Entwurfs wird der 
Vorschrift des § 90 Abs. 1 des Bundesver- 
triebenengesetzes vom 19. Mai 1953 (BGBL I 
S. 201) entsprochen. 

Zum Wegfall des § 96 AVAVG 

Satz 1 des § 96 AVAVG derzeitiger 
Fassung ist gegenstandslos geworden, da die 
Vorschriften, nach denen versicherungspflich- 
tig beschäftigte Rentner in Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen von der Entrichtung der Arbeit- 
nehmeranteile befreit sind oder versiche- 
rungspflichtige Beschäftigungen von Rent- 
nern In den übrigen Ländern der Bundes- 
republik überhaupt beitragsfrei sind, durch 
den Entwurf aufgehoben werden (siehe § 3 
und § 7 Abs. 2 Nr. 22 bis 24 der Schlußvor- 
schriften). 

S a t z 2 des derzeitigen § 96 AVAVG hat 
nur deklaratorische Bedeutung und nur Sinn 
im Zusammenhang mit Satz 1. Die Befrei- 
ung der Versicherten der knappschaftllchen 
Rentenversicherung von der Entrichtung von 
Beiträgen zur Alv. (§ 16 Abs. 2 der VO über 
die Neuregelung^ der Rentenversicherung Im 
Bergbau vom 4. Oktober 1952 — RGBl. I 
S. 569) berührt die Versicherungspflicht und 
damit den Anwartschaftserwerb nicht. 

Zum Wegfall des § 98 a AVAVG 

Die Vorschrift wird durch § 95 Satz 2 des 
Entwurfs in geänderter Fassung übernommen 
(vgl. Begründung zu § 95, S. 125). 

II. Dauer und Höhe 

Zu § 99 

Die Feststellung der Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld erfordert einen erheblichen 
Aufwand an Afbelt. Es erschien daher an- 
gezeigt, die Vorschriften über die Dauer des 
Anspruchs materiell-rechtlich soweit wie 
möglich zu vereinfachen. 


Absatz 1 entspricht § 99 Abs. 1 Satz 1, 2 u. 4 
AVAVG In der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 24. August 1953 (BGBl. I 
S. 1022). Die Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld ist im Entwurf in Tagen 
statt in Wochen ausgedrückt worden, weil die 
Arbeitsämter die Dauer des Anspruchs im 
Einzelfall ohnehin in Tagen feststellen müssen. 
Durch die in Klammern gesetzten, nach Mo- 
naten bemessenen Zeiträume übernimmt die 
Vorschrift des § 95 des Entwurfs (vgl. Begrün- 
dung S. 125) den in der GrE Nr. 4924 
(RABL 1935 IV S. 411) entwickelten Grund- 
satz, daß eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung von sechs bzw. zwölf vollen 
Monaten einer Beschäftigung von 26 bzw. 52 
Wochen als Voraussetzung für die Dauer des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld gleichzu- 
setzen ist. 

Absatz 2 fußt auf dem geltenden Recht (§ 99 
Abs. 1 Satz 3 AVAVG in der Fassung des 
o. a. Änderungsgesetzes vom 24. August 
1953). Die derzeitige Vorsdirlft hat zu er- 
heblichen Auslegungsschwierigkeiten geführt. 
Sie führt außerdem zu Ergebnissen, die- dem 
Versicherungsprinzip widersprechen, obwohl 
durch die Vorschrift diesem zu verstärkter 
Durchsetzung verholfen werden sollte. Eine 
neue Fassung erscheint daher ohnehin ge- 
boten. 

Die jetzige Vorschrift will den Versicherten 
begünstigen, der über das Mindestmaß der 
Anwartschaftszeit hinaus versicherungs- 
pflichtig beschäftigt war, ohne daß der Ver- 
sicherungsfall eingetreten ist. Sie führt jedoch 
zu unberechtigten Härten, indem sie den An- 
spruch auf einen längeren Bezug von un- 
unterbrochener Beschäftigung abhängig 
macht und zu große Zeltstufen enthalt. Ande- 
rerseits begünstigt sie den Versicherten auch für 
Beschäftigungsverhältnisse und Zelten, für die 
Beiträge überhaupt nicht geleistet wurden. 
Nach dem Entwurf sollen versicherungs- und 
beitragspflichtige Beschäftigungen schon dann 
einen Anspruch auf eine Längere Bezugsdauer 
begründen, wenn der Versicherte Inzwischen 
kein Arbeitslosengeld, keine Lohnausfall- 
vergütung oder Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe bezogen hat. 

Der Beseitigung von Härten dient auch die 
Einführung kleinerer, den Anspruch auf Ver- 
längerung der Bezugsdauer begründender Zeit- 
abschnitte. Während sich nach dem geltenden 
Recht die Dauer des Anspruchs nur nach je 
weiteren vollen 52 Wochen versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung um 6 bzw. 7 Wochen 
verlängert, soll sie sidi nach dem Entwurf 
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nach je weiteren 10 Wochen versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung um eine Woche ver- 
längern. Das Verhältnis zwischen Beitrags- 
zeit und Anspruchsdauer ist zwar nach dem 
Entwurf etwas ungünstiger, jedoch wird ein 
erheblich größerer Personenkreis als bisher 
diesen Anspruch erwerben können. 

Ist es vertretbar und entspricht es den Grund- 
sätzen einer Schadenversicherung, die Leistun- 
gen für die ersten 26 Wochen der Arbeits- 
losigkeit zum größten Teil aus den Beiträgen 
der beschäftigten Versicherten zu bestreiten 
(vgl. Übersicht 43), so ist dies für den über 
26 Wochen hinausgehenden Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld nicht mehr in diesem Umfange 
gerechtfertigt. Eine zwar versicherungspflich- 
tige, aber beitragsfreie Beschäftigung kann da- 
her überhaupt nicht zur Begründung eines 
über die Dauer von 26 Wochen hinausgehen- 
den Anspruchs dienen. 

Die nachstehende Aufstellung läßt erkennen, 
daß auch bei Zugrundelegung von 10 Wochen 
versicherungspflichtiger Beschäftigung die 
daraufhin für 1 Woche zu gewährenden 


Leistungen (s. Sp. 8 und 9) erheblich höher 
sind (s. Sp. 10), als die vom Versicherten und 
seinem Arbeitgeber in 10 Wochen geleisteten 
Beiträge (s. Sp. 3 und 4). 

Eine günstigere Relation zwischen Beitrag 
und Leistung ist daher für die über 
26 Wochen hinausgehende Dauer des An- 
spruchs nicht vertretbar. 

An dem in § 99 Abs. 1 Satz 3 AVAVG ent- 
haltenen Gedanken, daß eine Doppelversor- 
gung bei Rentnern wegen des Alters, wegen 
Berufsunfähigkeit oder Invalidität über die 
Dauer von 26 Wochen hinaus nicht berech- 
tigt ist, wird festgehalten. Der Entwurf stellt 
jedoch nicht auf den tatsächlichen Bezug einer 
Rente, sondern auf den Anspruch auf eine 
Rente ab, da der Beginn der Rentenaus- 
zahlung von verwaltungsmäßigen Umständen 
und von Zufälligkeiten abhängig ist. Ein über 
26 Wochen hinausgehender Anspruch auf 
Arbeitslosengeld soll von dem Tage ab nicht 
mehr bestehen, von dem ab ein Anspruch auf 
Rente durch den Rentenversicherungsträger 
anerkannt wird. 


Ar- Beitrag 

beits- d. Arbeitgebers u. d. Ver- 

entgelt sicherten zur Alv. 

wchtl. (3 V. H. d. Arbeitsentgelts) 


brutto 


DM 


für in Sp. 3 in 

1 Woche 10 Wochen v. H. der 
Sp. 1 

DM DM 

2 3 4 


30- 

0,90 

9,- 

30,0 

50- 

1,50 

15,- 

30,0 

70 — 

2,10 

21,- 

30,0 

116,— 

3,48 

34,80 

30,0 


Beitrag z. 

Leistung Krankenvers. Gesamtleistung 


Arbeitslosen- 
geld b. 1 Farn. 
Zusdil. für 

1 Woche in 

V. H. 
der 

Sp. 1 

DM 

d. Arbeitsi. 
f. 1 Woche 
im Durch- 
schnitt 

12 V. H. d. 
Arbeitsl.- 
geldes 

DM 

Sp. 5 

+ 

Sp.7 

DM 

i. V. H. 
der 

Sp. 1 

Übersteigt 
den gelei- 
steten 
Beitrag 
(Sp. 3) 
um V. H. 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

23,40 

78,0 

2,81 

26,21 

87,4 

157,8 

30,— 

60,0 

3,60 

33,60 

67,2 

124,0 

35,40 

50,6 

4,25 

39,65 

56,6 

88,8 

48,90 

42,2 

5,87 

54,77 

47,2 

57,4 


Absatz 3: Zeiten einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung können nicht Ansprüche 
auf eine verlängerte Bezugsdauer begründen, 
wenn dem Versicherten für die gleichen 
Zeiten bereits Leistungen der Versidaerung 
gewährt worden sind. 

Absatz 4 regelt wie z. Z. § 99 Abs. 2 
Satz 2 AVAVG die Erweiterung des An- 
spruchs aus einer neuen Anwartschaft durch 
Übertragung von Restansprüchen aus 
früheren Anwartschaften. Der Entwurf be- 
schränkt jedoch die durch die Fassung nach 
dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiet der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenfür- 


sorge vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) 
gesdaaffene Möglichkeit, einen neu er- 
worbenen Anspruch durch Restansprüche aus 
früheren Anwartschaften bis auf 52 Wochen 
Zu erweitern, wieder auf 26 Wochen. Der sich 
aus Abs. 2 ergebende und auf ent- 
sprechender Beitragszahlung beruhende An- 
spruch auf Arbeitslosengeld für mehr als 
26 Wochen soll ein Schutz für den Fall lang- 
fristiger Arbeitslosigkeit für denjenigen Ver- 
sicherten sein, der lange Beitragszeiten nach- 
weist, ohne inzwischen Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung in Anspruch genom- 
men zu haben. Diese Regelung stellt innerhalb 
einer Sdaadenversidaerung an sich schon eine 
Ausnahme dar. Die Auffassung, daß die 
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Dauer der Beitragszahlung und der Leistung 
schlechthin In Einklang stehen müssen, ver- 
kennt daher das Wesen einer Schadenver Siche- 
rung. Sie wird für die Krankenversicherung be- 
zeichnenderweise nicht vertreten, da die 
Krankenversicherung von den Versicherten 
zutreffend als Schadenversicherung emp- 
funden wird. Tatsächlich besteht zwischen 
beiden Versicherungszweigen Im Prinzip der 
Versicherung aber kein Unterschied. Die Aus- 
nahme muß daher eng - begrenzt bleiben. 
Wenn der Versicherte nach oder während 
des Bezugs von Arbeitslosengeld durch die 
Erfüllung einer neuen Anwartschaftszeit 
einen neuen Anspruch erwirbt, muß aus den 
gleichen Gründen die Übertragung von Rest- 
ansprüchen ihre obere Grenze in einer Dauer 
des Gesamtanspruchs von 26 Wochen finden. 
Der Entwurf verzichtet dagegen auf eine dem 
derzeitigen § 99 Abs, 2 Satz 3 AVAVG ent- 
sprechende Vorschrift, die zur Feststellung 
der Übertragbarkeit eines Anspruchs eine er- 
hebliche Verwaltungsarbeit erfordert, im 
Interesse einer Verwaltungsvereinfachung. 
Die darin liegende Verbesserung für den 
Versicherten bietet zudem einen gewissen 
Ausgleich für die Beschränkung der Über- 
tragung von Restansprüchen. 

Zu § 99 a 

Nach Absatz 1 erlöschen nicht übertragene 
Ansprüche mit der Erfüllung einer neuen 
Anwartschaftszeit. Damit tritt eine weitere, 
nach den bisherigen Erfahrungen unbedingt 
notwendige Vereinfachung bei der Fest- 
stellung der Anspruchsdauer ein. Das Fehlen 
einer entsprechenden Vorschrift hat zudem 
bereits zu zahlreichen Zweifeln bei der An- 
wendung geführt. 

A b s a tz 2 übernimmt sinngemäß den Grund- 
satz der GrE Nr. 3843 (RABl. 1930 IV 
S. 392). 

Zu § 100 

Die Anrechnung von Zelten des Nichtbezuges 
des Arbeitslosengeldes auf die Dauer des An- 
spruchs bedarf eingehenderer Regelung als 
im geltenden Recht (§ 100 AVAVG). Durch 
die Änderung der Ausdruckswelse soll je- 
doch materiell-rechtlich nichts geändert 
werden. Die positive Fassung des Entwurfs 
erscheint jedoch einfacher und leichter ver- 
ständlich als die derzeitige negative Fassung. 

N r. 1 : An dem Grundsatz, daß Sperrfrist- 
tage sowie Tage der untenschuldigten Melde- 
versäumnis auf die Dauer des Anspruchs an- 
gerechnet werden, wird festgehalten. Nach 


der Fassung des Entwurfs mindern jedoch 
Sperrfristtage, die auf Grund „tätiger Reue'^ 
nach § 93 b Abs. 3 abgegolten sind, nicht 
mehr die Dauer des Anspruchs, während sich 
die Wirkung tätiger Reue nach dem geltenden 
Recht (§ 93 b Abs. 2 Satz 2 AVAVG) in dem 
vorzeitigen Wiederauf le'ben des Unter- 
stützungsanspruchs erschöpft. Es erschien 
ferner folgerichtig, auf die Dauer des An- 
spruchs auch Tage anzurechnen, für die der 
Arbeitslose in Anwendung des § 115 des 
Entwurfs kein Arbeitslosengeld erhält, weil 
er Ermittlungen der Bundesanstalt vereitelt 
oder Handlungen unterlassen hat, zu denen 
er durch gesetzliche Vorschrift verpflichtet 
ist. Denn § 115 und die in ihm zitierten Vor- 
schriften beruhen im Grunde auf den 
gleichen Erwägungen wie die Vorschriften 
der §§ 90 ff. Ihr gemeinsames Ziel ist, der 
subjektiven Beeinflussung des Risikos soweit 
wie möglich entgegenzuwirken und damit den 
Unterstützungsmißbrauch zu verhüten (vgl. 
Begründung, Allgemeiner Teil, S. 84). 

N r, 2 übernimmt den Grundsatz der GrE 
Nr. 4650 (RABL 1933 IV S. 343). 

N r. 3 : Die Anrechnung der Tage bis zu 
der nadi § 176 a vorgeschriebenen Ab- 

meldung aus der Unterstützung soll die Er- 
füllung der • Abmeldepflicht sichern. Die 
Millionenzahl der Versicherungsfälle setzt 
eine durch Ordnungsvorschriften gesicherte 
Verwaltung voraus. Der Versicherte muß zu 
seinem Teil zu dieser Ordnung beitragen. Die 
Vorschrift stimmt zudem mit der in der 
GrE 3907 Abs. 1 (RABl. 1930 IV S. 485) 
niedergelegten Auffassung 'des Reichsversiche- 
rungsamtes überein, daß Zeiten, für die der 
Arbeitslose keine Alu bezogen hat, die Dauer 
des Anspruchs dann nicht mindern, wenn der 
Arbeitslose gegenüber dem Arbeitsamt hin- 
reichend deutlich zum Ausdruck gebracht hat, 
daß er eine Zeltlang die Alu nicht beziehen 
wolle, und wenn das Arbeitsamt ausdrück- 
lich oder stillschweigend damit einver- 
standen ist. 

Nr. 4 : Bisher hatte der Arbeitslose durch 
vorübergehende Abmeldung die Möglichkeit, 
das Wagnis der Alv. zu seinen Gunsten zu 
beeinflussen und der „drohenden“ Zuweisung 
einer ihm unerwünschten Arbeit auszu- 
weichen. Er blieb dem Arbeitsamt fern, bis 
er diese „Gefahr“ beseitigt glaubte, und ent- 
ging damit der Sperrfrist nach § 90. Der- 
artige Versuche sind z. B. häufig vor und 
während der landwirtschaftlichen Bestell- und 
Erntezeiten zu beobachten. Die Möglichkeit 
einer solchen Manipulierung des Wagnisses 
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durch den Versicherten, ein zweifellos sozial- 
widriges und im Hinblick auf § 131 auch ver- 
sicherungswidriges Verhalten, muß ausge- 
schlossen werden (vgl. auch Begründung, All- 
gemeiner Teil, S. 83). Melden sich Arbeits- 
lose ab, ohne daß die Arbeitslosigkeit beendet 
ist, dann soll die Zelt bis zur erneuten Ar- 
beitslosmeldung auf die Dauer des Anspruchs 
angerechnet werden. Liegt ein derartiges ver- 
sicherungswidriges Verhalten des Ai'beitslosen 
nachweisbar niAt vor, so kann von der An- 
reAnung abgesehen werden. 

Zu § 103 

Absatz 1 entsprlAt geltendem ReAt (§ 103 
Abs. 1 AVAVG). 

Absatz 2; Der Personenkreis der zusAlags- 
bereAtigten Angehörigen entspriAt im 
wesentlichen dem Personenkreis nach gelten- 
dem Recht, ist jedoch erweitert um Personen, 
die von dem Arbeitslosen auf Grund recht- 
licher oder sittlicher Pflicht unterhalten wer- 
den, auch wenn sie nicht mit ihm verwandt 
sind. Neu aufgenommen In diesen Personen- 
kreis ist daher der „nicht überwiegend sAul- 
dig gesAiedene Ehegatte“ des Arbeitslosen. Zu 
den Angehörigen zählen ferner nunmehr als 
VersAwä'gerte auch die im Zeitpunkt der 
Scheidung bereits lebenden Verwandten eines 
geschiedenen Ehegatten des Arbeitslosen. 
Absatz 3: Wie naA dem geltenden ReAt 
setzt die Gewährung des FamilienzusAlages 
auA naA dem Entwurf vorhergehende tat- 
säAliAe Unterhaltsgewährung bei eheliAen, 
für eheliA erklärten, an Kindes Statt an- 
genommenen und unehellAen Kindern des 
Arbeitslosen niAt voraus. Bei sonstigen An- 
gehörigen ist naA geltendem ReAt „über- 
wiegende“ Unterhaltsgewährung Voraus- 
setzung. „NiAt nur geringfügige“ Unter- 
haltsgewährung ersAeint jedoA ausrelAend. 
Die Änderung ist auA notwendig, weil naA 
der geltenden Fassung auA bei gleiA hohen 
Einkommen der Angehörigen die reAne- 
risAe Feststellung, ob überwiegender Unter- 
halt gewährt worden war, von der Höhe des 
bisherigen Einkommens des AAeitsIosen ab- 
hängt. Bei Angehörigen, die auf Grund sitt- 
licher PfllAt unterhalten wurden, ist naA 
geltendem ReAt Voraussetzung für die Ge- 
währung des FamilienzusAlages, daß der 
Arbeitslose den Angehörigen zuvor ganz 
oder überwiegend unterhalten hatte. NaA 
dem Entwurf Ist der FamlllenzusAIag dar- 
über hinaus auA dann zu gewähren, wenn 
die sittllAe PfllAt erst naA Eintritt der 
Arbeitslosigkeit entstanden ist. DurA diese 


VorsArift Ist die Streitfrage, ob für die durA 
eine EhesAlIeßung während der AAeitslosig- 
keit angeheirateten Stiefkinder Famillenzu- 
sAläge gev/ährt werden können, positiv ent- 
sAieden. 

Absatz 4: Satzl entspriAt geltendem ReAt. 
Die wiederholt aufgeworfene Streitfrage, 
wem der FamilienzusAlag für ein in der Ob- 
hut der Mutter befindliches uneheliAes Kind 
zu gewähren ist, wenn der Vater und die 
Mutter gleiAzeitig Unterstützung beziehen, 
entscheidet der Entwurf durA Satz 2 ein- 
deutig zugunsten der Mutter. Er trägt damit 
den tatsä Ali Aen Verhältnissen ReAnung 
und vermeidet den Umweg über die Ab- 
trennung des Familienzuschlags auf Grund 
des § 175 Abs. 3 des Entwurfs in diesen 
Fällen. 

Absatz 5 entspriAt im wesentllAen gelten- 
dem ReAt (§ 103 Abs. 3 AVAVG). Neu Ist 
die VorsArift des Entwurfs, daß der 
FamilienzusAlag anderen Angehörigen als 
eheliAen, für eheliA erklärten, an Kindes 
Statt angenommenen und unehelichen Kin- 
dern dann niAt gewährt wird, wenn sie von 
einem anderen UnterhaltspfllAtigen unter- 
halten werden, der Arbeitslose des Familien- 
zusAlages also niAt bedarf, weil dem Ver- 
sIAerten die Sorge für den Angehörigen mit 
RücksiAt auf den Eintritt der Arbeitslosig- 
keit oder aus anderen Gründen von einem 
anderen UnterhaltspfllAtigen tatsäAliA ab- 
genommen wird. Diese BerücksiAtigung der 
tatsäAliAen Gegebenheiten ist bei dem an 
siA sehr weitgezogenen. Personenkreis der 
FamilienzusAIagsbereAtigten gereAtfertigt. 

Absatz 6: Die Gewährung von Famlllen- 
zusAlägen durAbrIAt aus sozialen Gründen 
den VersiAerungsgrundsatz, daß gleiAen 
Beiträgen glelAe Leistungen entsprcAen soll- 
ten. Diese Ausnahmeregelung muß jedoA 
ihre Grenze an der sittliAen PfliAt zum Er- 
werb des eigenen Unterhalts im Rahmen 
des MögliAen finden. Die Gewährung des 
FamilienzusAlages soll daher naA dem Ent- 
wurf davon abhängig gemaAt werden kön- 
nen, daß der Angehörige arbeitsbereit Ist und 
siA arbeitsuAend meldet, soweit von ihm 
erwartet werden kann, daß er seinen Lebens- 
unterhalt durA Arbeit selbst erwirbt und 
soweit die Arbeitsmarktlage die Meldung zur 
ArbeltssuAe zweckmäßig ersAeinen läßt. 
Insbesondere in ländliAen Gebieten kann 
z. B. Arbeit bei der Ernte auch von jugend- 
liAen Familienangehörigen billigerweise ge- 
fordert werden. Dagegen soll der Famllien- 
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!zuschlag für den Ehegatten in der Regel nicht 
von seiner Meldung als Arbeitsuchender ab- 
hängig gemacht werden. Der Ehegatte — es 
wird sich in der Mehrzahl der Fälle um die 
Ehefrau handeln — soll seinen häuslichen 
Pflichten, denen er bis dahin obgelegen hat, 
auch während der Arbeitslosigkeit des an- 
deren Ehegatten nicht entzogen werden, es 
sei denn, daß er schon bisher während der 
Ehe als Arbeitnehmer tätig zu sein pflegte. 

Absatz 7: Schon bisher haben die meisten 
Landesarbeitsämter im Verwaltungswege ent- 
sprechende Richtlinien erlassen. Künftig ist 
der Verwal'tungsrat dazu ermächtigt, damit 
eine einheitliche Handhabtmg im Geltungs- 
bereich des Gesetzes gewährleistet ist. 

Zu § 105 

Absatz' 1 entspricht geltendem Recht (§ 105 
Abs. 1 Satz 1 AVAVG). Satz 2 dient der 
Klarstellung. Der Entgeltcharakter der Lehr- 
lingsvergütung ist zwar durch die Recht- 
sprechung und auch Im Erlaßwege bejaht 
worden, jedoch fehlte es bisher an einer aus- 
drücklichen gesetzlichen Bestimmung. 

Absatz 2 übernimmt die Vorschrift des 
jetzigen § 105 Abs. 2 AVAVG. Jedoch stellt 
der Entwurf bei der Frage, ob wegen einer 
berufsfremden Beschäftigung ein längerer Be- 
messungszeitraum zugrunde zu legen ist, nur 
auf den Beruf ab, da die unter Umständen 
lange Zeit zurückliegende Berufsausbildung 
für die tatsächlich ausgeübte Beschäftigung, 
die dem Lebenszuschnitt des Versicherten das 
Gepräge gibt und auf dessen Erhaltung es 
hier ankommt, häufig der wesentlichen Be- 
deutung entbehrt. Abweichend von der 
Fassung des § 105 Abs. 2 AVAVG Ist naA 
dem Entwurf das Durchschnittsentgelt „der 
letzten versicherungspflichtigen BesAäftigun- 
gen Innerhalb der Rahmenfrist des § 95 b I s 
z u 52 Wochen'" maßgebend, so daß auch eine 
geringere Zahl von Wochen der Berechnung 
zugrunde gelegt werden kann, wenn nicht 
volle 52 Wochen für die Berechnung zur 
Verfügung stehen. 

Absatz 3 entspricht Im Ziel dem Recht des 
derzeitigen § 105 Abs. 1 Satz 3 AVAVG. Bei 
der Bemessung tritt an die Stelle des tatsäch- 
lichen Entgelts (Kurzlohn) das fiktive Entgelt 
der Vollarbeit. Dieses Verfahren wird nun- 
mehr auch auf die Fälle des Lohnausfalls in- 
folge Krankheit, genehmigten Fernbleibens 
und unbezahlter Wochenfeiertage zur Ver- 
einfachung der Verwaltungsarbeit angewandt, 
die bisher durch die umständliche rück- 


wärtige Verlängerung des Bemessungszelt- 
raums berücksiditigt wurden. Es erscheint 
jedoch geboten, diese Ausnahme, die vom 
Prinzip, daß Leistungen und Beiträge nach 
der gleichen Grundlage zu bemessen sind, auf 
Grund sozialer Erwägungen abweicht, dahin 
einzuschränken, daß höchstens das der nor- 
malen Arbeitszeit von 48 Stunden ent- 
sprechende Arbeitsentgelt der Bemessung zu- 
grunde gelegt werden darf. Der letzte Satz 
des Absatzes nimmt die Regelung des Art. 3 
Abs. 1 der VO über die Arbeitslosenver- 
sicherung von Fiausgewerbetreibenden und 
Fieimarbeltern vom 18. Oktober 1930 
(RABL I S. 227) wieder auf. Die Eigenart der 
Fieimarbeit gestattet die Feststellung einer 
„betriebsüblidien Arbeitzeit'' nicht. 

Absatz 4 Nr. 1 entspricht bis auf redaktio- 
nelle Änderungen der Vorschrift des der- 
zeitigen § 105 Abs. 3 AVAVG. Die genaue 
Feststellung der tatsächlichen Fieuer stößt 
auf Schwierigkeiten und Ist zeitraubend. Die 
Beiträge für die Krankenversicherung und 
damit auch für die Alv. werden nach der 
Durchschnittsheuer bemessen. Auch für die 
Bemessung des Krankengeldes ist diese Durch- 
schnittsheuer maßgebend. Die Vorschrift 
trägt damit dem Grundsatz Rechnung, daß 
Beitrag und Leistung nach der gleidien 
Grundlage zu berechnen sind. 

Nr. 2 : In dem Entgelt der Fleimarbelter 
sind häufig Zuschläge als Entschädigung für 
die vom Heimarbeiter gestellten Roh- und 
Hilfsstoffe sowie zur Abgeltung von Wer- 
bungskosten (z. B. Beleuchtung und Heizung 
der Arbeitsstätte) enthalten. Art. 3 Abs. 2 
der VO über die Arbeitslosenversicherung 
von Hausgewerbetreibenden und Heimarbei- 
tern sah deshalb vor, daß der Verwaltungs- 
ausschuß des Arbeitsamtes bindende Richt- 
linien über die Berechnung des Arbeits- 
entgelts aufstellt. Die Krankenkassen als Ein- 
zugsstellen für die Beiträge zur Alv. berück- 
sichtigen bereits bei der Ermittlung des „Ent- 
gelts" der Heimarbeiter als Grundlage der 
Beitragsberechnung (*5 160 RVO) diese Zu- 
schläge. Es erschien angezeigt, auf besondere 
Richtlinien der Arbeitsämter zu verzichten, 
um eine zwischen Arbeitsämtern und Ein- 
zugsstellen unterschiedliche Handhabung zu 
vermeiden und Beiträge und Leistungen auf 
der gleichen Grundlage zu berechnen. 

Nr. 3 lehnt sich an § 105 Abs. 2 Satz 3 
AVAVG In der Fassung der Novelle \ orn 
12. Oktober 1929 (RGBl. I S. 153) an, die 
mit der Einfügung des Satzes 3 in den § 105 
Abs. 2 AVAVG den Grundsatz der GrE 
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Nr. 3418 (RABl. 1929 IV S. 187) in das Ge- 
setz übernommen hat. Das nach dem Ent- 
wurf für die Zeit einer Beschäftigung als 
Lehrling mindestens zugrunde zu legende 
Entgelt von 10 DM wöchentlich sichert dem 
nach Abschluß der Lehre arbeitslos gewordenen 
Lehrling, der keine oder eine Lehrlingsver- 
gütung von weniger als 10 DM wöchentlich 
erhalten hat, Arbeitslosengeld in einer Höhe, 
die der Höhe der ihm nach der Lohnstufe 1 
im Jahre 1929 zustehenden Arbeitslosen- 
unterstützung unter billiger Berücksichtigung 
der gestiegenen Lebenshaltungskosten etwa 
entspricht. Diese Regelung ist für Lehrlinge, 
die ohne Entgelt beschäftigt werden, gün- 
stiger als die Regelung in der Krankenver- 
sicherung gemäß § 494 RVO, wonach in 
solchen Fällen kein Anspruch auf Kranken- 
geld besteht. 

N r. 4 : Beschäftigungen außerhalb des Bun- 
desgebietes und des Landes Berlin werden 
nach § 95 a des Entwurfs für die Erfüllung 
der Anwartschaftszeit so behandelt, als wenn 
sie innerhalb dieser Gebiete ausgeübt und 
als wenn die Beiträge an die Bundesanstalt 
entrichtet worden wären. Bei der Bemessung 
des Arbeitslosengeldes kann in diesen Fällen 
jedoch mit Rücksicht auf die unterschiedliche 
Bewertung der Arbeit und die unterschied- 
liche Kaufkraft nicht vom tatsächlichen Ent- 
gelt ausgegangen werden. Es ist notwendig 
und in Anbetracht dessen, daß Beiträge an 
die Bundesanstalt nicht entrichtet wurden, 
auch gerechtfertigt, die Beschäftigung nach 
den Lohnmaßstäben zu bewerten, die Im 
Bundesgebiet gelten. Diese von den allge- 
meinen Normen der Bemessung abweichende 
Regelung hat Ihr Vorbild in Vorschriften der 
Arbeitslosenfürsorge (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 3 des Gesetzes über die Bemessung 
und Höhe der Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung vom 29. März 1951 — BGBl. I 
S. 22 — und § 141 e Abs. 2 des Entwurfs). 

Absätze 5 und 6 entsprechen den Abs. 4 
und 5 des § 105 AVAVG geltender Fassung; 
wegen der Höhe des Arbeitslosengeldes vgl. 
Begründung, Allgemeiner Teil, S. 85 ff. 

Zu § 109 

Entspricht geltendem Recht. 

III. Wartezeiten 

Zu § 110 

Absatz 1 entspricht dem derzeitigen § HO 
AVAVG. 


Absatz 2 entspricht dem derzeitigen § 110 b 
Abs. 1 AVAVG. 

Absatz3 Satz 1 entspricht dem derzeitigen 
§ 110 b Abs. 2 AVAVG. Die Vorschrift des 
Satzes 2, die neu aufgenommen wurde, be- 
rücksichtigt besonders die wirtschaftliche 
Lage der Familien mit 3 und mehr Kindern, 

Absatz 4 entspricht dem derzeitigen § 110b 
Abs. 3 AVAVG, 

Zu § HO a 

Entspricht im wesentlichen dem Inhalt des 
derzeitigen § HO a AVAVG. Der durch den 
Entwurf neu eingefügte Abs. 1 Satz 2 ver- 
wertet die GrE Nr. 5128 (RABl. 1937 IV 
S. 280) und die GrE Nr. 5200 (RABl. 1938 
IV S. 210). 

IV. Sonstige Vorschriften 

Zu § 111 

Die Unpfändbarkeit erstreckt sich nach dem 
Entwurf nicht nur wie bisher auf das Arbeits- 
losengeld, sondern auch auf die anderen 
Leistungen nach diesem Gesetz, so besonders 
auf die Lohnausfallvergütung (§§ 130 bis 
130 n) und auf die Leistungen nach den Vor- 
schriften der §§ 131 bis 136. 

Der Wegfall der in dem jetzigen § 111 Abs. 2 
AVAVG enthaltenen Vorschrift ändert den 
bestehenden Rechtszustand nicht. Das Ar- 
beitslosengeld Ist bereits auf Grund der Ein- 
kommensteuervorschriften steuerfrei. Die 
RVO sieht in § 223 für die Krankenversiche- 
rung, In § 622 für die Unfallversicherung, In 
§ 1309 für die Rentenversicherung der Ar- 
beiter, das AVG In § 50 und das Reichs- 
knappschaftsgesetz In den §§ 20 und 60 die 
Aufrechnung der Leistungsansprüche der Ver- 
sicherten gegen geschuldete Beiträge vor. Auch 
In der Alv. sind die Versicherten selbst In 
einer Reihe von Fällen die Beitragsschuldner 
(z. B. Mitglieder von Ersatzkassen, Bedien- 
stete ausländischer Staaten und solcher Per- 
sonen, die , nicht der Inländischen Gerichts- 
barkeit unterstehen), so daß eine den Rege- 
lungen In sämtlichen Zweigen der Sozialver- 
sicherung (s. o.) entsprechende Regelung der 
Aufrechnung von Ansprüchen auf Leistungen 
gegen geschuldete Beiträge angezeigt Ist. Die 
Begrenzung der Aufrechnung auf 50 v. H. 
entspricht der Regelung in § 223 RVO. 

Zu § 111 a 

§ lila will eine Doppelversorgung verhin- 
dern, indem er den an sich nur sekundär 
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leistungspflichtigen Stellen der öffentlichen 
Hand einen Anspruch auf Erstattung ein- 
räumt. Der Übergang des Anspruchs, der nur 
auf rechtzeitige Anzeige eintritt, soll nach 
dem Entwurf nicht mehr auf Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge beschränkt sein, son- 
dern grundsätzlich auch andere Leistungen 
aus öffentlichen Mitteln umfassen, die mit 
dem Arbeitslosengeld Zusammentreffen kön- 
nen, diesem gegenüber aber nur subsidiär ge- 
währt werden (z. B. Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz, Ausgleichsrente nach 
dem BVG). Ein Wochenbetrag des Arbeits- 
losengeldes wird dem Arbeitslosen nach dem 
Entwurf jedoch in jedem Falle belassen, weil 
er sonst beim Übergang seiner Versorgung 
auf das Arbeitsamt vorübergehend in eine 
Notlage geraten würde. 

Zu §112 

Absatz 1: Die Anredinung von Nebenver- 
dienst nach § 112 AVAVG ist insofern ände- 
rungsbedürftig, als die Höchstgrenze der 
Summe aus Alu und Nebeneinkommen, die 
z. Z. 150 V. H. der Alu beträgt, in allen Fäl- 
len, in denen die Alu 66 % v. H. des Brutto- 
entgelts übersteigt, stets erheblich über dem 
Nettobetrag, ja sogar über dem Bruttobetrag 
des Arbeitsengeltes liegt, das zur Bemessung 
der Alu gedient hat. Insbesondere bei stän- 
digen Nebenverdiensten kann der Arbeitslose 
nach geltendem Recht auch auf längere Zeit 
aus Alu und Nebenverdienst zusammen ein 
höheres Einkommen haben als vor der Arbeits- 
losigkeit aus regelmäßiger Beschäftigung. 
Dieser Zustand, an dessen Erhaltung der Ar- 
beitslose zwangsläufig Interessiert sein muß, 
steht aber der Vermittlung in ein Arbeitsver- 
hältnis unter den üblichen Bedingungen des 
allgemeinen freien Arbeitsmarktes hindernd 
im Wege. Deshalb sieht der Entwurf vor, daß 
Einkommen und Arbeitslosengeld zusammen 
nicht nur wie nach geltendem Recht 150 v. H. 
des tabellenmäßigen Arbeitslosengeldes, son- 
dern auch den Einheitslohn, also etwa das 
der Bemessung zugrunde liegende Arbeitsent- 
gelt nicht übersteigen dürfen. Da der Bemes- 
sung des Arbeitslosengeldes das Brutto-Ar- 
beitsentgelt zugrunde gelegt wird, Ist bei einer 
Anwendung dieser neuen Vorschrift des Ent- 
wurfs das Gesamteinkommen des Arbeits- 
losen Immer noch höher als sein Netto-Ein- 
kommen vor Eintritt der Arbeitslosigkeit. Es 
widerspricht der Subsidiarität des Arbeits- 
losengeldes gegenüber dem Arbeitsentgelt, 
Arbeitslosengeld zu gewähren, wenn und so- 


weit der Ausfall an regelmäßigem Entgelt 
während der Arbeitslosigkeit durch Neben- 
verdienst ersetzt wird. Die Anrechnung von 
Nebenverdienst stellt also, obwohl das Ver- 
fahren dem zu widersprechen scheint, nicht 
eine Bemessung der Leistung nach der Be- 
dürftigkeit dar. § 112 regelt lediglich die Be- 
messung des Arbeitslosengeldes in einem be- 
sonderen Fall von Teilarbeitslosigkeit. 

Die Vorschrift setzt an die Stelle der jetzigen 
Freibeträge von 20 v. H. des Unterstützungs- 
satzes, die in jedem Einzelfall besonders zu 
errechnen sind, nunmehr feste Beträge. Sie 
dient der Vereinfachung des Anrechnungs- 
verfahrens. Diese Freibeträge sind für Ar- 
beitslose ohne Zuschlagsempfänger oder mit 
nur einem, die ein. Arbeitslosengeld von nicht 
mehr als 30 DM wöchentlich erhalten, und 
für alle anderen Arbeitslosen, die ein Arbeits- 
losengeld von weniger als 40 DM erhalten, 
höher als nach geltendem Recht. Der Not- 
wendigkeit, bei Nebenverdiensten die Wer- 
bungskosten, die von sehr unterschiedlicher 
Höhe sein können, zu berücksichtigen, trägt 
die Fassung des Entwurfs Rechnung. 

Absatz 2 schließt eine Lücke im Gesetz. Ein- 
malige Nebenverdienste können nach gelten- 
dem Recht (§ 112 AVAVG) ohne Rücksicht 
auf ihre Höhe nur In einer Unterstützungs- 
woche verrechnet werden. Auch wenn der 
Nebenverdienst das Arbeitsentgelt, das der 
Bemessung der Unterstützung zugrunde Hegt, 
übersteigt, entfällt also die Unterstützung 
nur für eine Woche. Hohe Nebenverdienste 
werden z. B. als Honorar für Aufsätze, Gut- 
achten, für künstlerisches Auftreten erzielt. 
Die Beschränkung der Anrechnung des je- 
weiligen Nebenverdienstes auf den Zeitraum 
einer Woche steht mit den tatsächlichen Ver- 
hältnissen insofern in Widerspruch, als auch 
Löhne und Gehälter keineswegs ausschließlich 
nach nur einer Woche berechnet und auch 
einmalig gezahlte Vergütungen für Neben- 
arbeit in längeren Zeiträumen erworben wer- 
den. Ein solcher einmaliger hoher Nebenver- 
dienst muß daher billigerweise In den an- 
schließenden Wochen nach Maßgabe des Ar- 
beitsentgelts angerechnet werden, das der Be- 
messung des Arbeitslosengeldes zugrunde 
liegt, da insoweit ein Ausfall an Entgelt, der 
durch Arbeitslosengeld auszugleichen wäre, 
nicht vorliegt. Erwägungen, die der Vor- 
schrift des jetzigen § 113 Abs. 1 Nr. 2 
AVAVG zugrunde liegen, sind auch hier 
maßgebend. 
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Zu § 113 

Durch die neue Fassung des Absatzes 1 
Nr. 2 sollen Unklarheiten beseitigt werden. Sie 
stellt auf den „ursächlichen Zusammenhang 
mit der Beendigung“ ab (vgl. GrE Nr. 5336 
— RABl. 1940 IV S. 73), da es auf den Kau- 
salzusammenhang und nicht auf das — u. U. 
zufällige — zeitliche Zusammentreffen der 
Leistung mit dem Ausscheiden aus der Be- 
schäftigung ankommt. Aus der Recht- 
sprechung des Reichsversicherungsamtes (vgl. 
z. B. GrE Nr. 4196 — RABl. 1931 IV S. 396) 
ist dem Sinne nach der Grundsatz übernom- 
men, daß es bei Anwendung des § 113 nicht 
auf Bezeichnung, Zweck oder Rechtsgrund 
ankommt, die von den Parteien einer in ur- 
sächlichem Zusammenhang mit der Beendi- 
gung der Beschäftigung gewährten Leistung 
beigelegt werden. Auch Abfindungen auf 
Grund der §§ 7 und 8 des Kündigungsschutz- 
gesetzes fallen hierunter, da sie u. a. für eine 
gewisse Zeit die Existenzgrundlage anstelle 
des fortgefallenen Entgelts bilden, also dem 
gleichen Zwecke dienen wie das Arbeitslosen- 
geld. 

In den Fällen des § 7 des Kündigungsschutz- 
gesetzes ist 'das Arbeitsverhältnis idurA die so- 
zialwidrige Kündigung niAt aufgelöst, besteht 
also zunäAst. Eine Abfindung infolge der ge- 
riAtliAen Auflösung, die nur darauf beruht, 
daß die Fortsetzung des durA die sozialwi- 
drige Kündigung niAt laufgelösten Arbeits- 
verhältnisses einer der beiden Vertragspar- 
teien niAt zugemutet werden kann, stellt da- 
her stets einen AusgleiA für entgangenes 
Arbeitsentgelt dar. AuA in der Bemessung 
der Abfindung naA § 8 des Kündlgungs- 
sAutzgesetzes naA Monatseinheiten des 
bisherigen Arbeitsverdienstes tritt die SiAe- 
rung des bisherigen Einkommens für eine 
bestimmte Zeit als Zweckbestimmung der 
Abfindung, als eines Surrogates des Ar- 
beitsentgeltes zu Tage. Die Subsidiarität des 
Arbeitslosengeldes gegenüber jegliAer Art 
von Einkommen aus einem Arbeitsverhält- 
nis liegt in seinem Wesen. Sie ist ein 
Grundprinzip des Gesetzes und kommt 
niAt nur im § 113, sondern auA in den 
§§ 112 und 176 zum Ausdruck. Die zeitweilig 
geltende VorsArift des § 113 Abs. 4, die Ab- 
findungen naA § 87 des Betriebsrätegesetzes 
vom 4. Februar 1920 ausnahm, war eine Dur A- 
breAung dieses Grundsatzes. Es werden aller- 
dings auA gegenteilige Auffassungen vertre- 
ten. Aber auA § 9 des KündigungssAutz- 
gesetzes trägt diesem Grundsatz ReAnung 


und verpfliAtet den Arbeitgeber, eine in- 
zwisAen gewährte Alu von der Abfindung 
abzusetzen und diesen Betrag an das Arbeits- 
amt abzuführen. Würde das Arbeitslosengeld 
neben der Abfindung gewährt werden, so 
müßte dies ebenfalls bei der Festsetzung der 
Höhe der Abfindung naA § 8 a. a. O. be- 
rüAsiAtigt, die Abfindung also entspreAend 
niedriger bemessen werden. Im Ergebnis 
würde dadurch der Arbeitgeber auf Kosten 
der öffentliAen Mittel entlastet. Bei Ver- 
glei Aen kann, wenn niAt der Grundsatz, 
daß GleiAes gleiA zu behandeln ist, verletzt 
werden soll, niAts anderes gelten. Die Vor- 
sArift will verhindern, daß siA die Parteien 
zu Lasten der öffentliAen Mittel vergleiAen 
und Bezüge im Sinne des Abs. 1 Nr. 2 durA 
entspreAende Vertragsgestaltung der Be- 
rücksiAtigung bei Festsetzung des Unter- 
stützungsbeginns entziehen. 

§113 des Entwurfs beruht auf dem Gedan- 
ken, daß es eines Ersatzes für den Ausfall des 
Arbeitsentgelts niAt bedarf, solange die Ab- 
findung bei kalendermäßigem Ablauf des naA 
§113 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs auf der 
Grundlage des Arbeitsentgelts zu bereAnen- 
den Zeitraumes den Lebensbedarf deAt. 

Die Abfindung soll daher naA dem Entwurf 
mit dem AussAeiden aus der BesAäftIgung 
durA Zeitablauf naA Maßgabe des bisheri- 
gen Arbeitsentgeltes als verbrauAt gelten, 
und zwar ohne RücksiAt darauf, ob Arbeits- 
losigkeit eintritt. Darin liegt Insofern eine 
wesentliAe Verbesserung für den Empfänger 
einer Abfindung oder EntsAädigung gegen- 
über geltendem ReAt, als naA geltendem 
ReAt (§ 113 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG) Abfin- 
dungen nur auf Tage der Arbeitslolgkelt ver- 
reAnet werden. Denn es ersAeint unbillig, 
bei Festsetzung des Beginns des Arbeitslosen- 
geldbezuges auf eine Abfindung aus einer 
früheren BesAäftIgung zurückzugreifen, die 
von dem Arbeitslosen naA Maßgabe des 
früheren Arbeitsentgelts vor Beginn seiner 
Arbeitslosigkeit etwa während seiner an- 
schließenden Tätigkeit 'als Arbeitnehmer 
oder auA als Selbständiger gutgläubig ver- 
brauAt worden ist. Ähnlichen Erwägungen hat 
dasRVA in seinen GrE Nr. 3421 (RABl. 1929 
IV S. 189) und Nr. 4816 (RABl. 1934 IV 
S. 366) hinsiAtliA der Zeiten einer mit Ar- 
beitsunfähigkeit verbundenen Erkrankung 
und einer selbständigen Tätigkeit bereits 
Raum gegeben und diese Zeiten als Tage der 
Arbeitslosigkeit Im Sinne des § 113 Abs. 1 
Nr. 2 AVAVG anerkannt. 
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Urlaubsabgeltungsbeträge bezieht der Ent- 
wurf ausdrücklidi in diese Regelung ein, be- 
handelt sie also als Bezüge, die den Beginn 
der Zahlung von Arbeitslosengeld hinaus- 
schieben. Infolge des uneinheitlichen Urlaubs- 
rechts der Länder bestehen Rechtsunsicherheit 
und Rechtsuneinheitlichkeit bei der Behand- 
lung von Urlaubsabgeltungsbeträgen. Teilwei- 
se gilt das Arbeitsverhältnis im Falle der Zah- 
lung von Urlaubsabfindungsbeträgen als ent- 
sprechend verlängert, so daß von vornherein 
Arbeitslosigkeit während der Dauer des Be- 
zuges der Urlaubsabgeltung überhaupt nicht 
vorliegt. Aber auch da, wo keine derartige 
gesetzliche Regelung besteht, ist Urlaubsab- 
geltung nur ausnahmsweise dann zulässig, 
wenn Infolge Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses Urlaub In der Form von bezahlter 
Freizeit aus Gründen, die beim Arbeitgeber 
liegen, nicht mehr gewährt werden kann. 

Da der Urlaubsanspruch nach herrschender 
Meinung In Rechtsprechung und Literatur ein 
einheitlicher Anspruch auf Freizeit zum 
Zwecke der Erholung und auf gleichzeitige 
Fortzahlung des Arbeitsentgeltes Ist, und da 
auch die ausnahmsweise gewährte Barabgel- 
tung mittelbar dem gleichen Erholungszweck 
dient, würde die Gewährung des Arbeits- 
losengeldes dem Erholungszweck zuwider- 
laufen, da sie die Bereitschaft zu sofortiger 
Arbeitsaufnahme voraussetzt. Urlaubsredit 
und Versicherungsrecht können aber In Ihren 
Zielen nicht In offenbarem Widerspruch zu- 
einander stehen. 

Rechtspolitisch erscheint eine unterschiedliche 
Behandlung von Urlaubsgeld und Urlaubsab- 
geltung im Rahmen der Arbeitslosenversiche- 
rung insofern bedenklich, als eine Begün- 
stigung der Urlaubsabgeltung die Neigung 
zur Versagung des Urlaubs fördern und da- 
durch den Zielen des Urlaubsrechts zuwider- 
laufen würde. 

Eine andere Überlegung führt zu dem 
gleichen Ergebnis. Die Urlaubsabgeltung ist 
zwar rechtlich kein Arbeitsentgelt, dient aber 
funktionell betrachtet an Stelle des Arbeits- 
entgelts dem Lebensunterhalt, dem gleichen 
Zweck also wie das Arbeitslosengeld. Der 
Schadenfall ist zwar formal, tatsächlich aber 
noch gar nicht eingetreten, solange Bezüge 
aus dem versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungsverhältnis für den gleichen Zweck zur 
Verfügung stehen. Es erscheint daher folge- 
rlchtig, Ürlaubsabgeltungsbeträge grundsätz- 
lich ebenso wie andere Bezüge zu behandeln, 


die In ursächlichem Zusammenhang mit der 
Beendigung der Beschäftigung gewährt wer- 
den. 

Schließlich darf nicht übersehen werden, 
daß eine formal-juristische Unterscheidung 
zwischen Urlaubsgeld und Urlaubsabgeltung 
nach ihrer verschiedenen Rechtsnatur — und 
zwar trotz ihrer gleichen Zweckbestimmung 
— im Ergebnis zu Rechtsungleichheit In der 
Arbeitslosenversicherung führt. Nach bisheri- 
gem Recht entfällt die Gewährung von Alu, 
wenn der Urlaub in die Kündigungszelt ge- 
legt wurde. Würde das Arbeitslosengeld 
neben einer Urlaubsabgeltung im Anschluß 
an die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gewährt, so wäre es der Vertragsgestaltung 
der Parteien überlassen, eine Regelung zu 
Lasten der öffentlichen Mittel zu treffen. 
Eine derartige Inkonsequenz bedarf der Be- 
seitigung. Durch die ausdrückliche Erwähnung 
der Urlaubsabgeltung wird zugleich die bisher 
In Rechtsmittel verfahren viel umstrittene Fra- 
ge, ob Urlaubsabgeltung als Abfindung Im 
Sinne des § 113 Abs. 1 Nr. 2 zu gelten habe. 
Im Gesetz selbst geklärt. 

Absatz 2: Die Verpflichtung des Arbeitsam- 
tes zur Zahlung von Arbeitslosengeld, die sich 
aus § 113 Abs. 2 AVAVG zur Zeit nur mit- 
telbar ergibt, wird positiv bestimmt für den 
Fall, daß der Arbeitslose zwar noch An- 
sprüche auf Leistungen im Sinne des Abs. 1 
Nr. 1 und 2 hat, sie aber tatsächlich nicht er- 
hält, z. B. weil er sie erst Im Klagewege er- 
streiten muß. Außerdem wird der Rechts- 
übergang des Anspruchs auf die dem 
Arbeitslosen geschuldeten Bezüge In Höhe 
des gewährten Arbeitslosengeldes auf das 
Arbeitsamt ausdrücklich geregelt, um 
die Auslegungsschwierigkeiten, die insoweit 
§ 113 Abs. 2 AVAVG in der geltenden Fas- 
sung bietet, zu beseitigen. 

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld wird durch die vorläufige Gewährung 
des Arbeitslosengeldes auf Grund des Abs. 2 
nicht gemindert, wenn und soweit der Arbeit- 
geber Beträge auf dem Wege des Forderungs- 
übergangs nach Abs. 2 tatsächlich abführt. In- 
folgedessen muß die Bundesanstalt für die ge- 
samte Dauer des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld Beiträge zur Krankenversicherung ent- 
richten, in den Fällen des Abs. 2 Satz 1 also mög- 
licherweise insgesamt für eine längere Zeit als 
die gesetzlidie Dauer des Ansprudis. Die Ver- 
pflichtung zur vorläufigen Gewährung des 
Arbeitslosengeldes nach Abs. 2 Satz 1 darf 
aber die Arbeltslosenversi iierung nicht stärker 
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belasten, als der gesetzlichen Dauer des An- 
spruchs entspricht. Abs. 2 letzter Satz ver- 
pfliditet daher den Arbeitgeber, die vom Ar- 
beitsamt entrichteten Krankenveisicherungs- 
beitr'äge diesem zu erstatten. Er darf sie dem 
Arbeitslosen gegenüber nicht aufrechnen. Sie 
sind zwar nicht Leistungen a n den Arbeits- 
losen, aber für den Arbeitslosen und wären 
nicht erforderlich geworden, wenn der Ar- 
beitgeber seine Leistung an den Arbeitneh- 
mer rechtzeitig bewirkt hatte. 

Zu § 113 a 

Die neue Vorschrift will verhindern, daß An- 
sprüche aus dem Arbeitsverhältnis zu Lasten 
der Alv. aufgegeben werden. Sie betrifft da- 
mit Fälle der Manipulierung des Versiche- 
rungsrisikos (vgL Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 83). Neigungen in dieser Richtung 
haben sich häufig gezeigt u. a. dergestalt, daß 
bei dem Abschluß von Vergleichen die zu er- 
wartende Alu berücksichtigt wurde. Ähn- 
liches gilt für den Verzicht auf die Kündi- 
gungsfrist. Ungeaditet des Inhalts des Ver- 
gleiches wird es Tatfrage Im Einzelfall und 
vom Arbeitsamt zu entscheiden sein, ob ein 
Anspruch ohne triftigen Grund aufgegeben 
worden Ist. Das Recht des Arbeitslosen, sich 
über zweifelhafte Ansprüche zu vergleichen, 
soll nidit beeinträchtigt werden, soweit der 
Inhalt des Vergleichs nicht durch die erwar- 
tete Gewährung des Arbeitslosengeldes beein- 
flußt wird. Die zeitliche Begrenzung des Ver- 
lustes des Anspruchs auf Arbeitslosengeld auf 
sechs Wochen stellt das notwendige Verhält- 
nis zu den Rechtsfolgen einer ungerechtfertig- 
ten Aufgabe oder eines schuldhaften Verlu- 
stes der Arbeitsstelle (§ 93) her. 

Zu § 114 

Die Vorschrift entspricht geltendem Recht 
(§ 114 AVAVG) und Ist nur redaktionell un- 
wesentlich geändert. 

Zu § 115 

Der jetzige § 115 AVAVG enthält Rahmen- 
vorschriften für die Alfü. Er gilt in allen 
Ländern des Bundesgebietes mit Ausnahme 
von Rheinland-Pfalz (fortgefallen durch 
Art. 3 des Landesgesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (AVAVG) vom 27. 
September 1948 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz, 
Teil I, S. 355) und der britischen Zone, In der 
die MRVO Nr. 117 die Alfü geregelt und 
§ 115 AVAVG aufgehoben hat. Aus syste- 


matischen Gründen sind die Vorschriften 
über die der Alfü des geltenden Rechts ent- 
sprechende Arbeitslosenhilfe nicht In den 
Dritten Abschnitt des Entwurfs, der sich mit 
der Alv. befaßt, aufgenommen, sondern In 
einem besonderen Fünften Abschnitt (§§ 141 
bis 141 1) des Entwurfs verlegt worden, der 
sich an die Abschnitte über die Leistungen 
aus der Alv. anschließt. Diese Verweisung 
der Arbeitslosenhilfe In einen besonderen 
Abschnitt betont auch ihren besonderen 
Charakter als Auftragsangelegenheit inner- 
halb des Rahmens der Gesamtaufgaben der 
Bundesanstalt. 

Die neue Vorschrift, die Ihr Vorbild In § 192 
Abs. 2 RVO hat, schließt eine Lücke des geh 
tenden Rechts. Die Rechtsfolgen einer durch 
den Arbeitslosen bewirkten Vereitelung von 
Ermittlungen einschließlich der Verweigerung 
einer ärztlichen Untersuchung sowie die 
Rechtsfolgen der Nichtbeachtung der Anzei- 
gepflicht sind im geltenden Recht hinsichtlich 
des Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung 
nicht geregelt. Nach Einfügung des § 170 a 
Abs. 2 durch den Entwurf müssen zudem 
auch die Folgen einer Nichtbeachtung der sich 
aus Ihm ergebenden Verpflichtung gesetzlich 
geregelt werden. Die Alv. als eine vom Ge- 
meinschaftssinn der Versicherten getragene 
Einriditung setzt voraus, daß jeder Angehö- 
rige der Versichertengemeinschaft diesen Ge- 
meinschaftssinn beweist. Wer diesen Gemein- 
schaftssinn vermissen läßt, sich gemeinschafts- 
widrig verhält, gröblich oder wiederholt ge- 
gen die zum Schutze der Gemeinschaftsein- 
richtungen erlassenen Vorschriften verstößt, 
damit zudem das Ausmaß des Schadenfalles 
willkürlich in einem ihm günstigen Sinne be- 
einflußt, wird zu Recht ganz oder teilweise, 
für dauernd oder zeitweise von den Leistun- 
gen der Gemeinschaft ausgeschlossen. Die 
Vorschrift bildet einen Teil der Maßnahmen, 
die dem Schutze der Alv. gegen die Manipu- 
lierung des Risikos und den Unterstützungs- 
mißbrauch dienen (vgl. Begründung, Allge- 
meiner Teil, S. 83). Hinsichtlich der Vereite- 
lung von Ermittlungen rechtfertigt insbeson- 
dere auch der Fortfall der Berechtigung zum 
Betreten der Wohnung des Arbeitslosen zur 
Feststellung von Leistungsvoraussetzungen 
(vgl. Begründung zu § 171 Abs. 2, S. 161) 
diese Vorschrift. 

Die Rechtsfolgen sollen nicht selbsttätig ein- 
treten, sondern von dem pflichtgemäßen Er- 
messen der entscheidenden Stelle abhängen, 
weil sie dem Einzelfalle angemessen sein müs- 
sen. 


135 



Zu § 116 

Absatz 1 Satz 1 entspricht dem geltenden 
Recht. Ergänzend sind zur Beseitigung von 
Unklarheiten nähere Vorschriften über den 
Beginn der Ausschlußfrist aufgenommen. So 
übernimmt Satz 2 den Grundsatz der GrE 
Nr. 4609 (RABl. 1933 IV S. 211). Die ergän- 
zenden Vorschriften des Entwurfs berücksich- 
tigen, daß das Arbeitslosengeld bisweilen rück- 
wirkend bewilligt wird. Daraus soll dem Ar- 
beitslosen im Zusammenhang mit der Aus- 
schlußfrist kein Nachteil erwachsen. — Glei- 
ches gilt für den strittigen Teil von Leistun- 
gen der Alv., über den erst mit der Beendi- 
gung eines schwebenden Rechtsmittelverfah- 
rens endgültig entschieden wird. 

Absatz 2 übernimmt den Grundsatz der GrE 
Nr. 4420 (RABl. 1932 IV S. 358). 

V. Sondervorschriften 
für unständig beschäftigte 
Hafenarbeiter 

Vorbemerkung zu den §§ 116 a bis 116 g 

Die in den Ländern des Bundesgebietes unter- 
schiedlichen Ermächtigungen des § 116 a 

AVAVG zum Erlaß gesetzvertretender Vor- 
schriften konnten in den Entwurf nicht über- 
nommen werden, da sie nach dem Grundgesetz 
nicht mehr zulässig sind. Der Entwurf nimmt 
die materiell-rechtlichen Vorschriften unmittel- 
bar in das Gesetz auf. Er greift dabei auf die 
VO über die Arbeitslosenversicherung unstän^ 
dig beschäftigter Hafenarbeiter vom 23. Okto- 
ber 1930 (RABl. I S. 228) zurück. 

Die Alv. für Heimarbeiter ist im Entwurf hin- 
sichtlich der Versidierungspflicht durch § 69 in 
Verbindung mit den §§ 75 c und 206 a, im 
übrigen in § 75 a Abs. 2 letzter Satz, § 87 a 
Abs. 5, § 88 Abs. 3 und § 105 Abs. 3 letzter 
Satz und Abs. 4 Nr. 2 geregelt. Hausgewerbe- 
treibende gelten nicht als Arbeitnehmer im 
Sinne der die Arbeitslosenversicherung betref- 
fenden Bestimmungen des Entwurfs und 
unterliegen daher nicht der Arbeitslosenver- 
sicherung (vgl. § 206 a und Begründung, 
S. 166, dazu). 

Die Regelung der Versicherungsfreiheit für un- 
ständig Beschäftigte findet sich im § 75 b 
Abs. 1 mit der Ausnahme für unständig be- 
schäftigte Hafenarbeiter, die ausdrücklich 
durch § 75 b Abs. 2 für versicherungspflichtig 
erklärt werden. 

Der Entwurf enthält in den §§ 116 a bis 116 g 
ausschließlich Sondervorschriften für unstän- 
dig beschäftigte Hafenarbeiter. 


Zu § 116 a 

Die Eigenart der unständigen Hafenarbeit, bei 
der Beschäftigung und Arbeitslosigkeit kurz- 
fristig wechseln, erfordert eine besondere Rege- 
lung. Die Vorschrift behandelt den unständig 
beschäftigten Hafenarbeiter abweichend von 
§ 87 a Abs. 1 und 2 des Entwurfs auch an den 
Tagen als arbeitslos, an denen er Hafenarbeit 
ausübt, es sei denn, daß eine gewisse Zahl 
von Schichten innerhalb einer Woche über- 
schritten wird. Das Entgelt aus unständiger 
Hafenarbeit wird auf das Arbeitslosengeld 
nach einem besonderen Verfahren angerechnet 
(vgl. § 116g des Entwurfs). Ungeachtet dessen 
wird die Anwartschaftszeit durch die Tage 
tatsächlicher Beschäftigung unter gewissen 
Voraussetzungen erfüllt (vgl. § 116 b des Ent- 
wurfs). 

Die Vorschrift hat ihr Vorbild In Art. 3 
der VO über die Arbeitslosenversicherung 
unständig beschäftigter Hafenarbeiter vom 
23. Oktober 1930 (RABl I S. 228) — 
Hafenarbeiter-Verordnung — , nach dem un- 
ständig beschäftigte Hafenarbeiter keinen 
Anspruch auf Unterstützung haben, falls 
sie drei oder unter gewissen Voraussetzungen 
vier Schichten In der Woche arbeiten. Diese 
Grenze wird durch den Entwurf auf fünf 
Schichten festgesetzt, und zwar In Anlehnung 
an die Vorschriften für Kurzarbeiter geld, nach 
denen ebenfalls der Ausfall von einem Sechstel 
des Arbeitsentgelts unberücksichtigt bleibt. 

Zu § 116 b 

Die Vorschrift entspricht Art. 2 Abs. 1 der 
Hafenarbeiter-Verordnung. 

Zu § 116 c 

Es entspricht der Eigenart der Alv. unstän- 
diger Hafenarbeit, daß die Anwartschaftszelt 
In aller Regel während der Zeit des Bezuges 
von Arbeitslosengeld durch die Tage tatsäch- 
licher Beschäftigung erfüllt werden kann. 
Diese Regelung ähnelt Insoweit der Regelung 
für die Kurzarbeiter, die ebenfalls die An- 
wartschaftszeit durch Zeiten des Bezuges von 
Kurzarbeitergeld erfüllen können. Die An- 
spruchsdauer Ist aus den gleichen grundsätz- 
lichen Erwägungen wie bei Kurzarbeit auf 
78 Tage beschränkt (vgl. hierzu die Begrün- 
dung zu § 99 Abs. 3, S. 126). 

Zu § 116 d 

Die Bemessung des Arbeitslosengeldes nadi 
dem Arbeitsentgelt für fünf Arbeitsschichten 
tritt an die Stelle der starren Begrenzung 
nach Lohnklassen im Art. 4 der Hafenarbei- 
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ter-VO. Die neue Vorschrift hat den Vor- 
zug, daß die Höhe des Arbeitslosengeldes für 
unständig beschäftigte Hafenarbeiter Lohn- 
änderungen genau so folgt wie das Arbeits- 
iosengeld für sonstige Versicherte. Sie ge- 
stattet außerdem, im Rahmen des § 105 
Abs. 1 auch eine andere versicherungspflich- 
tige Besdiäftigung bei der Bemessung des 
Arbeitslosengeldes zu berücksichtigen. Die 
Bemessung nadi dem niedrigsten Sdiichtlohn 
vereinfacht die Berechnung wesentlich, da 
hierdurch die Aufstellung von Tabellen für 
die einzelnen Häfen ermöglicht wird. Ihre 
Nachteile für den Versicherten werden über- 
dies in der Regel dadurch ausgeglichen, daß 
als Nebenverdienst ebenfalls nur der nied- 
rigste Schichtlohn auf das Arbeitslosengeld 
angerechnet wird (vgl. Begründung zu 
§ 116 g). 

Zu § 116 e 

Da der unständig beschäftigte Hafenarbeiter, 
vorausgesetzt, daß er weniger als fünf Ha- 
fenschichten leistet, während,^ der ganzen 
Woche als arbeitslos gilt, würde nach der 
allgemeinen Regel des § 109 an sich stets die 
ganze Woche auf die Dauer des Anspruchs 
anzurechnen sein, d. h. einschließlich der 
Tage, die nach § 116 b des Entwurfs zur Er- 
füllung der Anwartschaftszeit dienen. Die 
Sonderregelung des Entwurfs knüpft an 
Art. 6 der Hafenarbeiter-VO an. Die 
Dauer des Anspruchs mindert sich danach nicht 
um die Zahl der Tage, die anwartschaftsbe- 
gründend sind (§ 116 b des Entwurfs), da der 
Verdienst an diesen Tagen im Wege der An- 
rechnung zu einer Minderung des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld der Höhe nach führt. 

Zu § 116 f 

Die allgemeinen Regeln der Wartezeit sind auf 
unständig beschäftigte Hafenarbeiter nicht an- 
wendbar. Wenn diese Hafenarbeiter zeitweilig 
eine ständige Beschäftigung aufnehmen, so 
scheint es mit Rücksicht auf die Unsicherheit 
des Einkommens in diesem Beruf gerechtfer- 
tigt, die Anwendung des § HO auf die Fälle 
zu beschränken, in denen die andere Beschäf- 
tigung zuletzt überwogen hat. 

Zu § 116 g 

Absatz 1 : Die derzeitige Methode der An- 
rechnung hat erhebliche Nachteile; insbeson- 


dere führt sie dazu, daß bei Anrechnung von 
mehreren Schichten die Gesamteinkünfte aus 
Entgelt und Unterstützung mit zunehmender 
Schichtzahl nicht mehr ansteigen, so daß der 
Anreiz zu vermehrter Arbeit schon bei drei 
Schichten entfällt. Diese unerwünschte Folge 
kann nur vermieden werden, wenn man zu 
einer gleichmäßigen Anrechnung von Schicht 
zu Schicht kommt. Die Neuregelung sieht in 
degressiver Staffelung die Zahlung von Ar- 
beitslosengeld neben dem Lohn für ein bir 
einschließlich vier Schichten vor, während z. Z. 
schon von der vierten Schicht ab keine Alu 
mehr gewährt wird. Das Netto-Gesamtein- 
kommen des Hafenarbeiters steigt nach der 
Anrechnungsmethode des Entwurfs von dem 
Arbeitslosengeld bei voller Arbeitslosigkeit bis 
zu dem Netto-Schichtlohn für fünf Arbeits- 
schichten, neben dem kein Arbeitslosengeld 
mehr gewährt wird, je Arbeitsschicht um den 
gleichen Betrag. Dieses Ergebnis wird dadurch 
erreicht, daß die Differenz zwischen dem 
vollen Arbeitslosengeld und dem Nettolohn 
für fünf Schichten durch fünf geteilt wird. 
Nur der dieses Fünftel übersteigende Betrag 
jedes Schichtlohnes wird auf das Arbeits- 
losengeld angerechnet. Der Berechnung wird 
nicht der tatsächlich erzielte Schichtlohn, son- 
dern stets der niedrigste Schichtlohn — der für 
die erste Schicht — zugrunde gelegt, der im 
Hamburger Hafen z. B. z. Z. 13,60 DM 
brutto beträgt. Das unten gegebene Beispiel 1 
für die Berechnung des Arbeitslosengeldes eines 
alleinstehenden Hafenarbeiters, der drei Schich- 
ten in einer Woche gearbeitet hat, erläutert das 
Verfahren. Das Beispiel 2 gibt eine Übersicht 
über die Höhe des Arbeitslosengeldes und des 
Netto-Gesamtelnkommens von unständig be- 
schäftigten Hafenarbeitern bei voller Arbeits- 
losigkeit und bei ein bis sechs Schichten In der 
Woche. Sie läßt insbesondere erkennen, daß 
der Anreiz zur Ableistung weiterer Arbeits- 
schichten bis zur sechsten Schicht dadurch er- 
halten bleibt, daß sich das Netto-Gesamtein- 
kommen mit jeder weiteren abgeleisteten Ar- 
beitsschicht erhöht. — Die Praxis wird durch 
die an sich umständliche Art der Berechnung 
des jeweils noch auszuzahlenden Arbeitslosen- 
geldes nicht belastet. Die Berechnungsmethode 
gestattet, soweit Pauschsätze für die Abzüge 
festgesetzt werden, die Aufstellung einer Ta- 
belle, aus der der auf das Arbeitslosengeld 
anzurechnende Betrag für jeden Fall abgelesen 
werden kann. 

Absatz 2; Die Anrechnungsvorschriften des 
Abs. 1 sehen bereits Freibeträge vor. Es 
wäre daher nicht gerechtfertigt, dem Versicher- 
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ten bei einem Zusammentreffen von Entgelt 
aus unständiger Hafenarbeit und Einkommen 
aus anderer Beschäftigung i. S. des § 112 zu- 


sätzlich den in § 112 vorgesehenen Freibetrag 
zuzugestehen. Die Vorschrift bezweckt zu- 
gleich eine Verwaltungsvereinfachung. 


Beispiel 1 


Alleinstehender unständig beschäftigter Hafenarbeiter mit drei Schichten 


1. Berechnung des anrechnungsfreien Betrages in Höhe von einem Fünftel des Unterschiedes zwi- 
schen dem Arbeitslosengeld bei 0 Schichten und dem Nettolohn für 5 Schichten für einen allein- 
stehenden Versicherten: 


a) Arbeitslosengeld bei 0 Schichten 

b) Niedrigster Schichtlohn brutto 13,60 DM 

Bruttolohn für 5 Schichten mithin 5 X 13,60 = 68, — DM 

abzüglich Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung und 
Arbeitslosenversicherung, Fahrgeld und Schmutzgeld 
insgesamt 17,37 DM 

c) Nettolohn für 5 Schichten 50,63 DM 

d) Unterschied zwischen dem Arbeitslosengeld bei 0 Schichten und 
dem Nettolohn für 5 Schichten mithin (1 c — la) 

e) davon V5 als anrechnungsfreier Betrag je Arbeitsschicht 

2. Berechnung des Arbeitslosengeldes, das neben dem Lohn für drei Schichten 
an einen alleinstehenden Versicherten zu zahlen ist: 

a) Arbeitslosengeld bei 0 Schichten 

b) Niedrigster Schichtlohn brutto 13,60 DM 

Bruttolohn für 3 Schichten mithin 3 X 13,60 = 40,80 DM 

abzüglich Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung und 
Arbeitslosenversicherung, Fahrgeld und Sdimutzgeld 

insgesamt 12,05 DM 

c) Nettolohn für drei Schichten 28,75 DM 

Freibetrag je Schicht 4,25 DM (siehe 1 e), für 3 Schichten 

mithin 3 X 4,25 DM = 12,75 DM 

d) Auf das Arbeitslosengeld anzurechnen: 

Nettoschichtlohn abzüglich des anrechnungsfreien Betrages = 16,00 DM 

e) Auszuzahlendes Arbeitslosengeld (2 a — 2d) 

3. Berechnung des Nettoeinkommens eines alleinstehenden Versicherten 

bei drei Arbeitsschichten: 

Netto-Schichtlohn (2 c) 

Auszuzahlendes Arbeitslosengeld bei drei Schichten noch (2e) 
Netto-Einkommen mithin (2 c + 2e) 


29,40 DM 


50,63 DM 


21,23 DM 
4,25 DM 


29,40 DM 


16,00 DM 
13,40 DM 


28,75 DM 
13,40 DM 
42,15 DM 
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Beispiel 2 


Höhe des Arbeitslosengeldes und Höhe des Netto-Einkommens (Arbeitslosen- 
geld und niedrigster Netto-Schlchtlohn) bei 0 bis 6 Schichten 



Arbeitslosengeld und gesamtes Netto-Einkommen bei 


0 

1 Schicht 

2 Schichten 

3 Schichten 

4 Schichten 

5 6 

Schichten Schichten 


A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

A-Geld 

(Bei 5 u. 6 Sch. 




+ Netto- 


+ Netto- 


+ Netto- 


+ Netto- 

kein A-Geld) 




Schicht- 


Schicht- 


Schichil. 


Schicht- 

Netto- 

Netto- 




lohn 


lohn 


lohn 


lohn 

Schichtl. 

Schicht- 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Alleinstehender Versicherter 

29,40 

27,60 

33,65 

20,50 

37,90 

13,40 

42,15 

6,30 

46,40 

50,6) 

62,42 

Versicherter mit 1 zuschlags- 
berechtigten Angehörigen 

34,80 

31,91 

38,46 

23,73 

42,12 

15,55 

45,78 

7,36 

49,44 

53,10 

65,38 

Versicherter mit 2 zuschlags- 
berechtigten Angehörigen 

37,80 

34,32 

41,18 

' 25,54 

44,56 

16,76 

47,94 

■' i 

7,98 

51,32 

54,68 

67,28 

t 

Versicherter mit 3 zuschlags- 
berechtigten Angehörigen 

40,80 

36,71 

43,90 

27,33 

47,— 

17,94 

50,10 

■ 

8,56^ 

! 

53,20 

1 56,30 

69,23 

Versicherter mit 4 zuschlags- 
berechtigten Angehörigen 

43,80 

: 39,12 

i 

i 

46,48 

29,14 

; 49,16 

! 

19,16 

51,84 

j 

9,18 

54,52 

1 57,18 

70,28 

i 


C. Kranken- und Unfallversicherung der 
Arbeitslosen 

I. Krankenversicherung 

Vorbemerkung zu den §§ 117 bis 128 

Über die Berechnungsgrundlage und den Bei- 
tragssatz der Krankenversicherung der Arbeits- 
losen bestehen seit mehr als 25 Jahren Mei- 
nungsverschiedenheiten. Beide sind seit 1927 
wiederholt geändert worden. Die jetzige Rege- 
lung besteht seit 1932. Während die Kranken- 
kassen die krankenversicherten Arbeitslosen 
für ein ungünstiges Risiko und daher die 
jetzige Regelung für ein Minimum halten, 
nimmt die Bundesanstalt auf Grund ihrer Er- 
fahrungen an, daß die derzeitige Regelung sie 
mit ungerechtfertigt hohen Beiträgen belastet. 
Da audi die Empfänger von Alfu den Vor- 
schriften über die Krankenversicherung der 
Arbeitslosen unterliegen, trägt der Bund hier- 
für die Beiträge. Er Ist insoweit auch unmittel- 


bar als Fiskus an einer zweckentsprechenden 
Regelung interessiert. Exakte, umfassende 
Unterlagen über die Ausgaben der Kranken- 
kassen für die versicherten Arbeitslosen fehlen. 
Teilergebnisse lassen Schlüsse In der einen und 
der anderen Richtung, aber nicht abschließend 
zu. Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiet der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenfürsorge 
vom 24. August 1953 hat durch die Änderung 
des § 119 Abs. 2 AVAVG die Rechtsgrund- 
lage für die Beschaffung des fehlenden Zahlen- 
materials geschaffen. 

Die jetzige Regelung weist aber auch noch eine 
Reihe anderer Mängel auf, die sich teils zum 
Schaden der Krankenkassen, teils zum Schaden 
der Bundesanstalt, irnmer aber zum Schaden 
der Allgemeinheit auswirken. Sie ermöglicht 
dem Arbeitslosen vor allem eine gewisse Wahl- 
freiheit bei der Inanspruchnahme der beiden 
Versicherungen, von der er, v/le der letzte 
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Winter bewiesen hat, in einem ihm günstigen 
Sinne Gebrauch macht. Eine Änderung der 
Vorschriften wäre daher an sidi geboten. Der 
Entwurf verzichtet zunächst hierauf, da erst 
die Ergebnisse der getrennten Verbuchung bei 
den Krankenkassen abgewartet werden sollen. 

Zu § 117 

Entspricht dem geltendem Recht. 

Zu § 118 

Entspricht dem geltendem Recht. 

Zu § 119 

Absätze 1 und 2: Der Entwurf über- 
nimmt im Abs. 2 die durch § 3 des o. a. 
Gesetzes dem § 119 AVAVG als Abs. 2 Satz 1 
und 2 eingefügte Vorschrift und entspricht da- 
mit dem geltenden Recht. Abs. 1 zieht aus dem 
Gedanken, der in dem durch § 3 des oben 
erwähnten Änderungsgesetzes dem § 119 
AVAVG eingefügten Abs. 2 Satz 3 enthalten 
ist, die Folgerung und sieht vor, daß grund- 
sätzlich der Bundesminister für Arbeit jeweils 
die Berechnungsgrundlage für den Grund- 
lohn festsetzt. Da damit gerechnet werden 
muß, daß ein auswertbares Erge'bnis der um- 
ständlichen gesonderten Verbuchung der Ein- 
nahmen und Ausgaben der Krankenversiche- 
rung der Ar'beitslosen durch die Träger der 
Krankenversicherung sobald nicht vorliegt, 
sieht § 11 der Übergangsbestimmungen vor, 
daß bis zur erstmaligen Festsetzung der Be- 
rechnungsgrundlage durch den Bundes- 
minister für Arbeit wie nach geltendem Recht 
für die Berechnung des Grundlohnes V7 des 
wöchentlichen Arbeitslosengeldes an die 
Stelle des auf den Kalendertag entfallenden 
Arbeitsentgelts treten. 

Absatz 3 entspricht geltendem Recht. Durch 
die Einfügung der Worte „zur Vereinfachung 
des Abrechnungsverfahrens“ wird der allein 
zulässige Zweck der Festsetzung von Pausch- 
beträgen klargestellt, da die Vereinbarung 
von Pauschbeträgen keine anderen Wirkun- 
gen und Ziele als eine Verfahrens Verein- 
fachung haben darf. 

Der derzeitige § 119 Abs. 4 AVAVG ist als 
entbehrlich wcggefallen, ida den Kranken- 
kassen gegenüber dem Arbeitsamt das Recht 
zur Nachprüfung der ordnungsmäßigen Ab- 
rechnung der Beiträge zur Krankenversiche- 
rung auch ohne eine solche Vorschrift 
zu Steht. 


Zu § 120 

Absatz 1 : Die dreitägige Karenzzeit vor dem 
Bezüge von Krankengeld ist für die Arbeits- 
losen unbillig hart. Nach geltendem Recht 
sieht daher § 88 Abs. 2 AVAVG die Fort- 
gewährung der Alu für die Karenztage trotz 
bestehender Arbeitsunfähigkeit vor. Diese 
Vorschrift ist in doppelter Hinsicht unsyste- 
matisch; sie verletzt einen der wesentlichen 
Grundsätze der Alv., in der Arbeitsfähigkeit 
— nach dem Entwurf als Bestandteil der 
Vermittlungsfähigkeit — eine Grundvoraus- 
setzung für den Bezug von Unterstützung 
sein muß. Andererseits darf eine durch Vor- 
schriften der Krankenversicherung entste- 
hende Härte nicht zu Lasten der Alv. besei- 
tigt werden. § 88 Abs. 2 Satz 1 AVAVG 
ersetzt der Entwurf daher durch § 120 Abs. 1 
Satz 2, wonach Krankengeld an arbeits- 
unfähige Arbeitslose, die während des Bezuges 
von Arbeitslosengeld arbeitsunfähig werden, 
vom ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an 
gewährt wird. Im übrigen bleiben die Vor- 
schriften über die Karenzzeit der Kranken- 
versicherung unberührt. 

S a t z 3 soll die Möglichkeit eröffnen, ebenso 
wie vom Arbeitslosengeld auch vom Kran- 
kengeld Teilbeträge unmittelbar an Dritte 
zu zahlen (vgl. Begründung zu § 175 Abs. 3 
und 4 S. 136). 

Absatz 2 soll eine Benachteiligung der Kran- 
kenkassen beseitigen, die darin liegt, daß die 
Beiträge zur Krankenversicherung, wenn 
Nebenverdienst auf das Arbeitslosengeld 
nach § 112 angerechnet wird, nur auf der 
Grundlage des gekürzten Arbeitslosengeldes 
berechnet werden, während die Kranken- 
kassen im Falle einer Erkrankung des Ar- 
beitslosen Krankengeld in Höhe des unge- 
kürzten Wochenbetrages des Arbeitslosen- 
geldes zahlen muß und daneben regelmäßig 
noch ein Krankengeld auf der Grundlage des 
Nebenverdienstes zu zahlen hat. Dadurch, 
daß dem Arbeitslosen nunmehr nur der 
höhere der beiden an sich ne^beneinander be- 
stehenden Ansprüche zusteht, wird ein ge- 
rechtes Verhältnis zwischen Beiträgen und 
Leistungen hergestellt. 

Zu § 121 

Absätze 1 bis 4: Die jetzigen Vorschriften 
über die Kassenzuständigkeit sehen als Regel 
vor, daß der Arbeitslose kraft Gesetzes Mit- 
glied der zuständigen Ortskrankenkasse wird. 
Ausnahmen bestehen nur für Mitglieder der 
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Seekasse und der knappsdiaftlidien Ver- 
sicherung. Nur auf Antrag konnte der Ar- 
beitslose im Wege der Weiterversicherung 
auch Mitglied seiner bisherigen Kasse bleiben 
und die Beiträge durdi das Arbeitsamt er- 
stattet erhalten. Die Folge -dieser verwaltungs- 
mäßig einfachen Regelung war ein häufiger 
Kassenwechsel. Jahrelang bestehende Verbin- 
dungen zwischen Kasse und Versicherten 
wurden zerschnitten. Der Wunsch zahlreicher 
Krankenkassenverbände geht dahin, ihre 
Mitglieder auch während der Arbeitslosigkeit 
weiter betreuen zu können. Der Entwurf 
trägt dem Rechnung. In der Regel bleibt 
nunmehr der Ar*beitslose Mitglied seiner 
bisherigen Rasse. Liegt der Wohnort außer- 
halb des örtlichen Bereichs der Kasse, so 
wird er Mitglied einer Kasse gleicher Art, 
bei Betriebskrankenkassen allerdings nur, so- 
weit eine Krankenkasse des gleidien Arbeit- 
gebers, bei Innungskrankenkassen nur, wenn 
eine Krankenkasse für das gleiche Handwerk 
besteht. Im übrigen verbleibt es bei der Mit- 
gliedschaft bei der Ortskrankenkasse, wenn 
eine solche nicht besteht, bei der Land- 
krankenkasse. Die Vorschriften lehnen sich 
an das geltende Recht an, berücksichtigen 
jedoch stärker als das geltende Recht den 
Wunsch der Krankenkassen, ihre Mitglieder 
bei Eintritt der Arbeitslosigkeit nicht zu 
verlieren. 

Absatz 5 soll die rechtlichen Voraussetzungen 
bezüglich der Kassenzuständigkeit für die 
Durchführung des § 120 Abs. 2 des Entwurfs 
schaffen. 

Zu § 122 

Absatz 1: Die Versicherung bei einer eigenen 
Betriebskrankenkasse der . Bundesanstalt 
würde bedeutende Vorteile aufweisen, deren 
wesentlichster in einer ganz erheblichen Ver- 
waltungsvereinfachung gesehen werden muß. 
Wenn die Arbeitslosen bei den gesetzlichen 
Krankenkassen versichert sind, müssen die 
Arbeitsämter mit den 2022 gesetzlichen 
Krankenkassen abrechnen und Geschäfts- 
verkehr unterhalten. Der bei der Betriebs- 
krankenkasse der Bundesanstalt versicherte 
Arbeitslose würde für die Dauer der Arbeits- 
losigkeit ständig von der gleichen Stelle 
betreut, auch wenn er während der Arbeits- 
losigkeit erkrankt. Das Arbeitslosengeld 
bzw. die Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe würde von der gleichen Kasse und mit 
Hilfe der gleichen Zahlungsbelege als Kran- 
kengeld weitergezahlt, lediglich unter ent- 


sprechender Verbuchung auf einen anderen 
Titel. Ein Doppelbezug und die jetzt ge- 
gebene Möglichkeit, beide Einrichtungen 
nacheinander oder wahlweise in Anspruch 
zu nehmen, würde damit entfallen. Diese 
Wahlfreiheit (zwischen den Leistungen der 
beiden Einrichtungen, die letzten Endes zu 
Mißbraudi führen kann, läßt sich bei der 
gegenwärtigen Regelung nicht ausschließen. 
Auch alle Formalitäten, die mit der Krank- 
meldung verbunden sind, könnten an der 
gleichen Stelle erledigt werden, bei der sich 
der Arbeitslose als arbeitsunfähig erkrankt 
abmelden und seine restliche Unterstützung 
in Empfang nehmen muß. 

Dem Verwaltungsrat als Selbstverwaltungs- 
organ ist das Recht eingeräumt, die Kran- 
kenversicherung der Arbeitslosen der Be- 
triebskrankenkasse der "Bundesanstalt als 
Sonderaufgabe zu übertragen. Da die Kran- 
krankenversicherung der Arbeitslosen eine Lei- 
stung der Alv. aus dem Bei trag saufkommen 
der Versicherten Ist, wird grundsätzlich 
dem Verwaltungsrat das Recht einge- 
räumt, die Krankenversicherung der Ar- 
beitslosen In der für die Versicherten 
und die Bundesanstalt günstigsten Weise zu 
ordnen. Von dem ihm eingeräumten Recht 
wird der Verwaltungsrat nur Gebrauch 
machen, wenn dadurch eine der bisherigen 
mindestens gleichwertige Krankenversorgung 
der Arbeitslosen ermöglicht wird. Macht er 
von dem eingeräumten Selbstgestaltungsrecht 
Gebrauch, sind die Arbeitslosen kraft Ge- 
setzes Mitglieder der Betriebskrankenkasse 
der Bundesanstalt. Bis zu einer Entscheidung 
durch den Verwaltungsrat verbleibt die 
Krankenversicherung bei den gesetzlichen 
Kassen nach § 121. 

Absatz 2: Die ausdrückliche Regelung des 
Zeitpunktes des Übergangs will den bisher 
zuständigen Krankenkassen ausreichend Zeit 
für die Umstellung und Abwicklung sichern. 
Nach Absatz 3 ist für den Fall, daß der 
Verwaltungsrat von seinem Recht aus Abs. 1 
Gebrauch gemacht hat, die Vereinbarung von 
Pauschbeträgen im Sinne des § 119 Abs. 3 
nur mit Zustimmung des Verwaltungsrates 
zulässig. 

Zu § 123 

Absatz 1: Infolge der Neuregelung der Kas- 
senzuständigkeit in §121 des Entwurfs werden 
die bisherigen Vorschriften über die frei- 
willige Weiterversicherung auf Antrag ent- 
behrlich. Es bedarf jedoch einer Vorschrift, 
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die dem Arbeitslosen die Möglichkeit gibt, 
ein ihm aus § 313 RVO zustehendes Recht 
in Verbindung mit der Krankenversicherung 
der Arbeitslosen auszuüben. 

Absatz 2 trifft für diesen Fall eine Rege- 
lung der Beitragsleistung, die dem geltenden 
Recht (§ 125 Abs. 2 AVAVG) nachgebildet 
ist. Die Mehrbeiträge aus der freiwilligen 
Höherversicherung hat der Arbeitslose zu 
tragen. 

Zum Wegfall des § 124 

Der Wegfall ist durch die Neufassung des 
§ 121 veranlaßt, der erschöpfend vorschreibt, 
bei welcher Krankenkasse die Bezieher von 
Arbeitslosengeld zu versichern sind. Von der 
Vorschrift wurde nur selten, seit langem aber 
überhaupt kein Gebrauch gemacht, da offen- 
bar die befürchtete Mehrbelastung, die 
Anlaß zu dieser Vorschrift gab, nicht einge- 
treten ist. Die Vorschrift ist daher auch ent- 
behrlich. 

Zu § 125 

Entspricht geltendem Recht (§ 125 Abs. 1 
AVAVG). 

Zu § 126 

Entspridit im wesentlichen geltendem Recht, 
Zu § 128 

Absatz 1 entspricht bisherigem Recht. Im 
Lande Bremen, in dem die unständig be- 
schäftigten Hafenarbeiter nicht als unständig 
Beschäftigte in das Mitgliederverzeichnis der 
Krankenkassen eingetragen sind, finden die 
§§ 117 ff. Anwendung. Vgl. hierzu Begrün- 
dung zu § 83, S. 116. 

Absatz 2; Hinsichtlich der Krankenversiche- 
rung verbleibt es bei unständig beschäftigten 
Hafenarbeitern für die Tage der Beschäfti- 
gung bei den Bestimmungen der Reichsver- 
sicherungsordnung. Soweit dem unständig 
beschäftigten Hafenarbeiter Arbeitslosengeld 
zusteht, greift eine dem § 119 Abs. 1 entspre- 
chende Regelung Platz. 

Absatz 3: Die Regelung entspricht in den 
Grundzügen der des § 120. 

11. Unfallversicherung 

Zu § 129 

Zur Einführung vgl. Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 93. 


Absatz 2 Nr. 1: Die Teilnehmer an Maßnah- 
men nach § 135 und die bei Gemeinschafts- 
arbeiten im Sinne des § 140 Beschäftigten, 
auch soweit sie auf Grund der Vorschriften 
des § 141 i daran teilnehmen, unterliegen 
nach dem Entwurf auf Grund dieser Beschäf- 
tigung der Unfallversicherung. Beide Per- 
sonengruppen werden von der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung nach der 
RVO während der Teilnahme oder Beschäf- 
tigung nicht erfaßt, weil sie als Empfänger 
von Arbeitslosengeld bereits krankenver- 
sichert sind und die Zeiten ihres Bezuges von 
Arbeitslosengeld in der Rentenversidierung 
als Ersatzzeiten gelten (vgl. auch § 140 

Abs. 3). Des ferneren werden die der Melde- 
pflicht nadi § 173 AVAVG unterliegenden 
Personen (Empfänger von Arbeitslosengeld 
oder Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie u. U. Empfänger von Kurzarbeitergeld 
oder Stillegungsvergütung — vgl. § 186 
Abs. 4 Satz 2) in den Unfallversicherungs- 
schutz einbezogen; vgl. hierzu jedoch Begrün- 
dung zu Nr. 2. 

Nr. 2 : Als Arbeitsunfall im Sinne des 
§ 537 a Nr 3 RVO können für den Arbeits- 
losen, da er nicht beschäftigt ist, nur Wege- 
unfälle in Betracht kommen Dieses Wagnis 
muß zur Vermeidung mißbräuchlicher Inan- 
spruchnahme der Wegeünfallversicherung 
scharf abgegrenzt werden. Es soll nur Unfälle 
umfassen auf Wegen, die für den Arbeits- 
losen entweder Im Zusammenhang mit seiner 
Arbeitslosigkeit oder mit seinem Unter- 
stützungsbezug auf Veranlassung des Arbeits- 
amtes ausgeführt werden und unvermeidbar 
sind oder unmittelbar Im Zusammenhang mit 
der von dem Arbeitsamt veranlaßten Arbeits- 
suche stehen. 

N r, 3 : Da der Arbeitslose nicht während 
des vollen Jahres vor dem Unfall Arbeitsent- 
gelt bezogen hat, kommt für Ihn nur das 
Dreihundertfache des „durchschnittlichen Ver- 
dienstes für den vollen Arbeitstag Im Unter- 
nehmen“ Im Sinne des § 563 Abs. 2 Satz 1 
RVO unter entsprechender Anwendung dieser 
Bestimmung in Betracht. Als solcher durch- 
schnittlicher Verdienst kann beim Arbeits- 
losen nur das Entgelt, das der Bemessung des 
Arbeitslosengeldes oder der Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe zugrunde gelegt Ist, 
gelten. 

N r. 4 : Für Unfälle bei Teilnahme an beruf- 
lichen Maßnahmen nach § 135 und bei Be- 
schäftigungen auf Grund der §§ 139, 140 und 
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141 i soll als Jahresarbeitsverdienst das Er- 
werbseinkommen, das der Versicherte Im 
Kalenderjahr vor dem Unfall gehabt hat, 
gelten. Dies entspricht dem bisherigen Recht 
für Pflichtarbeiter und Notstandsarbeiter. 


D. Lohnausfallvergütung 

Vorbemerkung zu den §§ 130 bis 130 h 

Da eine allgemeine Ermächtigung zum Erlaß 
rechtsetzender Vorsdiriften über Kurzarbei- 
terunterstützung in der Form des § 130 
AVAVG nach dem Grundgesetz nicht mehr 
zulässig ist, müssen die wesentlichen Vor- 
schriften unmittelbar in das Gesetz aufgenom- 
men werden. Die geltenden Vorschriften der 
Verordnungen und Gesetze der Länder und 
die Vorschriften des Anhangs B zur MRVO 
111 für die britische Zone werden dabei ver- 
einheitlicht, aber In den Grundzügen über- 
nommen. 

Wegen der Bezeichnung „Kurzarbeltergeid'‘ 
und im übrigen vgl. Begründung, Allgemei- 
ner Teil, S. 94 ff. 

1. Kurzarbeitergeld 
Zu § 130 

Absatz 1: Der betriebliche Geltungsbereich 
der Vorschriften über Kurzarbeiterunterstüt- 
zung ist im geltenden Recht unterschiedlich ab- 
gegrenzt. In den Ländern der britischen und 
amerikanischen Zone sind „alle Betriebe“ ein- 
bezogen, ausgenommen die Betriebe der Land-, 
Forst- und Teichwirtschaft sowie Seefahrzeuge, 
ferner die Hauswirtschaft, das Hausgewerbe 
und die Heimarbeit. Dagegen erstreckt sich der 
Geltungsbereich In Württemberg-Hohenzollern 
nur auf „gewerbliche Betriebe“ mit mindestens 
drei Beschäftigten — ausgenommen die Be- 
triebe des Handels und des Verkehrs sowie das 
Hausgewerbe und die Heimarbeit — , in Ba- 
den auf gewerbliche Betriebe ohne Rücksicht 
auf die Betriebsgrößen, ausgenommen die Be- 
triebe der Land- und Forstwirtschaft, der Bin- 
nenfischerei einschließlich der Teichwirtschaft, 
des Handels und des Verkehrs, die Hauswirt- 
schaft, das Hausgewerbe und die Heimarbeit. 
Im Lande Rheinland-Pfalz war der Arbeits- 
minister ermächtigt, den betrieblichen Geltungs- 
bereich zu bestimmen. Der Entwurf knüpft 
grundsätzlich an diese letztere Regelung an, 
die dem Vorbild der VO vom 5. September 


1936 (RABl. I S. 248) folgt, und ermög- 
licht damit eine elastische Anpassung an die 
jeweilige Lage des Arbeitsmarktes. 

Absatz 2: Wo eine betriebliche Arbeitszeit 
fehlt (z. B. bei Heimarbeit), ist diese Form 
des Ausgleichs nicht anwendbar. Ebensowenig 
kann der Ausgleich saisonbedingter Schwan- 
kungen in diese Regelung einbezogen wer- 
den. Wirtschaftszweige und Besdiäftigungen, 
In denen derartige Schwankungen der Ar- 
beitszeit regelmäßig auftreten, müssen daher 
von vornherein ausgeschlossen werden. Die 
Vorschriften des Absatzes 2 über den Aus- 
schluß bestimmter Gruppen von Wirtschafts- 
betrieben entsprechen Im wesentlichen dem 
ge'ltenden Recht In der britischen und ame- 
rikanischen Zone. 

Zu § 130 a 

Absatz 1 entspricht zum Teil dem gelten- 
den Recht. Zu den wirtschaftlichen Ursachen 
kann auch der Mangel an Kohle, Gas, Strom 
oder Wasser als Betriebsstoff gehören, wenn 
der Mangel nicht von der Betriebsleitung zu 
vertreten Ist. Führt eine solche Mangellage 
zu einer vollständigen Betriebsstillegung für 
mindestens eine Doppelwoche, so kann die 
Gewährung von Stillegungsvergütung nach 
den Vorschriften der §§ 1301 bis 130 m zu- 
lässig sein. 

Im Gegensatz zu dem geltenden Recht geht 
der Entwurf bei der Feststellung der Mehr- 
heit nicht von einem mehr oder weniger fik- 
tiven Personenkreis aus, sondern von dem 
Kreis der tatsächlich beschäftigten Arbeit- 
nehmer. Personell gesehen Ist hierdurch die 
Auswirkung der Kurzarbeit im Verhältnis zu 
der die Produktion beeinflussenden tatsäch- 
lich vorhandenen Belegschaftsmitglieder bes- 
ser erkennbar und zu beurteilen. Aus diesem 
Grunde soll im Interesse des Betriebes und 
der Belegschaft der In Satz 2 genannte Per- 
sonenkreis bei der Feststellung der Gesamt- 
belegschaft und der Mehrheit der kurzarbei- 
tenden Arbeitnehmer außer Betracht bleiben. 
Es würde beispielsweise eine Härte bedeuten, 
Lehrlinge mitzuzählen, obwohl diese durch- 
weg weiter beschäftigt werden, denn die Er- 
füllung des Mehrheitserfordernisses wäre da- 
durch erschwert. Der Anspruch der Lehrlinge 
auf Kurzarbeitergeld wird durch die vorge- 
sehene Regelung nicht berührt (vgl. GrE Nr. 
4373 — RABl. 1931 IV S. 214 — Nr. 
4849 — RABl. 1935 IV S. 66 — und 
Nr. 5178 — RABl. 1938 IV S. 60). 
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Absatz 2 will der vielfach ln der Praxis 
beobachteten Tatsache begegnen, daß nadi 
Rückgang der Kurzarbeit trotz Vollbeschäf- 
tigung fast der gesamten Belegschaft eines 
Betriebes die Bezugsberechtigung einzelner 
weniger Kurzarbeiter fortbesteht. Es muß an- 
genommen werden, daß Kurzarbeit durch be- 
triebliche Maßnahmen vermieden werden 
kann, wenn die Zahl der kurzarbeitenden 
Arbeitnehmer in einem Betrieb auf 5 v. H. 
der ursprünglichen Zahl 'der beschäftigten 
Arbeitnehmer zurückgegangen ist. 

Zu § 130 b 

Absatz 1 entspricht geltendem Recht, ab- 
gesehen von einer geringen Abweichung der 
in dem Gebiet des früheren Landes Würt- 
temberg-Hohenzollern geltenden Regelung. 

Absatz 2: Das Kurzarbeitergeld soll u. a. 
ausgleichend auf den Wirtsdiaftsablauf wir- 
ken. Folgen Überzeitarbeit nennenswerten 
Umfangs und Kurzarbeit unmittelbar auf- 
einander, so läßt dies auf eine unzweckmäßige 
zeitliche Verteilung der Arbeit schließen. Die 
Betriebe sollen angehalten werden, auf eine 
entsprechende Gestaltung der Arbeitszeit Be- 
dacht zu nehmen, bevor sie Kurzarbeit ein- 
führen wollen. Andererseits befinden sich 
Kurzarbeiter, die zuvor in nennenswertem 
Umfang Überzeitarbeit geleistet haben, in 
aller Regel ln einer wirtschaftlichen Lage, die 
eine begrenzte Betriebswartezeit nicht als un- 
billige Härte erscheinen läßt. Die hier vorge- 
sehene Regelung erscheint auch um deswillen 
gerechtfertigt, weil der Anspruch auf Kurz- 
arbeitergeld die Erfüllung einer Anwart- 
schaftszeit, d. h. eine entsprechende Dauer 
der Beitragsleistung, nicht voraussetzt. 

Zu § 130 c 

Absatz 1 : Eine Begrenzung der Bezugs- 
dauer ist in den geltenden Vorschriften nicht 
vorgesehen, ist aber deshalb erforderlich, well 
andernfalls die Gewährung von Kurzarbei- 
tergeld zu einer wirtschaftspolitisch nicht ver- 
tretbaren Subventionierung von Betrieben 
führen kann. Soweit die Entscheidung über 
die Bezugsdauer der Kurzarbeiterunterstüt- 
zung nach geltendem Recht im Ermessen des 
Arbeitsamtes liegt, wird die zeitliche Begren- 
zung der Kurzarbeiterunterstützung über- 
wiegend darauf gestützt, daß der die Kurz- 
arbeit verursachende Arbeitsmangel nur vor- 
übergehend sein darf. Das hat in der Praxis 


vielfach zu Rechtsunsicherheit und -unein- 
heitlichkelt geführt. Der Entwurf hält zwar im 
Grundsatz an dieser Auffassung fest, es er- 
scheint jedoch mit Rücksicht darauf, daß die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes die Erfül- 
lung der Anwartschaftszeit nicht voraussetzt, 
notv/endig, die Bezugsdauer gesetzlich zu be- 
grenzen. Die Fassung des Entwurfs läßt eine 
Anpassung der Bezugsdauer an die jeweilige 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage zu. 

Absatz 2: Infolge der Begrenzung der Be- 
zugsdauer war es notwendig, eine Bestim- 
mung darüber aufzunehmen, unter welchen 
Voraussetzungen eine erneute Gewährung 
des Kurzarbeitergeldes nach Ausschöpfung 
der zugebilligten Bezugsfrist zulässig ist. Die 
Tatsache, daß das Kurzarbeitergeld nur eine 
verhältnismäßig kurzfristige Beschäftigungs- 
krise überbrücken soll, läßt das Verlangen ge- 
rechtfertigt erscheinen, daß der Betrieb seine 
volkswirtschaftliche Existenzberechtigung 
durch eine Beschäftigung von 13 Wochen mit 
einer Arbeitszeit von wenigstens Ve der be- 
triebsüblichen zwischen dem letzten Bezug 
und dem erneuten Begehren unter Beweis 
stellt, daß es sich nur um einen vorübergehen- 
den Ar'beitsmangel handelt. 

Zu § 130 d 

Absatz 1 : Regeln die Vorschriften der 
§§ 130 bis 130 c die betrieblichen Vorausset- 
zungen für die Zulässigkeit der Gewährung 
von Kurzarbeitergeld, so umreißt § 130 d 
Abs. 1 grundsätzlich den Personenkreis, der 
Anspruch auf Kurzarbeitergeld hat. 

Absatz 2 entspricht in seinem Inhalt größ- 
tenteils dem geltenden Recht. Dem Charak- 
ter des Kurzarbeitergeldes als Versicherungs- 
leistung entsprechend ist ln Nr. 1 lediglich 
neu aufgenommen, daß der Kurzarbeiter bei 
Beginn der Kurzarbeit bereits in einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung gestanden 
haben muß und daß diese Versicherungs- 
pflicht auch nach Beginn der Kurzarbeit 
fortbesteht. 

In Nr. 4 Satz 2 gilt die Mindestarbeitszeit 
auch dann als erfüllt, wenn der Kurzarbei- 
ter dieses Erfordernis unverschuldet nicht 
zu erfüllen vermag. Damit wird eine auch 
jetzt schon im Interesse des Kurzarbeiters 
in der Praxis auf Grund eines Erlasses der 
früheren Reichsanstalt aus dem Jahre 1937 
gehandhabte Übung gesetzlich sanktio- 
niert. 
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Absatz 3 entspricht bezüglich der Be- 
handlung von Urlaubs- und Krankheits- 
tagen dem geltenden Recht. Der Kurzarbei- 
ter hat das Risiko für Zelten des Urlaubs 
selbst zu tragen, soweit er keinen vertrag- 
lichen Anspruch gegen den Ar^beitgeber 
hat (vgl. hierzu auch GrE Nr. 4120 — 
RABL 1931 IV S. 291 — und Nr. 4613 — 
RABL 1933 IV S. 214). Für Zeiten der 
Krankheit Ist der Ausfall in der Regel 
durch den Anspruch auf Krankengeld, das 
nach § 130 h Abs. 1 des Entwurfs nach dem 
Vollohn zu bemessen ist, gedeckt. Ein Ent- 
geltausfall aus diesen Gründen Ist jedenfalls 
nicht eine unmittelbare Folge des Arbeits- 
mangels. Dies gilt auch für Feiertage, die 
nicht zu den gesetzlichen Feiertagen gehö- 
ren und für die daher keine Lohnzahlungs- 
pflicht besteht (vgl. Gesetz zur Regelung der 
Lohnzahlung an Feiertagen vom 2. August 
1951 — Bundesgesetzbl. I S. 479). Für ge- 
setzliche Feiertage besteht eine Lohnzah- 
lungspflicht, wenn die Arbeitszeit „infolge 
des gesetzlichen Feiertages“ ausfällt. Fällt 
ein gesetzlicher Feiertag auf einen Tag, an 
dem nach dem Arbeitsplan hätte voll ge- 
arbeitet werden müssen, so kann der ge- 
setzliche Feiertag nicht als Ausfalltag gel- 
ten. Der Arbeitgeber hat den Entgeltausfall 
für solche Tage voll zu vergüten. War nach 
dem Arbeitsplan an dem gesetzlichen Feier- 
tag nur verkürzt zu arbeiten, so besteht für 
den Arbeitgeber Lohnzahlungspflicht nur 
für die verkürzte Arbeitszeit, da nur sie in- 
folge des Feiertages ausgefallen ist. Der rest- 
liche Entgeltausfall Ist jedoch ebenso eine 
Folge des Arbeitsmangels wie der Entgeltaus- 
fall an gesetzlichen Feiertagen, die nach dem 
Arbeitsplan Ausfalltage sind. Für diese Zei- 
ten ist also Kurzarbeitergeld zu zahlen. 

Zu § 130 e 

A b s a t z 1 : Der Entwurf übernimmt die 
geltenden Vorschriften über die Bemessung 
und die Höhe der Kurzarbeiterunterstützung 
nicht. Z. Z. gibt es zwei verschiedene Arten 
der Bemessung: 

a) Brutto-Ausfall als Bemessungsgrundlage 
für die Anwendung der Alu-Tabelle, 

b) Vomhundertsatz des Brutto-Ausfalls. 

Es hat sich in der Praxis herausgestellt, daß 
die Gewährung der Kurzarbeiterunterstüt- 
zung nach den geltenden Vorschriften zum 
Teil leistungshemmend wirkt. Das Netto- 
gesamteinkommen (Nettokurzlohn zuzüglich 


Kurzarbeiterunterstützung) fällt nach Errei- 
chung eines bestimmten Höchstwertes bei 
weiterer Steigerung der Arbeitsleistung wie- 
der ab. Die Ursache für dieses unbefriedi- 
gende Ergebnis liegt zum Teil in der Degres- 
sion der Tabelle für die Arbeitslosenunter- 
stützung, zum Teil darin, daß die geltenden 
Vorschriften von der Differenz zwischen 
dem Bruttokurzlohn und fünf ■ Sechsteln des 
Bruttovollohnes und nicht von den entspre- 
chenden Nettoentgelten als Bemessungs- 
grundlage ausgehen. 

Im übrigen sieht der Entwurf vor, daß Kurz- 
arbeitergeld auch Insoweit nicht zu gewähren 
ist, als ein Anspruch auf Arbeitsentgelt be- 
steht. Dadurch werden die sich z. Z. aus der 
Fassung einiger Verordnungen über Kurzarbei- 
terunterstützung ergebenden Zweifel beseitigt, 
ob nur das während der Kurzarbeit tatsächlich 
gewährte Arbeitsentgelt oder auch ein nicht be- 
friedigter Anspruch des Kurzarbeiters bei der 
Festsetzung der Höhe der Kurzarbeiterunter- 
stützung berücksichtigt werden können. 
Absatz 2: Der Entwurf löst die Sätze des 
Kurzarbeitergeldes von der Tabelle für das 
Arbeitslosengeld. Er vermeldet damit die un- 
erwünschten Folgen, die sich nach geltendem 
Recht für die Kurzarbeiterunterstützung 
aus der Degression der Arbeitslosenunter- 
stützungstabelle ergeben. Diese Degression 
schlägt sich in der Tabelle für das Kurzarbei- 
tergeld nur noch Insofern nieder, als das 
Arbeitslosengeld bei Vollarbeitslosigkeit als 
eine der Berechnungsgrundlagen dieser De- 
gression unterliegt. Der Entwurf legt der 
Berechnung der Kurzarbeitergeldsätze ferner 
nicht das Bruttoentgelt, sondern das Nettoent- 
gelt zugrunde. Er sucht außerdem den Anreiz 
zu vermehrter Arbeitsleistung dadurch zu er- 
halten, daß er bei der Beredinung von dem 
Arbeitslosengeld bei Vollarbeitslosigkeit als 
geringstem Einkommenssatz ausgehend die 
Höhe des Kurzarbeitergeldes in einem gleich- 
bleibenden Verhälntis zum Nettolohnausfall 
bis auf 0 DM bei Erreichung eines Kurz- 
lohnes in Höhe von fünf Sechsteln des Voll- 
lohnes senkt. Diese Art der Berechnung ver- 
meidet im Ergebnis die Nachteile der Kurz- 
arbeiterunterstützung nach geltendem Recht. 
Dabei ist an dem Im geltenden Recht ent- 
haltenen Grundgedanken, daß der Kurzarbei- 
ter von dem Lohnausfall mindestens einen 
Betrag in Höhe von einem Sechstel des Voll- 
lohnes selbst tragen müsse, festgehalten wor- 
den. Diesen Betrag legt das geltende Recht 
mit einem Sechstel des Bruttolohnes ohne 
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Rücksicht auf die durch den Familienstand 
und die Kinderzahl beeinflußte soziale Lage 
des Kurzarbeiters einheitlich fest. Der Ent- 
wurf berechnet diesen Betrag dagegen als 
die Differenz zwischen dem Nettovollohn 
und dem Nettoentgelt für fünf Sechstel des 
Bruttovollohnes. 

Die Tabelle entspricht ferner den Bedürf- 
nissen der Praxis insofern, als die Differenzen 
zwischen dem Kurzlohn und fünf Sechtein 
des Vollohnes sowohl von den Betrieben als 
auch von den Arbeitsämtern nicht mehr be- 
rechnet zu werden braucht. Aus der Tabelle 
kann die Höhe des Kurzarbeitergeldes ohne 
weitere Hilfsberechnungen abgelesen werden, 
wenn der Kurzlohn und der Vollohn bekannt 
sind. Dadurch wird erhebliche Verwaltungs- 
arbeit sowohl bei den mit der Berechnung 
bettauten Betrieben als auch bei den fest- 
stellenden Arbeitsämtern erspart; zugleich 
werden Fehlerquellen ausgeschaltet. 

Sowohl bei Zeit- als auch bei Akkordlohn 
wird wie nach dem geltenden Recht von dem 
fiktiven Vollohn der Doppelwoche, für die 
das Kurzarbeitergeld gewährt wird, ausge- 
gangen. Ein nach § 105 Abs. 2 und 3 
ermittelter Vollohn würde als Bemessungs- 
grurjdlage für das Kurzarbeitergeld zu un- 
befriedigenden Ergebnissen führen. Lohn- 
änderungen nach Einführung der Kurzarbeit 
würden nicht berücksichtigt werden können. 
Bei Akkordlohn wäre außerdem ein wirt- 
schaftlich nicht erwünschter Leistungsrück- 
gang zu befürchten. 

Die Anwendung des § 103 bei der Gewäh- 
rung von Familienzuschlägen nach der gel- 
tenden Regelung der Kurzarbeiterunter- 
stützung stellt sov/ohl die Betriebe, die die 
Kurzarbeiterunterstützung in der Regel selbst 
zu berechnen haben, als auch die nadiprüfen- 
den Arbeitsämter vor kaum lösbare Schwie- 
rigkeiten, zumal aus verwaltungstechnischen 
Gründen auf Einzelanträge der Kurzarbeiter 
verzichtet werden muß. Zur Erleichterung 
der praktischen Durchführung sollen daher 
künftig Familienstand und Kinderzahl des 
Kurzarbeiters nach der auf der Lohnsteuer- 
karte bescheinigten Steuerklasse berücksichtigt 
werden. Es ist daher je eine Tabelle für die 
Steuerklassen I, II und III vorgesehen. 

Zu § 130 f 

Entspricht der jetzigen Rechtslage. 


Zu § 130 g 

Betriebsübliche Arbeitszeit als Voraussetzung 
sowohl für die Zulässigkeit der Gewährung 
des Kurzarbeitergeldes als auch für den An- 
spruch des einzelnen Kurzarbeiters ist höch- 
stens die gesetzlich zulässige Arbeitszeit, und 
zwar ohne die zuschlagspflichtige Mehrarbeit. 
Das Kurzarbeitergeld soll den Ausfall an Ar- 
beitsentgelt, der infolge einer auf Arbeits- 
mangel beruhenden Arbeitszeltkürzung ein- 
tritt, teilweise ausgleidien. Die Gewährung 
von Kurzarbeitergeld setzt voraus, daß der 
Betrieb zunächst und rechtzeitig alle Vor- 
kehrungen trifft, um die Einführung der 
Kurzarbeit zu vermeiden. Dazu gehört auch 
die rechtzeitige Beschränkung der Arbeitszeit 
auf die gesetzlich zulässige Dauer, besonders 
der Verzicht auf zuschlagspflichtige Mehr- 
arbeit. Soweit die betriebsübliche Arbeitszeit 
diesen Umfang vor Einführung der Kurz- 
arbeit noch überschritten hat, liegt kein Anlaß 
vor, diese überhöhte Arbeitszeit, die unter Um- 
ständen die vorzeitige Einführung der Kurz- 
arbeit verursacht hat, zu berücksichtigen. 

2u § 130 h 

Absatz 1 : Die baren Leistungen ln der Kran- 
kenversicherung der Kurzarbeiter, die sich 
2. Z. grundsätzlich nach dem Kurzlohn zuzüg- 
lich der Kurzarbeiterunterstützung bemessen, 
sollen sich nunmehr nach dem Entgelt vor Ein- 
führung der Kurzarbeit richten. Der Entwurf 
folgt damit der Regelung des Landes Rhein- 
land-Pfalz (§ 7 des Gesetzes vom 3. Dezem- 
ber 1947 — Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 493 — in der 
Fassung des Landesgesetzes vom 11. Januar 
1949 — Gesetz- und Verordnungsblatt S. 9). 

Absatz 2: Die Krankenversicherung der Kur z- 
ai"beiter beruht auf den Vorschriften der 
RVO. Den Krankenkassen ist daher nur der 
Mehraufwand zu erstatten, ider ihnen durch 
die von der RVO abweichende Bemessung 
des Grundlohnes nach Absatz 1 entsteht. Der 
Mehraufwand kann nach dem gleichen Ver- 
fahren wie der Aufwand für die Kranken- 
versicherung der Arbeitslosen ermittelt wer- 
den (vgl. Begründung zu § 119 Abs. 1 S. 140). 

II. Stillegungsvergütung 

Vorbemerkung zu den §§ 130 i bis 130 m 

Muß ein Betrieb oder eine Betriebsabteilung 
infolge Mangels an Betriebsstoffen (Kohle, 
Strom, Wasser, Gas) vorübergehend ganz 
stillgelegt werden, so wird — wie nach gel- 
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tendem Recht — eine Lohnausfallvergütung 
gewährt, die nach dem Entwurf die Bezeich- 
nung „Stillegimgsvergütung“ erhält. Die ge- 
setzlidie Regelung des gehenden Rechts ist 
im allgemeinen im Rahmen der Vorschriften 
über Rurzarbeiterunterstützung erfolgt. Mit 
dieser Unterstützungsart hat die Stillegungs- 
vergütung zwar den Zweck gemeinsam, die 
Bindung zwischen dem Arbeitnehmer und 
dem Betrieb zu erhalten. Sie wird dieser 
Zielsetzung entsprechend ebenso wie die 
Kurzarbeiterunterstützung bei fortbestehen- 
dem Arbeitsverhältnis, ohne daß Ajtbeits- 
losigkelt im rechtlichen Sinne vorliegt, ge- 
zahlt. Bei völliger Stillegung des Betriebes 
sind die Belegschaftsmitglieder jedoch prak- 
tisch arbeitslos, da sie keine Arbeit leisten 
und auch keinen Anspruch auf Arbeitsent- 
gelt haben. Die Stillegungsvergütung ver- 
einigt in sich somit die sozialpolitische Ziel- 
setzung des Kurzarbeitergeldes mit der des 
Arbeitslosengeldes, da sie ebenso wie das 
Arbeitslosengeld einen Ausgleich für das in 
vollem Umfange ausgefallene Arbeitsentgelt 
bieten soll. Dieser Doppelnatur der Still- 
legungsvergütung entspricht das materielle 
Recht nach dem Entwurf, der die Stillegungs- 
vergütung als eine Leistung eigener Art selb- 
ständig regelt. Neben den der Eigenart der 
Stillegungsvergütung entsprechenden Sonder- 
vorschriften sieht der Entwurf vor, daß 
sowohl Vorschriften des materiellen Rechts 
des Arbeitslosengeldes als auch Vorschriften 
des Kurzarbeitergeldes entsprechend anzu- 
wenden sind. 

Zu § 130 i 

Die Stillegungsvergütung wird- nur bei Still- 
legung wegen eines allgemein oder durch 
behördliche Maßnahmen eingetretenen Man- 
gels an Betriebsstoffen gewährt, wobei In 
Ergänzung zu dem geltenden Recht nunmehr 
auch auf Grund behördlicher Maßnahmen 
eingetretener Wassermangel zum Bezug der 
Stillegungsvergütung führen soll. Eine Aus- 
dehnung auf alle Fälle höherer Gewalt (z. B. 
Naturkatastrophen), wie bisher In Rheinand- 
Pfalz, ersdielnt ebensowenig tragbar wie der 
Verzicht auf eine kurzfristige zeitliche Be- 
grenzung, weil anderenfalls die Stillegungs- 
vergütung ein unübersehbares Risiko dar- 
stellen und die anderweitige Vermittlung der 
Versicherten In Dauerarbeit verhindern 
würde. Der Zeitpunkt für den Beginn der 
Stillegungsvergütung Ist In Anlehnung an die 
entsprechende Vorschrift für das Kurz- 
arbeitergeld geregelt. 


Zu § 130 k 

Anspruchsberechtigt ist — ähnlich der Rege- 
lung für das Kurzarbeitergeld — »wer im 
Zeitpunkt der Stillegung In einer versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung“ steht. An- 
spruch auf Stillegungsvergütung besteht nur, 
solange das Arbeitsverhältnis fortdauert. Die 
Abweichung von der Regelung für das Kurz- 
arbeitergeid hat ihren Grund darin, daß das 
sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungs- 
verhältnis während einer längeren Stillegung 
nicht fortbesteht. Endet jedoch auch das 
Afbeltsverhältnis, so entfällt eine der Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Still- 
legungsvergütung. Es besteht dann ein An- 
sprucli auf Arbeitslosengeld, wenn der Ver- 
sicherte die sonstigen Voraussetzungen für 
■die Gev/ährung des Arbeitslosengeldes erfüllt. 
Der Anspruch ist ebensowenig wie beim 
Kurzarbeitergeld von der Erfüllung der An- 
wartschaftszeit abhängig. 

Zu § 130 1 

Absatz 1: Anders als das Arbeitslosengeld 
und anders als das Kurzarbeitergeld bemißt 
sich die Stillegungsvergütung nach dem fiktiven 
Vollohn. Diese Vorschrift beruht auf fol- 
genden Überlegungen. Die Stillegungsvergü- 
tung soll einerseits wie das AAcitslosengeld 
einen Ausgleich für den völligen Ausfall des 
Arbeitsentgeltes bieten. Die Beschränkung 
auf fünf Sechstel des Vollohnes wäre daher 
nicht berechtigt. Andererseits soll die Still- 
legunvsvergütung als eine Form der Lohn- 
ausfallvergütung wie das Kurzarbeitergeld 
nicht den Lohn eines beendeten Arbeitsver- 
hältnisses, sondern den eines auch im Zeit- 
raum der Gewährung fortdauernden Arbeits- 
verhältnisses teilweise ersetzen. Sie kann 
daher nicht nach dem Durchschnittsverdienst 
in den letzten 13 Wochen vor der Stillegung, 
sondern nur nach dem fiktiven Vollohn für 
den Zeitraum ihrer Gewährung bemessen 
werden. Diese vom Arbeitslosengeld abwei- 
chende Regelung rechtfertigt sich auch aus 
der kurzen Dauer des Anspruchs. Die Be- 
schränkung der bei der Ermittlung des Ver- 
dienstausfalls zu berücksichtigenden Arbeits- 
zeit auf höchstens 48 Stunden in der Woche 
erscheint angebracht, weil nur in dieser Höhe 
mit einiger Sicherheit ein Lohnausfall wäh- 
rend der vorübergehenden Betriebsstillegung 
unterstellt werden kann. Der bereits oben 
erwähnte Verzicht auf die Fünf-Sechstel- 
Beschränkung schafft Im übrigen einen ange- 
messenen Ausgleidi. 
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Die Anwendung der Vorschriften des § 105 
Abs. 4 und 6 entspricht dem Versicherungs- 
prinzip, das für die Leistungen der Alv. maß- 
gebend ist. Die Vorschrift, daß Neben- 
verdienst und Leistungen des Arbeitgebers 
vom Vollohn abzusetzen sind, beruht auf 
praktischen Bedürfnissen und entspricht der 
Regelung für das Kurzarbeitergeld (vgl. 
§ 130 e Abs. 1 Satz 2 und 3). Eine Anrech- 
nung des Nebenverdienstes nach dem ver- 
hältnismäßig komplizierten Verfahren des 
§ 112 würde zudem die Berechnung der Still- 
legungsvergütung durch den Ai^beitgeber 
erheblich erschweren. 

Absatz 2 : Aus praktischen Erwägungen wur- 
den die gleihen Abrechnungs- und Zahlungs- 
zeiträume (in der Regel die Doppelwohe) 
wie beim Kurzarbeitergeld gewählt (§ 130 f). 
Entsprechend der Regelung für das Arbeits- 
losengeld (§109) entfällt auf Jeden Wohentag 
ein Zwölftel des Tabellensatzes der Still- 
legungsvergütung für die Doppelwoche. 

Zu § 130 m 

Für die Krankenversicherung der Empfänger 
von Stillegungsvergütung gelten nah dem 
Entwurf die gleihen Vorshriften wie für die 
Krankenversiherung der Empfänger von 
Arbeitslosengeld, eine Regelung, die deshalb 
notwendig ist, weil beiden Gruppen von 
Leistungsempfängern ein Ausgleich für das 
vollständig ausgefallene Arbeitsentgelt gege- 
ben werden soll. Eine untershiedlihe Be- 
handlung beider Gruppen hinsihtlih der 
Versiherung gegen Krankheit wäre daher 
niht gerehtfertigt. Die Vorshrift des § 122 
ist allerdings auf die Krankenversiherung 
der Empfänger von Stillegungsvergütung 
niht anzuwenden, weil eine nur kurzfristige 
Übernahme dieses Personenkreises durh die 
Betriebskrankenkasse der Bundesanstalt dem 
wohlverstandenen Interesse der Versiherten 
niht entsprehen würde. 

III. Gemeinsame Vorschriften 

Zu § 130 n 

Absatz 1 entspriht geltendem Reht (s. im 
übrigen auh GrE Nr. 4371 — RABL 1931 
IV S- 486 — und Nr. 4481 — RABL 1932 IV 
S. 466). 

Absatz 2 : Die Versagung der Lohnausfallver- 
gütung, wenn Arbeitslosigkeit In entsprehen- 
der Anwendung des § 87 a verneint werden 


müßte, beruht auf der gesetzlihen, unwider- 
legbaren Vermutung, daß der Lebensunterhalt 
durh andere Beshäftigung oder selbständige 
Tätigkeit gedeckt wird oder gedeckt werden 
kann. Die Vorshrift kann jedoh nur eine 
„entsprehende‘‘ Anwendung des § 87 a vor- 
sehen, weil anderenfalls das der Gewährung 
von Lohnausfallvergütung zugrunde liegende 
Beshäftigungsverhältnis, das eine der Vor- 
aussetzungen für den Anspruh auf Lohn- 
ausfallvergütung bildet (siehe § 130 d Abs. 2 
Nr. 1 und § 130 k), die Arbeitslosigkeit und 
damit den Anspruh auf Lohnausfallvergü- 
tung ausshließen würde. 

Absatz 3 entspriht geltendem Recht. 

Absatz 5: Die Gleihbehandlung der Empfän- 
ger von Lohnausfall Vergütung und der Arbeits- 
losen im Falle der Meldepflicht hinsichtlich des 
nah den Vorshriften des § 129 gewährten 
Verslherungsshutzes gegen Wegeunfälle ist 
in der mit der Meldepfliht beäbsihtigten Ar- 
beitsvermittlung begründet. 


A r t i k e 1 III 

VIERTER ABSCHNITT 

Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit 

A. Förderung der Arbeitsaufnahme und der 
Berufsausbildung sowie beruflihe 
Bildungsmaßnahmen 

Vorbemerkung zu den §§ 131 bis 136 

Diese Vorshriften bilden die Grundlage für 
die Maßnahmen zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme und der Berufsausbildung sowie für 
die beruflihen Bildungsmaßnahmen. Sie leh- 
nen sih weitgehend an die §§ 131 bis 138 
und 140 AVAVG an. Die Maßnahmen nah 
Abshnitt A sollen Hemmnisse beseitigen, die 
der Arbeitsaufnahme wegen der wlrtshaft- 
llhen Lage des Arbeitslosen oder Arbelt- 
suhenden oder wegen seiner mangelnden be- 
ruflihen Leistungsfähigkeit entgegenstehen. 
Sie haben bisher in beahtlihem Umfange 
dazu beigetragen, daß der Kräftebedarf der 
Wirtshaft shneller gedeckt und der Arbeits- 
markt ras her entlastet wurde. 

Zu § 131 

Die Vorshrift stimmt weitgehend mit dem 
derzeitigen § 131 AVAVG überein. Sie über- 
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nimmt den Grundsatz des geltenden Rechts, 
daß die Vermittlung in Arbeit auch Vorrang 
vor den Leistungen nach Abschnitt A haben 
muß. 

Zu § 132 

Die bisher in den §§ 132 bis 136 AVAVG 
vorgesehenen Leistungen sind hier zusammen- 
gefaßt. Die auf Grund des § 140 Abs. 2 
AVAVG entwickelten Überbrückungs- und 
Wirtschaftsbeihilfen sind als Nr. 5 und 6 in 
§132 des Entwurfs eingebaut worden, da sie 
sich in der Vergangenheit bewährt haben. 
Absatz 2 gestattet, die Arbeitsaufnahme im 
Auslande gegenüber dem derzeitigen § 132 
Abs. 3 AVAVG in erweitertem Umfange zu 
fördern, und kann der angestrebten Frei- 
zügigkeit der Arbeitskräfte nutzbar gemacht 
werden. 

Zu § 133 

Die Arbeitsverwaltung gewährt z. Z. bereits 
auf Grund des § 140 Abs. 2 AVAVG Berufs- 
ausbildungsbeihilfen. Der Umfang der Maß- 
nahmen und ihre rechtliche Zulässigkeit sind 
umstritten. Sie haben sich indes so bewährt, 
daß sie für die Heranbildung eines krisen- 
festen Berufsnachwuchses, die vom Stand- 
punkte der Schadenverhütung förderungs- 
würdig ist, nicht mehr zu entbehren sind. In- 
folge des Wegfalls der in § 140 Abs. 2 AVAVG 
enthaltenen Ermächtigung ist eine gesetzliche 
Regelung geboten. Die nachwuchs- und 
arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Berufs- 
ausbildung besteht in der Gewinnung und Er- 
haltung einer ausreichenden Zahl von Fach- 
kräften. Hierdurch und durch die in § 136 
Abs. 3 des Entwurfs vorgesehene Gleichstellung 
von Nichtunterstützungsempfängern können 
insbesondere zahlreiche Jugendliche, die ohne 
Hilfsmaßnahmen ungelernte Arbeiter blieben, 
zur Verhütung einer späteren Arbeitslosig- 
keit in geregelte Ausbildungsverhältnisse ver- 
mittelt werden. Vorzugsweise soll die Berufs- 
ausbildung begabter, aber mittelloser Jugend- 
licher sowie in nachwuchsarmen Berufen ge- 
fördert und dafür durch die Gewährung von 
Beihilfen geworben werden. 

Zu § 134 

Nach dem Zusammenbruch konnte die Ver- 
mittlung von Personengruppen, die bei der 
Eingliederung in Arbeit einer besonderen 
Hilfe bedürfen, insbesondere der Heimatver- 
triebenen und Flüchtlinge, wirksam durch die 
Gewährung von Beihilfen an Arbeitgeber zur 


Schaffung von Dauerarbeitsplätzen gefördert 
werden. Der Entwurf knüpft an diese Rege- 
lung an und will durch die Gewährung von 
Beihilfen einen Anreiz schaffen für die Bereit- 
stellung von Dauerarbeitsplätzen für lang- 
fristig Arbeitslose. 

Zu § 135 

Entspricht geltendem Recht (§ 137 AVAVG). 
Wegen des Umfanges der beruflichen Bildungs- 
maßnahmen in den Jahren 1951 bis 1953 
wird auf die Übersicht 16 verwiesen. 

Zu § 136 

Absatz 1 : Die Leistungen nach den Vor- 
schriften der §§ 132' bis 135 des Entwurfs sind 
entsprechend ihrem Charakter als Mehrleistung 
subsidiär. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht geltendem Recht 
der Alfü. S a t z 2 gibt entsprechend dem gel- 
tenden Recht die Möglichkeit, auch andere Ar- 
beitsuchende und Schulabgänger in die 
Maßnahmen einzubeziehen. § 140 Abs. 2 
AVAVG, der eine Förderung weiterer 
Maßnahmen ermöglicht, hat den Charakter 
eines Provisoriums und sollte Raum für die 
Sammlung von Erfahrungen bieten. Er wird 
in den Entwurf nicht übernommen, da das 
Stadium der Versuche nach 25 Jahren als ab- 
geschlossen gelten muß. Die bereits bewährten 
Maßnahmen haben Aufnahme in den Ent- 
wurf selbst gefunden. Darüber hinaus sind in 
den §§ 134 und 135 des Entwurfs weitere 
Möglichkeiten zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme geschaffen, die auf den Erfahrun- 
gen der Vergangenheit aufbauen. Im übrigen 
ist, wie bereits im Allgemeinen Teil (S. 74) 
ausgeführt wurde, eine so weitgehende unbe- 
grenzte Ermächtigung, wie sie § 140 Abs. 2 
AVAVG enthält, mit rechtsstaatlichen Grund- 
sätzen nicht vereinbar. 

Absatz 3 ermächtigt in Übereinstimmung mit 
dem § 138 Satz 1 AVAVG den Verwaltungs- 
rat zum Erlaß von Richtlinien für die 
Durchführung der Maßnahmen. 


B', Wertsdiaffende Arbeitslosenhilfe 

1. Notstandsarbeiten 

Zu § 139 

Die Förderung von Notstandsarbeiten, an- 
fänglich durch unzweckmäßige Auswahl der 
Arbeiten diskreditiert, hat sich später, insbe- 


149 



sondere auch in den letzten Jahren, als wert- 
volles Mittel bewährt, strukturelle und kon- 
junkturelle Arbeitslosigkeit, die durch Maß- 
nahmen der Wirtschaftspolitik nicht oder 
zeitweilig nicht beseitigt werden kann, erfolg- 
reich zu bekämpfen. Sinnvoll mit anderen 
Maßnahmen (300 Milk DM Schwerpunkt- 
programm, Sanierungsprogramm der Bundes- 
regierung, Sofortprogramm zur Arbeits- 
beschaffung 1951, Programm zur Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz) koordiniert, dienen sie der 
Hebung der Produktivität (Meliorationen, 
Aufforstung, Landgewinnung, Energie- und 
Wasserversorgung), fördern den Verkehr 
(Straßen- und Kanalbauten), erschließen Sied- 
lungsland. Unproduktive Unterstützung wird 
hierbei in Lohn für produktive Arbeit ver- 
wandelt (vgl. auch Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 91). Der Entwurf hält daher an den 
bewährten Grundsätzen fest. 

Die Absätze 1, 2, 4, 5, 6 und 8 entsprechen 
Im wesentlichen dem geltenden Recht (§ 139 
Abs. 1, § 140 Abs. 1 AVAVG) und den in 
langen Jahren erprobten Richtlinien über die 
wertschaffende Arbeitslosenfürsorge. 

Absatz 3 : Bel den Notstandsarbeiten der bis- 
her üblichen Art handelt es sich In aller Regel 
um solche Arbeiten, die eine erhebliche kör- 
perliche Arbeitsleistung erfordern. Eine große 
Zahl der arbeitslosen Angestellten, insbeson- 
dere der älteren, ist aber solchen körperlichen 
Anstrengungen nicht gewachsen und deshalb 
von diesen Maßnahmen zur Beendigung der 
Arbeitslosigkeit praktisch ausgeschlossen. Um 
diesem Mangel abzuhelfen, ermöglicht Abs. 3 
die Förderung von solchen Maßnahmen, die 
von arbeitslosen älteren Angestellten ausge- 
führt werden können und insbesondere 
kulturellen und wissenschaftlichen Zwecken 
dienen. Der unmittelbare volkswirtschaftliche 
Wert steht dabei nicht Im Vordergrund. Es 
Ist vor allem an Arbeiten In Archiven, Biblio- 
theken und ähnlichen Einrichtungen gedacht. 
In den Niederlanden sind Maßnahmen dieser 
Art seit einiger Zeit bereits erprobt. Neben 
den arbeitslosen älteren Angestellten werden, 
noch die Personen einbezogen, deren Beruf 
die Beschäftigung bei Bau- und sonstigen 
schweren körperlichen Arbeiten nicht zuläßt. 
Die übrigen Voraussetzungen der Förderung, 
insbesondere die Zusätzlichkelt, müssen aber 
auch Im Falle des Abs. 3 vorliegen. 

Absatz 4: Arbeitsintensive Maßnahmen und 
soldie Maßnahmen, die geeignet sind, un- 
mittelbar oder mittelbar Dauerarbeitsplätze 


oder die Voraussetzungen für die Beschäfti- 
gung von Arbeitslosen In Dauerarbeit zu 
sdiaffen, sind ein bevorzugtes Anwendungs- 
gebiet. Es muß den Richtlinien des Verwal- 
tungsrats überlassen bleiben, je nach der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktlage Maßnahmen 
zu bestimmen, die eine bevorzugte Förderung 
verdienen. 

Durch die Vorschrift des Absatzes 7 sollen 
Unzuträglichkeiten und verwaltungsmäßige 
Mehrarbeit vermieden werden, die dann ent- 
stehen können, wenn eine Notstands arbelt In- 
folge von Witterungseinflüssen vorübergehend 
eingestellt werden muß. 

Zu § 139 a 

Die Vorschriften über die Förderung des frei- 
willigen Arbeitsdienstes sind weggefallen. 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem 
derzeitigen § 139 Abs. 2 AVAVG und dem 
Gesetz über die verstärkte Förderung von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 4. August 1953 
(BGBl. I S. 719). Die Zuständigkeit der Bun- 
desregierung zum Erlaß der Richtlinien über 
die verstärkte Förderung Ist darin begründet, 
daß neben den Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung auch Mittel des Bundes als ver- 
stärkte Förderung gewährt werden können. 
Die Belange der Bundesanstalt werden da- 
durch gewahrt, daß hinsichtlich der Mittel der 
Arbeitslosenversicherung der Verwaltungsrat 
zu hören ist. Die Richtlinien müssen wegen 
der erforderlichen Einheitlichkeit durch eine 
Stelle erlassen werden. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden Recht 
(§ 139 Abs. 3 AVAVG). 

11. Gemeinschaftsarbeiten 
Zu § 140 

Im Allgemeinen Teil der Begründung (S. 92) 
wurde bereits darauf hingewiesen, daß die 
Pflicht- oder Unterstützungsarbeit des der- 
zeitigen § 91 AVAVG umgestaltet worden 
ist. Dies findet schon äußerlich darin seinen 
Ausdruck, daß der Entwurf die „Gemein- 
schaftsarbeiten" in die wertschaffende Arbeits- 
losenhilfe elnreiht. 

Absatz 1 : Zusätzlichkelt muß für die Durch- 
führung von gemeinnützigen Arbeiten gefor- 
dert werden, damit nicht solche Arbeiten in 
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den Bereich der Gemeinschaftsarbeiten einbe- 
zogen werden, die zu den laufenden Pf lichtaiif- 
gaben des Trägers gehören und auch ohnedies 
durchgeführt werden müßten oder könnten. 
Da jede einzelne Maßnahme durch das Selbst- 
verwaltungsorgan des Arbeitsamts genehmigt 
werden muß, ist außerdem hinreichend Ge- 
währ geboten, daß eine mißbräuchliche Aus- 
nutzung der Arbeitslosen und jeder Versuch 
unzulässiger Verlagerung freier Arbeit unter- 
bunden wird. 

Die Im Absatz 2 behandelte Entschädigung 
für Mehraufwand Ist nach geltendem Recht auf 
50 V. H. der Hauptunterstützung begrenzt 
(Art. 6 der Verordnung zur Ausführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 29. Dezember 
1927 — RGBl. I S. 312 — mit den Änderun- 
gen vom 23. März 1928, 26. März 1931 und 
31. Dezember 1935 — RGBl. 1936 I S. 2). 
Nach dem Entwurf darf das Arbeitslosengeld 
zusammen mit der Entschädigung für den 
Mehraufwand 80 v. H. des Tariflohnes er- 
reichen. Die Festsetzung der Entschädigung 
liegt zwar im Ermessen des Trägers. Die Ent- 
schädigung muß aber angemessen sein. Das 
Arbeitslosengeld selbst ist steuerfrei. Die Ent- 
sdiädlgung für den Mehraufwand wird in 
aller Regel die steuerfreien Lohngrenzen nicht 
übersdirelten; sie betragen: 

144,74 DM monatlich in Steuerklasse I 

211.41 DM monatlich in Steuerklasse 11 

261.41 DM monatlich in Steuerklasse III/l 

311.41 DM monatlich In Steuerklasse 111/2 

382,24 DM monatlich in Steuerklasse III/3 

453,08 DM monatlich In Steuerklasse 111/4 

523,91 DM monatlich In Steuerklasse 111/5. 

Bei 80 V. H. des tariflichen oder des orts- 
üblichen Arbeitsentgelts wird In der Regel 
der Nettolohn erreicht werden. 

Absatz 3: Die Weiterzahlung des Arbeits- 
losengeldes während der Gemeinschaftsarbeit 
setzt voraus, daß ein Arbeitsverhältnis da- 
durch nicht begründet wird. Kündigungs- 
fristen z. B. würden der sofortigen Vermitt- 
lung In ein freies Arbeitsverhältnis Im Wege 
stehen. Ein Arbeitsverhältnis würde dem 
vorwiegend arbeitstherapeutischen Charakter 
nicht ausreichend Rechnung tragen. Auch ein 
Beschäftigungsverhältnis Im sozialversiche- 
rungsrechtlldien Sinne soll daher durch die 
Verrichtung von Gemeinschaftsarbeit bei 
gleichzeitigem Bezug der Leistungen nadi dem 
AVAVG nicht begründet werden. Die Sozial- 


beiträgewürden zudem aus finanziellen Grün- 
den die Durdiführung der Gemeinschafts- 
arbeiten In Frage stellen. Der bei einer Ge- 
meinschaftsarbeit tätige Arbeitslose bleibt als 
Bezieher von Arbeitslosengeld auf Grund der 
§§ 117 ff, des Entwurfs gegen Krankheit und 
ist nach Maßgabe des § 129 des Entwurfs 
gegen Unfall versichert. 

III. Siedlungshilfe 
Zu § 140 a 

Die Vorschriften entsprechen Im wesentlichen 
der Regelung der Verordnung zur Kleinsied- 
lung und zur Bereitstellung von Kleingärten 
vom 23. Dezember 1931 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Januar 1937 
(RGBl. I S. 17) und der Verordnung über 
arbeitslose landwirtschaftliche Siedlungs- 
anwärter vom 18. Februar 1932 (RGBl. I 
S. 78), die durch Artikel X (Schlußvorschrif- 
ten) § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Entwurfs auf- 
gehoben werden. Vgl. hierzu auch Begrün- 
dung, Allgemeiner Teil, S. 93). 

Absatz 1 : Die Weitergewährung des Arbeits- 
losengeldes während der Tätigkeit muß da- 
von abhängig gemacht werden, daß das Ar- 
beitsamt diesen Arbeiten zustimmt, weil 
sonst einem Mißbrauch der Alv. nicht hin- 
reichend entgegengewirkt werden kann. 

Absatz 2 : Die Mitarbeit eines Arbeitslosen an 
Bauvorhaben zum Erwerb einer Eigentums- 
wohnung, eines Dauerwohnrechts oder einer 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle ist 
ebenso förderungswürdig wie die Arbeit an 
seinem Eigenheim oder an seiner Kleinsied- 
lung. Der Arbeit an einer landwirtschaft- 
lichen Siedlung, die über den Umfang einer 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle hin- 
ausgeht, darf dagegen vom Arbeitsamt nicht 
zugestimmt werden. Wer Arbeit oder Mit- 
arbeit an einem derartigen Siedlungsvorhaben 
leistet, strebt Selbständigkeit an und erfüllt 
damit nicht mehr die Voraussetzung, in der 
Hauptsache berufsmäßig als Arbeitnehmer 
tätig zu sein (§ 87 a Abs. 1). Er hat sich viel- 
mehr entschlossen, aus dem Personenkreis der 
hauptberuflldien Arbeitnehmer äuszuschelden. 
Er hat die Arbeit In der eigenen Landwirt- 
schaft für die Zukunft als seinen ausschließ- 
lichen Beruf oder doch seinen Hauptberuf er- 
wählt, Es Hegt nicht Im Aufgabenbereich der 
Alv., wenn auch nur Indirekt Mittel für den 
Aufbau einer selbständigen Existenz bereit- 
zustellen. 
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Absatz 3: Bei gemeinsamer Erriditung von 
Eigenheimen und Kleinsiedlungen im Wege 
der Selbsthilfe ist die Einschaltung eines ge- 
meinnützigen Trägers der Maßnahmen zur 
Verhütung von Mißbrauch erforderlich. Der 
Wert der Mitarbeit darf den im Finanzie- 
rungsplan für den Erwerb des Eigentums vor- 
gesehenen Umfang der Eigenleistung nicht 
überschreiten, weil sonst die Grenzen zur 
entlohnten Arbeit verwischt würden und eine 
weitere Möglichkeit des Mißbrauchs der Alv. 
gegeben wäre. 

Absatz 4: Die Mitarbeit soll auch dann als 
unentgeltlich gelten, wenn die Eigenleistung 
bei der Finanzierung voll bewertet wird, da 
dem Arbeitslosen ein unmittelbarer geldlicher 
Vorteil hieraus nicht erwächst. Soweit jedoch 
der Wert der Eigenleistung beim Verkauf 
der Eigentums- oder Nutzungsrechte finan- 
ziell realisiert wird, trifft Abs. 5 Vorsorge. 

Absatz 5 : Die Vorschrift soll verhüten, daß 
Siedler, die während des Siedlungsbaues Ar- 
beitslosengeld oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe erhalten, ungerechtfertigten 
Nutzen aus dieser Förderung auf Kosten der 
Alv. oder des Bundes ziehen. Eine Veräuße- 
rung der Eigentums- oder Nutzungsrechte 
kommt einer nachträglichen Umwandlung 
der unentgeltlichen Mitarbeit in entlohnte Be- 
schäftigung gleich, so daß der Grund für die 
Weiter ge Währung des Arbeitslosengeldes rück- 
wirkend entfällt. 

Artikel IV 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

Bezüglich der Gründe für die Regelung in 
einem besonderen Abschnitt wird auf die Be- 
gründung für den Wegfall des § 115 und die 
Ausführungen Im Allgemeinen Teil der Be- 
gründung (S. 88) verwiesen, wo auch die 
Gründe für die einheitliche und anderweitige 
Abgrenzung des Personenkreises der Arbeits- 
losenhilfe dargelegt sind. 

Zu § 141 

Absatz 1 : Grundsätzlich wird die Arbeits- 
losenhilfe Im Gegensatz zur Arbeitslosenver- 
sicherung, die eine Unterscheidung nach der 
Staatsangehörigkeit nicht kennt, nur Deut- 
schen gewährt. Die Beschränkung auf Inlän- 
der, die bereits in der früheren Krisenfürsorge 


Grundsatz war und in vergleichbaren Unter- 
stützungssystemen des Auslandes üblich ist, 
rechtfertigt sidi daraus, daß die Arbeitslosen- 
hilfe ohne besondere Beltragsleistung aus 
allgemeinen Steuermitteln vom Bund finan- 
ziert wird (vgl. auch Begründung, Allgemei- 
ner Teil, S. 88). 

Absatz 2 führt das Prinzip der Gegenseitig- 
keit ein und soll gewährleisten, daß Deutschen 
entsprechende Leistungen im Auslande zuge- 
standen werden oder erhalten bleiben. Im übri- 
gen entspricht diese Regelung aber auch dem 
Gebot der Gerechtigkeit. 

Absatz 3 : Auch soweit Gegenseitigkeit nicht 
gegeben ist, kann die Zulassung fremder 
Staatsangehöriger, aber auch Staatenloser, ge- 
boten oder gerechtfertigt sein. Insbesondere, 
wenn soldie Personen bereits länger Im Bun- 
desgebiet ansässig oder beschäftigt waren oder 
ihnen die Rückkehr In Ihren Heimatstaat un- 
möglich oder nicht zuzumuten ist. Die Gleich- 
s-tellung heimatloser Ausländer mit Deutschen 
durch das Gesetz über die Rechtstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (BGBl. I S. 269) wird dadurch 
nidit berührt. 

Zu § 141 a 

Der anspruchsberechtigte Personenkreis ist in 
N r. 2 gegenüber der bisherigen Regelung in- 
soweit eingeschränkt, als Personen, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben und Personen, 
die Anspruch auf eine Rente wegen Invalidi- 
tät oder Berufsunfähigkeit aus der Renten- 
versicherung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten oder der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung haben, ausgeschlos- 
sen sind. Die gleiche Altersgrenze besteht be- 
reits im Gebiet des ehemaligen Landes Würt- 
temberg-HohenzolIern sowie im Lande Berlin 
für Männer; für Frauen besteht in Berlin eine 
Altersgrenze von 60 Jahren. Im übrigen ent- 
sprechen diese Einschränkungen der Begren- 
zung der Versicherungspflicht in § 69 a des 
Entwurfs. Auf die Begründung hierzu (S. 110) 
wird verwiesen. 

N r. 3 stellt die Subsidiarität des Anspruchs 
auf Arbeitslosenhilfe gegenüber dem Anspruch 
auf Arbeitslosengeld fest. 

N r. 4 : Vielfach ist als Mißstand beanstandet 
worden, daß infolge der gegenwärtigen 
Rechtslage in erheblichem Umfang Personen 
durch die Arbeitslosenfürsorge unterstützt 
werden, deren Bereitschaft zur Aufnahme 
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einer Arbeitnehmertätigkeit nur vorgegeben, 
aber nidit erwiesen ist oder die für eine Ver- 
mittlung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
nicht zur Verfügung stehen (vgl. auch Be- 
gründung, Allgemeiner Teil, S. 88). In der 
Krisenfürsorge war eine 13 wöchige Beschäf- 
tigung Voraussetzung für den Anspruch; im 
Lande Berlin sind z. Z. 26 Wochen, allerdings 
nur einmalig, erforderlich. Die Vorschrift 
fordert als Voraussetzung des Anspruchs den 
Nachweis der Arbeitnehmereigenschaft. Die 
Arbeitnehmereigenschaft gilt als erwiesen, 
wenn der Arbeitslose innerhalb der letzten 
2 Jahre vor der Arbeitslosmeldung, die dem 
erstmaligen Antrag unmittelbar vorausgeht, 
entweder Arbeitslosengeld bezogen oder in 
einem Mindestumfang eine Arbeitnehmer- 
tätigkeit ausgeübt hat. Die Frist von 2 Jahren 
entspricht der Rahmenfrist des § 95 des Ent- 
wurfs für die Erfüllung der Anwartschaftszelt 
in der Arbeitslosenversicherung. Die Arbeit- 
nehmereigenschaft kann mit länger zurück- 
liegenden Tatbeständen nicht begründet wer- 
den, Arbeitnehmereigenschaft kann dann an- 
genommen werden, wenn der Arbeitslose 
innerhalb der letzten 2 Jahre Arbeitslosen- 
geld bezogen hat, dessen Bezug gemäß § 87 a 
Abs. 1 Arbeitnehmereigenschaft und eine 
längere Beschäftigung als Arbeitnehmer (§ 95 
des Entwurfs) voraussetzt. Diese Beweiskraft 
kann dem Bezug von Arbeitslosengeld aber 
nicht zugemessen werden, wenn der Anspruch 
auf Arbeitslosengeld entzogen worden ist 
(§ 93 c des Entwurfs), weil in diesen Fällen 
Zweifel an der Bereitschaft zur Ausübung 
einer Arbeitnehmertätigkeit berechtigt sind. 
Als Mindestbeschäftigung ist Voraussetzung 
für den Anspruch eine wenigstens zwanzig- 
wöchige oder zusammenhängende dreizehn- 
wöchige Arbeitnehmertätigkeit nicht nur 
geringfügigen Umfanges. Beschäftigungen, die 
vor dem letzten Tage des Bezugs von Arbeits- 
losengeld liegen oder bereits zur Begründung 
eines Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe gedient 
haben, bleiben außer Betracht, Insbesondere 
um zu verhindern, daß ein neuer Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe mit Beschäftigungen be- 
gründet wird, die vor der Entziehung eines 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld oder auf 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe lagen. 
Ausbildung an Hoch- oder anerkannten Fach- 
schulen wird einer Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer gleichgestellt, obwohl während einer 
solchen Ausbildung meist eine Arbeitnehmer- 
tätigkeit nicht ausgeübt werden kann. In der 
Regel wird aber die Arbeitnehmereigenschaft 
bei diesen Personen nicht zweifelhaft sein. 


wenn sie sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
melden. Die Ausnahme rechtfertigt sich aus 
der Notwendigkeit, diese jugendlichen Per- 
sonen der Betreuung durch das Arbeitsamt 
und dadurch möglichst bald geregelter Arbeit 
zuzuführen. 

Zu § 141 b 

Absatz 1: Es erscheint erforderlich. Ver- 
triebenen, Sowjetzonenflüchtlingen und Eva- 
kuierten Insofern eine Sonderstellung einzu- 
räumen, als bei ihnen der Bezug von Arbeits- 
losengeld oder eine Arbeitnehmertätigkeit bei 
der ersten Arbeitslosmeldung infolge der be- 
sonderen Sachlage nicht in jedem Fall voraus- 
gesetzt werden kann. Es wird damit zunächst 
diesem Personenkreis der Besitz- und Rechts- 
stand nach geltendem Recht erhalten. Ebenso 
muß, insbesondere bei Sowjetzonenflüchtlin- 
gen, berücksichtigt werden, daß dieser Per- 
sonenkrels, soweit er sich aus früher Selb- 
ständigen zusammensetzt, ohne Zweifel in 
der Regel zunädist als Arbeitnehmer in das 
Sozialgefüge eingegliedert werden muß. So- 
weit die Angehörigen dieses Personenkreises 
früher unselbständig waren, wird Ihnen oft die 
Möglichkeit fehlen, die im früheren Auf- 
enthaltsgebiet ausgeübte Arbeitnehmertätigkeit 
nachzuweisen. Diese besonderen Verhältnisse 
rechtfertigen eine Ausnahme von den Im übri- 
gen durch § 141 a Nr. 4 Buchst, a und b des 
Entwurfs auf gestellten Voraussetzungen für 
den Nachweis der Arbeitnehmereigenschaft. 

Absatz 2: In der Regel muß der Lebensbe- 
darf als gesichert gelten, wenn dem Ernährer 
der Familie für die unterhaltsberechtigten An- 
gehörigen Familienzuschräge zur Arbeitslosen- 
hilfe gewährt werden. Es erscheint angebracht, 
hieran auch festzuhalten, wenn jugendliche 
Abkömmlinge unter achtzehn Jahren einen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nur auf 
Grund einer kurzfristigen Beschäftigung Im 
Sinne des § 141 a Nr. 4 Buchst, b erworben 
hätten. Der selbständige Ansprudi des 
Jugendlichen kann nur dann als gerechtfertigt 
angesehen werden, wenn er bereits eine An- 
wartschaft auf Arbeitslosengeld durch ent- 
sprechend lange v e rsi ch er ungs pflichtige Be- 
schäftigung erworben hatte. 

Zu § 141 c 

Die Festlegung der Voraussetzungen, unter 
denen der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
erlischt, soll Zweifel über das Fortbestehen 
und die Dauer eines solchen Anspruchs besei- 
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tigen. Es soll klargestellt werden, daß u. a. 
bei erneuter Beschäftigung von 20 bzw. von 
13 zusammenhängenden Wochen ein neuer 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe entsteht. Nach 
Nr. 3 kann nach einer mehr als zweijährigen 
Unterbrechung des Unterstützungsbezuges 
der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn nidit in 
der Zwischenzeit 'die Arbeitnehmereigenschaft 
erneut durch entsprechend lange Beschäfti- 
gung (§ 141 a Nr. 4) nachgewiesen ist. 

Zu § 141 d 

Absatz 1 : Die Arbeitslosenhilfe wird wie 
die Alfü vom Grundsatz der Subsidiarität be- 
herrscht. Deshalb kann ein Unterstützungs- 
anspruch nur soweit zuerkannt werden, als 
andere Mittel eigener oder fremder Herkunft 
in dem in dieser Vorschrift festgelegten Rah- 
men den nach dem Arbeitsentgelt bemessenen 
Tabellensatz nicht erreichen. Die besondere 
Stellung, 'die die Ehegatten innerhalb der 
Familiengemeinschaft einnehmen, läßt es ge- 
rechtfertigt erscheinen, die Einkünfte des 
Ehegatten wie eigene Einkünfte des Arbeits- 
losen zu behandeln. 

Die Berücksichtigung der Vermögenslage des 
Arbeitslosen und seiner nächsten Angehöri- 
gen sowie der tatsädilichen Deckung des 
Unterhaltes auf andere Weise entspricht gel- 
tendem Recht der Arbeitslosenfürsorge (vgl. 
u. a. § 6 MRVO 117). Eine derartige Be- 
stimmung ist in einem System der sozialen 
Sicherung gegen Arbeitslosigkeit, das a.us 
allgemeinen Steuermitteln finanziert wird, 
unentbehrlich. 

A b s a t z 2 : Der gleichzeitige Bezug von Ar- 
beitslosengeld bei Eheleuten, 'die in einem ge- 
meinsamen Haushalt leben, hat in der Arbeits- 
losenversicherung seine Berechtigung in dem 
Prinzip von Leistung und Gegenleistung. In 
der Arbeitslosenhilfe muß eine andere Be- 
trachtungsweise Platz greifen, da die Arbeits- 
losenhilfe eigene Leistungen nicht von.ussetzt, 
sondern Unterstützung aus allgemeinen 
Steuermitteln gewährt und daher, wie bereits 
ausgeführt, vom Grundsatz der Subsidiarität 
beherrscht wird. Die Lebensgemeinschaft der 
Eheleute und ihre gegenseitige Unterhalts- 
pflicht rechtfertigen eine abweichende Rege- 
lung dergestalt, daß zwar keinem der Ehe- 
gatten der selbständige Anspruch auf Unter- 
stützung aberkannt wird, daß aber der An- 
spruch bei Vorliegen der sonstigen Voraus- 
setzungen nur soweit besteht, als die Ein- 


künfte ider Ehegatten zusammen den Tabellen- 
satz nach dem höheren Arbeitsentgelt zuzüglich 
6 DM nicht erreichen. Durch diese Regelung 
werden die Ehegatten In jedem Falle besser ge- 
stellt, als wenn nur ein Ehegatte einen Anspruch 
auf Unterstützung hätte und nur den ersten Fa- 
milienzuschlag erhalten würde. Dadurch, daß 
jedem der Ehegatten Anspruch auf Unter- 
stützung Im Verhältnis der Arbeitsentgelte, 
die der Bemessung der Tabellensätze zugrunde 
gelegt worden sind, zusteht, wirdeine gerechte 
Verteilung der Unterstützungsleistungen er- 
reicht. Des weiteren bleiben beide Ehegatten 
gegen Krankheit versichert. Bei Arbeitslosen, 
die in einer eheähnlichen Gemeinschaft leben, 
wird der Anspruch in der gleichen Weise be- 
messen, so daß eine derartige ungesetzliche 
Lebensgemeinschaft gegenüber rechtmäßigen 
Ehen nicht bevorzugt und damit der sozialen 
Wirklichkeit Rechnung getragen wird. Eine 
solche Bevorzugung würde vorliegen, wenn 
die wirtschaftlichen Auswirkungen des Zu- 
sammenlebens, durch die die tatsächliche 
wirtschaftliche Lage des Arbeitslosen bestimmt 
wird, außer Betracht blieben. 

A b s a t z 3 : Ein Arbeitsloser, der einen An- 
spruch gegen einen Dritten nicht verwirk- 
lichen kann, soll nichtdeswegen an die öffent- 
liche Fürsorge O'der auf den Weg der Klage 
verwiesen werden. Zur Behebung eines akuten 
Notstandes Ist das unverzügliche Eingreifen 
geboten. Der durch die schriftliche Anzeige 
ausgelöste Anspruchsübergang sichert die 
Wiedereinbringung dieser Vorleistung für den 
Bund, wenn die Forderung realisierbar v/ird. 
Die Vorschrift lehnt sich Inhaltlich an gel- 
tende Vorschriften des Rechtes der Alfü an. 

Absatz 4 : Die Verwlrklidiung des Grund- 
satzes der Subsidiarität erfordert eingehende 
Vorschriften über die Berücksichtigung von 
Einkünften und Vermögen des Arbeitslosen, 
seines Im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Ehegatten und der in gerader Linie mit Ihm 
Verwandten und sonstiger Dritter bei der Be- 
messung ider Unterstützung. Dabei werden, 
wie bisher, bestimmte Arten von Einkünften 
ganz oder teilweise, sei es auf Grund anderer 
gesetzlicher Vorschriften, sei cs, daß sie zweck- 
gebunden sind, außer Betracht bleiben müssen. 
Bei der Vielfalt ider In Betracht kommenden 
Tatbestände und unter der Berücksichtigung 
der Notwendigkeit, den wechselnden Verhält- 
nlssen und 'den Änderungen gesetzlicher Vor- 
schriften auf anderen Rechtsgebieten rasch zu 
folgen, ist es zweckmäßig, die Regelung 
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im einzelnen einer Rechtsverordnung zu 
überlassen. Um eine einheitliche Hand- 
habung zu gewährleisten, sind auch Vor- 
schriften darüber erforderlich, wann anzu- 
nehmen ist, 'daß der Arbeitslose seinen 
Unterhalt auf andere Weise bestreitet. 

Zu § 141 e 

Absatz 1 entspricht geltendem Recht (§ 1 
Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die 
Bemessung und Höhe der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung vom 29. März 1951 
— BGBl. I S. 221). 

Absatz 2: Dem Arbeitslosen sollen aus seiner 
Bereitschaft zur Übernahme einer minder be- 
zahlten Arbeit keine Naditeüe für seinen 
Unterstützungsanspruch entstehen. Der Be- 
sitzstand in Höhe der bisherigen Unterstüt- 
zung wird gewahrt. Jedoch erscheint es nicht 
vertretbar, bei der Bemessung der Unter- 
stützung auf eine unter Umständen weit zu- 
rückliegende Ausbildung zurückzugreifen 
und dadurch den Arbeitslosen auf Grund 
von Tatsachen, die für seine Tätigkeit nicht 
mehr entscheidend sind, günstiger zu stellen 
als einen Berufsangehörigen, der die gleidae 
Beschäftigung ausgeübt hat. 

Absatz 3 : Die Bemessung 'der Unterstützung 
nach einem geschätzten (fiktiven) Arbeits- 
entgelt ist auch erforderlich, wenn die Be- 
messung des Arbeitsentgeltes nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 nicht möglich ist, z. B. bei Ver- 
triebenen, Flüchtlingen und Evakuierten, für 
die eine Arbeitnehmertätigkeit nicht Voraus- 
setzung des Unterstützungsanspruchs ist 
(§ 141 b Abs. 1 des Entwurfs), bei denen In 
der Regel ein vorheriges AAeitsentgelt aber 
auch nicht nachgewiesen werden kann, oder im 
Anschluß an eine beendete Ausbildung an 
Hoch- oder anerkannten Fachschulen. In 
diesen Fällen muß ideshalb, anders als in 
Absatz 2, gegebenenfalls auch die Ausbil- 
dung angemessene Berücksichtigung finden. 

Absatz 4 : Änderungen in den Verhältnissen 
des Arbeitslosen und ein Absinken seines 
Leistungsvermögens können seine Arbeits- 
bereitschaft oder die Vermittlungsfähigkeit 
einschränken, so daß die Wiederaufnahme 
einer Beschäftigung im gleichen Beruf oder 
im bisherigen Ümfang unmöglich wird. Die 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
stellt ebenso wie das Arbeitslosengeld eine 
Entschädigung für ausfallendes Arbeits- 
entgelt dar. Es würde dem Wesen der Unter- 
stützung widersprechen, wenn bei ihrer Be- 
messung auch Nachteile ausgeglichen würden. 


die ihre Ursachen nicht in dem Verlust der 
bisherigen Beschäftigung, sondern In Um- 
ständen haben, die in der Person des Arbeits- 
losen liegen. Erfahrungsgemäß hemmt die 
Unterstützung nach Maßgabe des bisherigen 
Entgelts In solchen Fällen die Bereitschaft 
zur beruflichen Umstellung. In diesen Fällen 
kann daher die Bemessungsgrundlage nur in 
dem Arbeitsentgelt der Besdiäftigung gefun- 
den werden, für die der Arbeitslose künftig 
noch In Betracht kommt. 

Zu § 141 f 

Eine Wartezeit ist nicht gerechtfertigt, wenn 
die Arbeitslosenhilfe im unmittelbaren An- 
sdiluß an die Erschöpfung des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld beantragt und gewährt 
wird. 

Zu § 141 g 

Der Forderungsübergaiig auf den Bund und 
die Ersatzansprüche des Bundes bedürfen 
ausdrücklicher Regelung, weil die Ausgaben 
für die Arbeitslosenhilfe vom Bund getragen 
werden. 

Zu § 141 h 

Da § 176 nur die für den Bezug des Arbeits- 
losengeldes erheblichen Tatsachen der An- 
zeigepflicht unterstellt, bedurfte es hier einer 
entsprechenden Ergänzung der Anzeige- 
pflicht, um feststellen zu können, ob der 
Unterhalt ganz oder teilweise auf andere 
Weise bestritten wird. 

Zu § 141 i 

A b s a t z 1 ; In der Arbeitslosenhilfe müssen, 
ähnlich wie in der öffentlichen Fürsorge, er- 
höhte Anforderungen an die AAeltsbereit- 
schaft des Unterstützungsempfängers gestellt 
v/erden (vgl. § 19 Fürsorgepflichtverord- 

nung). Auch muß bei der unter Umständen 
langfristigen Unterstützung durch die Ar- 
beitslosenhilfe mehr als bei der enger be- 
grenzten Leis'tungsdauer der Alv. auf Mög- 
lichkeiten Bedacht genommen werden, dem 
durch lange Arbeitslosigkeit drohenden Ver- 
fall der Leistungsfähigkeit und der Demo- 
ralisierung entgegenzuwirken. Der Arbelts- 
v/i!le langfristig Unterstützter Ist häufig 
zweifelhaft und kann beim Fehlen geeigneter 
offener Stellen, Insbesondere In Gebieten 
mit überdurchsdinittlicher und struktureller 
Arbeitslosigkeit, auf dem üblichen Wege der 
Arbeitsvermittlung nicht geprüft werden. 
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Während die Gemeinschaftsarbeiten im Sinne 
des § 140 des Entwurfs rdnerseits eine Be- 
günstigung der Arbeitslosen bedeuten, indem 
der Anspruch auf die Unterstützung wäh- 
rend der Gemeinschaftsarbeit bestehen bleibt, 
soll andererseits In der Arbeitslosenhilfe nach 
dem Vorbild des derzeitigen § 91 AVAVG 
die Verrichtung gemeinnütziger Arbeit erfor- 
derlichenfalls zur Voraussetzung der Unter- 
stützung gemacht werden können. Durch die 
Bezugnahme auf § 140 sind die notwendigen 
sozialen Sicherungen für den Arbeitslosen ge- 
währleistet. Die Übernahme des finanziellen 
Aufwandes der Arbeitslosenhilfe durch den 
Bund entbindet insbesondere die Gemeinden 
nicht von der Verpflichtung, im übrigen für 
das Wohl ihrer Mitglieder zu sorgen. In der 
Form der Gemeinschaftsarbeiten wird ihnen 

— wie auch gemeinnützigen Organisationen 

— eine Möglichkeit hierzu eröffnet. 

Absatz 2: Der Zielsetzung des §140 des Ent- 
wurfs entsprechend gebührt bei der Beschäf- 
tigung Arbeitsloser bei Gemeinschaftsarbei- 
ten den so,zialpädagogIiSchen und arbeits- 
therapeutischen Erwägungen der Vorrang 
gegenüber rein finanziellen. Wo es die Er- 
haltung oder Steigerung der Leistungsfähig- 
keit und die Verhütung der drohenden Ar- 
beitsentwöhnung fordert — Ziele, die nicht 
nur im Interesse des Einzelnen, sondern min- 
destens im gleichen Maße in dem der Allge- 
meinheit liegen — , muß die Beteiligung an 
Gemeinschaftsarbeiten auch soldien Arbeits- 
losen ermöglicht werden, die zwar vermitt- 
lungsfähig sind, aber aus besonderen Gründen 
einen Anspruch auf Unterstützung aus der 
Arbeltsloisenhllfe nicht haben.. Daher und um 
die finanziellen Voraussetzungen zu schaffen 
und um den Gemeinden einen Anreiz zu ge- 
ben, Gemeinschaftsarbeiten auf möglichst 
breiter Basis durchzuführen, soll der Bundes- 
minister für Arbeit bestimmte Personenkreise, 
die an sich keinen Anspruch auf Unterstüt- 
zung haben, zur Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe zulassen können, wenn und 
solange die Arbeitslosen an den Gemein- 
schaftsarbeiten teilnehmen. Insbesondere wird 
dadurch die Beteiligung von Arbeitslosen 
unter 21 Jahren, auch wenn sie noch nicht 
gearbeitet haben und daher iden abträglichen 
psychologischen Folgen der Arbeitslosigkeit 
besonders ausgesetzt sind, ermöglicht. 

Zu § 141 k 

Die Vorschrift des § 168 a Abs. 2 bezieht 
ihre Berechtigung aus dem Versicherungs- 


prinzip und ist somit auf die Arbeitslosen- 
hilfe nidit übertragbar. 

Zu § 141 I 

Die Vorschrift bringt die Terminologie des 
Entwurfs mit der des Art. 120 Abs. 1 GG 
und des § 1 Abs. 1 Nr. 9 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes bezüglich der Arbeitslosen- 
hilfe in Übereinstimmung. 

Artikel V 
SECHSTER ABSCHNITT 

Aufbringung und Verwaltung 
der Mittel 

A. Beitragspflichtiger Personenkreis 
Zu § 142 

Die von der Bundesanstalt zur Durchfüh- 
rung ihrer gesetzlichen Aufgaben benötigten 
Mittel werden unbeschadet der sich aus 
Art. 120 GG ergebenden Zuschußpflicht des 
Bundes ausschließlich durch die Arbeitslosen- 
versicherungsbeiträge der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer aufgebracht. Zu diesen, aus 
den Versicherungsbeiträgen zu finanzieren- 
den Aufgaben der Bundesanstalt gehören 
nicht nur die Alv. einschließlich der Lohn- 
ausfallvergütung und die Kranken- und Un- 
fallversicherung der Arbeitslosen im Rahmen 
der Schadenvergütung, sondern u. a. auch die 
Arbeitsvermittlung und die Berufsberatung 
einschließlich Lehrstellenvermittlung, sowie 
die Maßnahmen zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme einschließlich der beruflichen Bil- 
dungsmaßnahmen und die Förderung von 
Notstands^^r'belten quasi als Mittel der 
Schadenverhütung und Schadenheilung. 

Der Hinweis auf § 1 setzt voraus, daß an die 
Stelle des durch § 53 Abs. 2 Nr. 1 BAG auf- 
gehobenen früheren § 1 AVAVG entspre- 
chend den §§ 1 und 5 der Schlußvorschriften 
der § 1 BAG tritt. Damit ist gleichzeitig auch 
klargestelk, daß die Kosten der Ai^beits- 
losenhilfe nicht von der Bundesanstalt, son- 
dern vom Bund getragen werden. Während 
dem Reich früher für den Fall, daß die 
Reichsanstalt finanziell notleidend wurde, 
lediglich eine Verpflichtung zur Darlehns- 
gewährung auf erlegt war, sieht § 163 des 
Entwurfs, der sich auf Art. 120 GG stützt, 
künftig eine Zuschußpflicht des Bundes vor. 
Trotz des damit zweifellos vei^bundenen Ein- 
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bruchs in das Prinzip der sozialen Selbstver- 
waltung kann erfahrungsgemäß keine Alv. 
auf eine staatliche Stützung im äußersten 
Notfälle verzichten. Die ausländischen 
Systeme der Alv. sehen fast durchweg eine 
laufende staatliche Beteiligung voi. 

Zu § 143 

Absatz 1 entspricht linhaltlich dem geltenden 
Recht (§ 143 Abs. 1 und 2 AVAVG), jedoch 
mit den Einschränkungen, die sich aus Abs. 2 
ergeben. 

Absatz 2 entspricht dem derzeitigen § 143 
Abs. 3 AVAVG in der Fassung des Gesetzes 
über die Erhöhung der Einkommensgrenzen 
in der Sozialversicherung und der Arbeits- 
losenversicherung vom 13. August 1952 
(BGBl. I S. 437). Die Beitragsleistung durch 
den Arbeitgeber allein gilt damit auch für 
den Fall einer Lehrlingsbeschäftigung ohne 
Lehrlingsvergütung (§ 150 Abs. 2 Nr. 1 des 
Entwurfs). 

Zu § 143 a 

Wird ein an sich langfristiges Arbeitsverhält- 
nis in einem land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb aus einem vom Arbeitgeber zu ver- 
tretenden Grunde oder im Einvernehmen 
mit ihm vorzeitig gelöst, so erscheint es ge- 
rechtfertigt, dem Arbeitgeber die alleinige 
Beitragspflicht für 'die Zeit aufzuerlegen, für 
die die Versicherungsfreiheit infolge der vor- 
zeitigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
rückwirkend erlisdit. Der Regelung liegt der 
gleiche Gedanke zugrunde, wie dem § 395 
Abs. 2 RVO, der die Abzugsfähigkeit nach- 
träglich entrichteter Beiträge vom Lohn be- 
schränkt. 

Zu § 143 b 

Nach geltendem Recht (§ 74 Abs. 1, Abs. 2 
Buchstabe a und Abs. 3) ist die Beschäftigung 
als Lehrling oder Anlernling nur im letzten 
Lehrjahr versicherungs- und beitragspflichtig. 
Nach dem Entwurf (§ 74) ist die Beschäfti- 
gung als Lehrling, Anlernling oder Um- 
schüler schon nadi Beendigung des ersten 
Lehrjahres versicherungspflichtig. Da mit der 
Vorverlegung des Beginns der Versicherungs- 
pflicht keine Verlängerung der Dauer der 
Beitraespflicht beabsichtigt ist (vgl. Begrün- 
dung zu '§ 74, S. 113), ergibt sich die Not- 
wendigkeit, eine Beschäftigung als Lehrling, 
Anlernling oder Umschüler durch eine Son- 
de rvorschrift nach Ablauf des zweiten Aus- 


bildungsjahres von der Beitragspflicht zu 
befreien. 

Zu § 144 

Entspridat geltendem Recht (§144 AVAVG). 

B. Einziehung der Beiträge 

Vorbemerkung zu den §§ 145 bis 148 

An der bestehenden Koppelung des Beitrags- 
einzugs zur Arbeitslosenversicherung mit 
dem zur Krankenversicherung wird fest- 
gehalten. Die Krankenkassen haben wieder- 
holt auf die zusätzliche Belastung hingewie- 
sen, die sich daraus ergibt, daß sich der Per- 
sonenkreis der Krankenversicherung und der 
der Arbeitslosenversicherung nicht deckt. Sie 
wenden ferner ein, daß sich der Gesamt- 
sozialbeitrag (einschließlich der Rentenver- 
sicherung) psychologisch bei dem Versicherten 
zu Ungunsten der Krankenkassen auswirkt. 
Schließlich empfinden die Krankenkassen die 
Beitreibung von Beitragsrückständen für 
andere Versicherungsträger als eine un- 
erwünschte Belastung. Die Berechtigung der 
Ein wände der Krankenkassen kann nicht be- 
stritten werden. Der unmittelbare Einzug 
der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
durch die Bundesanstalt in der Form des 
Markenklebeverfahrens würde die Kranken- 
kassen von den ihnen wesensfremden Auf- 
gaben befreien, würde auch unzweifelhaft 
Vorteile bei der Feststellung der Anwart- 
schaft und bei der Bemessung des Arbeits- 
losengeldes bringen und den Beitragseinzug 
für die Bundesanstalt verbilligen, anderer- 
seits aber die Arbeitge'ber mit zusätzlicher 
Arbeit belasten. Der Entwurf sieht unge- 
achtet dessen von einer Änderung ab, um 
einer etwaigen Neuregelung des gesamten 
Beitragswesens im Rahmen der beabsichtigten 
Sozialversicherungsreform nicht vorzugreifen. 

Zu § 145 

Absatz 1; Nr. 1 und 2 sind im wesent- 
lichen unverändert, 

Absatz 2 entspricht geltendem Recht 
(§ 145 Abs. 3 AVAVG). 

Die §§ 393, 393 a und 393 b RVO werden 
zusätzlich in Bezug genommen, da sie von 
gleicher Bedeutung für die Alv. sind wie die 
im geltenden Recht in Bezug genommenen 
Vorschriften. Diese Erweiterung der Vor- 
schrift dient im übrigen nur der Klarstellung. 
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Der Spruchsenat hatte bereits entschieden, 
daß die Aufzählung nicht erschöpfend ist^, 
einschlägige andere Vorscliriften der RVO 
daher anwendbar sind. 

Absatz 3: Die bewährte Regelung des gel- 
tenden Rechts (§ 145 Abs. 5 AVAVG) ist bel- 
behaken worden. Wünsdien, den Verzicht 
auf die Erhebung von Säumniszuschlägen in 
das Ermessen der Einzugsstellen zu legen, 
kann nicht entsprochen werden. Der Ver- 
zicht auf Säumniszuschläge kommt im Ergeb- 
nis der Gewährung zinsloser Kredite an 
säumige Beltragsschuldner gleich (Höhe der 
Beitragsrückstände Ende 1950 27,5 Milk DM, 
Ende 1951 27,8 Milk DM). Der Einwand, 
daß den Krankenkassen dieses Recht für die 
Krankenversicherungsbeiträge eingeräumt 
sei, geht fehl. Hierbei handelt es sich um die 
eigenen Mittel der Krankenkassen, während 
sie als Einzugsstellen der Alv. mit dem Ver- 
zicht auf Säumniszuschläge übsr fremde 
Mittel verfügen würden. Die Vorschrift dient 
der Beschleunigung des Einzugs der Beiträge. 
Der außerhalb des Geltungsbereichs der 
Ersten Verordnung zur Vereinfachung des 
leistungs- und Beitragsrechts in der Sozial- 
versicherung vom 17. März 1945 (RGBl. I 
S. 41) nodi in Kraft befindliche § 145 
Ab5. 4 AVAVG Ist beseitigt, denn der Alv. 
entstehen durch verspätete Abmeldung — 
im Gegensatz zu den Krankenkassen — keine 
finanziellen Nachteile. Es bedarf daher der 
besonderen Zustimmung der Empfänger der 
Beiträge zur Alv. nicht mehr, wenn eine Ein- 
zugsstelle gemäß § 397 Abs. 4 RVO auf die 
Eortzahlung von Beiträgen über das Aus- 
scheiden aus der Beschäftigung hinaus ver- 
zichtet oder bereits entrichtete Beiträge die- 
ser Art zurückzahlt. 

Zu § 146 

Entspricht dem geltenden Recht (§ 164 

Abs. 1 AVAVG). Die Vorschrift wird aus 
systematischen Gründen an dieser Stelle ein- 
gefügt. 

Bis zum Erlaß der Vorschriften bleiben die 
VO über die Einziehung der Beiträge vom 
9. Februar 1938 (RGBl. I S. 182) und die zu 
ihrer Ausführung erlassenen Vorschriften in 
Kraft (§ 16 der Übergangsvorschriften). 

Zu § 147 

Der derzeitige § 147 AVAVG ist durch die 
Neufassung des § 146 entbehrlich geworden. 
§ 147 in der Fassung des Entwurfs entspricht 


dem derzeitigen § 165 AVAVG. Die Vor- 
schrift wird aus systematischen Gründen an 
dieser Stelle des Entwurfs eingefügt. Bis zu 
einer etwaigen Neufestsetzung der Vergü- 
tung bleiben die Anordnung über die Ver- 
gütung der Einzugsstellen für die Einziehung 
der Beiträge zum Reichsstock für Arbeits- 
einsatz vom 14. Dezember 1943 (RABl. II 
S. 520) und die zu ihrer Ausführung erlas- 
senen Vorschriften in Kraft (vgl. § 17 der 
Übergangs Vorschriften). 

Zu § 148 

Entspricht im wesentlichen dem geltenden 
Recht (§ 148 AVAVG). 

C. Festsetzung der Beiträge 

Zum Wegfall des § 149 

§149 AVAVG sah eine Aufteilung des Bei- 
trages in Landes- und Reichsanteile vor. Diese 
Regelung hat keine praktische Bedeutung er- 
langt, da bereits kurze Zeit nach dem In- 
krafttreten des AVAVG ein reichseinheit- 
licher Beitrag festgesetzt werden mußte. Die 
Vergangenheit hat eindringlich gelehrt, daß 
die Gefahrengemeinschaft der Arbeitslosen- 
versicherung ihre Aufgabe des regionalen, 
zeitlichen und beruflichen Ausgleichs nur er- 
füllen kann, wenn sie auf breitester Grund- 
lage, also auf dem gesamten Bundesgebiet, 
beruht. 

Zu § 150 

Absatz 1 : Die Melmmgen darüber, ob der 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung durch ein 
Gesetz, durch die Satzung der Bundesanstalt 
oder durch deren Verwaltungsrat als das Le- 
gislativorgan der Anstalt mit oder ohne Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit 
festzusetzen sei, sind geteilt. Eine Festset- 
zung durch die Satzung nach dem Vorbild 
der Krankenversicherung kommt schon des- 
halb nicht in Betracht, weil die Satzung der 
Bundesanstalt im Gegensatz zu den Satzun- 
gen der Krankenkassen ein reines „Verfas- 
sungsgesetz“ sein und von objektiven Rechts- 
normen freigehalten werden soll. Die Satzung 
einer Krankenkasse hat zudem räumlich und 
nach der Zahl der Versicherten einen be- 
schränkten Geltungsbereich. Die Bundes- 
anstalt umfaßt demgegenüber das gesamte 
Bundesgebiet und das Land Berlin und damit 
z. Z. rd. 12 Milk Versicherte und deren Ar- 
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beitgeber. Der Entwurf hat sich daher für 
den zuerst erwähnten Weg entschieden und 
dem Gesetzgeber die Festsetzung des Beitra- 
ges mit Rücksicht auf dessen große finanzielle 
und wirtschaftliche Bedeutung nicht zuletzt 
auch wegen des ZusaiTLmenhangs mit den 
übrigen Sozialbeiträgen Vorbehalten. (Vgl. im 
übrigen Begründung, Allgemeiner Teil, 
S. 100). 

Absatz 2: DieNummer 1 und 2 entsprechen 
inhaltlich dem geltenden Recht, jedoch ist 
Nummer 1 ergänzt durch die Regelung der 
Beiträge lür Lehrlinge, die keine Lehrlings- 
vergütung erhalten. Dieser Personenkreis ist 
krankenversicherungspfiichtig; die RVO ent- 
hält keine Bestimmung über den Beitrag zur 
Krankenversicherung für sie. Er wird auf 
Grund der Satzungen der Krankenkassen 
nach dem Grundlohn der Lohnstufe 1 er- 
hoben. Um Abweichungen bei der Beitrags- 
erhebung zu vermeiden, ist er für die Ar- 
beitslosenversicherung in gleicher Höhe fest- 
gesetzt. Mit der neueingelührten Nummer 3 
sind die sonstigen Versicherungspflichtigen 
erfaßt. Hierzu gehören Angestellte in höhe- 
rer oder leitender Stellung mit einem Arbeits- 
verdienst bis 500 DM, sofern sie nicht kran- 
kenversicherungspflichtig sind, und Personen 
im Sinne des § 69 Nr. 3 und 4. 

Absatz 3 entspricht dem § 385 Abs. 1 Satz 2 
RVO in der Fassung der VO vom 17. März 
1945 (vgl. auch § 14 der Verordnung zur 
Durchführung des Sozialversicherungs-An- 
passungsgesetzes vom 27. Juni 1949 - WiGBl. 
S. 101). 

Zum Wegfall der §§ 151 und 152 

Besondere Vorschriften über die Betriebs- 
mittelanforderungen sind im Gesetz entbehr- 
lich, da der Haushalt der Bundesanstalt auch 
die Ausgaben der Arbeitsämter und Landes- 
arbeitsämter umfaßt; sie werden erfofder- 
lichenfalls als Verwaltungsvorschriften zu er- 
lassen sein. 

D. Rücklage, Vermögensverwaltung, 
Zuschußpflicht 

Zu § 158 

Die neu eingefügte Vorschrift hat ihr Vor- 
bild in § 25 Abs. 1 RVO. Sie soll die zweck- 
fremde und zweckwidrige Verwendung der 
Mittel der Bundesanstalt verhindern. 

Zu § 159 

Die Vorschrift lehnt sich an den derzeitigen 
§ 159 AVAVG an. Das Risiko der Alv. 


pflegt schon in normalen Zeiten, wie die Ent- 
wicklung der Unterstütztenzahlen zeigt, star- 
ken Schwankungen unterworfen zu sein. Mit 
derartigen Schwankungen im Beschäftigungs- 
stand muß auch künftig gerechnet werden; 
sie treffen aber keinen anderen Zweig der 
sozialen Sicherung so unmittelbar unid so hef- 
tig wie die Arbeitslosenversicherung. Die 
Höhe der Rücklage kann daher nicht im 
voraus durch das Gesetz starr nach oben be- 
grenzt, sie muß vielmehr vom Verwaltungs- 
rat von Zeit zu Zeit nadi den jeweiligen Aus- 
sichten der künftigen Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes festgesetzt werden. Es ist des- 
halb nur die Mindesthöhe der Rücklage im 
Gesetz vorgeschrieben. Letzten Endes ist die 
Höhe der Rücklage bedeutsam für den Ein- 
tritt der Zuschußpflicht des Bundes (§ 163 
des Entwurfs), 

Zu § 162 

Diese Vorschrift berücksichtigt, daß die Un- 
terstützung aus der Arbeitslosenhilfe vom 
Bund zu tragen ist. Im übrigen muß das Un- 
fallrisiko, das im Rahmen der Durchführung 
der sonstigen Aufgaben der Bundesanstalt 
(z. B. Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
oder bei Anwendung des §*140 sowie bei Um- 
schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen) ge- 
geben ist, von der Bundesanstalt selbst ge- 
tragen werden. 

Zu § 163 

ln § 163 AVAVG jetziger Fassung ist nur 
eine darlehnsweise Übernahme etwaiger Fehl- 
beträge der Reichsanstalt durch das Reich 
vorgesehen, um — wie sich aus den Verhand- 
lungen des 9. Ausschusses des Reichstages im 
Jahre 1927 ergibt — die soziale Selbstver- 
waltung auch insoweit nicht unnötigen Be- 
schränkungen und Einwirkungen von seiten 
des Staates zu unterwerfen. Nachdem nun- 
mehr aber bereits durch Art. 120 GG statt 
der Darlehns- eine Zuschußpflicht des Bun- 
des für die Arbeitslosenversicherung begrün- 
det ist, zieht der Entwurf hieraus in Durch- 
führung des Art. 120 GG die entspre- 
chenden Folgerungen. Er lehnt sich hinsicht- 
lich der Voraussetzungen für das Wirksam- 
werden der Zuschußpflicht an den jetzigen 
§ 163 AVAVG an. 

Zum Wegfall der §§ 164 und 165 

Aus systematischen Gründen sind die ent- 
sprechenden Vorschriften als §§ 146 und 147 
in den Entwurf auf genommen. 
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E. Beitragserstattung 

Zu § 165 a 

Absatz 1 : Die Erstattung irrtümlich ent- 
richteter Arbeitslosenversicherungsbeiträge ist 
auch z. 2. schon in § 165 a AVAVG vor- 
geschrieben. Sie ist sogar dann grundsätzlich 
nicht ausgeschlossen, wenn der Arbeitnehmer 
auf Grund dieser Beiträge bereits Leistungen 
der Alv. In Anspruch genommen hat. Nach 
der GrE Nr. 5281 (RABl. 1939 IV 
S. 175) Ist nur die Erstattung der Arbeitneh- 
me ranteile bis zur Höhe der gewährten Alu 
unzulässig, wenn die Beiträge auf Grund irr- 
tümlicher Annahme der Versicherungspflicht 
entrichtet worden sind und die Gewährung 
der Alu Infolgedessen ebenfalls auf einem 
Rechtsirrtum beruht, ein Anspruch des Ver- 
sicherers auf Erstattung der zu Unrecht ge- 
leisteten Alu nach § 177 Abs. 1 Satz 3 
AVAVG also nicht besteht. Dieser Grund- 
satz Ist in § 165 a Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs 
übernommen. Die den Einzugsstellen zuge- 
standene Berechtigung, irrtümlich entrichtete 
Beiträge mit dem generellen Einverständnis 
der Bundesanstalt In gewissen Fällen unmit- 
telbar zu erstatten, entspricht den Bedürf- 
nissen der Praxis und damit der Verein- 
fachung. 

Absatz 2 entspricht der derzeitigen Rechts- 
anwendung auf Grund ider Rechtsprechung des 
Reichsversicherungsamtes (vgl. GrE Nr. 4618 
— RABl. 1933 IV S. 218). Wegen 
der engen Verkoppelung der Arbeitslosen- 
versicherungsbeiträge mit den Krankenver- 
sicherungsbeiträgen (vgl. § 145 Abs. 1 Nr. 1) 
sind im Interesse einer verwaltungsmäßig ein- 
fachen Bearbeitung der Erstattungsanträge 
unterschiedliche Verjährungszeiträume für 
die Krankenversicherung und die Alv. weder 
zweckmäßig noch tragbar. 


Artikel VI 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Verfahren 

Zu § 168 

Absätze 1 und 2: Gegenüber dem geltenden 
Recht im wesentlichen unverändert; insbe- 
sondere ist die Antragstellung — wie bisher 
— nicht materielle, sondern nur formelle 
Leistungsvoraussetzung. Der § 168 Abs. 3 


AVAVG ist weggefallen, da die ihm zu- 
grunde liegenden Verhältnisse heute nicht 
mehr bestehen. 

Absatz 3: Die Vorschrift ist besonders mit 
Rücksicht auf die Begrenzung des Bundes- 
gebietes auf einen Teil des Deutschen Rei- 
ches notwendig. Sie betrifft vornehmlich 
Personen, die sich bei Eintritt der Arbeits- 
losigkeit innerhalb Deutschlands, aber außer- 
halb des Bundesgebietes aufhalten. 

Absatz 4 entspricht dem § 168 Abs. 5 
AVAVG. 

Zu § 168 a 

Absatz 1 entspricht dem § 168 Abs. 4 
AVAVG. 

Absatz 2: Infolge der gegenwärtigen staats- 
rechtlichen Verhältnisse haben Arbeitslose, 
die im Geltungsbereich des AVAVG ver- 
sicherungspflichtig beschäftigt waren, deren 
Wohn- oder Aufenthaltsort aber in deut- 
schen Gebieten liegt, die nicht zum Geltungs- 
bereich des AVAVG gehören, keinen An- 
spruch auf Alu, weil kein Arbeitsamt des 
Bundesgebietes oder des Landes Berlin zu- 
ständig Ist. Mittels einer Kann-Bestimmung 
soll dieser ungewöhnlichen staatsrechtlichen 
Lage Rechnung getragen und die Möglichkeit 
eröffnet werden. In solchen Fällen Arbeits- 
losengeld zu gewähren, wenn sich die Not- 
wendigkeit herausstellt und bestimmte Vor- 
aussetzungen z. B. Durchführbarkeit der 
Meldungen, der Arbeitsvermiittlung, der 
Kontrolle des Fortbestehens der Arbeitslosig- 
keit, Transferierbarkeit der Leistungen gege- 
ben sind. Die Voraussetzungen und das Ver- 
fahren sind auf Grund einer Ermächtii^ung 
unter Umständen gebietsweise unterschied- 
lich der jeweiligen Lage entsprechend fest- 
zul^en. 

Zu § 168 b 

Die Vorschrift dient der ordnungsmäßigen 
Durchführung des Leistungsverfahrens durch 
das nach dem Gesetz für die Antragsentgegen- 
nahme zuständige Arbeitsamt des Wohn- 
bzw. Aufenthaltsortes auch in den Fällen, in 
denen der Arbeitslose sich zunächst bei dem 
Arbeitsamt des Beschäftigungsortes arbeits- 
los gemeldet hat. 

Zu § 169 

Absätze 1 bis 3: Die Einrichtung des Wan- 
derscheines ist beibehalten worden, um etwai- 
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gen künftigen Entwicklungsmöglichkelten 
Raum zu lassen. In der jüngsten Vergangenheit 
hat der Wanderschein nur verhältnismäßig ge- 
ringe praktische Bedeutung gehabt. Die Aus- 
stellung eines Wander Scheines ist nunmehr 
an die weitere Voraussetzung geknüpft, daß 
das Wandern „berufsüblich“ ist. Das bedeu- 
tet gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
eine sachlich gerechtfertigte Einschränkung, 
um Störungen des Arbeitsmarktes durch eine 
zu weitgehende Beweglichkeit der Versiche- 
rungsleistung zu verhindern. 

A b s a t z 4: Die Möglichkeit der Gewährung 
des Arbeitslosengeldes in der Form von 
Sachleistungen Ist nunmehr auch hier wie 
bereits 1947 in § 109 AVAVG weggefallen. 
Im übrigen bleibt bis zum Erlaß von Be- 
stimmungen durch den Verwaltungsrat die 
VO über den Wanderschein für Arbeitslose 
vom 30. März 1928 (RABL I S. 98) sinnge- 
mäß weiterhin anwendbar {vgl. § 19 der 
Übergangsvorschriften). 

Zu § 170 

Absatz 1 : Lediglich redaktionelle Neu- 
fassung des § 170 Abs. 1 AVAVG. 

Absatz 2: Die Vorschrift schafft abweichend 
von dem geltenden Recht für den Arbeit- 
geber eine gegenüber der Bundesanstalt be- 
stehende öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zur Ausstellung einer Arbeitsbescheinigung. 
Ihre Beachtung ist durch Straf Vorschriften 
(§ 249 Abs. 1 Nr. 1 und § 254 Nr. 5) ge- 
sichert. Die Bescheinigung ist ferner nldit 
wie bisher nur für „Versicherte“, sondern 
künftig für jeden auszustellen, der aus einem 
Arbeitsverhältnis ausscheidet, da diese Be- 
scheinigung auch für Nicht- Versicherte, die 
Anspruch auf Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe erheben, als Beweismittel dient. 
Die Verwendung des vorgeschriebenen Vor- 
drucks dient der ordnungsmäßigen Durch- 
führung des Leistungsverfahrens. Die aus- 
drückliche Erwähnung der Zwischenmeister 
und Auftraggeber von Heimarbeitern ist ge- 
boten, weil sie nicht unter den Begriff „Ar- 
beitgeber“ fallen. 

Zu § 170 a 

Absatz 1: Die Vorschriften zur Bekämpfung 
des Unterstützungsmißbraudis haben sich 
bisher nur gegen den Arbeitslosen gerichtet. 
Nunmehr wird auch derjenige, der einem 
Bezieher von Arbeitslosengeld eine Tätigkeit 


gegen Vergütung überträgt, insoweit in die 
Verantwortung für eine etwaige Ausnutzung 
der Lage des Arbeitslosen oder für eine miß- 
bräuchliche Ausnutzung öffentlicher Mittel 
einbezogen, als er zur Bescheinigung der Tä- 
tigkeit und der Höhe der Vergütung ver- 
pflichtet wird. Die vorsätzlich unrichtige 
oder unvollständige Ausfüllung der Beschei- 
nigung wird mit Kriminalstrafe (§ 249 Abs. 1 
Nr. 2), die vorsätzliche oder fahrlässige Un- 
terlassung der Bescheinigung mit einer Geld- 
buße (§ 254 Nr. 5) bedroht. Dadurch soll 
nicht nur eine erhöhte Zuverlässigkeit der 
Angaben über den Umfang der Tätigkeit 
und die Höhe der Vergütung erreicht, son- 
dern es sollen auch die Arbeitgeber abgehal- 
ten werden, die Notlage der Arbeitslosen 
auszunutzen. 

Absatz 2 : Der Empfänger von Arbeits- 
losengeld, der eine entlohnte Aübeit im Dienst-, 
Arbeits- oder Werkvertrag übernimmt, wird 
in Ergänzung der in § 176 festgelegten An- 
zeigepflicht verpflichtet, dem Dienstberech- 
tigten oder dem Besteller den von den 
Dienststellen der Bundesanstalt vorgeschrie- 
benen Vordruck zur Eintragung der erhalte- 
nen Vergütung vorzulegen. Derartige Vor- 
drucke (Teilbeschäftigungskarten) sind schon 
seit langem in erheblichem Umfange ge- 
bräuchlidi. Diese an sich bewährte Praxis lei- 
det an dem Fehlen einer einheitlichen Rechts- 
grundlage, die nunmehr geschaffen wird. Auf 
eine derartige Verpflichtuug der Arbeitslosen 
kann im Interesse einer wirksameren Bekämp- 
fung des Unterstützungsmißbrauchs durch zu- 
verlässige Erfassung gelegentlicher oder ständi- 
der Nebenverdienste (§ 112) nicht mehr ver- 
zichtet werden. Die Erfüllung dieser Verpflich- 
tung ist durch die Ordnungsstrafvorsdirift 
des § 254 Nr. 6 gesichert; die vorsätzliche 
oder grobfahrlässige Nichteinhaltung kann 
zur Versagung des Arbeitslosengeldes führen 
(vgl. § 115 und Begründung zu diesem, 
S. 135). 

Im übrigen vgl. Begründung, Allgemeiner 
Teil, S. 84. 

Zu § 171 

§ 171 AVAVG bedurfte einer Präzisierung 
mit Rücksicht auf das Grundgesetz wie hin- 
sichtlich der Straftatbestände. 

Absatz 1 : Der Bundesanstalt- ist allgemein 
das Recht zu Ermittlungen jeder Art einge- 
räumt, die zur Feststellung, ob die Voraus- 
setzungen zum Bezüge des Arbeitslosengeldes 
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vorliegen, erforderlich sind. Dieses allgemeine 
Recht zu Ermittlungen kann aber entgegen 
bisherigem Recht nicht durch Strafvorschrif- 
ten gesichert werden, da eine so weitgehende 
allgemeine Auskunftspflicht sich mit den 
Grundrediten nicht vereinbaren läßt. Dem 
Grundgesetz widerspricht im geltenden 
Recht auch die Berechtigung der Beauftrag- 
ten des Arbeitsamtes, die Wohnung des Ar- 
beitslosen zum Zwecke von Ermittlungen 
auch ohne dessen Zustimmung zu betreten. 
Sie ist daher im Entwurf beseitigt. Unberührt 
bleibt aber die Befugnis, Arbeits- und Be- 
triebsstätten, z. B. auch von Heimarbeitern, 
zu betreten, soweit dies zur Feststellung der 
Leistungsansprüche erforderlich ist. Soweit der 
Arbeitslose Ermittlungen vereitelt, z. B. eine 
ärztliche Untersuchung verhindert, droht ihm 
die Versagung des Arbeitslosengeldes auf 
Grund des § 1 1 5 (vgl. Begründung zu diesem, 
S. 135). 

A b s a t z 2 entspricht im wesentlichen § 171 
Satz 2 AVAVG. Die Einbeziehung der 
Finanzbehörden in die Auskunftspflicht folgt 
dem Vorbild des § 27 der Fürsorgepflicht-VO 
und beseitigt die auf Grund steuerrechtlicher 
Vorschriften erhobenen Zweifel, ob 'die all- 
gemeine Verpflichtung der Behörden zur 
Auskunifterteilung audi die Finanzbehörden 
erfaßt. Im Interesse der Bekämpfung unbe- 
rechtigter Inanspruchnahme öffentlicher Mit- 
tel kann auf eine beschränkte Auskunfts- 
pflicht der Finanzbehörden nicht verzichtet 
werden. Sie ist insbesondere für die Durch- 
führung der Arbeitslosenhilfe von Bedeutung 
und liegt damit auch im Interesse der Bun- 
desfinanzen. 

Absatz 3 bildet nunmehr eindeutiger als 
§ 171 AVAVG die Rechtsgrundlage für die 
Verpflichtung zur Auskunfterteilung derjeni- 
gen Leistungspflichtigen, deren Leistungen An- 
sprüche ides Arbeitslosen ausschließen oder 
mindern können. Diese Auskunftspflicht ist 
durch die Strafandrohungen in § 249 Abs. 1 
Nr. 3 und 254 Nr. 7 gesichert. Sie gibt derBe- 
kämpfung der unberechtigten Inanspruch- 
nahme öffentlicher Mittel den erforderlichen 
Rückhalt. 

Zu § 172 

Absatz 1 entspricht dem geltenden Recht. 

A b s a 1 2 2 : Aus systematischen Gründen ist die 
Vorschrift des § 178 Abs. 3 AVAVG in etwas 
geänderter Fassung des § 172 angefügt wor- 
den. Danach ist eine Entscheidung, durch die 


eine Leistung ganz oder teilweise abgelehnt 
oder entzogen wird, dem Arbeitslosen stets 
schriftlich bekanntzugeben. 

Absatz 3 regelt die Zulässigkeit des Verzich- 
tes auf die Rechtskraft von Urteilen oder die 
bindende Wirkung ergangener Entscheidun- 
gen zugunsten des Arbeitslosen, da es erfor- 
derlich erscheint, insoweit dem Arbeitsamt 
die Möglichkeit einer Abänderung seiner 
früheren Entscheidung zu eröffnen. 

Zu § 172 a 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 184 
AVAVG, ist aber aus systematischen Grün- 
den an dieser Stelle eingefügt worden. 

Zu § 173 

Absatz 1 ; Der Hauptzweck der regelmäßigen 
Meldung ist wie bisher die Erlangung von 
Arbeit. Die Pflicht zu regelmäßiger Meldung 
allein unter dem Gesichtspunkt der Arbeits- 
vermittlung könnte bei ungünstiger Arbeits- 
marktlage jedoch mindestens zeitweise als 
ungerechtfertigt erscheinen. Sie dient nun- 
mehr ausdrücklich auch dem Nachweis der 
Arbeitslosigkeit und kann daher auch diesem 
Zwecke entsprechend geregelt werden (vgl. 
unten zu Abs. 2). Selbst angesichts des wieder- 
holt erhobenen Einwandes, daß die Meldung 
allein zum Nachweis der Arbeitslosigkeit 
nicht ausreiche, kann auf die regelmäßige 
Meldung nicht verzichtet werden, da sie 
immerhin einen gewissen Anhalt für die Ver- 
mutung bietet, daß die Arbeitslosigkeit fort- 
dauert. Im übrigen dienen die regelmäßigen 
Meldungen, auch wenn dies im Gesetz nicht 
ausdrücklich erwähnt ist, zugleich auch der 
laufenden Prüfung der Vermittlungsfähigkeit 
als Leistungsvoraussetzung. Es entspricht dem 
geltenden Recht, daß der Arbeitslose sich 
auch während des Laufes einer Sperrfrist oder 
Wartezeit zu melden hat (§ 173 Abs. 1 Satz 2 
AVAVG). Der derzeitigen Rechtslage ent- 
sprechend (GrE Nr. 3422 — RABl. 1929 IV 
S. 189) ist nunmehr ferner ausdrücklich ge- 
fordert, daß ider Arbeitslose der Meldepflicht 
auch während eines Rechtsmittelverfahrens 
jedenfalls für den Zeitraum unterliegt, für 
den ihm gegebenenfalls ein Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld zusteht. 

Der bisherige Abs. 2 ist durch das Fehlen 
einer entsprechenden Vorschrift über den Be- 
rufsschutz im § 90 in der Fassung des Ent- 
wurfs gegenstandslos geworden (vgl. die Be- 
gründung zu '§ 90, S. 122). 
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A b s a 1 2 2 : Künftig erläßt abweichend von 
dem geltenden Recht der Verwaltungsrat die 
weiteren Bestimmungen über die Melde- 
pflicht. Gegenstand dieser Bestimmungen 
wird insibesondere sein müssen: Art, Ort und 
Häufigkeit 'der Meldungen, Meldezeltraum, 
Meldebefreiung, Behandlung von Melde- 
pflichtversäumnissen, nachträgliche Entschul- 
digung. Auch über die Beteiligung von Ein- 
richtungen außerhalb der Bundesanstalt kann 
der Verwaltungsrat Bestimmungen erlassen. 
Mit Rücksicht auf ihre Bedeutung für die 
Durchführung der Arbeitslosenhilfe bedürfen 
die vom Verwaltungsrat zu erlassenden Be- 
stimmungen der Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit. Bis zum Erlaß der Be- 
stimmungen durch den Verwaltungsrat blei- 
ben die bisher geltenden Richtlinien über die 
Meldepflicht, die zum Teil nach 1945 eine 
neue Fassung erhalten haben, sinngemäß 
weiterhin anwendbar (vgl. § 6 der Über- 
gangsvorschriften). 

Zu § 174 

Entspricht geltendem Recht. Die Pflicht der 
Heuerstellen zur Mitwirkung bei der Arbeits- 
vermittlung Ist abweichend von der gelten- 
den Fassung nicht mehr erwähnt, da § 66 
Abs. 2 eine Sondervorschrift enthält. 

Zu § 175 

Absatz 1: Die Festsetzung der Zahlungszeit- 
räume ist nach dem Entwurf dem Verwal- 
tungsrat überlassen, der dabei den beson- 
deren Verhältnissen in Zeiten großer Arbeits- 
losigkeit und insbesondere auch in ausgedehn- 
ten ländlichen Bezirken Rechnung tragen 
kann. Die gesetzliche Bindung an die 
wöchentliche ZaBlung steht mit den prak- 
tischen Möglichkeiten bei sparsamer Verwal- 
tungsführung häufig in Widerspruch. Die 
Vorschrift konnte daher schon bisher nicht 
überall eingehalten Werden, da weder das Per- 
sonal noch der Bestand an Kraftwagen in 
länidllchen Bezirken bei großer Arbeitslosig- 
keit für eine wöchentliche Zahlung ausreich- 
ten. Die öffentliche Fürsorge zahlt z. B. in 
der Regel nur einmal monatlich. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten einige 
Ausnahmen von dem Grundsatz der Un- 
pfändbarkeit der auf Grund des vorliegenden 
Gesetzes gewährten Leistungen (§11 Abs. 1). 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem 
§ 1 75 Abs. 3 AVA VG. Die Vorschrift Ist Jedoch 
den Bedürfnissen des täglichen Lebens ent- 


sprechend dahin erweitert, daß die Auszah- 
lung an Dritte, einschließlich des Vormundes 
des zuschlagsberechtigten Angehörigen, auch 
dann zulässig ist, wenn sie dem Zuschlagsbe- 
rechtigten Unterhalt gewähren. Damit ist 
auch die Abzweigung an Fürsorgeverbände 
und Jugendämter gesetzlich zugelassen, sofern 
sie den Zuschlagsberechtigten entweder per- 
sönlich betreuen (vgl. GrE Nr. 4804 — 
RABL 1934 IV S. 340) oder ihm Unterhalt 
gewähren. Die Abzweigung von Teilen des 
Arbeitslosengeldes Ist damit wie bisher nur 
zur Befriedigung von Unterhaltsansprüchen 
eines zuschlagsberechtigten Angehörigen 
gegen den Arbeitslosen zulässig. 

Absatz 4: Eine entsprechende Vorschrift fehlt 
dem geltenden Recht. Arbeitslose, insbeson- 
dere Jugendliche, denen innerhalb ihrer 
Familie oder durch gewisse soziale Einrich- 
tungen, wie 2 . B. in Heimen, Unterhalt ge- 
währt wird, unterlassen häufig die Bezahlung 
der Unterhaltskosten und gefährden damit 
unter Umständen den Bestand dieser Einrich- 
tungen oder mindestens ihren eigenen Ver- 
bleib in ihnen oder in ihrer Familie. Die Vor- 
schrift gestattet ln diesen Fällen, einen Teil 
des Arbeitslosengeldes bis zur Höhe der 
Unterhaltskosten an den, der sie trägt, abzu- 
führen. Damit soll der Verbleib vor allem 
jugendlicher Arbeitsloser in geordneten Ver- 
hältnissen sichergestellt werden. Die Vor- 
schrift dient mithin ausschließlich dem wohl- 
verstandenen Interesse des Arbeitslosen. Es Ist 
nach wie vor unzulässig, Teile des Arbeits- 
losengeldes zur Erfüllung sonstiger Verpflich- 
tungen des Arbeitslosen — Mietschulden, 
Schulden für sonstigen Lebensbedarf — an 
den Gläubiger abzuführen. 

Zu § 175 a 

Entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 176 

Entspricht im wesentlichen dem § 176 Abs. 1 
AVAVG. Die Anzeigepflicht des Arbeitslosen 
Ist jedoch zur Verhütung von Unter- 
stützungsmißbrauch erweitert (vgl. Begrün- 
dung, Allgemeiner Teil, S. 84). Sie besteht 
nicht wie nach geltendem Recht nur für be- 
stimmte, erschöpfend aufgezählte Tatbe- 
stände, sondern umfaßt nunmehr alle für den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld bedeutsamen 
Veränderungen in den Verhältnissen des Ar- 
beitslosen. Der Katalog der anzuzeigenden 
Tatbestände Ist daher nicht erschöpfend. Zu- 
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sätzllch aufgenommen ist die Verpflichtung 
des Arbeitslosen, auch schon die Beantragung 
einer Sozialleistung zu melden, um gegebenen- 
falls den Rechtsübergang nach § 177 a recht- 
zeitig zu bewirken. Die VorsÄrift berück- 
sichtigt ferner im AVAVG noch nicht er- 
wähnte Sozialleistungen neuerer Art. 

Die Vorschrift stellt eine wirksame und not- 
wendige Ergänzung des § 171 Abs. 1 dar, der 
das Arbeitsamt ermächtigt, das Vorliegen der 
Leistungsvoraussetzungen durch Ermittlun- 
gen ifortlaufend zu überprüfen. 

§ 176 Abs. 2 AVAVG, der den Verwaltungs- 
ausschuß des Landesarbeitsamtes ermächtigt, 
die Anzeige weiterer für die Beurteilung des 
Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung be- 
deutsamer Tatsachen anzuordnen, ist wegge- 
fallen. Die Vorschrift ist infolge der Neufas- 
sung des § 176 entbehrlich. 

Zu § 176 a 

Eine entsprechende Vorschrift besteht im gel- 
tenden Recht nicht. Der Arbeitslose ist nun- 
mehr verpflichtet, sich bei einer Unter- 
brechung des Bezuges von Arbeitslosengeld 
unverzüglich abzumelden. Durch eine ord- 
nungsmäßige Abmeldung wird umfangreiche 
Verwaltungsarbeit (Zahlungsanweisung, Be- 
reitstellung der Zahlungsmittel) erspart, die 
andernfalls noch so lange weitergeführt wer- 
den muß, bis aus dem mehrmaligen Aus- 
bleiben des Arbeitslosen bei den Zahlungster- 
minen geschlossen werden kann, daß er aus 
dem Bezug ausgeschieden ist. Die Unterlas- 
sung der Abmeldung hat auch erhebliche Un- 
genaulgkelten der Statistik zur Folge. Der 
Verwaltungsvereinfachung kommt bei der 
großen Zahl der zu bearbeitenden Fälle 
(1952: 6 668 000 Anträge und die ent- 

sprechende Zahl Abgänge) erhebliche Be- 
deutung zu. Die Nichtbefolgung der Ab- 
meldepflicht hat lediglich gewisse Auswir- 
kungen auf die Bezugsdauer (vgl. § 100 
Nr. 4), die aber durch nachträgliche Entschul- 
digung wieder ausgeräumt werden können. 
Um die Auswirkungen der Abmeldung (vgl. 
hierzu Begründung zu § 100 S. 128) beur- 
teilen zu können, bedarf es der Angabe des 
Grundes. Eine Ordnungsstrafe bei Nichtbe- 
folgung der Abmeldepflicht ist nicht vorge- 
sehen. 

Zu § 177 

Absätze 1 bis 3 : Nach dem geltenden 
Recht ist die Rückforderung von Überzahlun- 


gen positlv-reditlich nur für den Fall des 
Reditsirrtums geregelt, d. h., die Unterstützung 
darf nicht zurückgefordert werden, wenn sie 
rechtsirrtümlich bewilligt worden ist. In allen 
anderen Fällen ist es weitgehend In das aller- 
dings nadi zentralen Richtlinien gesteuerte 
Verwaltungsermessen gestellt, ob und in wel- 
chem Umfang Rü<kerstattungsansprüche gel- 
tend zu machen sind. Der Entwurf unter- 
scheidet dagegen zwischen der Feststellung 
(Abs. 1) und der Rückforderung (Abs. 2 und 3) 
der zu Unrecht geleisteten Beträge. Die 
Feststellung ist, z. B. für die Entscheidung 
über die Haftung von Amtsangehörigen, er- 
forderlich, auch wenn eine Rückforderung 
nicht zulässig ist. 

Die Tatbestände, die zur Rückforderung zu 
Unrecht geleisteter Beträge berechtigen, sind 
nunmehr ausdrücklich genannt. Das bedeutet 
auf diesem Teilgebiet eine entsdieidende Ein- 
schränkung des Verwaltungsermessens und 
liegt Im Rechtsschutzinteresse der Versicherten. 
In Anlehnung an die bisherige Verwaltungs- 
praxis sind nach Abs. 2 Nr. 1 und 2 nunmehr 
zu Unrecht geleistete Beträge grundsätzlich 
zurückzufordern, wenn der Arbeitslose die 
Überzahlung schuldhaft (vorsätzlich oder fahr- 
lässig) herbeigeführt hat oder wenn er wußte 
oder wissen mußte, daß die Leistung nicht 
geschuldet wurde. Gegenüber dem geltenden 
Recht liegt hierin insofern eine Verbesserung 
zugunsten des Arbeitslosen, als er, abgesehen 
von den in Abs. 2 Nr. 3 und 4 und im 
Abs. 3 genannten Fällen, nur erstattungs- 
pfllchtig Ist, wenn er die Überzahlung selbst 
zu vertreten hat. Zur Vermeidung von Härten 
kann zudem In Fallen leichter Fahrlässigkeit 
auf die Rückforderung verzichtet werden. Im 
Hinblick auf die Zweckbestimmung des Ar- 
beitslosengeldes erscheint aber die Rückforde- 
rung unabhängig von einem Verschulden des 
Arbeitslosen dann gerechtfertigt, wenn und 
soweit Ihm privat- oder öffentlich-rechtliche 
Ansprüche zur Deckung seines Lebensunter- 
halts gegen Dritte zustehen (Nr. 3). Die Rück- 
forderung für den Fall nachträglicher Ver- 
hängung einer Sperrfrist (Nr. 4) rechtfertigt 
sich aus der Neufassung des § 93 b Abs. .1 
Satz 1. Die Rückforderung nach Abs. 3 recht- 
fertigt sich aus dem Gesichtspunkt, daß der 
Arbeitslose nicht die Unterstützung neben den 
Bezügen Im Sinne des § 113 Abs. 1 in An- 
spruch nehmen kann. 

Absatz 4 : Die Zulässigkeit der Einrede, 
nicht mehr bereichert zu sein, würde die Rück- 
forderung zu Unrecht erhaltener Leistungen In 
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der Regel illusorisch machen und den Empfän- 
ger solcher Leistungen ungebührlich begünsti- 
gen. Die Bestimmung entspricht dem Grund- 
satz der GrE Nr. 4069 (RABl. 1931 IV 
S. 221), dem in Anbetracht der Beschränkung 
der Rückforderungen im Sinne des Abs. 2 
hier ohne Bedenken gefolgt werden kann. 

A b s a t 2 5 entspricht § 177 Abs. 2 AVAVG. 

A b s a t z 6 : Bis zum Erlaß der hier vorgese- 
henen Vorschriften gelten die Vorschriften des 
früheren Präsidenten der Reichsanstalt (vgl. 
z, B. die Richtlinien über die Behandlung von 
Unterstützungsüberzahlungen vom 31. Dezem- 
ber 1937 — DBl.Erl. 5/38 — , die Nieder- 
schlagungsvorschriften vom 21. Dezember 
1938 — DBl.Erl. 28/39 — , ferner DBl.Erl. 
29/39 und die zu den vorbezeichneten Vor- 
schriften ergangenen Änderungserlasse) sinn- 
gemäß weiter (vgl. § 6 der Übergangsvor- 
schriften). 

Da die Rückforderung sich nur auf die an den 
Empfänger „zu Unrecht geleisteten Beträge“ 
bezieht, erstreckt sie sich nicht auf die vom 
Arbeitsamt gemäß §§ 117 ff. geleisteten Bei- 
träge zur Krankenversicherung der Arbeits- 
losen. Ein Anspruch auf Rückerstattung dieser 
Beiträge kann demnach nicht auf das AVAVG, 
sondern nur im Falle einer betrügerischen Er- 
schleichung des Arbeitslosengeldes auf die 
Bestimmungen des BGB gestützt werden. 

Zu § 177 a 

Absatz 1; Eine Wiedereinführung von Vor- 
schriften nach dem Vorbild des bis 1947 gel- 
tenden § 112 a Abs. 3 AVAVG hat sich als 
unbedingt erforderlich erwiesen. Die derzeitige 
Rechtslage ist unbefriedigend, da sie zu Dop- 
pelleistungen aus öffentlichen Mitteln auch 
dann führt, wenn sie weder sachlich gerecht- 
fertigt, noch vom Standpunkt der öffentlichen 
Finanzen vertretbar sind. Deshalb soll in Zu- 
kunft das Arbeitsamt, wenn es zu viel an Ar- 
beitslosengeld gezahlt hat, in der Lage sein, 
durch schriftliche Anzeige zu bewirken, daß 
gewisse Ansprüche des rückzahlungspflichtigen 
Arbeitslosen gegen Dritte in Höbe der zurück- 
geforderten Beträge auf das Arbeitsamt über- 
gehen. Es handelt sich dabei in der Hauptsache 
um Ansprüche auf öffentliche Leistungen 
(Nr. 1 bis 6), aber auch auf sonstige Geld- 
leistungen zur Deckung des Lebensunterhalts 
(Nr. 7) und auf Arbeitsentgelt aus einem 
Arbeitsverhältnis, das während des Bezuges 
von Arbeitslosengeld bestanden hat; In letz- 
terem Falle soll Insbesondere die Möglichkeit 
erschlossen werden, Arbeitgeber, die unter 


Ausnutzung der Notlage des Arbeitslosen die- 
sen während des Bezuges von Arbeitslosengeld 
gegen untertariflichen oder unter-ortsüblichen 
Lohn beschäftigt haben, nachträglich zur Zah- 
lung des angemessenen Lohnes heranzuziehen 
und damit die zu Unrecht aufgewandten 
öffentlichen Mittel wieder zu entlasten. 
Praktische Bedeutung hat die Vorschrift ins- 
besondere In den Fällen, in denen rückwirkend 
eine Rente bewilligt wird und das Arbeitsamt 
in Unkenntnis des Fehlens der Vermittlungs- 
fähigkeit Im Sinne des § 88, d. h. ohne Vor- 
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen, Ar- 
beitslosengeild und idamit Leistungen ge- 
währt hat, die ohne die übliche Bearbeitungs- 
zeit der Rentenanträge bis zur Bewilligung der 
Rente nicht gewährt worden wären. Durch die 
grundsätzliche Beschränkung des Rechtsüber- 
gangs auf Ansprüche, die dem rüdczahlungs- 
pflichtigen Arbeitslosen für die Vergangenheit 
zustehen, ist Vorsorge getroffen, daß der Ar- 
beitslose nur in Höhe des Betrages seine An- 
sprüche gegen Dritte verliert, den das Arbeits- 
amt an deren Stelle in der Vergangenheit 
geleistet hat. In Fällen, in denen der Arbeits- 
lose die Leistungen des Arbeitsamtes vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig herbeigeführt hat, 
rechtfertigt sich allerdings ein beschränktes und 
an bestimmte Voraussetzungen gebundenes 
Abweichen von dem Grundsatz, daß nur für 
die Vergangenheit zustehende Ansprüche auf 
das Arbeitsamt übergehen, eine Regelung, die 
bereits der o. a. frühere § 112 a AVAVG 
enthielt. 

Absatz 3 : Dem Arbeitsamt werden die 
Ansprüche des Arbeitslosen auf Öffentliche 
Renten- und UnterhalLshilfeleistungen nicht 
ohne weiteres bekannt. Da der Rechtsübergang 
von einer schriftlichen Anzeige des Arbeits- 
amtes abhängig ist, werden die Träger der 
öffentlichen Leistungen nach Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
verpflichtet, bei Ihnen eingehende Leistungs- 
anträge dem Arbeitsamt bekanntzugeben, 
damit dieses in die Lage gesetzt wird, die 
Anzeige nach Abs. 1 zu bewirken. In der 
Regel wird der Träger der öffentlichen Lei- 
stungen nach Abs. 1 Nr. 1 bis 5 aus dem bei 
Ihm gestellten Anträge sich darüber unter- 
richten können, ob und wann der Antragsteller 
Leistungen nach dem AVAVG bezogen hat. 
Da dem Arbeitsamt nur eine Frist von zwei 
Wochen für die Bewirkung des Rechtsüber- 
gangs durch schriftliche Anzeige nach Erhalt 
der Mitteilung des Trägers der öffentlichen 
Leistungen zur Verfügung steht, tritt bei recht- 
zeitiger Mitteilung keine Verzögerung der 
Leistung ein. 



Zum Wegfall des § 183 

Die Vorschrift hatte im wesentlichen Bedeu- 
tung für das Rechtsmittelverfahren und ist 
damit entbehrlich geworden. 

Zum Wegfall des § 184 

Die nicht durch § 224 SGG aufgehobenen 
Sätze 1 und 2 sind, soweit ihr Inhalt noch 
erforderlich ist, aus systematischen Gründen 
als § 172 a in den Entwurf auf genommen 
worden. 

Zu § 185 

Entspricht materiell-rechtlich im wesentlichen 
dem § 185 AVAVG. Jedoch ist eine Beitrei- 
bung von Forderungen des Arbeitsamtes wie 
Gemeindeabgaben nicht mehr vorgesehen. 
Vielmehr soll im Interesse der Vereinheit- 
lichung das Verwaltungsvollstreckungsgesetz, 
das nach § 200 SGG für die Vollstreckung im 
Bereich der Sozialgcrichtsbarkeit ohnehin gilt, 
auch für die Vollstreckung von Forderungen 
des Arbeitsamtes außerhalb der Sozialgerichts- 
barkeit angewandt werden (vgl. hierzu auch 
§ 257 Abs. 3). 

Zu § 186 

Absatz iSatzl entspricht dem geltenden 
Recht. 

Satz 2 : Eine beschleunigte grundsätzliche 
Entscheidung und Unterrichtung über die Zu- 
lässigkeit der Lohnausfallvergütung liegt im 
Interesse des Betriebes und der Arbeitnehmer. 
Nach dem geltenden Recht würde hierüber 
erst auf Grund des Antrages entschieden, in 
aller Regel also nach dem Eintritt der Kurz- 
arbeit bzw. nach der Stillegung. 

Satz 3 : Nach geltendem Recht war nach 
jeder Unterbrechung eine neue Anzeige und 
der Nachweis der Erfüllung aller Voraus- 
setzungen erforderlich, insbesondere daß die 
Mehrheit der Beschäftigten kurzarbeitet. Es 
entspricht praktischen Bedürfnissen, diese 
jetzige enge Vorschrift zu lockern. 

Absatz 2 entspricht geltendem Recht. 

Absatz 3 : Satz 1 entspricht dem derzeitigen 
§186 Abs. 2 Satz 1 AVAVG. Eine dem Satz 2 
entsprechende Vorschrift enthalten alle in den 
Ländern z. Z. geltenden rechtlichen Regelun- 
gen der Kurzarbeiterunterstützung. 

Absatz 4 entspricht geltendem Recht. 


Absatz 5 ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit, nach Anhörung des Verwaltungsrates 
erforderlichenfalls weitere Verfahrensvor- 
schriften zu erlassen. 

Zu § 195 

Entspricht' geltendem Recht. 

Zu § 199 

Absatz 1 entspricht geltendem Recht unter 
Beschränkung auf diejenigen Vorschriften der 
RVO, die nach Inkrafttreten des Sozial- 
gerichtsgesetzes noch anwendbar sind. 

A b s a t z 2 ; Die Vorschrift schafft die erfor- 
derliche gesetzliche Grundlage »dafür, daß der 
Verwaltungsrat die Ausstellung einer Ersatz- 
meldekarte von der Zahlung einer Verwal- 
tungsgebühr abhängig machen kann. 

Zu § 201 

Die hier genannten Vorschriften sind im Er- 
sten Abschnitt des BAG enthalten, der nach 
Artikel X § 1 des Entwurfs als Bestandteil 
des AVAVG gilt. Das im jetzigen § 201 
AVAVG enthaltene Verbot der Delegation 
von Rechten und Pflichten auf Ausschüsse 
wird hiermit in den Entwurf übernommen 
und auf Gegenstände gleicher Bedeutung aus- 
gedehnt. 


Artikel VII 

ACHTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

Zu § 204 

Die Vorschrift des § 204 Abs. 1 AVAVG ist 
ihrem Inhalt nach aus systematischen Gründen 
In § 171 Abs. 2 des Entwurfs aufgenommen 
worden. Die Fassung des Entwurfs übernimmt 
§ 204 Abs. 2 AVAVG, jedoch ist der engere 
Begriff der Rechtshilfe (vgl. Baumbach-Lauter- 
bach, Zivilprozeßordnung, Zwanzigste Auf- 
lage, Übersicht zu § 156 GVG, Nr. 2) ent- 
sprechend § 171 Abs. 2 des Entwurfs durch 
den weiteren Begriff der Amtshilfe ersetzt. 

Zu § 206 a 

Alv. und Arbeitslosenhilfe beziehen Haus- 
gewerbetreibende nicht ein (vgl. auch Be- 
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gründung zu § 75 c, S. 116), sondern nur 
Heimarbeiter. Für die Alv. Ist ohne Bedeu- 
tung, daß In ider Krankenversicherung Heim- 
arbeiter unbeschadet 'der Begriffsbestimmung 
des Heimarbeitsgesetzes als Hausgewerbe- 
treibende im Sinne des § 162 RVO alter 
Fassung und § 166 RVO in der Fassung der 
VO vom 17. März 1945 gelten — GrE 
Nr. 5376 (RABL 1940 II S. 245). 

Hausgewerbetreibende sind nach dem Entwurf 
nicht mehr den Arbeitnehmern im Sinne dieses 
Gesetzes gleichgestellt und unterliegen daher 
der Pflicht zur Alv. nicht mehr, da sich der 
Versicherungsfall (Arbeitslosigkeit) bei Haus- 
gewerbetreibenden als Selbständigen noch 
weit mehr als bei Heimarbeitern einer zuver- 
lässigen Feststellung entzieht. Der echte Wille, 
die selbständige Tätigkeit als Hausgewerbe- 
treibender zugunsten einer Arbeitnehmer- 
tätigkeit aufzugeben, besteht erfahrungsgemäß 
außerdem nicht. In ider Regel besteht mit 
Rücksicht auf Geschäftsverbindungen und 
maschinelle Anlagen der Wille zur Fort- 
setzung der selbständigen Tätigkeit als Haus- 
gewerbetreibender. Die Einbeziehung dieses 
Personenkreises in die Alv. würde also die 
Übernahme des Berufsrisikos einer bestimm- 
ten Gruppe selbständiger Gewerbetreibender 
bedeuten. Damit würde von der grundsätz- 
lichen Beschränkung der Alv. auf das Risiko 
der Arbeitslosigkeit echter Arbeitnehmer ab- 
gewichen. ^ Daß Hausgewerbetreibende kran- 
kenversichert sind, beruht auf Erwägungen, 
die für die Alv. nicht zutreffen. Auch die 
sonstigen Angehörigen iselbständiger Berufe, 
die § 165 a RVO a. F. dem krankenversicher- 
ten Personenkreis gleichstellt, sind nicht in 
die Alv. einbezogen. 

Zu § 208 

Entsprechend Art. 80 GG muß die Ermäch- 
tigung des Bundesministers für Arbeit zur 
Regelung der Versicherung von Beschäftigun- 
gen, die im Ausland oder im Bezirk des 
Grenzverkehrs ausgeübt werden, schärfer Um- 
rissen werden. Die Ermächtigung lehnt sidi 
nach Inhalt und Ausmaß an die Verordnung 
über den Erwerb der Anwartschaft auf Ar- 
beitslosenunterstützung durch Beschäftigung 
im Auslande vom 5. Dezember 1929 (RGBl. I 
S. 244) mit ihren Änderungen an. 

Zu § 215 

Absatz 1: Zur Unterrichtung der Öffentlich- 
keit sowie des Bundestages und des Bundes- 


rates, ferner um eine zweckmäßige Geschäfts- 
führung der Bundesanstalt zu ermöglichen, 
sind Berichte und Statistiken über die Lage 
des Arbeitsmarktes, d. h. über Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit von Arbeitnehmern, über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung 
und Berufsberatung sowie über Alv. und 
Arbeitslosenhilfe unentbehrlich. Der Bundes- 
minister für Arbeit wird ermächtigt, nähere 
Bestimmungen über Inhalt und Umfang der 
Statistiken zu erlassen, um die Statistiken der 
Bundesanstalt mit Erhebungen anderer Art 
zu koordinieren und sie den Erfordernissen 
der allgemeinen Arbeits- und Wirtschafts- 
politik anzupassen. 

Absatz 2: Da die Dienststellen der Anstalt 
Beiträge zur Alv. nicht selbst einziehen, sind 
sie ni(ht in der Lage, eine Statistik des Per- 
sonenkreises und der Beltragszahler der Alv. 
aufzustdlen. Eine solche Statistik ist jedoch aus 
verschiedenen Gründen, vor allem auch zur 
Kontrolle des Beltragseinzuges, unentbehrlich. 
Daher werden die Einzugstellen zu ihrer Füh- 
rung verpflichtet. 

Absatz 3: Die Bundesanstalt kann ihre ar- 
beitsmarktpolitischen Aufgaben nur mit Hilfe 
einer ausreichend spezialisierten Statistik er- 
füllen, (die auch die außerhalb ihres Geschäfts- 
bereiches anfallenden Materialien und wirt- 
schaftlichen Tatbestände umfaßt. Die Träger 
der Sozialversicherung verfügen vielfach über 
statistisches Material, das für die Bundesanstalt 
von Bedeutung Ist. Als Beispiel erwähnt seien 
die Statistiken über die Mitglieder der Kranken- 
kassen, über den Krankenstand, über die Zahl 
der Rentner in den Rentenversicherungen so- 
wie In der Unfallversicherung, alles Daten, die 
für die Beurteilung der Arbeltsmarktlagc 
wesentlich sind. Deshalb wird den Trägern 
der Sozialversicherung die Verpflichtung auf- 
erlegt, der Anstalt diese statistischen Ergeb- 
nisse auf ihre Anforderung hin zu überlassen 
und Geschäftsunterlagen auf Verlangen der 
Bundesanstalt vorzulegen, soweit dies zur Er- 
füllung der Aufgaben der Bundesanstalt er- 
forderlich Ist. Hierbei ist vor allem an An- 
zeigen der Arbeitgeber an die Sozialversiche- 
rungsträger gedacht, die die Grundlage für 
eine erforderlichenfalls von den Arbeitsämtern 
selbst zu erstellende Statistik bieten könnten 
(z. B. eine Statistik über Einstellungen und 
Entlassungen von Arbeitern und Angestellten 
nach den verschiedensten Gesichtspunkten, wie 
Alter, Familienstand, Beruf und Betriebszuge- 
hörigkeit an Hand der An- und Abmeldungen 
zur Krankenversicherung). Die Träger der 
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Sozialversicherung können nur nach näherer 
Weisung des Bundesministers für Arbeit zur 
Abgabe der erwähnten Geschäftsunterlagen 
und -Statistiken veranlaßt werden. 

Absatz 4 : In Anlehnung an die — aller- 
dings weitergehenden — Vorschriften des § 215 
Abs. 1 AVAVG Ist vorgesehen, daß die Bun- 
desanstalt auch mit der Durchführung stati- 
stischer Erhebungen beauftragt werden kann, 
bei denen Personen oder Stellen außerhalb 
ihres Anstaltsbereichs befragt werden. Dies Ist 
erforderlich, weil die Dienststellen der Anstalt 
ggf. Erhebungen der hier In Betracht kommen- 
den Art In besonders rationeller und wirk- 
samer Weise durchführen können, da sie auf 
den fraglichen Gebieten sachkundig sind und 
mit der tatkräftigen Unterstützung der in 
ihren Organen vertretenen Stellen rechnen 
können. Die Erhebungen werden in der Regel 
durch eine Rechtsverordnung anzuordnen sein, 
die die Bundesregierung auf Grund des § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(BGBl. I S. 1314) erläßt. Für ihre Durchfüh- 
rung finden die Vorschriften des genannten 
Gesetzes, vor allem die Abschnitte III bis VII, 
sinngemäß Anwendung. Dabei sind jedoch die 
§§ 14 und 15 dieses Gesetzes ausdrücklich 
ausgenommen, weil Ordnungswidrigkeiten, die 
von der Bundesanstalt zu ahnden sind, im 
AVAVG selbst bezeichnet sein müssen; vgl. 
hierzu § 254 Nr. 9. 

Zu § 217 

Der Wegfall des jetzigen § 217 Abs. 1 Satz 2 
AVAVG will keine materiell-rechtliche Ände- 
rung herbeiführen. Satz 1 erscheint jedoch aus- 
reichend, da er den Tatbestand des Satzes 2 
ohnehin einschließt (siehe hierzu auch § 141 h). 

Zu § 218 

Die Neufassung ist erforderlich, weil An- 
sprüche nach diesem Gesetz — z. B. Ansprüche 
aus der Arbeitslosenhilfe — auch von Personen 
geltend gemacht werden können, die nicht Ver- 
sicherte nach diesem Gesetz sind. Auch in die- 
sen Fällen soll ein Anspruchsübergang die Er- 
stattung der nach diesem Gesetz gewährten 
Leistungen sichern (siehe hierzu auch § 141 h). 

Zu § 218 a 

Die Schadenersatzpflicht des Arbeitgebers Ist 
auf die neuen Tatbestände des § 170 a Abs. 1, 
des § 171 Abs. 2 und des § 186 Abs. 3 aus- 
gedehnt worden (siehe hierzu auch § 141 h). 


Zu § 219 a 

Die Vorschrift entspricht dem für das Gebiet 
der Sozialversicherung geltenden § 29 Abs. 3 
RVO. 

Zu § 219 b 

Der Erlaß von Rechtsvorschriften, die Länder- 
interessen nicht berühren, bedarf nach Art. 80 
GG der Zustimmung des Bundesrates nicht. 


Artikel VIII 

NEUNTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

A. Strafvorschriften 
Vorbemerkung 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkelten vom 
15. März 1952 (BGBl. I S. 177) hat das Ord- 
nungsstrafrecht auf eine neue und einheitliche 
Grundlage gestellt. Da nach der Begründung zu 
§ 67 des Entwurfs des vorgenannten Gesetzes 
auch bundesunmittelbare Körperschaften oder 
Anstalten des öffentlichen Rechts zur Durch- 
führung von Bußgeldverfahren berufen sein 
können, sind die bisherigen Ordnungsstraf- 
vorschriften des AVAVG nunmehr auf das 
Gesetz über Ordnungswidrigkelten bezogen 
worden. Zugleich werden solche Straftatbe- 
stände, die bisher mit einer Kriminalstrafe in 
Geld oder mit Haft zu ahnden waren, nun- 
mehr als Ordnungswidrigkeiten angesehen und 
demzufolge nur mit Geldbuße bedroht. Die 
folgenden Einzelbegründungen gehen nur auf 
anderweite Änderungen des geltenden Rechts 
ein, im übrigen weisen sie nach, wie die Straf- 
tatbestände des AVAVG im Entwurf einge- 
baut oder aus welchen Gründen sie in Fort- 
fall gekommen sind. 

Die §§ 247 bis 251 AVAVG sind durch 
§ 53 Abs. 2 Nr. 1 des BAG außer Kraft 
gesetzt worden. 

Zu § 247 

Diese Vorschrift entspricht den früheren 
§§ 253 und 254 AVAVG, die durch § 4 des 
Gesetzes über Ar'beltsvermittlung, Berufs- 
beratung und Lehrstellenvermittlung vom 
5. November 1935 (RGBl. I S. 1281) ersetzt 
und deshalb durch § 4 Abs. 2 Nr. 1 der 
Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz 
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vom 26. November 1935 (RGBl. I S. 1361) 
außer Kraft gesetzt worden waren. Nach 
Übernahme der wesentlichen Vorschriften 
des Gesetzes über Ar'beitsvermktlung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
vom 5. November 1935 ln den Entwurf 
müssen -die Strafvorschriften wieder einge- 
baut werden. 

Zu § 248 

Die Vorschrift lehnt sidi an die Straf Vor- 
schrift des § 258 AVAVG an, wdbei aber der 
gegenüber dem § 67 AVAVG veränderte 
Aufbau der §§ 54 und 66 des Entwurfs zu 
berücksichtigen war. 

Zu § 249 

Hier sind alle den Unterstützungsmißbrauch 
betreffenden Tatbestände zusammengefaßt, 
die audi fernerhin durch Kriminalstrafe ge- 
ahndet werden müssen. Es handelt sich da- 
bei um die z. Z. in den §§ 259 a und 260 a 
AVAVG niedergelegten Straftatbestände und 
zusätzlich um die Verletzung der neu im Ent- 
wurf eingeführten Verpflichtungen der Ar- 
beitgeber zur Ausfüllung von Bescheinigun- 
gen nach § 170 a Abs. 1 und zum Nachweis 
von Voraussetzungen nach § 186 Abs. 3. 

Zu § 250 

Entspricht dem § 270 AVAVG. 

Zu § 251 

Die Vorschrift lehnt sich an die Straf Vor- 
schriften der §§ 261, 264 und 265 AVAVG 
an, wobei jedoch auf die Bestimmung des 
§ 264 Abs. 2 AVAVG infolge der Bezug- 
nahme auf § 530 RVO verzichtet und der 
Inhalt des § 265 Satz 1 AVAVG nur inso- 
weit übernommen werden konnte, als er sich 
auf Beträge bezieht, die in Verfolgung von 
Meldeverstößen eingezogen werden. Auf Be- 
träge aus Geldstrafen kann die Bundesanstalt 
keinen Anspruch erheben, da sie dem Justiz- 
fiskus zustehen, während Geldbußen auf 
Grund des § 257 Abs. 2 der Bundesanstalt 
zufließen. 

B. Bußgeldvorschriften 

Zu § 252 

Ausschüsse im Sinne dieser Vorschrift sind die 
Ausschüsse nach § 3 Abs. 3 BAG. Im übrigen 


übernimmt die Vorschrift die Straftatbestände 
der jetzigen §§ 252 und 269 Abs. 1 AVAVG. 

Zu § 253 

Die Vorschrift übernimmt die Straf tatbe- 
stände der jetzigen §§ 256, 257, 257 a und 
269 Abs. 2 AVAVG. 

Zu § 254 

Für Nr. 1 gilt das gleiche wie zu § 247. 

In den Nr. 2 bis 4 werden als Ordnungswi- 
drigkeiten behandelt Verstöße gegen die neu 
in den Entwurf aufgenommenen Bestim- 
mungen des § 50 Abs. 2 Satz 3 und der §§ 55 
und 65. 

Die Nr. 5 ‘bis 8 erfassen alle diejenigen den 
Unterstützungsmißbrauch betreffenden Tat- 
bestände, die in Zukunft als Ordnungswi- 
drigkelten gelten und demzufolge mit Geld- 
bußen bedroht sind. Dabei sind die Straftatbe- 
stände der jetzigen §§ 259 und 260 AVAVG 
in die Nr. 7 und 8 aufgenommen, wobei je- 
doch der Tatbestand des Verstoßes gegen die 
von der Bundesanstalt „zur ordnungsmäßi- 
gen Durchführung der Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung erlassenen Vor- 
schriften" wegen nicht ausreichender Präzi- 
sierung nicht wieder aufgenommen werden 
konnten. Neu eingefügt sind in Nr. 5 und 6 
die Tatbestände des § 170 a des Entwurfs, 
die das AVAVG bislang nicht enthält. 

Die Vorschrift der Nr. 9 übernimmt den 
Tatbestand des jetzigen § 271 AVAVG un- 
ter Anlehnung an die Fassung des § 14 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314). Die 
Bundesanstalt kann danach Verstöße im Zu- 
sammenhang mit der Durchführung von sta- 
tistisdien Erhebungen, mit denen sie beauf- 
tragt worden ist, selbst durch Verhängung 
von Geldbußen im Rahmen der vorgenann- 
ten Bestimmungen ahnden. 

Zu § 255 

A b s a t z 2 ; Die Verbinidung der Anzeigen über 
Einstellung und Entlassung von Ar'beltneh- 
mern mit den Anzeigen zur Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung auf Grund des § 65 
ist nur technischer Natur und berührt die 
Anzeigepflicht als solche nicht, so daß gege- 
benenfalls zwei verschiedene Straftatbestände 
vorliegen können. 
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Absatz 3: Entsprechend dem jetzigen § 259 
AVAVG können Geldbußen von den Lei- 
stungen des Arbeitsamtes einbehalten wer- 
den, wenn der Arbeitslose durch Verschwei- 
gung von Tatsachen, die auf Leistungen des 
Arbeitsamtes Auswirkungen haben, eine 
Überzahlung des Arbeitsamtes herbeigeführt 
hat. Der bisher üblichen Praxis entsprechend 
Ist die Einbehaltung auf höchstens 10 v. H. 
des Arbeitslosengeldes oder der Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe je Woche be- 
schränkt. 

Zu § 256 

Die Vorschrift übernimmt aus dem jetzigen 
§ 272 Abs. 2 Nr. 2 AVAVG den Tatbestand 
der Verletzung der Aufslchtspflldit, löst Ihn 
aber zugleich ans dem Zusammenhang mit 
dem Tatbestand der Verletzung der Sorgfalts- 
pfllcht, der nunmehr in § 258 geregelt wird. 
Der Arbeitgeber wird mit Geldbuße nur für 
den Fall bedroht, daß die vorsätzliche oder 
fahrlässige Verletzung seiner Aufsichtspflicht 
den Betriebsangehörigen In die Lage versetzt 
hat. In dem Betrieb eine durch die Straf- 
oder Geldbußvorschriften dieses Gesetzes be- 
drohte Handlung zu begehen. 

Wegen des jetzigen § 256 AVAVG vgl. Be- 
gründung zu § 253, S. 169. 

Zu § 257 

Absatz 1: Die Zulassung des Unterwerfungs- 
verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkelten Im Bereich* des AVAVG er- 
scheint zweckmäßig und erforderlich, um eine 
vereinfachte Abwicklung In klarliegenden 
Fällen zu ermöglichen. 

A b s a t z 3 : Die Vollstreckung der Bußgeld- 
bescheide nach Maßgabe des Verwaltungs- 
Vollstreckungsgesetzes ist zweckmäßig, weil 
dieses Gesetz auch auf die Vollstreckung von 
Urteilen nach dem SGG anzuwenden ist und 
damit alle Forderungen der Bundesanstalt 
nach einheitlichem Verfahren beigetrieben 
werden; vgl. hierzu auch Begründung zu 
§ 185, S. 166. Wegen des geltenden § 257 vgl. 
Begründung zu § 253, S. 169). 

Zum Wegfall des § 257 a 
Vgl. Begründung zu § 253, S. 169. 

Zum Wegfall des 257 b 

Infolge Wegfalls des § 66 AVAVG gegen- 
standslos geworden. 


C. Gemeinsame Vorschriften 
Zu § 258 

Absatz 1 entspricht materiell dem jetzigen 
§ 273 AVAVG. 

Absatz 2 übernimmt die Grundsätze des jet- 
zigen § 272 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 AVAVG 
sowie den Im jetzigen § 272 Abs. 2 Nr. 2 
enthaltenen Grundsatz, daß der Arbeitgeber 
nur entlastet Ist, wenn er die Im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt bei der Auswahl des Be- 
triebsangehörigen anwendet. 

Wegen des jetzigen § 258 AVAVG vgl. Be- 
gründung zu § 248, S. 169. 

Zu § 259 

Entspricht materiell dem jetzigen § 275 
AVAVG. 

Wegen des jetzigen § 259 AVAVG vgl. Be- 
gründung zu § 254 Nr. 7 und 8, S. 169 und 
§ 255 Abs. 3, S. 169. 

Zum Wegfall des § 259 a 

Vgl. Begründung zu § 249, S. 169. 

Zum Wegfall des § 260 

Vgl. Begründung zu § 254 Nr. 7, S. 169. 

Zum Wegfall des § 260 a 

Vgl. Begründung zu § 249, S. 169. 

Zum Wegfall des § 261 

Vgl. Begründung zu § 251, S. 169. 

Zum Wegfall des § 262 

Die Vorschrift Ist entbehrlich, well es einer 
besonderen Strafvorschrift gegenüber Ree- 
dern nicht mehr bedarf. Im Zeitpunkt des 
Erlasses dieser Vorschrift wurden Arbeits- 
losenversicherungsbeiträge für Schiffsbesat- 
zungen an die Invalidenversicherung abge- 
führt. Damals war eine besondere Strafvor- 
schrift erforderlich, weil die Strafvorschrif- 
ten der RVO sich nur auf die Entrichtung 
der Beiträge zur Invalidenversicherung bezo- 
gen. Nachdem 1945 die Krankenversicherungs- 
pflicht für die gesamte Schiffsbesatzung ein- 
schließlich der Kapitäne eingeführt worden 
ist, genügt § 251. 
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Artikel IX 


Zum Wegfall des § 263 

Die Vorschrift muß beseitigt werden, weil 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
die Nebenstrafe einer Zahlung des Ein- bis 
Zweifachen der rückständigen Beiträge un- 
zulässig ist. Sie ist auch entbehrlich, da Geld- 
buße gemäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten über das Höchstmaß 
von 1000 DM hinaus festgesetzt werden kann, 
wenn dieses nicht ausreicht, um den Gewinn 
zu erfassen, den der Täter aus der Tat ge- 
zogen hat. 

Zum Wegfall des § 264 

Vgl. Begründung zu § 251, S. 169. 

Zum Wegfall des § 265 

Vgl. Begründung zu § 251, S. 169. 

Zum Wegfall des § 267 

Die Vorschrift muß beseitigt werden, weil das 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten die Ver- 
jährung in seinem § 14 regelt. 

Zum Wegfall des § 268 

Die Vorschrift ist entbehrlich, da der Tat- 
bestand durch § 266 StGB gedeckt wird. 

Zum Wegfall des § 269 

Vgl. Begründung zu §§ 252 und 253, S. 169. 

Zum Wegfall des § 270 

Vgl. Begründung zu § 250, S. 169. 

Zum Wegfall des § 271 

Vgl. Begründung zu § 254 Nr. 9, S. 169. 

Zum Wegfall des § 272 

Vgl. Begründung zu §§ 256 und 258, S. 170. 

Zum Wegfall des § 273 

Vgl. Begründung zu § 258, S. 170. 

Zum Wegfall des § 274 

Die Vorschrift ist entbehrlich geworden. 

Zum Wegfall des § 275 

Vgl. Begründung zu § 259, S. 170. 


Übergangsvorschriften 

Zu §§ 1 bis 6, 8, 9, 12, 13, § 14 Abs. 4, §§ 15 
bis 21 

Bis zum Inkrafttreten der Durchführungs- 
vorschriften, für deren Erlaß das Gesetz Er- 
mächtigungen enthält, müssen die bisher gel- 
tenden Vorschriften weiter angewendet wer- 
den. 

Zu §7 

Um Übergangsschwierigkeiten, Insbesondere 
um einen Wechsel zwischen Versicherungs- 
pflicht und Versicherungsfreiheit zu vermei- 
den, soll auf die Ausbildungsverhältnisse im 
Sinne des § 74 Abs. 1 und 2, die z. Z. des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits mehr als 
1 Jahr bestehen, das z. Z. geltende Recht 
weiterhin angewandt werden. Diese auslau- 
fenden Fälle werden demnach wie nach § 74 
Abs. 3 geltenden Rechts 12 Monate vor dem 
Tage versicherungspflichtig, an dem das Aus- 
bildungsverhältnis durch Zeitablauf endet. 

Zu § 10 

Die Änderung des § 99 (Fassung nach dem 
Gesetz vom 24. August 1953 — BGBl. I 
S. 1022) macht eine Klärung der Rechtslage 
in Übergangsfällen erforderlich. 

Zu § 11 

Siehe Begründung zu § 119, S. 

Zu § 14 

Absatz 1 : Die §§ 141, 141a und 141 b regeln 
den Kreis der Anspruchsberechtigten abwei- 
chend von den Vorschriften der Alfü. Um 
Härten zu vermeiden, soll diesen Personen 
für eine Auslaufzeit von längstens 3 Monaten 
in den bei Inkrafttreten des Gesetzes laufen- 
den Fällen der Besitzstand gewahrt bleiben. 

Absatz 2 : Für eine Übergangszeit soll In 
der Arbeitslosenhilfe an der Bemessung nach 
einem geschätzten Arbeitsentgelt auf Grund 
des § 1 Abs. 3 des Gesetzes vom 29. März 
1951 (BGBl. I S. 221) festgehalten werden, 
bis die Arbeitslosen entweder eine neue An- 
wartschaft erfüllt haben oder eine Beschäfti- 
gung von insgesamt 20 Wochen oder minde- 
stens 13 zusammenhängenden Wochen nach- 
welsen, deren Entgelt mindestens den Vor- 
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aussetzungen des § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
vom 29. März 1951 entsprochen hat. 

A b s a t z 3 : Mietzuschlägeund laufende Son- 
derbeihilfen, die nach dem Recht der Alfü 
gewährt werden, sollen zur Vermeidung von 
Härten in laufenden Fällen auf begrenzte 
Zeit weitergewährt werden, um den Arbeits- 
losen insoweit den Besitzstand zu wahren. 


Artikel X 

Schlußvorschriften 

Zu § 1 

Das BAG hat mit seinem organisationsrecht- 
lichen Inhalt den Ersten Abschnlttdes A VAVG 
ersetzt. Die Vorschrift bezweckt, das AVAVG 
als geschlossenes Gesetz wieder erstehen zu 
lassen. 

Zu § 3 

Die Beltragspflicht In der Alv. ist jetzt im 
Entwurf erschöpfend geregelt. Die in das Bei- 
tragsrecht eingreifenden Vorschriften der So- 
zialversicherungsdirektive Nr. 20 sind daher 
aufzuheben. 

Zu § 4 

Die Vorschriften des § 1267 Abs. 1 Nr. 5 
RVO werden den geänderten Begriffsbestim- 
mungen angepaßt. Eine Änderung der Rechts- 
lage, auch bezüglich der Erhaltung der An- 
wartschaft auf Grund der früheren Vorschrif- 
ten tritt nicht ein. 

Zu §7 

Absatz 1; Für die Unterrichtung des Perso- 
nals und die Umstellung der Verwaltung 
muß zwischen der Verkündung und dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes hinreichend Zeit 
zur Verfügung stehen, um Stodcungen im 
Geschäftsablauf, insbesondere bei der . Zah- 
lung der Leistungen zu vermeiden. Die Vor- 
schriften dieses Gesetzes sollen daher mit we- 
nigen Ausnahmen erst am ersten Tage des 
vierten auf die Verkündung folgenden Mo- 
nats in Kraft treten. — Die am Tage nach der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft tretenden 
Vorschriften betreffen Ermächtigungen zum 
Erlaß von Durchführungsvorschriften, 

Absatz 2: Die Aufhebung der hier genannten 
Vorschriften begründet sidi wie folgt: 


N r. 1 und 2 : Die Aufhebung der §§ 202, 
205, 205 a, 206, 210, 214 und 220 bis 246 
AVAVG und der Durchführungsverordnung 
zum AVAVG vom 29. September 1927 er- 
folgt, weil sie gegenstandslos geworden sind. 
§ 209 AVAVG ist bereits durch das Gesetz 
über Änderungen der Arbeitslosenhilfe vom 
22. September 1933 (RGBl.I S. 656) aufgeho- 
ben worden. Da in Berlin- West nach § 8 des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Ar- 
beitslosenversicherung in Berlin vom 28. De- 
zember 1950 (Verordnungsblatt für Berlin, 
Teil I, S. 566) jedoch das AVAVG In der Fas- 
sung des Gesetzes vom 12. Oktober 1929 
(RGBl. I S. 162) gilt, die den § 209 noch 
enthält, muß auch § 209 AVAVG unter den 
aufzuhebenden Vorschriften mit aufgeführt 
werden. § 214 AVAVG enthält eine Ermäch- 
tigung zum Erlaß gesetzesändernder Vor- 
schriften, die nach Art. 129 GG nicht mehr 
zulässig ist. — Die Vollstreckung von Geld- 
forderungen der Bundesanstalt riditet sich ge- 
mäß § 185 und § 257 Abs. 3 des Entwurfs 
nach dem VwVG. Da das VwVG in § 5 vor- 
schreibt, welche Vollstreckungsvorschriften 
anzuwenden sind, ist die z. Z. in § 219 
AVAVG enthaltene Vorschrift veraltet und 
nicht mehr erforderlich. 

Nr. 3 : Die aufgehobene Bestimmung be- 
faßt sich mit der Förderung der Errichtung 
von Kleinsiedlungen durch Fortgewährung der 
Alu. Die Förderung der Eigensiedlung Im 
Rahmen der Alv. wird nunmehr in § 140 a 
des Entwurfs neu geregelt (vgl. Begründung 
zu § 140 a, S. 151), 

Nr. 4 : Die aufgehobene Verordnung ist 
überholt; im übrigen vgl. Begründung zu 
Nr. 3. 

N r. 5 bis 19: Die Aufhebung der Vor- 
schriften dient der Bereinigung des Rechts 
auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung. Teils 
Ist der Inhalt der aufgehobenen Vorschriften 
in den Entwurf übernommen, teils ist er 
durch die Zeltentwicklung gegenstandslos ge- 
worden. 

Nr. 2 0: Die Aufhebung ist erforderlich, 
weil der Entwurf die materiellrechtlichen 
Vorschriften der Verordnung in 'das Gesetz 
übernimmt (vgl. § 75 b Abs. 2, §§ 116 a bis 
116 g und 128 und die Begründungen hierzu, 
S. 115, 136 ff., 142). 

N r. 2 1 : Die Aufhebung ist erforderlich, weil 
der Entwurf die materiellrechtlichen Vor- 
schriften dieser Verordnungen in das Gesetz 
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übernimmt (vgl. § 75 c, § 88 Abs. 3 und 
§105 Abs. 4 Nr. 2 und die Begründungen 
hierzu, S. 116, 121, 130). 

Nr. 22 und 23: Diese Vorschriften, die 
die Beitragsfreiheit der Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer bei versicherungspflichtigen Be- 
schäftigungen von Rentnern vorsehen, sind 
durch die Neugestaltung der Vorschriften 
Über Versicherungspflicht und Versicherungs- 
freiheit gegenstandslos geworden. 

Nr. 2 4: Diese Vorschriften sind durch die 
Regelung der Beitragspflicht im Entwurf er- 
setzt worden. 

Nr. 25und26: Die MRVO 111 wird bis 
auf einen Teil des Art. II gegenstandslos; 
wegen Art. II, der die Kurzarbeiterunter- 
stützung regelt, vgl. Begründung zu den 
Nr. 27 und 28. 

Nr. 27 und 28: Die in den Ländern gel- 
tenden Vorschriften über die Unterstützung 
bei Lohnausfall wegen Kurzarbeit oder Still- 
legung von Betrieben einschließlich des Art. II 
MRVO 111 werden durch die Vorschriften 
der §§ 130 bis 130 n und des § 186 des Ent- 
wurfs sowie durch die auf Grund der Er- 
mächtigung des § 186 Abs. 5 zu erlassenden 
Verfahrensvorschriften ersetzt. Nur die Vor- 
schriften, die den Kreis der zugelassenen Be- 
triebe abgrenzen, bleiben nach der Vorschrift 
des Artikels IX § 12 Satz 1 des Entwurfs in 


Kraft, bis entsprechende Vorschriften auf 
Grund der Ermächtigung des § 130 Abs. 1 
erlassen sind. 

Nr. 29 und 30: Die Vorschriften beider 
Gesetze sind, soweit sie bisher noch in Kraft 
waren, durch den Entwurf überholt. 

N r. 3 1 : Vgl. Begründung zu § 64, S. 108. 

N r. 3 2 : Vgl. Begründung zu § 89, S. 121. 

Nr. 3 3: Die Vorschriften dieses Gesetzes 
sind durch die Neufassung des § 74 gegen- 
standslos geworden. 

Nr. 3 4: Die Vorschriften dieses Gesetzes 
sind durch die Neufassung des § 139 a gegen- 
standslos geworden. 

Nr. 3 5: Diese Vorschriften sind durch den 
Entwurf überholt. 

N r. 3 6 : Die Bestimmung ist durch § 254 
Nr. 7 des Entwurfs überholt. 

Bei der großen Zahl der in der Vorkriegs-, 
Kriegs- und Nachkriegszeit erlassenen Bestim- 
mungen auf dem durch den Entwurf geregel- 
ten Rechtsgebiet ist eine allgemeine Vorschrift 
über die Aufhebung entgegenstehender Vor- 
schriften erforderlich. 

Absatz 3 : Die MRVO wird mit Erlaß der 
Vorschriften nach § 141 d Abs. 4 gegen- 
standslos. 
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Übersicht 1 


Bevölkerung und Erwerbspersonen nach Altersgliederung am 13. September 1950 


Altersgruppen 

1 Bevölkerung 

1 Erwerbspersonen 

insgesamt 

M ä n 

Grundzahl 

n e r j 

V. H. der 

Sp. 1 

Frauen 

^ ^ 1,1 V. H. der 

Grundzahl gp ^ 

insgesamt | 

M ä n 
Grundzahl | 

1 n e r 

V. H. der 

Sp. 6 

Frauen 

^ ^ 1 V. H. der 

Grundzahl gp g 

1 

2 

3 1 

4 i 

5 

1 6 1 

7 1 

8 i 

1 9 1 

10 

unter 15 J. 

11 236 967 

5 738 059 

25,7 

5 498 908 

21,7 

206 372 

116914 

0,8 

89 458 

1,1 

von 15 bis 18 J. 

2 146 523 

1 092 834 

4,9 

1 053 689 

4,1 

1 648 724 

877 823 

6,2 

770 901 

9,7 

von 18 bis 25 J. 

4 905 080 

2 450 165 

11,0 

2 454 915 

9,7 

4 097 803 

2 276 801 

16,1 

1 821 002 

22,9 

von 25 bis 35 J. 

6 023 813 

2 572 321 

11,5 

3 451 492 

13,6 

4 039 685 

2 450 034 

17,4 

1 589 651 

20,0 

von 35 bis 45 J. 

7 460 026 

3 301 764 

14,8 

4 158 262 

16,4 

4 698 385 

3 209 704 

22,7 

1 488 681 

18,7 

von 45 bis 55 J. 

6 822 482 

3 183 297 

14,2 

3 639 185 

14,4 

4 302 069 

3 030 788 

21,5 

1 271 281 

16,0 

von 55 bis 65 J. 

4 676 908 

2 019 773 

9,0 

2 657 135 

10,5 

2 311 773 

1 629 956 

11,5 

681 817 

8.6 

von 65 u. darüber 

4 423 873 

1 992 479 

8,9 

2 431 394 

9,6 

769 196 

533 393 

3,8 

235 803 

3,0 

insgesamt 

47 695 672 

22 350 692 

100 

25 344 980 

100 

22 074 007 

14 125 413 

100 

7 948 594 

100 
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Die Vermittlungstätigkeit der öffentlichen und der nichtöffentlichen Arbeitsnachweiseinrichtungen 

in den Jahren 1910 bis 1919^) 


Übersidit 2 


¥ 


Zahl der Arbeitsvermittlungen 


im Jahre 

i 

I nach 

1 Geschlecht 
und in v, H. 
der Sp. 10 

1 

durch 

öffentliche 

Arbeits- 

nachweise 

durch 

gemeinnützige 

(karitative) 

Arbeits- 

nachweise 

durch 

paritätische 

Fach-Arbeits- 

nachweise 

i 

durch 

Arbeitgeber- 

nachweise 

i 

! durch 

Innungs- 
nachweise 

durch 

Arbeitneh- 

mernachweise 

durch 

Angestellten- 
Arbeits- 
nachweise 
(kaufm.,techn. 
u. Büroange- 
stellte) ’) 

Sp, 3 bis 9 
insgesamt-) 

1 

1 2 

3 ! 

1 4 ! 

! 5 1 

6 

^ 1 

8 1 

9 

10 



m. 

749 306 

72 745 

101 834 

336 316 

129 442 

250 957 

26 617 

1 667 217 

1910 


V. H. 

44,9 

4,4 

6,1 

20,2 

7,8 

15,0 

1,6 

100,0 


1 

w. 

354 788 

44 070 

11 868 

22 378 

5 646 

9 966 

11 121 

459 837 


t. 

V. H. 

77,1 

9,6 

2,6 

4,9 

1,2 

2,2 

2,4 

100,0 


1 

m. 

996 595 

84 410 

44 191 

735 783 

127 481 

287 775 

29 715 

2 305 950 

1911 

J 

V. H. 

43,2 

3,7 

1,9 

31,9 

5,5 

12,5 

1,3 

100,0 


1 

w. 

438 928 

49 596 

3 487 

29 945 

5 916 

10 960 

12 903 

551 735 


i 

V. H. 

79,6 

9,0 

0,6 

5,4 

1,1 

2,0 

2,3 

100,0 


f 

m. 

1 087 256 

82 729 

58 781 

927 548 

125317 

288 823 

31 938 

2 602 392 

1912 

{ 

V, H. 

41,8 

3,2 

2,3 

35,6 

4,8 

1hl 

1,2 

100,0 


1 

w. 

505 013 

34 841 

5 056 

37 004 

6 320 

9 152 

13 682 

611 068 



V. H. 

82,6 

5,7 

0,8 

6,1 

1,0 

1,5 

2,3 

100,0 


f 

m. 

1 086 738 

37 845 

47 800 

836 644 

127 730 

280 335 

36 370 

2453 462 

1913 

i 

V, H. 

44,3 

hG 

2,0 

34,1 

5,2 

11,4 

1,4 

100,0 


1 

w. 

555 843 

25 756. 

6 734 

29018 

6 133 

10 607 

14 684 

648 775 


i 

V, H. 

85,7 

4,0 

ho 

4,5 

ho 

ho 

2,2 

100,0 


f 

m. 

1 445 278 

26 352 

47 261 

586 396 

127 034 

235 793 

32 188 

2 500 302 

1914 

\ 

V. H. 

57,8 

1,0 

ho 

23,5 

5,1 

9,4 

1,3 

100,0 


] 

w. 

669 936 

30 481 

4 392 

26 573 

5 112 

10 868 

13 499 

760 861 



V. H. 

88,1 

4,0 

0,6 

3,5 

0,7 

1,4 

?,7 

100,0 


f 

m. 

1 198 436 

21 233 

51 001 

380 248 

72 376 

143 188 

20 923 

1 887 405 

1915 

1 

V. H. 

63,5 

hl 

2,7 

20,2 

3,8 

7,6 

1,1 

100,0 


1 

w. 

701 565 

22 642 

3 528 

39 369 

5 473 

12 701 

18 635 

803913 



V. H. 

87,3 

2,8 

0,4 

4,9 

0,7 

1,6 

2,3 

100,0 


f 

m. 

879 675 

30 669 

77 497 

493 956 

66540 

154 646 

13 429 

1 716412 

1916 

<: 

V. H. 

51,2 

1,8 

4,5 

28,8 

3,9 

9,0 

0,8 

100,0 


1 

w. 

834 520 

54 580 

10812 

89 185 

13 555 

21 991 

19 828 

1 044 471 



V. H. 

79,9 

5,2 

ht 

8,5 

1,3 

2,1 

1,9 

100,0 


{ 

m. 

783 714 

31 319 

51 136 

364 586 

44 626 

111 975 

il 210 

1 398 626 

1917 


V. H. 

56,1 

2,2 

3,7 

26,1 

3,2 

8,0 

0,7 

100,0 


1 

w. 

978 923 

38 375 

24 986 

155 707 

17 835 

28 847 

24 349 

1 269 022 



V. H. 

77,1 

3,0 

2,0 

12,3 

i,4 

2,3 

1,9 

100,0 


{ 

m. 

1 011 615 

26 710 

30 171 

341 122 

35 847 

101 620 

10 279 

1 557 364 

1918 


V. H. 

65,0 

h7 

2,0 

21,9 

2,8 

6,5 

0,6 

100,0 


1 

w. 

970 786 

34 084 

21 708 

121 246 

19 104 

35 340 

26 880 

1 229 148 



V. H. 

78,0 

2,8 

1,8 

0,8 

1,5 

2,9 

2,2 

100,0 


f 

m. 

3 290 971 

14 229 

138 802 

462 139 

18 302 

82 128 

43 876 

4 050 447 

1919 


V. H. 

81,3 

0,4 

3,4 

11,4 

0,5 

2,0 

ho 

100,0 


1 

w. 

1 460 263 

35 499 

52 497 

12250 

2 399 

9 321 

34 046 

1 606 275 



V. H. 

90,9 

2,2 

3,3 

0,8 

0,1 

0,6 

2,1 

100,0 


1) aus; Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 1923. 

2) Nicht einbezogen ist die Zahl der durch die deutsche Arbeiterzentrale und durch landwirtschaftliche Vertretungen (Arbeitsnachweis) 
vermittelten ausländischen Wanderarbeiter. 

3) Von den an der Berichterstattung beteiligten Angestellten-Arbeitsnachweisen sind nur diejenigen berücksichtigt, über deren Vermitt- 
lungstätigkeit Angaben für sämtliche Monate eines Jahres vorliegen. — Die Stellenvermittlung Büroangestellter wurde erstmalig im Jahre 1913 erfaßt. 



Übersicht 3 


Die Vermittlungstätigkeit der öffentlichen und der nichtöffentlichen Arbeitsnachweiseinrichtungen 

in den Jahren 1922 bis 1935 


Zahl der Arbeitsvermittlungen 



nach Geschlecht 

durch 


im Jahre 

i 


Sp. 3 und 4 

und in v. H. 

öffentliche 

nichtöffentliche 

insgesamt 


der Sp. 5 

Arbeitsnachweise^ 

Arbeitsnachweise*) 

1 

2 

3 

4 

5 

f 

m. 

3 591 881 

406 068 

3 997 949 

1922 1 

V. H. 


10,2 

100,0 

w. 

1 303 595 

96 559 

1 400 154 

l 

V. H. 

93,1 

6,9 

100,0 

1923 1 

m. 

2 297 798 



w. 

1 100 042 



[ 

m. 

3 120336 

314 535 

3 434 871 

1924 1 

V. H. 

90ß 

9,2 

100,0 

w. 

1 400 200 

120 659 

1 520 859 

[ 

V, H. 

92,1 

7,9 

100,0 

[ 

m. 

3 319 468 

396 061 

3 715529 

1925 l 

1 

V. H. 

89,3 

10,7 

100,0 

w. 

1 379 144 

160 440 

1 539 584 

l 

V. H. 

89,6 

10,4 

100,0 

( 

m. 

3 376 011 

379 634 

3 755 645 

1926 1 

V, H. 

89,9 

10,1 

100,0 

w. 

1 327 035 

157 446 

1 484 481 

l 

V. H. 

89,4 

10,6 

100,0 


m. 

4 303 605 

499 502 

4 803 107 

1927 l 

V. H. 

Ö9,6 

10,4 

100,0 

w. 

1 677 887 

137 460 

1 865 347 

l 

V. H. 

90,0 

10,0 

100,0 

f 

m. 

4 414 101 

542 546 

4 956 647 

1928 1 

1 

V. H. 

89,1 

10,9 

100,0 

w. 

1 792 178 

196 020 

1 988 198 

l 

V. H. 

90,1 

9,9 

100,0 

[ 

m. 

4 410 792 

546 653 

4 957 445 

1929 l 

l 

V. H. 

89,0 

11,0 

100,0 

w. 

1 847 581 

209 772 

2 057 353 


V. H. 

Ö9,Ö 

10,2 

100,0 

f 

m. 

2 852 586 

399 774 

3 252 360 

1930 { 

1 

V. H. 

87,7 

12,3 

100,0 

w. 

1 342 487 

193 637 

1 536 124 

l 

V. H. 

87,4 

12,6 

100,0 

f 

m. 

2 256 449 

312 069 

2 568 518 

1931 \ 

1 

x;. H. 

Ö7,9 

12,1 

100,0 

w. 

1 092 612 

177 243 

1 269 855 

l 

V. H. 

86,4 

13,6 

100,0 

f 

m. 

1 536 057 

259 824 

1 795 881 

1932 1 

1 

V. H. 

85,5 

14,5 

100,0 

w. 

879 019 

151 133 

1 030 152 

l 

y 

V. H. 

85,3 

14,7 

100,0 

- 1933 l 

m. 

2 451 630 



w. 

1 053 516 



1 

m. 

4 471 914 

176 335 

4 648 249 

1934 < 

1 

V. H. 

96,2 

3,8 

100,0 

w. 

1 272 296 

183 407 

1 455 703 

l 

V. H. 

87,4 

12,6 

100,0 

f 

m. 

5913 324 

160 950 

6 074 274 

1935 <j 

v,H, 

97,4 

2,6 

100,0 

w. 

1 316 394 

159 549 

1 475 943 

l 

V. H. 

89,2 

10,8 

100,0 


1) seit dem 1. Oktober 1927 durch die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung bzw. 
die Arbeitsämter 

2) ohne die Ergebnisse der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung 

3) Zahlenangaben liegen nicht vor. 
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Übersidit 4 


Die Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter im Bundesgebiet 


in den Jahren 1950, 1951, 1952, 

1953 unter besonderer Berücksichtigung einzelner Berufsgruppen 

Zahl der Arbeitsvermittlungen^) 



im ‘ 

ahre 



19502) 

1951 

1952 

19533) 

männlich insgesamt 

3 295 935 

3 299 263 

3 002 483 

2 480 586 

weiblich insgesamt 

1 460 333 

1 255 844 

1 164 368 

960 472 

männlich und weiblich zusammen . , . 

4 756 268 

4 555 107 

4 166 851 

3 441 058 

männlich im Monatsdurchschnitt . . . 

273 598 

274 863 

251 372 

270 041 

weiblich im Monatsdurchschnitt . . . 

122 684 

105 131 

97 219 

103 492 

männlich und weiblich zusammen im 
Monatsdurchschnitt 

396 282 

379 994 

348 591 

373 533 

von der Gesamtzahl der Arbeitsvermitt- 
lungen entfielen auf die Berufsgruppen: 





Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer . 

207 645 

247 964 

244 619 

246 317 

Forst-, Jagd- und Fischereiberufe . . . 

45 209 

58 286 

49 169 

38 663 

Bergmännische Berufe 

64 512 

103 561 

101 005 

75 873 

Bauberufe 

677 223 

862 569 

813 973 

670 842 

Metallerzeuger und -Verarbeiter . . . 

286 694 

284 650 

245 849 

188 851 

Textilhersteller und -Verarbeiter . . . 

182 797 

175 602 

173 659 

131 447 

Verkehrsberufe 

548 028 

886 441 

846 498 

740 189 

Kaufmännische Berufe 

137 486 

142 601 

119 903 

100 071 

Verwaltungs- und Büroberufe .... 

125 636 

141 831 

117 758 

87 124 


1) einschließlich der namentlichen Anforderungen 

2) Die Zahl der Stellenbesetzungen nadi Berufsgruppen im Jahre 1950 umfaßt nur die Monate April bis 
Dezember, da am 1. April 1950 die neue „Systematik der Berufe“ eingeführt wurde und erst von diesem 
Zeitpunkt ab vergleichbare Zahlenergebnisse festgestellt werden können. 

3) Die Zahlen umfassen nur die Monate Januar bis September 1953. 
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Übersicht 5 


Die Stellenbeset^ungen durch die Arbeitsämter des Bundesgebietes 
nadi sämtlichen Berufsgruppen im Jahre 1952 


Berufsgruppe 

Kennziffer 

Männer 

Frauen 

insgesamt 

Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer .... 

11 

164 907 

79 712 

244 619 

Forst-, Jagd- und Fischereiberufe 

12 

29 854 

19315 

49169 

Bergmännische Berufe 

21 

97 552 

2 553 

100 105 

Steingewinner und -Verarbeiter, Keramiker . 

22 

47 856 

4 371 

52 227 

Glasmacher 

23 

4 330 

2 913 

7 243 

Bauberufe 

24 

813 182 

791 

813 973 

Metallgewinner und -Verarbeiter 

25/26 

220 900 

24 949 

245 849 

Elektriker 

27 

31 582 

5 161 

36 743 

Chemiewerker 

28 

16 273 

12 065 

28 338 

Kunststoffverarbeiter 

29 

1 957 

2 154 

4 111 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe . . . 

30/31 

72 561 

7 066 

79 627 

Papierhersteller und -Verarbeiter 

32 

3 328 

16 146 

19 474 

Graphische Berufe 

33 

12 095 

8 203 

20 298 

Textilhersteller und -Verarbeiter 

34/35 

38 276 

135 383 

173 659 

Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter . . 

36 

12 921 

20 472 

33 393 

Nahrungs- und Genußmittelhersteller .... 

37 

70 339 

100 552 

170 891 

Hilfsberufe der Stofferzeugung u. -Verarbeitung 

39 

254 457 

131 206 

385 663 

Ingenieure und Techniker 

41 

14 031 

366 

14 397 

Technische Sonderfachkräfte 

42 

1 182 

1 532 

2714 

Maschinisten und zugehörige Berufe .... 

43 

23 517 

134 

23 651 

Kaufmännische Berufe 

51 

44 744 

75 159 

119 903 

Verkehrsberufe 

52/53 

799 221 

47 277 

846 498 

Hauswirtschaftliche Berufe 

61 

86 

243 664 

243 750 

Reinigungsberufe 

62 

15 926 

94 879 

110 805 

Gesundheitsdienst- und Körperpflegeberufe . . 

63 

13 274 

17 754 

31 028 

Volkspflegeberufe 

64 

127 

483 

610 

Verwaltungs- und Büroberufe 

71 

23 343 

94 415 

117 758 

Rechts- und Sicherheitswahrer 

72 

4 142 

232 

4 374 

Dienst- und "Wachberufe 

73 

17 733 

2 822 

20 555 

Erziehungs- und Lehrberufe, Seelsorger . . . 

81 

654 

4 466 

5 120 

Bildungs- und Forschungsberufe 

82 

773 

457 ^ 

1 230 

Künstlerische Berufe 

83 

147 876 

7 362 

155 238 

Berufstätige ohne nähere Angabe des Berufs . 

91 

3 484 

354 

3 838 

Sämtliche Berufsgruppen 

11—91 

3 002 483 

1 164 368 

4 166 851 
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Übersicht 6 


Höchst- und Tiefststand der Arbeitslosigkeit im Bundesgebiet 
in einigen Außenberufen 
1949 bis 1953 


Jahr 


Zeitpunkt 


Bestand Zunahme Abnahme 


a) Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer 


1949/50 

31. August 1949 

28. Februar 1950 

71 383 
137 174 

1 

) 

+ 

65 791 

1950/51 

31. Oktober 1950 

31. Januar 1951 

68 985 
122 892 

) 

+ 

53 907 

1951/52 

30. September 1951 

29. Februar 1952 

54 797 
106 879 

} 

+ 

52 082 

1952/53 

30. September 1952 

31. Januar 1953 

42 776 
105 172 

\ 

+ 

62 396 

1953 

30. September 1953 

37 145 





b) Forst-, Jagd- 

und Fischereiberufe 



1949/50 

31. Oktober 1949 

28. Februar 1950 

22 992 
37 146 

} 

+ 

14 154 

1950/51 

31. Oktober 1950 

31. Januar 1951 

21 367 
38 215 

} 

+ 

16 848 

1951/52 

31. Oktober 1951 

29. Februar 1952 

18 780 
54 197 

} 

+ 

35 417 

1952/53 

31. Oktober 1952 

28. Februar 1953 

16 709 
56 725 

1 

+ 

40 016 

1953 

30. September 1953 

19 157 





c) Steingewinner und 

-Verarbeiter, Keramiker 


1949/50 

31. Mai 1949 

28. Februar 1950 

11 909 
37 175 

} 

+ 

25 266 

1950/51 

30. September 1950 

31. Januar 1951 

13 753 
45 084 

} 

+ 

31 331 

1951/52 

30. September 1951 

29. Februar 1952 

14014 
49 863 

\ 

/ 

+ 

35 849 

1952/53 

30. September 1952 

31. Januar 1953 

12 376 
58 052 

} 

+ 

45 676 

1953 

30. September 1953 

10 859 





} ^ 


} - 
} - 


} - 


) - 
} - 
} - 
} - 


68 189 

68 095 

64 103 

68 027 

15 779 

19 435 

37 488 

37 568 

23 422 

31 070 

37 487 

47 193 
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Übersicht 6 (Fortsetzung) 


Jahr 


Zeitpunkt 


Bestand 


Zunahme 


Abnahme 


d) Bauberufe 


1949/50 

31. Oktober 1949 

55 310 

\ 


181 102 



28. Februar 1950 

236 412 

/ 

+ 

l ~ 145 472 


1950/51 

31. Oktober 1950 

90 940 

1 

+ 

279 778 

f 


31. Januar 1951 

370 713 

/ 

l — 253 732 



1951/52 

31. Oktober 1951 

116 986 

4 

+ 

321 661 

1 


29. Februar 1952 

438 647 

} 

— 350 925 



1952/53 

30. September 1952 

87 722 

+ 

368 740 

) 


31. Januar 1953 

456 462 

} 

\ 

1953 

30. September 1953 

85 486 




f — 370 976 



e) insgesamt 






(Summe der Hödist- und Tiefststände) 



1949/50 

Tiefststände 

161 594 

\ 


268 313 



Höchststände 

447 907 

1 

+ 

\ — 252 862 


1950/51 

Tiefststände 

195 045 


+ 

381 864 

/ 


Höchststände 

576 909 


l — 372 332 



1951/52 

Tiefststände 

204 577 

\ 

+ 

445 009 

f 


Höchststände 

649 586 

/ 

l — 490 003 



1952/53 

Tiefststände 

159 583 



516 828 

1 


Höchststände 

676 411 

} 

+ 


1953 

Tiefststände 

152 647 




f — 523 764 


vgl. Schaubild IV 


Höchst- und Tiefststand der Arbeitslosigkeit im Bundesgebiet 
1949 bis 1953 


Übersidit 7 


Jahr 

Zeitpunkt 

Bestand 

Zunahme 

Abnahme 

1949/50 

30. 

Juni 1949 

1 283 302 

} + 

698 606 



28. 

Februar 1950 

1 981 908 

, — 751 737 


) 

1950/51 

31. 

Oktober 1950 

1 230 171 

} - 

) 

680 978 

'k 



15. 

Januar 1951 

1 911 149 

l — 697 213 


i 

1951/52 

31. 

Oktober 1951 

1 213 936 

} - 

) 

680 054 

’k 

V 

15. 

Februar 1952 

1 893 990 

^ — 865 899 



j 

1952/53 

31. 

Oktober 1952 

1 028 091 

} - 

) 


15. 

Februar 1953 

1 902 243 

874 152 

'1 


1953 

30. 

September 1953 

941 179 


) 

f — 961 064 


vgl. Schaubild V 
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Übersidbt S 


Beschäftigte^) und arbeitslose*) Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft*) im Bundesgebiet 
1948 bis 1953 

(in Tausend) 




Männer 



Frauen 

1 

1 Männer und Frauen 

Stichtag 











1 arbeitslos 

beschäf- j 

arbeitslos 


arbeitslos 


beschäf- , 
tigt ; 

Grundzahl 

1 V. H. der 
Sp. 2*) 

tigt 

1 

Grundzahl 

V. H. der j 
sp. 5«) 1 

beschäf- 

tigt 

! 

Grundzahl 

V. H. der 
Sp. 8*) 

1 

2 

i 3 

4 1 

5 1 

6 

7 1 

1 8 

9 

10 

Juni 1948 

1 034 

25 

2,4 

511 

6 

1.2 

1 545 

31 

2,0 

September 1948 

959 

53 

5,3 

490 

10 

2.0 

1 449 

63 

4.2 

Dezember 1948 

901 

62 

6,4 

458 

13 

2,8 

1 359 

75 

5,2 

März 1949 

854 

86 

9rl 

427 

19 

4,3 

1 281 

105 

7,6 

Juni 1949 

835 

84 

9,1 

436 

14 

3.1 

1 271 

98 

7,1 

September 1949 

817 

83 

9,2 

428 

15 

3,4 

1 245 

98 

7,3 

Dezember 1949 

781 

108 

12,2 

395 

34 

7.8 

1176 

142 

10,8 

März 1950 

741 

122 

14,2 

377 

32 

7,9 

1 118 

154 

12,2 

Juni 1950 

742 

94 

11,2 

399 

19 

4,5 

1 141 

113 

9.0 

September 1950 

735 

77 

9,5 

395 

17 

4,0 

1 130 

94 

7.6 

Dezember 1950 

710 

105 

12,9 

359 

41 

10,3 

1 069 

146 

12,1 

März 1951 

692 

96 

12,1 

349 

35 

9,1 

1 041 

131 

11.1 

Juni 1951 

698 

70 

9,2 

382 

17 

4,2 

1 080 

87 

7,5 

September 1951 

689 

60 

8,1 

379 

15 

3,7 

1 068 

75 

6,6 

Dezember 1951 

649 

84 

11,5 

332 

46 

12,1 

981 

130 

11.7 

März 1952 

647 

81 

11.2 

328 

35 

9,7 

975 

116 

10,7 

Juni 1952 

667 

58 

8,0 

368 

15 

3,9 

1 035 

73 

6,6 

September 1952 

660 

47 

6,7 

363 

15 

3,9 

1 023 

62 

5,7 

Dezember 1952 

646 

85 

11,7 

317 

48 

13,3 

963 

133 

12,2 

März 1953 

642 

70 

9,8 

329 

34 

9,4 

971 

104 

9,7 

Juni 1953 

654 

53 

7,5 

356 

15 

4,0 

1 010 

68 

6,3 

September 1953 

644 

43 

6,3 

353 

13 

3,6 

997 

56 

5,3 


1) in den Wirtschaftszweigen i (Landwirtschaft, Tierzucht, Gärtnerei) und 2 (Forstwirtschaft) 

2) in den Berufsgruppen 11 (Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer) und 12 (Forst-, Jagd- und Fischereiberufe) 

3) Der Anteil der Landwirtschaft an den Beschäftigten in Land- und Forstwirtschaft betrug 1938 = 88 v, H., 1951 = 
87 V. H, Der Anteil der Forstwirtschaft an den Beschäftigten in Land- und Forstwirtschaft betrug 1938 == 12 v. H., 
1951 = 13 V. H. 

4) Arbeitslose in v. H. der unselbständigen Erwerbspersonen 
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Die Arbeitslosen in den landwirtsdiaftlidien Berufen und in 
den Forst-, Jagd- und Fischereiberufen im Bundesgebiet 
in den Jahren 1950, 1951 und 1952 


Übersicht 9 


Ende des Monats 


Berufsgruppe 1 

„Ackerbauer, Tierzüchter, 

Gartenbauer“ 


Männer 

Frauen 


1950 

1951 

1952 

1950 

1951 

1952 

Januar 

99 570 

88 189 

70 887 

33 113 

34 703 

35 448 

Februar 

103 536 

79 441 

71 968 

33 638 

32 801 

34 911 

März 

92 025 

71 137 

57 028 

27 544 

23 018 

26 613 

April 

84 058 

61 690 

49 845 

22 509 

20 097 

17 551 

Mai 

74 118 

54 887 

44 577 

18 231 

14715 

11 799 

Juni 

66 993 

50 611 

41 841 

14 817 

12 004 

9 968 

Jul« 

61 347 

47 599 

38 155 

13 785 

10 835 

. 9 421 

August 

56 475 

44 807 

34 669 

13 226 

10 439 

9 228 

September 

56 051 

44 182 

33 139 

13 291 

10 615 

9 637 

Oktober 

55 389 

44 036 

34 062 

13 596 

11 372 

9 428 

November 

62 401 

50 832 

44 535 

20 918 

20 621 

17 468 

Dezember 

81 422 

64 448 

63 473 

31 894 

32 921 

32 841 

Jahresdurchschnitt 

74 504 

59 205 

48 722 

21 249 

19 886 

18 696 


Ende des Monats 


Berufsgruppe 

2 „Forst-, Jagd- und Fischereiberufe" 


Männer 

Frauen 


1950 

1951 

1952 

1950 

1951 

1952 

Januar 

27 632 

28 493 

25 291 

6 291 

9 722 

13 552 

Februar 

30 859 

25 161 

40 816 

6 287 

8 819 

13 381 

März 

30 355 

24 521 

24 363 

4 927 

6 858 

8 609 

April 

28 120 

20 431 

18 356 

2 490 

2 430 

2 988 

Mai 

28 541 

19 846 

16 284 

3 687 

4 190 

4 456 

Juni 

27 029 

19 742 

16 043 

3 865 

4 859 

4 936 

Juli 

25 079 

18 617 

15 061 

3 517 

4 403 

4 918 

August 

22 693 

17 408 

15 001 

3 532 

4 138 

5 555 

September 

20 626 

16 165 

14 029 

3 256 

4012 

5 157 

Oktober 

18 553 

14 810 

12 518 

2 814 

3 970 

4 191 

November 

18 165 

15 424 

15 174 

5 029 

7 017 

10 548 

Dezember 

24 055 

19 769 

21 700 

9 234 

12 659 

15 604 

Jahresdurchschnitt 

25 120 

20 210 

19 473 

4 394 

5 947 

7 702 



Männer und Frauen 



1950 

1951 

1952 

Jahresdurchschnitt Berufsgruppe 1 

95 753 

79 091 

67 418 

„ Berufsgruppe 2 

29 514 

26 157 

27 175 

zusammen 

125 267 

105 248 

94 593 
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Übersicht 10 


Der Zugang an Arbeitslosen und die Stellenbesetzungen bei den Wirtschaftszweigen Land- und Forstwirtschaft im Bundesgebiet 

von April 1950 bis 'Dezember 1951^) 


Männer Frauen Männer Frauen j Männer und Frauen 


Während des 

Monats 

?:ugänge 
Arbeits- 
lose 
aus der 

Stellen- Zugänge 

besetzun- Arbeits- 
gen lose 

in der aus der 

Landwirtschaft 

Stellen- 

besetzun- 

gen 

in der 

Zugänge 
Arbeits- 
lose 
aus der 

Stellen- 

besetzun- 

gen 

in der 
Forstwir 

Zugänge 
Arbeits- 
lose 
aus der 

ts c h a f t 

Stellen- 

besetzun- 

gen 

in der 

Zugänge 

insgesamt 

aus der 

Land- und 

Stellenbe- 
setzungen 
insgesamt 
ln der 

Forstwirtschaft 

April 

1950 

10 557 

23 628 

3 767 

13 989 

6 641 

4 409 

1 994 

8 819 

22 959 

50 845 

Mai 

1950 

10 052 

18 599 

3 915 

10 845 

8 859 

2 081 

5 133 

2 286 

27 959 

33 811 

Juni 

1950 

9 231 

17 483 

3 602 

10 507 

6 922 

2 212 

2 544 

1 196 

22 299 

31 398 

Juli 

1950 

9 175 

16 931 

4 176 

8 510 

4 865 

2 698 

1 690 

1 143 

19 906 

29 282 

August 

1950 

8 746 

16 498 

3 435 

6 449 

4 056 

2 389 

1 607 

768 

17 844 

26104 

September 

1950 

9 994 

12 565 

4 525 

5 521 

4 069 

2 487 

1 843 

950 

20 431 

21 523 

Oktober 

1950 

11 075 

12 445 

5 118 

6 366 

3 695 

3 632 

1 570 

1 917 

21 458 

24 360 

November 

1950 

14 188 

10 791 

10 395 

4 205 

5315 

4 554 

3 576 

1 585 

33 474 

21 135 

Dezember 

1950 

14 447 

6 833 

14 077 

2 287 

8 633 

5 339 

5 942 

408 

43 099 

14 867 


oo April bis Dezember 1950 97 465 135 773 53 010 68 679 53 055 29 801 25 899 19 072 229 429 253 325 


Januar 

1951 

13 309 

7 087 

7 593 

2 640 

12 050 

3 822 

1 935 

195 

34 887 

13 744 

Februar 

1951 

7 243 

11 947 

3 612 

4 096 

3 926 

4 145 

610 

598 

15 391 

20 786 

März 

1951 

6 392 

15 022 

2 679 

6 209 

5 116 

3 129 

420 

2515 

14 607 

26 875 

April 

1951 

7 710 

19 163 

3 108 

11 298 

5 326 

4 378 

1 423 

8 731 

17 567 

43 570 

Mai 

1951 

6 842 

15 232 

2 734 

9 772 

8 842 

3 085 

5 865 

2 645 

24 283 

30 734 

Juni 

1951 

6 997 

16 260 

2 653 

9 092 

7 418 

2 144 

4 037 

1 206 

21 105 

28 702 

Juli 

1951 

7 982 

14 401 

3 064 

8 419 

4419 

2 106 

2 130 

1 308 

17 595 

26 234 

August 

1951 

9 117 

17 216 

2 733 

8 873 

3 946 

2 024 

1 970 

967 

17 766 

29 080 

September 

1951 

11 496 

14 280 

4 637 

6 845 

3 417 

2 469 

1 931 

834 

21 481 

24 428 

Oktober 

1951 

10 337 

14 290 

4 880 

7 521 

3 905 

2 604 

2 221 

1 589 

21 343 

26 004 

November 

1951 

13 248 

10 205 

12 195 

4 083 

4 901 

3 757 

4 221 

1 178 

34 565 

19 223 

Dezember 

1951 

12 648 

6711 

15 690 

1 996 

7 627 

3 466 

7 961 

368 

43 926 

12 541 

Januar bis Dezember 1951 

113321 

161 814 

65 578 

80 844 

70 893 

37 129 

34 724 

22 134 

284 516 

301 921 


Beschäftigte Arbeitnehmer Zugang an Arbeitslosen im Jahre 1951 Stellenbesetzungen im Jahre 1951 
(Jahresdurchschnitt 1951) Grundzahl v. H. der Sp. 1 Grundzahl v. H. der Sp. 1 

1 2 3 4 6 

915 858 178 899 19,5 242 658 26,5 

138 410 105 617 76,3 59 263 42,8 

1 054 268 284 516 27^5 301 921 2M 


Wirtschaftszweig 1: Landwirtschaft 
Wirtschaftszweig 2: Forstwirtschaft 
Land- und Forstwirtschaft 


1 ) Ab Januar 1952 werden weder die Zugänge an Arbeitslosen noch die Stellenbesetzungen nach Wirtschaftszweigen erfaßt. 


Übersicht 11 

Die ständig beschäftigten Arbeitskräfte in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben von 0,5 und mehr ha Betriebs- 
fläche im Bundesgebiet nach den vorläufigen Ergebnissen der landwirtschaftlichen Betriebszählung vom 22. Mai 1949 


ständig beschäftigte Arbeitskräfte *) 


Größenklassen nach 

der landwirtsdiaftlich 
genutzten Fläche 

Zahl 

der 

Betriebe 

familienfremde 

Arbeitskräfte 

familieneigene 

Arbeitskräfte *) 

familienfremde und familieneigene 
Arbeitskräfte (Sp. 3 u. 7) 

insge^ 

Grund- 
zahl 
in 1000 

samt 

V. H. der 
Sp. 11 

davon 

der 

männl. 

in v. H. 

Sp. 3 

weibl. 

insge 

Grund- 
zahl 
in 1000 

samt 

V. H. der 
Sp, 11 

davon 

der 

männl. 

in v. H. 

Sp. 7 

weibl. 

insge 

Grund- 
zahl 
in 1000 

samt 

in v. H. 
d. Gesamt- 
zahl 

davon 

der 

männl. 

in v. H. 

3p. 11 

weibl. 

1 

2 


4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

0 Ar 

33 454 

48,3 

87,2 

95,9 

4,1 

7,1 

12,8 

39,0 

61,0 

55,4 

0,9 

88,6 

11,4 

0,1 bis unter 50 Ar 

67 491 

12,3 

18,1 

76,1 

23,9 

55,7 

81,9 

16,3 

83,7 

68,0 

1,2 

27,2 

72,8 

0,5 bis 1 ha 

284 961 

23,7 

6,7 

61,9 

38,1 

330,8 

93,3 

17,2 

82,8 

354,5 

6,1 

20,2 

79,8 

1 bis unter 2 ha 

298 254 

37,2 

7,2 

58,7 

41,3 

481,1 

92,8 

25,1 

74,9 

518,3 

8,8 

27,5 

72,5 

0,1 Ar bis unter 2 ha 

650 706 

73,2 

7,8 

62,7 

37,3 

867,6 

92,2 

21,5 

78,5 

940,8 

16,1 

24,7 

75,3 

2 bis unter 3 ha 

223 426 

30,3 

6,0 

52,8 

47,2 

479,3 

94,0 

32,9 

67,1 

509,6 

8,7 

34,1 

65,9 

3 bis unter 4 ha 

178 153 

29,1 

6,1 

53,1 

46,9 

447,4 

93,9 

38,2 

61,8 

476,5 

8,1 

39,1 

60,9 

4 bis unter 5 ha 

142 213 

28,7 

6,7 

53,3 

46,7 

396,1 

93,3 

41,6 

58,4 

424,8 

7,3 

42,4 

57,6 


2 

bis unter 5 ha 

543 792 

88,1 

6,2 

53,1 

46,9 

1 322,8 

93,8 

. 37,3 

62,7 

1 410,9 

24,1 

38,3 

61,7 

5 

bis unter 7,5 ha 

248 338 

71,1 

8,6 

56,7 

43,3 

757,8 

91,4 

44,2 

55,8 

828,9 

14,2 

45,3 

54,7 

7,5 

bis unter 10 ha 

152 300 

70,0 

12,3 

58,4 

41,6 

498,8 

87,7 

46,0 

54,0 

568,8 

9,7 

47,5 

52^5 

10 

bis unter 15 ha 

170 881 

135,3 

18,9 

60,1 

39,9 

580,3 

81,1 

46,7 

53,3 

715,6 

12,2 

49,2 

50,8 

15 

bis unter 20 ha 

83 945 

109,1 

27,2 

61,4 

38,6 

291,8 

72,8 

47,2 

52,8 

400,9 

6,9 

51,1 

48,9 

5 

bis unter 20 ha 

655 464 

385,5 

15,3 

59,5 

40,5 

2 128,7 

84,7 

45,7 

54,3 

2 514,2 

43,0 

47,8 

52,2 

20 

bis unter 30 ha 

72 048 

151,3 

37,9 

62,7 

37,3 

248,3 

62,1 

47,6 

52,4 

399,6 

6,8 

53,3 

46,7 

30 

bis unter 50 ha 

40 328 

153,2 

53,6 

65,7 

34,3 

132,5 

46,4 

48,1 

51,9 

285,7 

4,9 

57,6 

42,4 

50 

bis unter 75 ha 

9 987 

73,9 

71,8 

69,7 

30,3 

29,0 

28,2 

48,2 

51,8 

102,9 

1,8 

63,6 

36^4 

75 

bis unter 100 ha 

2 693 

34,3 

83,8 

71,3 

28,7 

6,7 

16,2 

48,9 

51,1 

41,0 

0,7 

67,6 

32,4 

20 

bis unter 100 ha 

‘125 056 

412,7 

49,8 

65,8 

34,2 

416,5 

50,2 

47,8 

52,2 

829,2 

14,2 

56,8 

43,2 

100 

bis unter 150 ha 

1 643 

34,4 

90,9 

72,6 

27,4 

3,4 

9,1 

48,4 

51,6 

37,8 

0,6 

70,4 

29,6 

150 

bis unter 200 ha 

597 

18,4 

95,1 

74,4 

25,6 

0,9 

4,9 

47,9 

52,1 

19,3 

0,3 

73,1 

26,9 

200 ha und darüber 

799 

43,2 

97,3 

77,0 

23,0 

12 

2,7 

49,5 

50,5 

44.4 

0,8 

76,3 

23,7 

100 ha und darüber 

3 039 

96,0 

94,6 

74,9 

25,1 

5,5 

5,4 

48,5 

51,5 

101,5 

1.7 

73,5 

26,5 


zusammen 2 011511 

1 103,8 

18,9 

64,5 

35,5 

4 748,2 

81,1 

39,1 

60,9 

5 852,0 

100,0 

43,9 

56,1 


1) einschließlich der Betriebsinhaber im Hauptberuf 

2) Hierzu gehören 

a) Familienangehörige der Betriebsinhaber und 

b) Betriebsinhaber im Hauptberuf. 



Übersicht 12 


Die in der Land- und Forstwirtschaft ständig beschäftigten familienfremden Arbeitskräfte im Bundesgebiet 
und seinen Ländern nach den vorläufigen Ergebnissen der landwirtschaftlichen Betriebszählung vom 22. Mai 1949 


Land 

Gesamt 

männlich 

zahl 0 

weiblich 

Knechte 

davon (Sp 

Mägde 

1 und 2) 

sonstige Arbeits- 
kräfte 0 

männlich weiblich 

Sp. 3 u. 5 
insgesamt 

Sp. 4 u. 6 
insgesamt 

davon (Sp. 7 und 8) 
auf Vertrag f. mindestens ein Jahr oder 
mit emonat. Kündigungsfrist beschäftigt 
männlich weiblich 

Grund- | v. H. der | Grund- v. H. der 

zahl 1 Sp. 7 1 zahl Sp. 8 

1 

2 

-3 

4 

6 

6 

7 

8 

9 1 

10 ■ 

11 

1 12 

Schleswig-Holstein . . . 

72 727 

35 193 

37 264 

26 304 

27 469 

5 631 

64 733 

31 935 

11 923 

18,4 

1 535 

4,8 

Hamburg 

4 024 

2 018 

2 206 

1 450 

1 242 

411 

3 448 

1 861 

148 

4,3 

51 

2,7 

Niedersachsen 

170 464 

96 709 

94 305 

71 926 

57 012 

18 112 

151 317 

90 038 

11 575 

7,6 

4 117 

4,6 

Nordrhein-Westfalen . . 

132 036 

71 872 

73 738 

54 678 

38 271 

10 741 

112 009 

65 419 

6 218 

5,6 

2 479 

3,8 

Bremen 

1 886 

910 

785 

624 

783 

137 

1 568 

761 

66 

4,2 

39 

5,1 

Hessen 

53 041 

27 672 

23 671 

20 023 

21 378 

5 759 

45 049 

25 782 

3 561 

7,9 

2 075 

8,0 

Württemberg-Baden , . . 

38 652 

20 099 

20 004 

14 408 

11 405 

3 829 

31 409 

18 237 

1 149 

3,7 

568 

3,2 

Bayern 

156 982 

101 926 

94 515 

83 155 

37 851 

15 440 

132 366 

98 595 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz .... 

39 968 

17 372 

16 140 

11 536 

15 609 

4 410 

31 749 

15 946 

3 712 

1L7 

1 317 

8,3 

Baden 

21 410 

8 421 

8 340 

6 422 

7 114 

976 

15 454 

7 398 

— 

— 

— 

— 

Württemberg-Hohenzollern 

20 680 

9 737 

10 590 

7 518 

4 935 

1 215 

15 525 

8 733 

1 304 

8,4 

492 

5,6 

Bundesgebiet 

711 870 

391 929 

381 558 

298 044 

223 069 

66 661 

604 627 

364 705 

39 656 

6,6 

12 691 

3,5 


1) einschließlich der selbständigen Betriebsleiter, des Verwaltungs-, Aufsichts- und Rechnungspersonals und der Lehrlinge 

2) Land-, Garten- und Waldarbeiter, Tagelöhner usw. 



Übersicht 13 

Der Abgang an Unter- und Übertagearbeitern im Stein- und Braunkohlenbergbau*)®) (ohne Hilfsbetriebe) in den Jahren 1951, 1952, 1953 


Unter- u. 
Übertage- 
arbeiter 
Ende des 
Monats 

Abgänge im Monat 

insgesamt 

davon (Sp. 2) durch 

Invalidisierung 
oder Tod 

vertragsmäßige 

Kündigung 

Abkehr wegen 
Berguntauglichkeit 

Kontraktbruch 

sonstige Gründe 

Grund- 

zahl 

V. H. 

der Sp. 1 

Grund- 

zahl 

V. H. 

der Sp. 2 

Grund- v. H, 

zahl ; der Sp. 2 

Grund- 

zahl 

V. H. 

der Sp. 2 

Grund- 

zahl 

V. H. 

der Sp. 2 

Grund- 

zahl 

V. H. 

der Sp. 2 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


1951 


[anuar . . . 


352 426 

5 732 

1,63 

805 

14,0 

1 709 

29,8 

244 

4,3 

2 470 

43,1 

504 

8,8 

Februar . . . 


353 721 

5 842 

1,65 

572 

9,8 

1 895 

32,4 

217 

3.7 

2805 

48,0 

353 

6.1 

März . . . 


355 384 

6 363 

1,79 

600 

9,4 

2 399 

37,7 

239 

3.8 

2 770 

43,5 

355 

5,6 

April . . . 


357 080 

7 634 

2.14 

656 

8,6 

3 007 

39,4 

253 

3,3 

3 062 

40,1 

656 

8,6 

Mai .... 


356 339 

7 672 

2,15 

543 

7,1 

2 936 

38,3 

249 

3,2 

3 244 

42,3 

700 

9,1 

Juni .... 


355 250 

8 283 

2,33 

609 

7,4 

2 996 

36,2 

299 

3,6 

3 719 

44,9 

660 

7,9 

Juli .... 


355 037 

7 932 

2,23 

627 

7,9 

3 093 

39,0 

244 

3.1 

3 500 

44,1 

468 

5,9 

August 


356 367 

8 159 

2,29 

638 

7.8 

2 867 

35,1 

235 

2,9 

3 854 

47,3 

565 

6,9 

September . . 


357 140 

8 569 

2,40 

553 

6,4 

3 288 

38,4 

210 

2,4 

3 802 

44,4 

716 

8,4 

Oktober . . 


358 808 

8 062 

2,25 

642 

8,0 

2 946 

36,6 

219 

2,7 

3 647 

45,2 

608 

7,5 

November . . 


360 610 

6 529 

1,81 

563 

8,6 

2 419 

37,0 

161 

2,5 

2 792 

42,8 

594 

9,1 

Dezember . . 


362 225 

4 149 

1.14 

509 

12,3 

1 324 

31,9 

143 

3,4 

1 858 

44,8 

315 

7.6 

1951 insgesamt"*) 0 

356 699 

84 926 

(23,8) 5) 

7 317 

8,6 

30 879 

36,4 

2713 

3.2 

37 523 

44,2 

6 494 

7,6 

1952 















Januar . . . 


364 374 

6 814 

1,87 

725 

10,6 

2 205 

32,4 

178 

2,6 

3 028 

44,4 

678 

10,0 

Februar . . . 


366 414 

6 499 

1,77 

573 

8,8 

2 315 

35,6 

214 

3,3 

2 802 

43,1 

595 

9,2 

März . . . 


367 329 

7 502 

2,04 

648 

8,6 

,2 405 

32,1 

250 

3,3 

3 724 

49.7 

475 

6,3 

April . . . 


369 452 

8 469 

2,29 

741 

8,8 

3 459 

40,8 

247 

2,9 

3364 

39,7 

658 

7,8 

Mai .... 


369 220 

8.525 

2,31 

681 

8,0 

3 115 

36,6 

208 

2,4 

3 904 

45,8 

617 

7,2 

Juni .... 


367 706 

8 364 

2,27 

632 

7,6 

2 710 

32,4 

192 

2,3 

3 292 

39,3 

1 538 6) 

18,4 

Juli .... 


367 794 

8 196 

2,23 

670 

8,2 

2 783 

34,0 

234 

2,8 

4 015 

49,0 

493 

6,0 

August 


369 556 

9 100 

2,46 

645 

7,1 

3 504 

38,5 

214 

2.3 

4 004 

44,0 

733 

8,1 

September . , 


370 441 

8 760 

2,36 

641 

7,3 

3 437 

39,2 

187 

2,1 

3 781 

43,2 

714 

8,2 

Oktober 


372 064 

7 673 

2,06 

696 

9,1 

2 846 

37,1 

182 

2,4 

3 300 

43,0 

649 

8,4 

November 


373 424 

6 101 

1,63 

586 

9,6 

2 123 

34,8 

162 

2,7 

2 525 

41.4 

705 

11,5 

Dezember . . 


374 985 

4 061 

1,08 

522 

12,9 

1 170 

28,8 

112 

2,7 

1 873 

46,1 

384 

9,5 

1952 insgesamt"*) 

0 

368 865 

90 063 

(24,4) 5) 

7 760 

8,6 

32 072 

35,6 

2 380 

2,6 

39 612 

44,0 

8 239 

9,2 

1953 















Januar . . . 


377 379 

7 171 

1,90 

897 

12,5 

2118 

29,5 

166 

2,3 

3 088 

43,1 

902 

12,6 

Februar . . . 


380 496 

6 894 

1,81 

652 

9,5 

2 515 

36,5 

183 

2,6 

3 132 

45,4 

412 

6,0 

März . . . 


381 285 

8 468 

2,22 

738 

8,7 

2 902 

34,3 

197 

2,3 

4113 

48,6 

518 

6,1 

April . . . 


382 155 

9 278 

2,42 

884 

9,5 

3 904 

42,1 

213 

2,3 

3 572 

38,5 

705 

7,6 

Mai .... 


381 391 

8 258 

2,17 

722 

8,7 

3 290 

39,9 

184 

2,2 

3 327 

40,3 

735 

8,9 

Juni .... 


381 788 

7 588 

1,99 

693 

9,1 

2 658 

35,0 

165 

2,2 

3 580 

47,2 

492 

6,5 

1. Halbjahr 1953 















insgesamt 


380 182 

47 657 

(12,5) ') 

4 586 

9,6 

17 387 

36,5 

1 108 

2.3 

20 812 

43,7 

3764 

7,9 


1) nur die Kohlenbergbaubezirke der britischen Zone 

2) auf Grund der monatlichen Belegschaftsmeldungen der Deutschen Kohlenbergbauleitung 

3) Die obigen Abgangszahlen erfassen nicht solche Personen, die zu anderen Schachtanlagen derselben Gesellschaft wechseln. 

4) Jahresdurchschnitt 

5) Anteil der Gesamtabgänge im Jahre an der jahresdurchschnittlichen Belegschaft 

6) einschließlich der Abgänge infolge der Sperrmaßnahmen an der Zonengrenze 


CO 

QO 



Übersidit 14 


Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
in den Jahren 1949/50^), 1950/51 und 1951/52 im Bundesgebiet 



Ratsuchende 

offene Ausbildungsstellen 

in Ausbildungsstellen 





vermittelte Berufsanwärter 

Jahr 

1 

davon 






insgesamt 

1 

Schul- 

entlassene 

ältere 

Ratsuchende*) 

insgesamt 

darunter 

Lehrstellen 

insgesamt 

darunter in 
Lehrstellen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

männlich 








1949/50^) 

642 386 

369 810 

267 894 

352 265 

333 419 

316 740 

299 363 

1950/51 

728 466 

411 485 

303 714 

390 916 

371 707 

352 526 

334 330 

1951/52 

672 158 

410 732 

250 619 

373 184 

357 303 

338 569 

323 590 

weiblich 








1949/50®) 

539 430 

340 472 

193 860 

140 093 

104 643 

132 913 

99 078 

1950/51 

631 097 

383 178 

236 228 

166^521 

125 459 

158 594 

119 309 

1951/52 

626 214 

381 694 

234.^63 

168 997 

129 499 

161 076 

123 300 


1) Berichtszeit; für die Länder mit Frühjahrs-Schulentlassungen (Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, 
Hessen, Bremen) vom 1. Juli 1949 bis 30. Juni 1950, für die übrigen Länder (mit späteren Schulentlassungen) das Jahr 1950, für 
Bayern vom 1. Oktober 1949 bis 30, September 1950; für die späteren Jahre erstreckt sich die Berichterstattung auf die gleichen Monate. 

2) ohne Hessen, da durch Verlegung des Schulentlaß-Termins in der Berichtszeit keine Schulentlassungen stattfanden 

3) Personen, die bereits vor Beginn des Berichtsjahres eine allgemeinbildende Schule verließen 


vgl. Schaubild VI 



Die jeweils am Monatsende noch verfügbaren Berufsanwärter^) 
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Männer und Frauen 



davon (Sp. 1) 





1 davon (Sp. 1) 


Männer 



Frauen 


Stiditag 

insgesamt 

a. d. letzten 
Schulentlaß- 
j ahrgang 

Heimkehrer 

insgesamt 

1 davon 

a. d. letzten 
Sch ulen tlaß- 
j ahrgang 

(Sp. 4) 

Heimkehrer 

insgesamt 

davon 
a. d. letzten 
Schulend aß- 
jahrgang 

(Sp. 7) 

Heimkehrer 


1 

2 1 

3 

4 

1 5 

i 6 

7 

8 

9 

1950 










31. Oktober 

177 375 

116 217 

2 577 

98 625 

63158 



78 750 

53 059 

_ 

30. Novemiber 

168 403 

107 719 

2 184 

92 603 

57 579 

2158 

75 800 

50 140 

26 

31. Dfezember 

150 466 

94 669 

1 840 

82 524 

50 342 

1815 

67 942 

44 327 

25 

1951 

31. Januar 

141 436 

88 219 

1 573 

76 758 

45 935 

1 538 

64 678 

42 284 

35 

28. Februar 

134 589 

81 809 

1 520 

72 292 

41 758 

1 486 

62 207 

40051 

, 34 

31. März 

294 646 

113 820 2) 

1 326 

162 402 

62 368 2) 

1 308 

132 244 

51 462 2) 

18 

30. April 

221 889 

159 014 2) 

1 210 

116 555 

81 598*) 

1 191 

105 334 

77 416 2) 

19 

31. Mai 

173 215 

120006 

954 

87 187 

59 273 

938 

86 028 

60 733 

16 

30. Juni 

130 620 

88 364 

719 

64 811 

42 893 

709 

65 809 

45 471 

10 

31. Juli 

245 954 

176 586 

653 

137 182 

100 304 

637 

108772 

76 282 

16 

31. August 

233 355 

167 664 

608 

128 048 

94 630 

593 

105 307 

73 034 

15 

30. September 

208 077 

146 551 

580 

1 1 1 490 

80 128 

567 

96 587 

66 423 

13 

31. Oktober 

178 553 

121 808 

508 

94 591 

65 292 

407 

83 962 

56 516 

11 

30. November 

157 575 

104 641 

450 

82 232 

55 237 

441 

75 343 

49 404 

9 

31. Dezember 

141 944 

82 194 

415 

73 532 

37 555 

406 

68 412 

44 639 

9 

1952 

31. Januar 

132 436 

86 386 

322 

67 268 ■ 

44 355 

314 

65 168 

42 031 

8 

29. Februar 

124 273 

79 750 

270 

62 268 

40 314 

260 

62 005 

39 445 

10 

31. März 

218 987 

84 627 

252 

115 150 

42 683 

248 

103837 

41 944 

4 

30. April 

240 724 

180 141 

241 

122148 

93 521 

236 

118 576 

86 620 

5 

31. Mai 

178 499 

128 457 

195 

88 033 

64 428 

191 

90 466 

64 029 

4 

30. Juni 

126 322 

88618 

148 

60 659 

42 635 

148 

65 663 

45 983 


31, Juli 

211 149 

154 312 

136 

116 333 

88 126 

129 

94 816 

66 186 

6 

31. August 

186 524 

134 032 

123 

101 810 

75 696 

119 

84 714 

58 336 

4 

30. September 

157 785 

109 556 

112 

83 468 

59 546 

107 

74 317 

50 010 

5 

31. Oktober 

134 833 

92 288 

102 

70 953 

49 553 

99 

63 880 

42 733 

3 

30. November 

119 080 

81 296 

98 

62 138 

43 278 

96 

56 942 

38 018 

2 

1953 

31. Januar 

99 682 

67 388 

— ') 

51 102 

35 071 

— *) 

48 580 

32 317 

—4) 

30. April 

208 010 

156 642 


111 454 

87 380 


96 556 

69 262 


31. Juli 

186 952 

141 937 

— 

105 256 

82830 

— 

81 696 

59 107 


1) ab Oktober 1950 erhoben 


2) ohne Nordrhein- Westfalen und Hessen 

3) bis einschließlich 30. November 1952 monatliche Berichterstattung; ab 31. Januar 1953 nur noch vierteljährlich 

4) ab 31. Januar 1953 sind die Heimkehrer nicht mehr gesondert ausgewiesen 



Übersicht 16 


Durdi berufliche Bildungsmaßnahmen geförderte Personen 



1 1951 *) 1 

1 1952 1 

1 1953 *) 

Berufsgruppe 

Eingewiesene 

nach erfolgreicher 
Ausbildung Ausge- 
schiedene 

Eingewiesene 

nach erfolgreicher 
Ausbildung Ausge- 
schiedene 

Eingewiesene 

nach erfolgreicher 
Ausbildung Ausge- 
schiedene 


Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

1 Frauen 

1 

Bauberufe^) 

4363 

1 

4 849 

— 

2 390 

2 

3 005 

2 

1 468 

— 

1 538 

— 

Metall erzeuger und -Verarbeiter . 

4 562 

172 

3 662 

144 

5 495 

61 

4 817 

37 

4 490 

79 

3 865 

49 

Textilhersteller und -Verarbeiter . 

645 

1 674 

609 

1 514 

474 

1 598 

432 

1 338 

334 

1 134 

208 

931 

Angestelltenberufe 

9 001 

8 957 

8 067 

8 094 

10 193 

13 248 

8 949 

11 273 

5 433 

8 462 

5 608 

7 830 

Sonstige Berufe 

5 465 

3 736 

2 693 

3448 

2 262 

3 612 

1 950 

2 981 

1 512 

2 079 4) 

1 313 

l 858^) 

insgesamt Männer . . , . , 

, 24 036 


19 880 


20 814 


19153 


13 237 


12 532 


insgesamt Frauen 


14 540 


13 200 


18 521 


15631 


11754 


10 668 

insgesamt Männer und Frauen 

38 576 

33 080 

39 335 

34784 

24 991 

23 200 


1) Die Zahlen umfassen nur die Monate Februar bis Dezember 1951, da erst von Februar 1951 mit der Erfassung Ibegonnen wurde. 

2) Januar bis August 1953 

3) Die gegenüber den Zahlen der eingewiesenen männlichen Bauarbeiter größeren Abgänge nach erfolgreicher Ausbildung erklären sidi 
aus dem bei Einführung der Statistik am 1. Februar 1951 vorhandenen Bestand von 3 329 in Ausbildung befindlichen Angehörigen der 
Bauberufe. Dieser Überhang hat sich von Jahr zu Jahr bis Ende August 1953 auf 751 Personen vermindert. 

4) davon hauswirtschaftliche Berufe: 1 105 

5) davon hauswirtschaftliche Berufe: 1 195 
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Einweisungen in Notstandsarbeit im Bundesgebiet 



Kall 

enderjahr 1 

[950 

Kalenderjahr 1951 

Kalenderjahr 1952 

Kalenderjahr 1953^) 

im Laufe des Monats 

Männer 

1 

Frauen 

Insgesamt 

1 

1 

’ Männer 

Frauen 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

1 

insgesamt 

Männer 

Frauen 

j insgesamt 

( 

Januar 

— 

— 

~ 

15 329 

118 

15 447 

17 892 

47 

17 939 

13 367 

51 

13418 

Februar 

— 

— 

— 

25 795 

425 

26 220 

15 634 

38 

15672 

17 158 

34 

17 192 

März 

— 

— 

~ 

26 791 

1 400 

28191 

39752 

2 487 

42 239 

53 310 

2 932 

56 242 

April 

28 675 

2616 

31291 

36 138 

5042 

41 180 

33 614 

5 429 

39 043 

35234 

3813 

39 047 

Mai 

30 194 

678 

30 872 

25 875 

1045 

26 920 

34 120 

1 617 

35737 

24 046 

720 

24 766 

Juni 

31 667 

922 

32 589 

30 105 

825 

30 930 

32 583 

697 

33 280 

28 151 

658 

28 809 

Juli 

36 657 

857 

37 514 

28729 

1077 

29806 

37 456 

755 

38 211 

26 203 

1 065 

27 268 

August 

33 962 

720 

34 682 

27 071 

775 

27 846 

38 132 

726 

38 858 

30 276 

473 

30 749 

September 

32 798 

693 

33 491 

27 515 

883 

28 398 

37 905 

681 

38 586 

35 105 

455 

35 560 

Oktober 

33 199 

726 

33 925 

35 167 

871 

36038 

31 252 

963 

32 215 

— 

— 

— 

November 

25 138 

482 

25 620 

29 020 

843 

29 863 

26 353 

533 

26 886 

— 

— 

— 

Dezember 

15 159 

161 

15 320 

18 334 

239 

18 573 

15120 

161 

15 281 

— 

— 

— 

insgesamt 

267 449 

7 855 

275 304 

325 869 

13 543 

339 412 

359 813 

14134 

373947 

262 850 

10 201 

273 051 


1) Januar bis einschließlich September 



Die Nostandsarbeiter^) im Bundesgebiet nach Ländern in den Jahren seit 1950 bis 30. September 1953 
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Stichtag 

insgesamt 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

■ 

Nieder- 

sadisen 

da^ 

Nordrhein- 

Westfalen 

ron (Spalte 

Bremen 

1) in 

1 Hessen 

Baden- 

Wttbg. 

Bayern 

i Rheinland- 
! Pfalz 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

i 7 

8 

9 

i 10 

31. 

1950 

Dezember 

34 458 

1 369 

931 

4 808 

5 524 

1 631 

1 271 

3 584 

15 046 

294 

31. 

1951 

Januar 

27 768 

1 234 

802 

3 747 

7 512 

1 675 

1 685 

4 428 

5 221 

1 464 

28. 

Februar 

47 275 

2 141 

1 070 

6 256 

10 384 

1 872 

4 407 

7 693 

10 915 

2 537 

31. 

März 

59 284 

3 103 

1 039 

8 975 

11 829 

1 690 

5 763 

8 897 

15 002 

2 986 

30. 

April 

74 924 

5 395 

458 

12 077 

12 437 

1 345 

7 096 

8 882 

23 844 

3 390 

31. 

Mai 

73 461 

6 838 

654 

10 867 

11 848 

1 646 

7 244 

7 286 

24317 

2 761 

30. 

Juni 

76 950 

8 717 

642 

11 083 

11 356 

2 026 

6 756 

6 853 

27 464 

2 053 

31. 

Juli 

78 211 

9 583 

690 

11 363 

10 044 

2 049 

6 594 

6 530 

29 197 

2 161 

31. 

August 

77 862 

9 340 

696 

11 733 

9 509 

1 679 

7 087 

6 376 

29 331 

2 111 

30. 

September 

78 505 

8 816 

864 

12 142 

8 487 

1 732 

7 522 

6 638 

30 243 

2 061 

31. 

Oktober 

80 153 

7 845 

1 288 

13 552 

7 706 

1 668 

8 624 

7 052 

29 821 

2 597 

30. 

November 

73 043 

6 884 

1397 

12 752 

7 393 

1 594 

7 526 

6 528 

26 496 

2 473 

31. 

Dezember 

42 101 

4 511 

1 487 

6 803 

4 821 

1 242 

3 733 

4 447 

13 541 

1 516 

31. 

1952 

Januar 

32 898 

3 057 

1610 

5 805 

4010 

1 851 

2 388 

4 536 

8 284 

1 357 

29. 

Februar 

29 943 

2 041 

2 093 

5 967 

4 435 

2 032 

1 940 

4 560 

5 422 

1 453 

31. 

März 

62 746 

6 470 

2 130 

12 288 

7 353 

2 108 

6 205 

7 894 

15 232 

3 066 

30. 

April 

75 148 

6 808 

1 295 

15 270 

7 889 

1 820 

7 130 

8 510 

23 124 

3 302 

31. 

Mai 

79 087 

5 886 

1 302 

15 298 

8 015 

1 962 

7 105 

8 236 

28 305 

2 978 

30. 

Juni 

86 920 

8 174 

2 084 

17 753 

7 741 

2 117 

7 092 

7 660 

31 342 

2 957 

31. 

Juli 

93 822 

9 422 

2 684 

19317 

7 760 

2 278 

7 650 

7 134 

34 515 

3 062 

31. 

August 

101 912 

11 457 

3 396 

21 718 

7 856 

2 406 

8 876 

6 936 

36 004 

3 263 

30. 

September 

101 637 

12 158 

3 823 

22 574 

7 630 

2 076 

8881 

6 882 

34 483 

3 130 

31. 

Oktober 

91 749 

9 483 

3 754 

21 912 

7 124 

1 960 

8 205 

6 353 

29 875 

3 083 

30. 

November 

66 966 

8 641 

3 514 

15 752 

5 796 

1 707 

5 823 

5 462 

17 901 

2 370 

31. 

Dezember 

25 270 

2 745 

767 

6 961 

3 304 

1 050 

1 745 

* 2 861 

4 945 

892 

31. 

1953 

Januar 

26 137 

2 483 

1 849 

7 859 

3 262 

1 266 

1 282 

3 668 

3 359 

1 109 

28. 

Februar 

29 686 

2 355 

2 147 

8 157 

3 541 

1 289 

2 040 

4 272 

4 631 

1 254 

31. 

März 

71 700 

7 623 

2 553 

21 690 

5 743 

1 365 

5 031 

9 028 

15 675 

2 992 

30. 

April 

78 336 

6 274 

1 567 

20 276 

6 416 

1 163 

6 386 

9 667 

23 861 

2 726 

31. 

Mai 

70 562 

4 903 

1 209 

16 973 

5 621 

1 169 

5 926 

8 693 

23 749 

2 319 

30. 

Juni 

70 611 

7 146 

1 255 

15 855 

5 232 

1 173 

5 908 

7 122 

24 828 

2 092 

31. 

Juli 

70 296 

7 478 

859 

15618 

5 091 

1 153 

5 861 

6 836 

25 595 

1 805 

31. 

August 

76 619 

8 026 

963 

17 667 

5 660 

1 587 

6 657 

6 546 

27 252 

2 259 

30. 

September 

78 859 

8 150 

1 501 

19 561 

5 740 

1 144 

7 348 

6 664 

26 228 

2 523 


1) ohne Stammarheiter 



Die Notstandsarbeiter^) im Bundesgebiet nach der Art der Maßnahmen 
von Januar 1951 bis September 1952 
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.... 




davon (Sp. 1) 

beschäftigt bei 








M 3 

W 3 

Stichtag 

insge- 

samt 

Meliorationen 

Beseitigung 

von 

Hochwasser- 
sdiäden, Fluß- 
regulierungen 

Bau von Was- 
serleitungen 
und Kanali- 
sationen 

Straßenbau 

Siedlungs- u. 
Wohnungsbau 
einschl. 
Reparaturen 

sonstige 

Maßnahmen 

Von den 
Notstands- 
arbeitern 
(Sp. 1) kamen 
aus der 

-s 

11 

cd ^ 

00 3 

'S « 

ed ^ 

.2 'S 

’S» 

cd E 

-So 

3 O 

Cd i—f 

<v 

.'tS ^ 

-eg 

|S 


















m oj 

o 

o ‘ ■ 

















z 

Z 

z *3 



Grund- 

V. H. 

Grund- 

V. H. 

Grund- 

V. H. 

Grund- 

V. H. 

Grund- 

V. H. 

Grund- 

V. H. 

Alu 

Alfu 

•0 3^ ' 


-a ^ 



zahl 

d. Sp, 1 

zahl 

d. Sp. 1 

zahl 

d. Sp. 1 

zahl 

d. Sp. 1 

zahl 

d. Sp, 1 

zahl 

d. Sp. 1 

q3 ® 

^ •<. 

3 £ 


















N -o -TD 

'S 

i 

'S 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 i 

1 17 

18 


31. 

Januar 

1951 

27 768 

3 039 

11,0 

1 731 

6,2 

6 766 

24,4 

6 689 

24,1 

1 842 

6,6 

7'701 

27,1 

13 360 

14 408 

1.8 

2,0 

1.7 

28. 

Februar 

1951 

47 275 

6 093 

12,9 

3 681 

7.8 

10 594 

22,4 

11 957 

25,3 

3 639 

7,7 

11 311 

23,9 

24 364 

22 911 

3,3 

4,1 

2,7 

31. 

März 

1951 

59 284 

6 913 

11,7 

4 767 

8,0 

11 728 

19,8 

14 965 

25,2 

4 728 

8,0 

16 183 

27,3 

29 249 

30 035 

4,4 

6,0 

3,5 

30. 

April 

1951 

74 924 

7 787 

10,4 

6 189 

8,2 

12 654 

16,9 

18 433 

24,6 

7 476 

10,0 

22 385 

29,9 

33 329 

41 595 

6,2 

8,8 

5,0 

31. 

Mai 

1951 

73 461 

8 674 

11,8 

6 188 

8,4 

12 101 

16,5 

20 629 

28,1 

7 327 

10,0 

18 542 

25,2 

29 348 

44 113 

6,3 

8,2 

5,5 

30. 

Juni 

1951 

76 950 

8 327 

10,8 

5 850 

7,6 

11 823 

15,4 

23 354 

30,3 

8 136 

10,6 

19 460 

25,3 

27 971 

48 979 

6,9 

8,2 

6,4 

31. 

Juli 

1951 

78211 

8 020 

10,2 

5 800 

7,4 

11 737 

15,0 

24 211 

31,0 

9 212 

11,8 

19 231 

24,6 

27 383 

50 828 

7,3 

8,3 

6,9 

31. 

August 

1951 

77 862 

8315 

10,7 

5 785 

7,4 

11 652 

15,0 

23 830 

30,6 

10 035 

12,9 

18 245 

23,4 

27 026 

50 836 

7,5 

8,2 

7,1 

30. 

September 

1951 

78 505 

8 727 

11,1 

5 903 

7,5 

12 046 

15,3 

23 767 

30,3 

10 951 

14,0 

17111 

21,8 

26 968 

51 537 

7,7 

8,4 

7,4 

31. 

Oktober 

1951 

80 153 

10 175 

12,7 

6 619 

8,3 

13 903 

17,4 

22 069 

27,5 

10 620 

13,2 

16 767 

20,9 

25 762 

54 391 

8,0 

8,1 

8,0 

30. 

November 

1951 

73 043 

10 204 

14,0 

5 662 

7,7 

14 005 

19,2 

17 822 

24,4 

10 317 

14,1 

15 033 

20,6 

24 531 

48 512 

6,9 

6,9 

6,9 

31. 

Dezember 

1951 

42 101 

5 933 

14,1 

3 405 

8,1 

9317 

22,1 

9717 

23,1 

4 860 

11,5 

8 869 

21,1 

15 170 

26 931 

3,2 

2,8 

3,5 

31. 

Januar 

1952 

32 898 

4 732 

14,4 

2 738 

8,3 

8 428 

25,6 

7 199 

21,9 

2 566 

7,8 

7 235 

22,0 

12 986 

19912 

2,2 

1.8 

2,5 

29. 

Februar 

1952 

29 943 

4 670 

15,6 

2 701 

9,0 

7 618 

25,4 

6 024 

20,1 

1 963 

6,6 

6 967 

23,3 

11 851 

18 092 

1.8 

1,5 

2,1 

31. 

März 

1952 

62 746 

9 368 

14,9 

4 268 

6,8 

13 130 

20,9 

12 721 

20,3 

6719 

10,7 

16 540 

26,4 

26 176 

36 570 

4,5 

4,7 

4,4 

30. 

April 

1952 

75 148 

9 909 

13,2 

4 671 

6,2 

13 088 

17,4 

14 271 

19,0 

9 592 

12,8 

23 617 

31,4 

29 620 

45 528 

5,9 

6,6 

5,6 

31. 

Mai 

1952 

79 087 

10 553 

13,3 

5 492 

6,9 

14 116 

17,8 

18 465 

23,4 

11 054 

14,0 

19 407 

24,6 

29 705 

49 382 

7,1 

8,1 

6,6 

30. 

Juni 

1952 

86 920 

11 878 

13,7 

6 770 

7,8 

14718 

16,9 

23 904 

27,5 

10 685 

12,3 

18 965 

21,8 

27 289 

59631 

8,3 

7,9 

8,4 

31. 

Juli 

1952 

93 822 

13 447 

14,3 

7 641 

8,1 

15 922 

17,0 

28 282 

30,2 

10 616 

11,3 

17 914 

19,1 

26 864 

66 958 

9,7 

8,5 

10,2 

außerdem Berlin (West) 

7 221 

— 

— 

558 

7,3 

542 

7,5 

2 658 

36,8 

33'5 

4,7 

3 128 

43,3 

2 298 

4 923 

3,8 

3,9 

3,8 

31. August 

1952 

101 912 

14 920 

14,6 

9 232 

9,1 

17 428 

17,1 

31 202 

30,6 

11 056 

10,9 

18 074 

17,7 

27 989 

73 923 

11,3 

9,7 

12.1 

außerdem Berlin (West) 

7 633 

— 

— . 

846 

11.1 

637 

8,3 

2 708 

35,5 

335 

4,4 

3 107 

40,7 

2 565 

5 068 

4,3 

5,0 

4,0 

30. September 

1952 

101 637 

15 975 

15,7 

9019 

8,9 

17 984 

17,4 

31 680 

31,2 

9 674 

9,5 

17 305 

17,0 

27 498 

74 139 

11,7 

10,0 

12,5 

außerdem Berlin (West) 

6 798 

— 

— 

268 

3,9 

1 093 

16,1 

1 679 

24,7 

335 

4,9 

3 423 

50,4 

2 250 

4 548 

3,9 

4,9 

3,6 

Durchschnitt der 
12 Monate 

letzten 

71 610 

10 147 

14,2 

5 685 

7,9 

13 305 

19,6 

18613 

24,9 

8 310 

11,2 

15 558 

22,2 

23 753 

47 831 

6,7 

6,4 

6,9 


(Okt. 1951 1«s Sept. 1952) 


1) ohne Stammarbeiter, einschließlich Sofortprogramm 1951 



Die NotstandsarbeiterO im Bundesgebiet nach der Art der Maßnahmen^) 
von Oktober 1952 bis Juni 1953 
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davon (Sp. 1) 

1 beschäftigt bei 






! s- 

i :! 

03 ■< 

^5 

Stichtag 

insge- 

samt 

landwirt- 

schaftlichen 

Maßnahmen 

i 

j forstwirt- 
! schaftlichen 
j Maßnahmen 

Verkehrs- 

maßnahmen 

Hochbau- 
maßnahmen 
u. Baugelände- 
erschließung j 

übrigen 

Maßnahmen 

vuii ueii iNui- 

standsarbeitern 
(Sp. 1) kamen 
aus der 

Zahl der Notstandsarbeite 
der Alu und Alfu auf je 10 
der Alu und Alfu 

Jotstand.sarbeite 
je 100 HUE d( 

Zahl der Notstandsarbeite 
der Alfu auf je 100 HUE de 



Grund- 

zahl 

V. H. 
d. Sp.l 

Grund- 

zahl 

V. H, 
d. Sp.l 

Grund- 

zahl 

' V.H. 
d. Sp. 1 

1 

! 

Grund- 

zahl 

V. H. 
d. Sp. 1 

Grund- 

zahl 

V. H. 
d. Sp. 1 

Alu 

Alfu 

tn cd 

Cd Oj 

is; -a 


1 

2 

3 

4 , 

5 

6 

* 7 

8 

9 

la i 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

1952 

31. Oktober 

91 749 

20 895 

22,8 

6 574 

7,1 

29 431 

32,1 

13 676 

14,9 

21 173 

23,1 

26 809 

64 940 

10,8 

9,8 

11,2 

außerdem Berlin (W'est) 

6 595 

119 

1,8 

57 

0,8 

2511 

38,1 

2 472 

37,5 

1 436 

21,8 

1 841 

4 754 

3,8 

4,1 

3,7 

30. November 

66 966 

13 928 

20,8 

4 059 

6,1 

22 454 

33,5 

9 618 

14,4 

16 907 

25,2 

20 380 

46 586 

6,9 

5,8 

7,6 

außerdem Berlin (\^est) 

6 961 

124 

1,8 

372 

5,3 

3 076 

44,2 

2 224 

31,9 

1 165 

16,8 

1 837 

5 124 

4,0 

4,0 

4,0 

31. Dezember 

25 270 

5 580 

22,1 

1 243 

4,9 

7 828 

31,0 

3 726 

14,7 

6 893 

27,3 

8 794 

16 476 

1,8 

1,3 

2,3 

außerdem Berlin (West) 

5 058 

18 

0,4 

182 

3,6 

2 200 

43,5 

1 948 

38,5 

710 

14,0 

1 358 

3 700 

2,6 

2,2 

2.7 

1953 

31. Januar 

26 137 

5 776 

22,1 

1 115 

4,2 

8 441 

32,3 

3 335 

12,8 

7 470 

28,6 

9 801 

16 336 

1,6 

1,2 

2,2 

außerdem Berlin (West) 

5314 

51 

1,0 

111 

2,1 

1 855 

34,9 

2 402 

45,2 

895 

16,8 

1 280 

4 034 

2,7 

2,2 

3,0 

28. Februar 

29 686 

5 762 

19,4 

1 363 

4,6 

9 593 

32,3 

3 920 

13,2 

9 048 

30,5 

12 048 

17 638 

1,9 

1,5 

2,2 

außerdem Berlin (West) 

5 851 

96 

1,6 

— 

— 

2 289 

39,1 

2 496 

42,7 

970 

16,6 

1 267 

4 584 

3,1 

2,4 

3,4 

31. März 

71 700 

16 543 

23,1 

8 092 

11,3 

20 820 

29,0 

** 8 942 

12,5 

17 303 

24,1 

27 997 

43 703 

5,9 

6.0 

5,9 

außerdem Berlin (West) 

8 241 

134 

1,6 

349 

4,2 

3 463 

42,0 

2 779 

33,8 

1 516 

18,4 

1 455 

6 786 

4,7 

3,2 

5,2 

30. April 

78 336 

17 055 

21,8 

10715 

13,7 

21 198 

27,1 

12 323 

15,7 

17 045 

21,7 

28 804 

49 532 

7,4 

7,9 

7.2 

außerdem Berlin (West) 

6711 

34 

0,5 

196 

2,9 

2 908 

43,3 

1 637 

24,4 

1 936 

28,9 

1 214 

5 497 

3,9 

2,8 

4,2 

31. Mai 

70 562 

15 043 

21,3 

6 700 

9,5 

20 471 

29,0 

12311 

17,4 

16 037 

22,8 

24 796 

45 766 

7,3 

7,7 

7,0 

außerdem Berlin (West) 

5 927 

26 

0,4 

138 

2,3 

2 144 

. 36,2 

1 192 

20,1 

2 427 

41,0 

657 

5 270 

3,4 

1,5 

4,1 

30. Juni 

70 611 

14 854 

21,0 

5 890 

8,3 

22 130 

31,4 

12175 

17,3 

15 562 

22,0 

22 301 

48 310 

7,8 

7,5 

7,9 

außerdem Berlin (West) 

6 135 

— 

— 

328 

5,3 

1 703 

27,8 

1 607 

26,2 

2 497 

40,7 

363 

5 772 

3,6 

0,8 

4,6 

Durchschnitt der letzten 

9 Monate 

(Okt. 1952 bis Juni 1953) 
Bundesgebiet 

59 002 

12 826 

21,6 

5 083 

7,7 

18 041 

30,9 

8 892 

14,8 

14 160 

25,0 

20 192 

38 810 

5,7 

5,4 

5,9 

außerdem Berlin (West) 

6 310 

67 

1,0 

192 

2,9 

2 461 

38,8 

2 084 

33,4 

1 506 

23,9 

1 252 

5 058 

3,5 

2,6 

3,6 


1) ohne Stammarbeiter, einschließlich Sofortprogramm 1951 

2) Erstmalig für den Monat Oktober 1952 ^vurden die Notstandsmaßnahmen ihrer Art nach neu gegliedert. 
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Ausgaben für Arbeitsbesdiaffungsmaßnahmen (Darlehen und Zuschüsse) aus Mitteln der Bundesanstalt und des Bundes 

im Rechnungsjahr 1952 (in 1000 DM) 

(Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen) 


aus 

Bundesmitteln 


davon (Spalte 2): 

aus Mitteln der Bundesanstalt 

davon (Spalte 7): 



Ausgaben 

insgesamt 

Land bzw. 

für 

Alfu 


i insgesamt 



Grundförderung 




Verstärkte 

Förderung 




ijunaesgeoiei; 


Empfänger 

(Sp. 

10 u. 

21) 



Sofortprogramm 

1951 1 

Grundför- 
derung B.A. 

(Sofortprogramm 

insgesamt ^) 











für Alu- 
1 Empfänger 

für Alu- 
Empfänger 

i 

für Alu- 
Empfänger j 

insgesamt 
j (Sp. 10, 12 

1 u. 14) 

1951) 

für Alfu u. Alu- 
Empfänger 




lo) 


in 

1000 DM 

v.H. 

Sp.L2 

in 

1000 DM 

v.H. 
Sp. 2 1 

v.H. 

|SP-“ 

in 

1000 DM 

v.H. 

1 Sp. 2 

V.H. j 
Sp.L7 

in 

1000 DM i 

v.H. 
j Sp. 7 

in 

; 1000 DM 

v.H. 
Sp. 7 ! 

in 

1000 DM 

v.H. 
Sp. 7 

in 

1000 DM ! 

1 1 

1 v.H. 
Sp.7 

ln 

1000 DM 

v.H. 
Sp. 7 

v.H. 

Sp. 

L 18 

in 

1000 DM 

!v.H. 
jSp. 2 

v.H. 
Sp. 7 1 

i V.H. 

' sp. 

■ L 21 

0 

1 1 2 

3 

4 i 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 1 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

) 22 

23 

’ 24 

A 

Schleswig-Holstein 38 649 

19,8 

10 845 . 

28,1 

29,0 

27 804 

71,9 

17,7 

53 

0,2 

1 456 

5,2 

8 652 

31,1 

10 161 

36,5 

17 643 

63,5 

21,6 

27 751 

71,8 

99,8 

20,2 

B 

Hamburg . . . . 9 136 

4,7 

583 

6,4 

1,6 

8 553 

93,6 

5,4 

69 

0,8 

532 

6,2 

2 356 

27,4 

2 957 

34,6 

5 596 

65,4 

6,9 

8 484 

92,8 

99,2 

6,2 

C 

Niedersachsen . . 40 030 

20,6 

6 087 

15,2 

16,3 

33 943 

84,8 

21,6 

2 290 

6,7 

2 398 

7,1 

8 587 

25,3 

13 275 

39,1 

20 668 

60,9 

25,3 

31 653 

79,1 

93,3 

23,1 

D 

Nordrhein- Westf. 14 532 

7,5 

1 934 

13,3 

5,2 

12 598 

86,7 

8,0 

2 698 

21,4 

758 

6,0 

2 799 

22,2 

6 255 

49,6 

6 343 

50,4 

7,7 

9 900 

68,1 

78,6 

7,2 

E 

Bremen .... 4 682 

2,4 

1 139 

24,3 

3,0 

3 543 

75,7' 

2,3 

151 

4.2 

106 

3,0 

1 072 

30,3 

1 329 

37,5 

2 214 

62,5 

2,7 

3 392 

72,4 

95,8 

2,5 

F 

Hessen . . . .12 114 

6,2 

2809 

23,2 

7,5 

9 305 

76,8 

5,9 

2 863 

30,7 

775 

8,3 

1 885 

20,3 

5 523 

59,3 

3 782 

40,7 

4,6 

6 442 

53,2 

69,3 

4,7 

G 

Bayern . . . .40 883 

21,0 

9 627 

23,5 

25,8 

31 256 

76,5 

19,9 

6 455 

20,6 

2 626 

8,4 

8 240 

26,4 

17 321 

55,4 

13 935 

44,6 

17,1 

24 801 

60,7 

79,4 

18,1 

H 

Rheinland-Pfalz . 4 570 

2,3 

1 051 

23,0 

2,8 

3519 

77,0 

2,2 

1 278 

36,3 

338 

9,6 

597 

17,0 

2213 

62,9 

1 306 

37,1 

1,6 

2 241 

49,0 

63,7 

1,6 

I 

Baden-Württemberg 12 066 

6,2 

2 778 

23,0 

7,4 

9 288 

77,0 

5,9 

4 227 

45,5 

590 

6,4 

1 142 

12,3 

5 959 

64,2 

3 329 

35,8 

4,1 

5 061 

41,9 

54,5 

3,7 

K 

Berlin (West) ... 18 049 

9,3 

518 

2,9 

1,4 

17 531 

97,1 

11,1 

180 

1,0 

2 773 

15,8 

7 706 

44,0 

10 659 

60,8 

6 872 

39,2 

8,4 

17 351 

96,1 

99,0 

12,7 

L 

Bund 1952 

(einsdil. Berlin) 194 711100,0 

37 371 

19,2 100,0157 340 

80,8 100,0 

20 263 

12,9 

12 353 

7,8 

43 036 

27,4 

75 652 

48,1 

81 688 

51,9 100,0137 077 

70,4 

87,1 100,0 

M 

Bund 1951 

(einschl. Berlin) 126 579100,0 

41 514 

32,8 100,0 

85 065 

67,2 100,0 

54 848 

64,5 

3 414 

4,0 

10 772 

12,6 

69 034 

81,1 

16 031 

18,9 100,0 

30 217 

23,9 

35,5 100,0 

N 

Bund 1950 101 644100,0 

54 066 

53,2 100,0 

47 578 

46,8 100,0 

47 578 100,0 

— 

— 

— 

— 

47 578 100,0 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


1) einschließlich der für die im Sofortprogramm eingesetzten Alu-Empfänger bereitgestellten Mittel 



Aus dem 

Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaffung 1951“ zugeteilte Mittel nach Art der Maßnahmen und nach Landern 

(Zuteilungen bis einschließlich 30. September 1953) 
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1 davon für 


Gesamt 

- 



! 

1 



j 




Land 

Zuteilungen 

Meliorationen 

Vorflutbeschaffung 

1 

Versorgungsanlagen 

Verkehrsbauten 


Grundzahl 

V. H. d. 
Sp. 

Grundzahl 

V. H. d. 

Sp. 

Grundzahl 

V. H. d. 

Sp. 

Grundzahl 

j V. H. d. 

Sp. 

Grundzahl 

V. H. d. 

Sp. 


DM 

N 3 

DM 

N 5 1 3 

DM 

N 8 ' 3 

DM 

N 11 i 

3 

DM 

N 14 

3 

1 , 2 

3 

4 

5 

6 i 7 

8 

9 10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 


A 

Schleswig-Holstein 

46 233 001 

21,2 

11 967 067 

33,6 

25,9 

4 668 154 

17,6 

10,1 

2 577 745 

4,9 

5,6 

23 360 429 

25,3 

50,5 

B 

Hamburg .... 

11 576 585 

5,3 

14 314 300 

0,04 

0,1 

833 825 

3,1 

7,1 

1 686 855 

3,2 

14,6 

8 686 555 

9,4 

75,4 

C 

Niedersachsen . . 

47 577 374 

21,8 

13 837 567 

38,86 

29,0 

12 770 466 

48,1 

26,9 

7 244 531 

13,7 

15,3 

12 679 272 

13,8 

26,6 

D 

Bremen .... 

4 188 316 

1,9 

1 390 718 

3,9 

33,3 

— 

— 

— 

579 480 

1,1 

13,9 

524 798 

0,6 

12,6 

E 

Nordrhein-Westf. 

16 308 190 

7,5 

931 857 

2,9 

5,7 

2 196 544 

8,3 

13,5 

9 208 021 

17,2 

56,5 

3 382 413 

3,7 

20,7 

F 

Hessen .... 

11 977 450 

5,5 

589 125 

1,6 

4,9 

1 981 075 

7,5 

16,5 

4 119 118 

7,8 

34,4 

5 160 792 

5,6 

43,1 

G 

Pfalz 

965 968 

0,5 

494 386 

1,3 

51,2 

— 

— 

— 

218 862 

0,4 

22,7 

246 885 

0,3 

25,5 

H 

Rhl.-Hessen-Nassau 

2 607 414 

1,2 

512 905 

1,4 

19,7 

210 062 

0,8 

8,1 

258 315 

0,5 

9,9 

1 589 188 

1,6 

60,9 

J 

Baden-Württemberg 

8 162 220 

3,7 

171 580 

0,5 

2,1 

881 755 

3,3 

10,8 

1 636 415 

3,3 

20,0 

4 216 290 

4,6 

51,7 

K 

Nordbayern . . 

24 569 647 

11,3 

4 079 092 

11,4 

16,8 

929 245 

3,5 

3,7 

12 450 060 

23,5 

50,6 

6 811 430 

7,4 

27,7 

L 

Südbayern . . . 

16 456 345 

7,5 

1 612 190 

4,5 

9,8 

1 644 905 

6,2 

10,0 

9 722 980 

18,4 

59,1 

3 433 895 

3,7 

20,8 

M 

Berlin (West) . . 

27 514 139 

12,6 

— 

— 

— 

3 423 869 

1,6 

1,6 

3 174 130 

6,0 

11,5 

22 160 966 

24,0 

80,6 

N 

insgesamt . . . 218 136 649^) 

100,0 

35 600 787 

100,0 

16,3 

26 539 900 

100,0 

12,1 

52 876 512 

100,0 

24,3 

92 252 913 

100,0 

42,2 


Land 

davon für 

Wo 

Grundzahl 

DM 

hnungsbau 

V. t 

S] 

N 17 

I. d. 

?. 

3 

Forsta 

Grundzahl 

DM 

rbeiten 

V. H 

Sl 

N 20 

. d. 

3. 

3 

vorbere 
zur S 
Dauer 

Grundzahl 

DM 

Itende Arb 
chaffung v 
arbeitsplätz 

V. H 

s 

N 23 

eiten 

on 

en 

[. d. 

P. 

3 

sonst 

Grundzahl 

DM 

ige Arbeit 

V. K 

Sl 

N 26 

en 

[. d. 

D. 

3 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 


25 

26 

27 

28 

A 

Schleswig-Holstein 







2 462 596 

61,2 

5,3 

606 050 

14,0 

1,3 

590 960 

24,6 

1,3 

B 

Hamburg . . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

247 500 

5,7 

2,0 

107 550 

4,5 

0,8 

C 

Niedersachsen . . 

— 

— 

— 

1 045 538 

25,9 

2,2 

— 



— 

— 


D 

Bremen . . . . 

— 

— 

— 



— 



1 693 320 

39,3 

40,2 







E 

Nordrhein- Westf. 

— 

. — . 

— 

482 360 

11,9 

2,9 

106 995 

2,4 

0,7 







F 

Hessen . . . . 

— 

— 

— 


— 

— 

127 340 

2,9 

1,1 







G 

Pfalz 

— 

— 

. — . 

5 835 

0,1 

0,6 












H 

Rhl.-Hessen-Nassau 

_ — 

— 

— 

36 944 

0,9 

1,4 













J 

Baden-Württemberg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 234 380 

28,6 

15,1 

21 800 

0,9 

0,3 

K 

Nordbayern . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

38 000 

0,8 

0,1 

261 820 

10,9 

1.1 

L 

Südbayern . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

42 375 

1,8 

0,3 

M 

Berlin (West) . . 

106 555 

100,0 

0,3 

— 

— 

— 

274 495 

6,3 

1,0 

1 374 124 

57,3 

5,0 

N 

insgesamt . . . . 

106 555 

100,0 

0,1 

4 033 273 

100,0 

1,9 

4 328 080 

100,0 

2,0 

2 398 629 

100,0 

1.1 


1) Von den insgesamt zugeteilten Mitteln wurden verbraucht: 199 284 767 DM (vgl. Übersicht 23) 


vgl. Schaubild VII 






Übersicht 23 


Die verbrauchten Mittel des „Sofortprogramms zur Arbeitsbeschaffung 1951“ 
nach Ländern und im Verhältnis zu der Zahl der HUE (Alu und Alfu) 


Land 

verbrauchi 
! bis einschl, 

Grundzahl 

DM 

te Mittel 

30. 9. 1953 

in V. H. der 
insges. ver- 
brauchten 
Mittel 

durchschnittliche Zahl der j 
HUE (Alu u. Alfu) 
im Jahre 1952 

in V. H. der 

_ , Durchschnitts-' 

Grundzahl zahl d. ges. 

1 Arbeitslosen 

verbrauchte 
Mittel je 
unterstützten 
Arbeitslosen 
(Sp. 2 : Sp. 4) 
DM 

1 

1 

2 

1 3 

1 4 1 

5 

i 6 

Sdileswig-Holstein 

... 43 

814 609 

22,0 

136 245 

10,1 

322 

Hamburg 

. . . 11 

367 915 

5.7 

88 083 

6,6 

128 

Niedersadisen 

... 43 

966 187 

22,1 

274 439 

20,4 

160 

Bremen 

... 4 

025 897 

2,0 

24 105 

1,8 

167 

Nordrhein-Westfalen .... 

... 15 

295 207 

7.7 

169 475 

12,6 

90 

Hessen 

... 9 

476 453 

4,7 

91 370 

6,8 

104 

Rheinland-Pfalz 

... 3 

016 825 

1.5 

42 988 

3,2 

70 

Baden-Württemberg 

... e 

373 210 

4,2 

50 912 

3,8 

164 

Bayern 

... 36 

992 599 

18,6 

279 335 

20,8 

132 

Berlin (West) 

... 22 

955 865 

11,5 

187 528 

13,9 

122 


199 284 767 

100,0 

1 344 480 

100,0 

148 


196 


Übersicht 24 

Wohnbevölkerung, unselbständige Erwerbspersonen, Alfu-Empfänger und Alf u- Ausgaben im Bundesgebiet (nach Ländern) 

und in Berlin (West) im Jahre 1952 



Wohnbevölkerung 

Unselbständige j 

Erwerbspersonen “) 

Hauptunterstützungsempfänger 
der Arbeitslosenfürsorge *) 

davon (Sp. 5) über 
52 Wochen 
unterstützt 

Ausgaben für Alfu 
im Jahre 1952 

Land 

Grundzahl 
(ln 1000) 

V. H. d. 
Gesamt- 
zahl 

Grundzahl 

V. H. d. 
Gesamt- 1 
zahl 

Grundzahl 

V. H. d. 
Sp. 3 

V. H. d. 
Gesamt- 
zahl 

Grundzahl 

V. H. d. 
Sp. 5 

Grundzahl 
(i. 1000 DM) 

V. H. d. 
Gesamt- 
ausgaben 
(Sp. 10) 


i 1 

2 

3 

1 4 

5 

1 ' 6 

7 

8 

9 

1 10 

11 

Schleswig-Holstein 

2 458,9 

5,1 

774 838 

4,8 

105 296 

13,6 

14,8 

65 731 

62,4 

136 937 

13,7 

Hamburg 

1 669,7 

3,4 

704 761 

4,3 

64 813 

9,2 

9,1 

32 973 

50,9 

86 359 

8,6 

Niedersachsen 

6 676,7 

13,8 

2 152 429 

13,2 

196 478 

9,1 

27,5 

105 798 

53,8 

249 474 

25,0 

Bremen 

586,5 

1,2 

225 904 

1,4 

15 115 

6,7 

2,1 

5 959 

39,4 

19 850 

2,0 

Nordrhein-Westfalen 

13 721,2 

28,3 

5 011 926 

30,6 

80 038 

1,6 

11,2 

30 384 

38,0 

112441 

11,3 

Hessen 

4 411,1 

9,1 

1 447 462 

8,8 

52 489 

3,6 

7,4 

25 151 

47,9 

73 428 

7,3 

Rheinland-Pfalz 

3 141,8 

6,5 

875 678 

5,3 

18 490 

2,1 

2,6 

6 272 

33,9 

28 662 

2,9 

Baden- Wüttemberg 

6 639,2 

13,7 

2 282 501 

13,9 

21 729 

1,0 

3,0 

8 609 

39,6 

35 148 

3,5 

Bayern 

9 172,8 

18,9 

2 898 410 

17,7 

159 104 

5,5 

22,3 

68 514 

43,1 

224 803 

22,5 

Bundeseigene Organe 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

31 806^) 

3,2 

Bundesgebiet 

48 477,9 

100,0 

16 373 909 

100,0 

713 552 

4,4 

100,0 

349 391 

49,0 

998 907 

100,0 

außerdem Berlin (West) .... 

2 163,6 

— 

1 020 778 

— 

127 147 

12,5 




— 

173 472 

— 


1> Stand am 30. Juni 1952 

2) Jahresdurchschnitt 1952 

3) Angaben erstmalig am 31. Juli 1952 

4) Davon entfallen auf: 

Erstattung der Verwaltungskosten an die Bundesanstalt 21 300 000 DM 

Darlehen und Zuschüsse für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Schleswig-Holstein 10 500 000 DM 
Vorbereitung für die Berufsfürsorge für Heimkehrer 6 000 DM 


31 806 000 DM 



Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit und Aufteilung der unterstützten Arbeitslosen nach Unterstützungsarten 

Jahresdurdischnittszahlen in Tausend 
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Rechnungs- 

jahr 

Arbeitslose 

davon (Sp, 2) 
unterstützte 
Arbeitslose 

davon (Sp. 3) wurden unterstützt durch 

Arbeitsämter | 

_ ____ 1 

Gemeinden 

HUE in der Alu 

HUE in der Kru/Alfu 

insgesamt (Sp. 4 u. 6) 

anerkannte Wohlfahrts- 
erwerbslose 

Grundzahl 

V. H. der 

Sp. 3 

Grundzahl 

V. H. der 

Sp. 3 

Grundzahl 

V. H. der 

Sp. 3 

Grundzahl 

V. H. der 

Sp. 3 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 


Reichsgebiet 


1928 

1 6581) 

1 407^) 

1 120 

79,6 

127 

9,0 

1 247 

88,6 

1603) 

11.4 

1929 

2 020 

1 7232) 

1 271 

73,8 

202 

11,7 

1 473 

85,5 

2503) 

14,5 

1930 

3 483 

2 9272) 

1 842 

62,9 

535 

18,3 

2 377 

81,2 

550») 

18,8 

1931 

4 820 

4 089®) 

1 540 

37,6 

1 242 

30,4 

2 782 

68,0 

1 3073) 

32,0 

1932 

5 578 

4 391 

860 

19,6 

1 402 

31,9 

2 262 

51,5 

2 129^) 

48,5 

1933 

4211 

3 233 

425 

13,1 

1 195 

37,0 

1 620 

50,1 

1 613 

49,9 

1934 

2 524 

1 921 

401 

20,9 

796 

41,4 

1 197 

62,3 

724 

37,7 

1935 

2 0695) 

1 495 

404 

27,0 

699 

46,7 

1 103 

73,7 

392«) 

26,3 






Bundesgebiet 






1948 

722 

260^) 

165 

63,5 

95 

36,5 

260 

100 

— 



1949 

1 445 

1 063 

504 

47,4 

559 

52,6 

1063 

100 

— 



1950 

1 540 

1 305 

446 

34,2 

859 

65,8 

1 305 

100 

— 



1951 

1 451 

1 210 

441 

36,4 

769 

63,6 

1 210 

100 

_ 

_ 

1952 

1 366 

1 153 

456 

39,5 

697 

60,5 

1 153 

100 

— 


1) teilweise 

2) geschätzt, 

3) geschätzt 

errechnet 
vgl. Sp. 10 











4) ab August 1932 nach den Grundsätzen vom 9. August 1932 für die Zählung der Wohlfahrtserwerbslosen gemäß der Wohlfahrtshilfeverordnung vom 14 Juni 1932 

5) einschließlich Saarland 

6) ohne 18 709 Empfänger von Erwerbslosenunterstützung im Saarland, deren Aufwand mit V« vom Reich und der Reichsanstalt getragen wurde, und 

2160 Empfänger von öffentlicher Fürsorge im Saarland * 

7) ab 1948 im Bundesgebiet nur Alu- und Alfu-Empfänger 


CO 

03 



Die Hauptunterstützungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge im Bundesgebiet 1948 1953 
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Stichtag 

(Ende des Monats) 

Alu und Alfu 

j 

insgesamt ! Männer 

1 ' 

■ 1 i 

;^on 

Frauen 

insgesamt 

Alu 

dai 

Männer 

/on 

Frauen 

insgesamt 

Alfu 

da’ 

Männer 

von 

Frauen 

1 1 2 

1 3 1 4 

i 5 

1 6 

1 7 

1 8 

1 9 


1948 


Juni 12 753 

Juli 79 350 

August 194 292 

September 262 968 

Oktober 287 354 

November 310 107 

Dezember 379 538 

Jahresdurchschnitt ... 119 164 

V. H : • • 100 

V. H. der unselbständigen 
Erwerbspersonen .... ' o,8 

1949 

Januar 521 475 

Februar 650 460 

März 749 271 

April 770 865 

Mai 827 373 

Jtini 887 108 

Juli 931 267 

August 962 715 

September 963 202 

Oktober 969 269 

November 1 030 242 

Dezember 1 203 011 

Jahresdurchschnitt . . . 837 877 

V- H 100 

V. H. der unselbständigen 

Erwerbspersonen .... 57 

1950 

Januar 1 445 531 

Februar 1 621 744 

März 1 544 403 

April 1 446 024 

Mai 1 362 787 

Juni 1 263 830 

Juli 1 176 746 

August 1 101 845 

September 1 029 869 

Oktober 984 202 

November 1 033 869 

Dezember 1 295 122 

Jahresdurchschnitt ... 1 271 659 

V. H 100 

V, H. der unselbständigen 
Erwerbspersonen .... 8,3 


11 941 

812 

2 397 

2 241 

70 119 

9 231 

45 570 

39 902 

162 115 

32177 

129 322 

107 048 

212 892 

50 076 

182 125 

146 863 

228 344 

59 010 

195 120 

154 868 

245 996 

64 111 

205 464 

164 111 

304 509 

75 029 

246 364 

200 925 

97 546 

21 618 

75 127 

61 072 

81,9 

18,1 

100 

81,3 

1,0 

0,5 

0,5 

0,6 

433 375 

88 100 

333 130 

283 778 

545 887 

104 573 

402 496 

347 962 

6(23 028 

126 243 

451 260 

387 251 

621 644 

199 221 

435 214 

358 891 

654 851 

172 522 

452 386 

362 965 

697 561 

189 547 

470 071 

373 928 

722 477 

208 790 

472 836 

368 341 

734 931 

227 784 

461 660 

352 026 

725 380 

237 813 

430 398 

322 322 

721 950 

247 319 

406 317 

299 176 

771 793 

258 449 

422 861 

314 498 

910 770 

292 241 

513 962 

389 513 

655 044 

182 833 

426 566 

338 863 

78,2 

21,8 

100 

79,4 

6,3 

4,2 

2,9 

3,2 

1 114 435 

331 096 

664 134 

517 270 

1 270 284 

351 460 

765 791 

609 958 

1 194 336 

3i50 067 

650 385 

506 794 

1 104 427 

341 597 

541 047 

408 129 

1 023 970 

338 817 

468 257 

341 795 

937 596 

326 234 

410 579 

292 887 

857 264 

319 482 

367 498 

255 104 

797 408 

304 437 

341 956 

240 403 

738 163 

291 706 

311 234 

219 528 

701 560 

282 642 

276 245 

190 348 

741 247 

292 622 

306 947 

215 243 

965 255 

329 867 

484 701 

370 016 

951 560 

320 099 

466952 

348 102 

74,8 

25,2 

100 

74,5 

8,8 

6,9 

3,0 

3,2 


156 

10 366 

9 700 

656 

5 668 

33 780 

30 217 

3 563 

22 274 

64 970 

55 067 

9 903 

35 262 

80 843 

66 029 

14 814 

40 252 

92 234 

73 476 

18 758 

41 353 

104 643 

81 885 

22 758 

45 439 

133 174 

103 584 

29 590 

14 055 

44 034 

36 473 

7 564 

18,7 

100 

82,8 

17,2 

0,3 

0,3 

0,4 

0,2 

49 352 

188 345 

149 597 

38 748 

54 534 

247 964 

197 925 

50 039 

64 009 

298 011 

235 777 

62 234 

76323 

335 651 

262 753 

72 898 

89 421 

374 987 

291 886 

83 101 

96 143 

417 037 

323 633 

93404 

104 495 

458 431 

354 136 

104 295 

109 634 

501 055 

382 905 

118 150 

108 076 

532 804 

403 067 

129 737 

107 141 

562 952 

422 774 

140 178 

108 363 

607 381 

457 295 

150 086 

124 449 

689 049 

521 257 

167 792 

87 703 

411 311 

316 180 

95 131 

20,6 

100 

76,9 

23,1 

2,0 

2,8 

3,0 

2,2 

146 864 

781 397 

597 165 

184 232 

155 833 

855 953 

660 326 

195 627 

143 591 

894 118 

687 542 

206 476 

132 918 

904 977 

696 298 

208 679 

126 462 

894 530 

682 175 

212 355 

117 692 

853 251 

644 709 

208 542 

112 394 

809 248 

602 160 

207 088 

101 553 

759 889 

557 005 

202 884 

91 706 

718 635 

518 635 

200 000 

85 897 

707 957 

511 212 

196 745 

91 731 

726 895 

526 004 

200 891 

114 685 

810 421 

595 239 

215 182 

118 850 

804 707 

603 457 

201 250 

25,5 

100 

75,0 

25,0 

2,6 

5,2 

5,6 

4,4 
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Stichtag 

(Ende des Monats) 

Insgesamt 

Alu und Alfu 

davon 

Männer ' Frauen 

insgesamt 

i 

Alu 

1 davon 

Männer j Frauen 

insgesamt 

Alfu 

da’ 

Männer 

von 

Frauen 


1 ! 

2 1 

3 1 

4 

5 1 

6 1 

7 

8 

9 

1951 










Januar 

1 542 098 

1 192211 

349 887 

684 084 

551 585 

132 499 

858 014 

640 626 

217 388 

Februar 

1 448 595 

1 103 406 

345 189 

587 461 

462 037 

125 424 

861 134 

641 369 

219 765 

März 

1 345 807 

1 010 325 

335 482 

484 586 

370 678 

113 908 

861 221 

639 647 

221 574 

April 

1 213 236 

884 160 

329 067 

378 937 

267 484 

111 453 

834 299 

616 685 

217 614 

Mai 

1 165 587 

828 726 

336 861 

357 320 

235 799 

121 521 

808 267 

592 927 

215 340 

Juni 

1 110 487 

770 192 

340 295 

340 884 

211608 

129 276 

769 603 

558 584 

211 019 

Juli 

1 070 020 

732 800 - 

337 220 

331 857 

100 991 

131 866 

738 163 

532 809 

205 354 

August 

1 040117 

707 003 

333 114 

328 853 

196 818 

132 035 

711 264 

510 185 

201 079 

September 

1 019 661 

690 333 

329 328 

322 874 

193 537 

129 337 

696 787 

496 796 

199 991 

Oktober 

1 OOl 800 

674 412 

327 388 

319 506 

191 234 

128 272 

682 294 

483 178 

199 116 

November 

1 056 825 

718 908 

337 917 

357 984 

223 583 

134 401 

698 841 

495 325 

203 516 

Dezember 

1 312 653 

927 015 

385 638 

540 991 

373 182 

167 809 

771 662 

553 833 

217 829 

Jahresdurchschnitt . . . 

1 193 176 

854 885 

338 291 

417 266 

289 663 

127 603 

775 910 

565 222 

210 688 

V. H. der unselbständigen 

100 

71,6 

28,4 

100 

69,4 

30,6 

100 

72,8 

27,2 

Erwerbspersonen .... 

7,5 

7,7 

6,9 

2,6 

2,6 

2,6 

4,9 

5,1 

4,3 

1952 

Januar 

1 519 464 

1 104 845 

414 609 

700 599 

517 122 

192 477 

809 855 

587 723 

222 132 

Februar 

1 641 307 

1 222 416 

418 891 

788 456 

598 029 

190 427 

852 851 

624 387 

228 464 

März 

1 390 565 

996 431 

394 134 

554 624 

387 302 

167 322 

835 941 

609 129 

226 812 

April 

1 267 040 

889 462 

377 578 

448 330 

292 473 

155 857 

818 710 

596 989 

221 721 

Mai 

1 116 800 

758 927 

357 963 

367 258 

220 843 

146 415 

749 632 

538 084 

211548 

Juni 

1 050 116 

699 035 

351 081 

343 568 

198 875 

144 683 

706 558 

500 160 

206 398 

Juli 

971 509 

633 162 

338 347 

316 486 

175 378 

141 106 

655 023 

457 784 

197 239 

August 

900 569 

580 861 

319 708 

289 516 

159713 

129 803 

61 1 053 

421 148 

189 905 

September 

Oktober 

865 437 

557 809 

307 628 

274 436 

153 353 

121 083 

591 001 

404 456 

186.545 

852 981 

553 513 

299 468 

272 219 

156 432 

115 787 

580 762 

397 081 

183 681 

November 

Dezember 

966 066' 

653 751 

312315 

354 223 

228 843 

125 380 

611 843 

424 908 

186 935 

1 370 330 

1 007 588 

362 742 

663 191 

500 688 

162 503 

707 139 

506 900 

200 239 

Jahresdurchschnitt . . . 

V. H 

V. FI. der unselbständigen 

1 156 953 

801 460 

355 493 

443 400 

293 775 

149 625 

713 553 

507 685 

205 868 

100 

69,3 

30,7 

100 

66,3 

33,7 

100 

71,1 

28,9 

Erwerbspersonen .... 

7,1 

7,1 

6,9 

2,7 

2,6 

2,9 

4,4 

4,5 

4,0 

1953 

Januar ♦ 

1 591 495 

1 197 947 

393 548 

836 768 

650 015 

186 753 

754 727 

547 932 

206 795 

Februar 

1 581 114 

1 204 619 

376 495 

705 925 

626 013 

169 912 

785 189 

578 606 

206 583 

März 

1 210 928 

857 275 

353 653 

469 481 

321 638 

147 843 

741 447 

535 637 

205 810 

April 

1 053 522 

717 267 

336 255 

362 513 

222 841 

130 672 

691 009 

494 426 

196 583 

Mai 

972 819 

648 887 

323 932 

321 007 

187 098 

133 909 

651 812 

461 789 

190 023 

Juni 

Juli 

909 196 

597 752 

311 444 

299 184 

169 0-13 

130 171 

610 012 

428 739 

181 273 

865 890 

5^3 814 

292 076 

289 306 

168 093 

121 213 

576 584 

405 721 

170 863 

August 

September 

811 469 

536 822 

274 647 

274 408 

161 794 

112 614 

537 061 

375 028 

162 033 

796 409 

522010 

274 399 

275 446 

161 245 

114 201 

520 963 

360 765 

160 198 


vgl. Schaubild VIII 
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Unterstützungsbezieher 

Vomhundertanteile der HUE der Alv. und Alfü an der Gesamtzahl der HUE 

1948—1952 


Monat 

1948 

Alv. Alfü 

1949 1 

Alv. Alfü 

1950 

Alv. Alfü 

1951 

Alv. Alfü 

1952 

Alv. Alfü 

Januar .... 

18,9 

81,1 

63,9 

36,1 

45,9 

54,1 

44,4 

55,6 

46,7 

53,3 

Februar .... 

22,9 

77,1 

61,9 

38,1 

47,2 

52,8 

40,6 

59,4 

48,0 

52,0 

März 

23,3 

76,7 

60,2 

39,8 

42,1 

57,9 

36,0 

6'4,0 

39.9 

60,1 

April 

19,2 

80,8 

56,5 

43.5 

37,4 

62,6 

31,2 

68,8 

35,4 

64,6 

Mai 

18,0 

82,0 

54,7 

45,3 

34,4 

65,6 

30,7 

69,3 

32,9 

67,1 

Juni 

18,8 

81,2 

53,0 

47,0 

32,5 

67,5 

30,7 

69.3 

32,7 

67,3 

Juli 

57,4 

42,6 

50,8 

49,2 

31,2 

68,8 

31,0 

69,0 

31,7 

68,3 

August .... 

66,6 

33,4 

48,0 

52,0 

31,0 

69,0 

31,6 

68,4 

32,1 

67,9 

September . . . 

69,3 

30,7 

44,7 

55,3 

30,2 

69,8 

31,7 

68,3 

31,7 

68,3 

Oktober .... 

67,9 

32,1 

41,9 

58,1 

28,1 

71.9 

31.9 

68,1 

31,9 

68,1 

November . . . 

66,3 

33,7 

41,0 

59,0 

29,7 

70,3 

33.9 

66,1 

36,7 

63,3 

Dezember . . . 

64,9 

35,1 

42,7 

57,3 

37,4 

62,6 

41,2 

58,8 

48,4 

51,6 


Übersicht 27 b 

Vomhundertanteile der Gesamtzahl der Unterstützungsbezieher an der Zahl der Arbeitslosen 


Monat 

1948 

1949 

1950 

1951 

1952 

Januar .... 

3,9 

54,2 

76,2 

84,7 

83,2 

Februar .... 

4,0 

60,9 

81,8 

87,1 

86,7 

März 

3.8 

64,1 

83,4 

85,9 

88,0 

April 

3,3 

62,6 

81,1 

83,9 

87.9 

Mai 

3,0 

65,8 

81,7 

84,0 

85,1 

Juni 

2,8 

69,1 

82,2 

83,8 

84,7 

Juli 

11,9 

71,5 

81,0 

82,8 

84,1 

August .... 

24,8 

73,6 

82,2 

82,6 

81,4 

September . . . 

33,5 

73,3 

81,0 

82,6 

82,4 

Oktober .... 

38,9 

73,6 

80,0 

82,5 

83,0 

November . . . 

43,4 

74,4 

78,6 

80,9 

77,4 

Dezember . . . 

50,0 

77,2 

76,6 

79,4 

81,2 
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Die Gliederung der Hauptunterstützungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge 

nach Berufsgruppen 


davon 



Alu 

Alfu 

Berufsgruppe 

28. 2. 1953 31. 8. 

Grund- , J Grund- 
zahl 1 V. H.i) 1 zahl 

1 

1953 

V. H.‘) 

28. 2. 1953 

Grund- 

zahl j V. H.i) 

31. 8. 

Grund- 

zahl 

1953 

V. H.i) 


Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer 
Forst-, Jagd- und Fischereiberufe 

Bergmännische Berufe • 

Steingewinner und -Verarbeiter, 
Keramiker 

Glasmacher 

Bauberufe 

Metallgewinner und -Verarbeiter . . 

Elektriker 

Chemiewerker 

Kunststoffverarbeiter 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 
Papierhersteller und -verarbeiter . 

Graphische Berufe 

Textjilhersteller und -verarbeiter . . 

Lederhersteller, Leder- und Fell- . 

verarbeiter 

Nahrungs- und Genußmittel- 
hersteller 

Hilfsberufe der Stofferzeugung 

und -Verarbeitung 

Ingenieure und Techniker .... 
Technische Sonderfachkräfte . . . 

Maschinisten und zugehörige Berufe 

Kaufmännische Berufe 

Verkehrsberufe 

Hauswirtschäftliche Berufe .... 
Reinigungsberufe 

Gesundheitsdienst- und Körper- 
pflegeberufe 

Volkspflegeberufe 

Verwaltungs- und Büroberufe . . . 

Rechts- und Sicherheitswahrer . . 

Dienst- und Wachberufe .... 
Erziehungs- und Lehrberufe, 

Seelsorger 

Bildungs- und Forschungsberufe . . 

Künstlerische Berufe 

Berufstätige ohne nähere Angabe 
des Berufs 

Sämtliche Berufsgruppen .... 


45 627 

5,7 

6 072 

2,2 

29 609 

3,7 

7 032 

2,6 

4 801 

0,6 

1 290 

0,5 

38 911 

4,9 

3 081 

1,1 

2 027 

0,3 

1 076 

0,4 

284 655 

35,8 

22 705 

8,3 

59 445 

7,5 

28 401 

10,3 

8 785 

1.1 

4 230 

1,5 

4 482 

0,6 

3 064 

1,1 

460 

0,0 

385 

0,1 

46 663 

5,9 

11 675 

4,3 

3018 

0.4 

2 183 

0,8 

2 731 

0,3 

1 951 

0,7 

39 289 

4,9 

31 284 

11,4 

14 966 

1.9 

6 850 

2,5 

25 503 

3,2 

12 492 

4,6 

57 399 

7,2 

32 396 

11,8 

2 956 

0,4 

2 552 

0,9 

442 

0,0 

379 

0,1 

6 184 

0,8 

3 669 

1,3 

26 675 

3,3 

25 288 

9,2 

33 423 

4,2 

17 182 

6,3 

12510 

1,6 

6 787 

2,5 

7 474 

0,9 

7 344 

2,7 

4 943 

0,6 

3 387 

1.2 

148 

0,0 

189 

0,1 

14 899 

1,9 

15 685 

5,7 

734 

0,1 

786 

0,3 

3 990 

0,5 

3 431 

1,3 

1 291 

0,2 

1 336 

0,5 

416 

0,0 

470 

0,2 

2 073 

0,3 

1 953 

0,7 

9 396 

1,2 

7 803 

2,8 

795 925 

100,0 

274 408 

100,0 


49 944 

6,3 

30 259 

5,6 

17 647 

2,2 

9 527 

1,8 

3 407 

0,4 

1 671 

0,3 

14 262 

1,8 

6 332 

1,2 

1 712 

0,2 

1 227 

0,2 

124 854 

15,9 

52 645 

9,8 

57 109 

7,3 

37 032 

6,9 

9 347 

1,2 

.6 138 

1,1 

5 681 

0,7 

4 180 

0,8 

571 

0,1 

455 

0,1 

33 533 

4,3 

19 567 

3,6 

3 168 

0,4 

2 446 

0,5 

3 820 

0,5 

2 912 

0,5 

40 019 

5,1 

30 021 

5,6 

18 485 

2,4 

12 892 

2,4 

32 639 

4,2 

22 362 

4,2 

101 750 

13,1 

80 649 

15,0 

6 398 

0,8 

5 530 

1,0 

720 

0,1 

592 

0,1 

6 587 

0,8 

4 621 

0,9 

50 999 

6,5 

44 055 

8,2 

52 447 

6,7 

37 202 

6,9 

13 273 

1,7 

8 907 

1,7 

19 627 

2,5 

16 471 

3,1 

7 894 

1,0 

5 669 

1,1 

306 

0,0 

229 

0,0 

31 098 

4,0 

26 385 

4,9 

2 092 

0,3 

1 804 

0,3 

15 146 

1,9 

13 228 

2,5 

2 336 

0,3 

1 964 

0,4 

1 408 

0,2 

1 227 

0,2 

10 392 

1,3 

8 352 

1,6 

46 516 

5,9 

40 510 

7,5 

785 187 

100,0 

537 061 

100,0 


1) V. H. sämtlicher Berufsgruppen 
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Übersicht 29 


Die Hauptunterstützungsempfänger der Alu und Alfu nach Saisonberufen 


Berufsgruppe 

a) 31. Jan 

b) 28. Feb 

Grund- 

zahl 

Alu un( 

uar 1952 
ruar 1953 

v.H, sämtl. 
Berufs- 
gruppen 

i Alfu 

c) 31. Au 

d) 31. Au 

Grund- 

zahl 

gust 1952 
gust 1953 

v.H. sämtl. 
Berufs- 
gruppen 

A 

a) 31. Januar 1952 

b) 28. Februar 1953 

“SS-- !'“■ 

gruppen 

1 u 

c) 31. Au 

d) 31. Au 

Grund- 

zahl 

dav 

gust 1952 
^ust 1953 

v.H. sämtl. 
Berufs- 
gruppen 

on 

a) 31. Jar 

b) 28. Fel 

Grund- 

zahl 

1 

A 1 

luar 1952 
3ruar 1953 

v.H. sämtl. 
Berufs- 
gruppen 

f u 

c) 31. Au 

d) 31. Au 

Grund- 

zahl 

gust 1952 
gust 1953 

v.H. sämtl. 
Berufs- 
gruppen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 7 

8 

1 

9 

10 

11 

12 

13 


Ackerbauer, Tierzüchter, 

a) 97 040 

6,4 

c) 

38 654 

3,8 

a) 42 990 

6,1 

c) 6 327 

2,2 

a) 

54 050 

6,7 

c) 

32 327 

5,3 

Gartenbauer 

b) 95 571 

6,0 

d) 

36 331 

4,5 

b) 45 627 

5,7 

d) 6 072 

2,2 

b) 

49 944 

6,4 

d) 

30 259 

5,6 

Forst-, Jagd- und 

a) 34 129 

2,0 

c) 

16 753 

2,0 

a) 17 113 

2,4 

c) 6 828 

2,4 

a) 

14 016 

1,7 

c) 

9 925 

1,6 

Fischereiberufe 

b) 47 256 

3,0 

d) 

16 559 

2,0 

b) 29 609 

3,7 

d) 7 032 

2,5 

b) 

17 647 

2,2 

d) 

9 527 

1,8 

Steingewinner und 

a) 40 523 

2,8 

c) 

10 866 

1,3 

a) 28 855 

4,1 

c) 4 043 

1,4 

a) 

11 668 

1,4 

c) 

6 823 

1,1 

-Verarbeiter, Keramiker 

b) 53 173 

3,4 

d) 

9 413 

1,2 

b) 38 911 

4,9 

d) 3 081 

1,1 

b) 

14 262 

1,8 

d) 

6 332 

1,2 

Bauberufe 

a) 336 004 

22,8 

c) 

81 639 

8,7 

a) 227 715 

32,2 

c) 23 081 

7,9 

a) 

108 289 

13,4 

c) 

58 558 

9.6 

b) 409 509 

25,9 

d) 

75 350 

9,3 

b) 284 655 

35,8 

d) 22 705 

8,3 

b) 

124 854 

15,9 

d) 

52 645 

9,8 

Verkebrsberufe 

a) 85 526 

5,5 

c) 

58 915 

6,3 

a) 30 473 

4.3 

c) 17 077 

5,9 

a) 

55 053 

6.8 

c) 

41 838 

6,8 

b) 85 870 

5,4 

d) 

54 384 

6,7 

b) 33 423 

4,2 

d) 17 182 

6.3 

b) 

52 447 

6,7 

d) 

37 202 

6,9 

Saisonberufe 

a) 590 222 

39,5 

c) 206 827 

22,1 

a) 347 146 

49,1 

c) 57 356 

19,8 

a) 

243 076 

30,0 

c) 149 471 

24,4 

insgesamt 

b) 691 379 

43,7 

d) 192 037 

23,7 

b) 432 225 

54,3 

d) 56 072 

20,4 

b) 

259 154 

33.0 

d) 135 965 

25,3 



Übersicht 30 


Die Hauptunterstützungsempfänger in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge 

nach Wochenverdienst 


A. Am 31. August 1953 


Unterstützung nach 
einem Wochen- 
arbeitsentgelt 

Arbeitslosenversicherung 

Männer Frauen 

Grundzahl v. H. Grundzahl 

V. H. 

Arbeitslosenfürsorge 

Männer Frauen 

Grundzahl | v. H. Grundzahl 

V. H. 

in DM 

von unter 24, — 

1 846 

1,1 

8 821 

7,8 

6 058 

1.6 

25 154 

15,5 

von 24, — bis 35,99 

4 291 

2,7 

20 307 

18,0 

26 200 

7,0 

61 875 

38,2 

von 36,— bis 47,99 

9 335 

5.8 

34 222 

30,4 

70 094 

18,7 

44 669 

27,6 

von 48, — bis 59,99 

23 795 

14.7 

27 458 

24,4 

102 959 

27,5 

19 238 

11,9 

von 60, — bis 71,99 

46 841 

29,0 

13 027 

11,6 

95 338 

25,4 

7 417 

4,5 

von 72, — bis 83,99 
von 84, — und mehr 

39 457 

24,4 

5 473 

4,9 

47 041 

12,5 

2518 

1,6 

36 161 

22,3 

3 222 

2.9 

27 235 

7,3 

1 135 

0,7 


insgesamt 161 726 100,0 112 530 100,0 374 925 100,0 162 006 100,0 


B. Vomhundertzahlen nach Sommer- und Winterstiditagen 
1. Arbeitslosenversicherung 


Unterstützung nach 
einem Wochen- 




M ä n 

n e r 







Fra 

u e n 





Sommer 


Winter 



Sommer 

Winter 


arbeitsentgelt 

31. 7. 

31. 7. 

31. 8. 

31. 8, 

31. 1. 

31. 1. 

31. 1. 

1 28. 2. 

31. 7. 

31. 7. 

31. 8. 

31. 8. 

31. 1. 

31. 1. 

31. 1. 

28. 2. 


1950 

1951 

1952 

1953 

1950 

1951 

1952 

; 1953 

1950 

1951 

1952 

1953 

1950 

1951 

1952 

1953 

in DM 

















von unter 24, — 

2,8 

1.9 

0,9 

1,1 

3,5 

1.8 

1.1 

0,7 

23,1 

18,0 

10,5 

7,8 

33,6 

29,3 

16,9 

13,7 

von 24, — bis 35,99 

9,7 

6,3 

3.7 

2,7 

11,3 

6,4 

3,8 

2,3 

38,7 

32,2 

23,3 

18,0 

38,6 

36,9 

29,0 

26,0 

insgesamt bis 35,99 

12,5 

8,2 

4,6 

3,8 

14,8 

8,2 

4.9 

3,0 

61,8 

50,2 

33,8 

25,8 

72,2 

66,2 

45,9 

39,7 

von 36, — bis 47,99 

28,4 

16,8 

8,5 

5,8 

30,7 

22,7 

9,9 

5,5 

24,1 

30,9 

33,0 

30,4 

17,7 

21,6 

29,9 

29,8 

von 48, — bis 59,99 

32,7 

30,6 

21,0 

14,7 

32,7 

33,8 

23,8 

15,9 

9,1 

12,5 

20,8 

“24,4 

6,7 

7,8 

15,5 

18,6 

insgesamt 

von 36, — bis 59,99 

61,1 

47,4 

29,5 

20,5 

63,4 

56,5 

33,7 

21,4 

33,2 

43,4 

53,8 

54,8 

24,4 

29,4 

45,4 

48,4 

von 60, — und mehr 

26,4 

44,4 

65,9 

75,7 

21,8 

35,3 

61,4 

75,6 

5,0 

6,4 

12,4 

19,4 

3,4 

4.4 

8,7 

11,9 

insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 






2. A 

rbeitslosenfürsorge 








Unterstützung nach 




Männer 







Fra 

u e n 


















einem Wochen- 


Sommer 



Winter 



Sommer 



Winter 


arbeitsentgelt 

31. 7. 

31. 7. 

31. 8. 

31. 8. 

31. 1. 

31. 1. 

31. 1. 

I 28.2. 

31. 7. 

31. 7. 

31. 8. 

j 31. 8. 

31. 1. 

31. 1. 

31. 1. 

1 28. 2. 


1950 

1951 

1952 

1953 

1950 

1951 

1952 

! 1953 

1950 

1951 

1952 

1 1953 

1 1950 

1951 

1952 

! 1953 

in DM 

















von unter 24, — 

5,6 

4,2 

2,3 

1.6 

7,0 

5,0 

3,2 

1.9 

41,2 

32,2 

20,1 

15,5 

47,8 

39,6 

27,3 

17,8 

von 24, — bis 35,99 

21,4 

14.7 

9,3 

7,0 

23,8 

18,8 

11,2 

7,5 

38,5 

41,5 

40,5 

38,2 

33,9 

39,5 

41,3 

38,6 

insgesamt bis 35,99 

27,0 

18,9 

11,6 

8,6 

30,8 

23,8 

14,4 

9,4 

79,7 

73,7 

60,6 

53,7 

81,7 

79,1 

68,6 

56,4 

von 36, — bis 47,99 

38,7 

33,6 

24,2 

18,7 

40,6 

37,9 

27,9 

18,6 

14,0 

18,1 

25,2 

27,6 

12,8 

14,5 

21,1 

27,3 

von 48, — bis 59,99 

22,2 

27,2 

29,5 

27,5 

19,4 

23,9 

29,6 

27,5 

4,2 

5,4 

9,2 

11,9 

3,7 

4,2 

6,7 

10,7 

insgesamt bis 59,99 

60,9 

60,8 

53,7 

46,2 

60,0 

61,8 

57,5 

46,1 

18,2 

23,5 

34,4 

39,5 

16,5 

18,7 

27,8 

38,0 

von 60, — und mehr 

12,1 

20,3 

34,7 

45,2 

9,2 

14,4 

28,1 

44,5 

2,1 

2,8 

5,0 

6,8 

1,8 

2,2 

3,6 

5,6 

insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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Die Hauptunterstiitzungsempfänger in der Alv. und Alfü nach Altersgruppen Übersicht 31 

A. Grundzahlen nach Sommer- und Winterstichtagen 






davon (Sp. 

1) Hauptunterstützungsempfänger im 

Alter von 


Stichtag 

HUE 

insgesamt 

unter 

18 J. 

18 bis 
unter 25 J. 

25 bis 
unter 35 J. 

35 bis 
unter 45 J, 

45 bis 
unter 55 J. 

55 bis 
unter 65 J. 

über 65 J. 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Männer 
31. Januar 

1950 

517 270 

1. Ai 

5 273 

beitsloscnversic 
106 868 117 791 

1 e r u n g 

126 311 

103 926 

49 272 

7 829 

31. August 

1950 

255 104 

1 464 

43 667 

58 252 

61 436 

52 791 

29 660 

7 834 

31. Januar 

1951 

551 585 

6 025 

118 784 

128 006 

131 830 

110 019 

48 312 

8 609 

31. Juli 

1951 

199 991 

1 635 

37 894 

45 557 

44 002 

41 339 

22 394 

7 170 

31. Januar 

1952 

517 122 

7 494 

119 329 

121 227 

112 900 

102 224 

43 895 

10 053 

31. August 

1952 

159 713 

2 446 

30 601 

34 164 

32 042 

33 125 

21 379 

5 956 

31. August 

1953 

161 794 

2 735 

27 721 

34 487 

30 080 

35 558 

24 675 

6 538 

Frauen 

31. Januar 

1950 

146 864 

5 757 

43 552 

39 028 

30 513 

21 077 

6 485 

452 

31. Juli 

1950 

112 394 

2 607 

31 868 

34 059 

23 338 

14 853 

5 043 

626 

31. Januar 

1951 

132 499 

4 295 

37 326 

36 686 

29 075 

18 720 

5 894 

503 

31. Juli 

1951 

131 866 

3 280 

37 079 

41 213 

27 730 

17 001 

5 018 

545 

31. Januar 

1952 

192 477 

5 940 

53 694 

56 419 

41 546 

26 589 

7 584 

705 

31. August 

1952 

129 803 

3 513 

36 787. 

41 811 

26 145 

16012 

5 062 

473 

31. August 

1953 

112614 

2 536 

29 344 

37 551 

22 314 

15 303 

4 997 

569 

Männer 
31. Januar 

1950 

597 165 

2. 

6 396 

A r b e i t s 1 
87 590 

osenfürsorge 

130 743 149 299 

135 109 

77 322 

10 706 

31. Juli 

1950 

602 160 

4 595 

77 251 

119 375 

150 5ia 

149 656 

87 355 

13 416 

31, Januar 

1951 

640 626 

5 759 

85 229 

120 969 

157 104 

164 356 

93 258 

13 951 

31. Juli 

1951 

532 809 

2 977 

54 847 

94 711 

126 131 

147 080 

90 991 

16 072 

31. Januar 

1952 

587 723 

4 620 

66 761 

110 165 

135 915 

158 447 

95 610 

16 205 

31. August 

1952 

421 148 

2 870 

37 209 

71 322 

93 210 

119 454 

82 549 

14 534 

31. August 

1953 

375 028 

2 057 

26 160 

60 215 

77 756 

113 088 

82 314 

13 438 

Frauen 

31. Januar 

1950 

184 232 

5 571 

32 423 

46 574 

49 828 

40 467 

8 742 

627 

31. Juli 

1950 

207 088 

5 392 

33 772 

50 271 

58 068 

48 446 

10 447 

692 

31. Januar 

1951 

217 388 

4 889 

32 190 

51 422 

63 391 

53 175 

11 602 

719 

31. Juli 

1951 

205 354 

2 906 

24 967 

46 997 

60 469 

54 805 

14 250 

960 

31. Januar 

1952 

222 132 

3 401 

29135 

52 276 

63 733 

57 577 

15 119 

891 

31. August 

1952 

189 905 

2 568 

21 857 

43 282 

54 339 

51 723 

15 090 

1 046 

31. August 

1953 

162 033 

1 424 

14 012 

34 637 

45 000 

49 899 

16 199 

862 


B. Vomhundertzahlen nach Sommer- und Winterstichtagen 

Männer Frauen 


von 100 HUE waren 
im Alter von 

1 Sommer 

1 Winter 

Sommer 

1 Winter 

31. 7. 
1950 , 

31.7. 
1951 ! 

1 

1 

3l. 8. i 

1952 

31. 8. 
1953 

31. 1. 
1950 

31. 1. 
1951 

31. 1. 
1952 

31. 7. 
1950 

31. 7. 
i 1951 

i 

! 

! 31. 8. 
1952 ! 

31. 8. 
1953 

31. 1. 
1950 

31. 1. 
1951 

31. 1. 
1952 





1 

. A r b e i t s 1 

osenversicherung 






unter 

18 Jahren 

0,6 

0,8 

1,5 

1,7 

1,0 

1,1 

1,4 

2,3 

2,5 

2,7 

2,3 

3,9 

3,2 

3,1 

18 bis 

25 Jahre 

17,1 

18,9 

19,2 

17,1 

20,7 

21,5 

23,1 

28,4 

28,1 

28,3 

26,1 

29,7 

28,2 

27,9 

25 bis 

35 Jahre 

22,8 

22,8 

21,4 

21,3 

22,8 

23,2 

23,5 

30,3 

31,3 

32,2 

33,3 

26,6 

27,7 

29,3 

35 bis 

45 Jahre 

24,1 

22,0 

20,1 

18,6 

24,4 

23,9 

21,8 

20,8 

21,0 

20,2 

19,8 

20,8 

21,9 

21,6 

45 bis 

55 Jahre 

20,7 

20,7 

20,7 

22,0 

20,1 

19,9 

19,8 

13,2 

12,9 

12,3 

13,6 

14,3 

14,1 

13,8 

55 bis 

65 Jahre 

11,6 

11,2 

13,4 

15,3 

9,5 

8,8 

8,5 

4,5 

3,8 

3,9 

4,4 

4,4 

4,5 

3,9 

65 und 

darüber 

3,1 

3,6 

3,7 

4,0 

1,5 

1,6 

1,9 

0,5 

0,4 

0,4 

0,5 

0,3 

0,4 

0,4 


insgesamt 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

unter 

18 

Jahren 

0,8 

0,5 

0,7 

2. A 
0,5 

irbeitslosenfürsorge 
1,1 0,9 0,8 2,6 

1,4 

1,4 

0,9 

3,0 

2,2 

1,5 

18 bis 

25 

Jahre' 

12,8 

10,3 

8,9 

7,0 

14,7 

13,3 

11,3 

16,3 

12,2 

11,5 

8,6 

17,6 

14,8 

13,1 

25 bis 

35 

Jahre 

19,8 

17,8 

16,9 

16,1 

21,9 

18,9 

18,7 

24,3 

22,9 

22,8 

21,4 

25,3 

23,7 

23,6 

35 bis 

45 

Jahre 

25,0 

23,7 

22,1 

20,7 

25,0 

24,5 

23,1 

28,0 

29,4 

28,6 

27,8 

27,0 

29,2 

28,7 

45 bis 

55 

Jahre 

24,9 

27,6 

28,4 

30,2 

22,6 

25,7 

27,0 

23,4 

26,7 

27,2 

30,8 

22,0 

24,5 

25,9 

55 bis 

65 

Jahre 

14,5 

17,1 

19,6 

21,9 

12,9 

14,5 

16,3 

5,0 

6,9 

8,0 

10,0 

4,7 

5,3 

6,8 

65 und 

darüber 

2,2 

3,0 

3,4 

3,6 

1,8 

2,2 

2,8 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,3 

0,4 

insgesamt 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


vgl. Schaubild IX 


205 





Übersicht 32 


Die Hauptunterstützungsempfänger in der Alv. und Alfü nach der Zahl der Familienzuschiagsempfänger 


davon (Spalte 2 ) m i t F a m i 1 i e n z u s c h 1 ä g e n 


Stichtag 

insgesamt 

0 

1 1 i 

2 

3 

1 * 

1 ^ 

6 und mehr 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

Grundzahl 

V. H. 

1 

2 

3 


4 


5 


6 


7 


8 


9 



Alu 


31. Januar 1950 

664 134 

305274 

46,0 

142 235 

21,4 

105 012 

15,8 

65 487 

9,9 

28 023 

4,2 

11 075 

1,7 

7 028 

1,0 

31. Juli 1950 

367 498 

189 111 

51,5 

78 076 

21,2 

49 914 

13,6 

30 056 

8,2 

12 505 

3,4 

4 794 

1,3 

3 042 

0,8 

31. Januar 1951 

684 084 

313 919 

45,9 

141 158 

20,6 

111 110 

16,2 

70 973 

10,4 

29 355 

4,3 

1 1 054 

1,6 

6 515 

1,0 

Durchschnitt 

571 905 

269 435 

47,8 

120 490 

21,1 

88 679 

15,2 

55 505 

9,5 

23 294 

4,0 

8 974 

1,5 

5 528 

0,9 

Zahl der Zuschläge 
insgesamt 

635 755') 

— 

— 

120 490 

— 

177 358 

— 

166 515 

— 

93 176 

— 

44 870 

— 

33 168 

— 

Auf jeden HUE (Alu) 

entfällt mithin durchschnittlich 

1,1 Zuschlag. 

















Alf 

u 









31. Januar 1950 

781 397 

342 555 

43,8 

189 032 

24,2 

115 997 

14,8 

73 422 

9,4 

35 018 

4,5 

15 098 

2,0 

10 275 

1,3 

31. Juli 1950 

809 248 

354 410 

43,8 

198 578 

24,5 

118 173 

14,6 

75 527 

9,3 

36 147 

4,5 

15 850 

2,0 

10 563 

1,3 

31. Januar 1951 

858 014 

364 120 

42,5 

212 542 

24,8 

128 251 

15,0 

82 952 

9,5 

40 199 

4,7 

17 764 

2,1 

12 186 

1,4 

Durchschnitt 

816 220 

353 695 

43,4 

200 051 

24,5 

120 807 

14,8 

77 301 

9,4 

37 121 

4,6 

16 237 

2,0 

11 008 

1,3 

Zahl der Zusdiläge 
insgesamt 

969 2852) 



200 051 


241 614 


231 903 


148 484 


81 185 


66 048 



2) Auf jeden HUE (Alfu) entfällt mithin durchschnittlich 1,2 Zuschlag. 
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Übersicht 33 


Die Hauptunterstützungsempfänger in der Arbeitslosenfürsorge nach Berufsgruppen, 
darunter die mehr als 52 Wochen Unterstützten am 31. Januar 1952 


Berufsgruppe 

insgesamt 

Männer 

darunter (Sp. 2) 
über 52 Wochen 
unterstützt 

Grundzahl j v. H. Sp. 2 

insgesamt 

Frauen 

darunter (Sp. 5) 
über 52 Wochen 
unterstützt 

Grundzahl | v. H. Sp. 5 

1 

2 



4 

5 



7 

Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer . 

44 

199 

22 965 

52,0 

9 851 

4 

108 

41,7 

Forst-, Jagd- u. Fischereiberufe . . . 

10 

897 

5 377 

49,3 

3 119 


749 

24,0 

Bergmännische Berufe 

2 

431 

1 180 

48,5 

420 


130 

31,0 

Steingewinner- und -verarbeiter . . . 









Keramiker 

10 

314 

3 454 

33,5 

1 354 


570 

42,1 

Glasmacher 

1 

134 

621 

54,8 

690 


371 

153,8 

Bauberufe 

108 

131 

32 574 

30,1 

158 


78 

49,4 

Metallcrzeuger und -verarbeiter . . . 

59 

251 

26 084 

44,0 

4 264 

1 

801 

42,2 

Elektriker 

10 

075 

4 585 

45,5 

892 


350 

39,2 

Chemiewerker 

3 

167 

1 574 

49,7 

2 908 

1 

216 

41,8 

Kunststoffverarbeiter 


175 

92 

52,6 

278 


126 

45,3 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 

30 

180 

12 003 

39,8 

>3 175 

1 

506 

47,4 

Papierhersteller und -verarbeiter . 

1 

215 

636 

52,3 

2 104 


907 

43,1 

Graphische Berufe 

3 

639 

1 653 

45,4 

1 197 


525 

43,9 

Textilhersteller und -verarbeiter . . . 

14 

999 

6 030 

40,2 

28 680 

12 

090 

42,2 

Lederhersteller und Leder- und Fell- 









verarbeiter 

17 

509 

8 583 

49,0 

3 169 

1 

149 

36,3 

Nahrungs- und Genußmittelhersteller 

21 

941 

9 967 

45,4 

15 398 

7 

211 

46,8 

Hilfsberufe der Stofferzeugung und 









-Verarbeitung 

64 

633 

30 560 

49,6 

32 927 

16 

756 

50,9 

Ingenieure und Techniker 

8 

254 

4 117 

49,9 

136 


77 

56,6 

Technische Sonderfachkräfte .... 


588 

321 

54,6 

192 


88 

45,8 

Maschinisten und zugehörige Berufe . . 

6 

461 

2 957 

45,8 

43 


24 

55,8 

Kaufmännische Berufe 

43 

529 

23 326 

53,6 

16 908 

8 

168 

48,3 

Verkehrsberufe 

48 

357 

23 579 

48,8 

6 696 

3 

373 

50,4 

Hauswirtschaftliche Berufe 


54 

29 

53,7 

18031 

6 

859 

38,0 

Reinigungsberufe 

1 

164 

610 

52,4 

17 690 

9 

517 

53,8 

Gesundheitsdienst- und Körperpflege- 









berufe . ^ 

6 

213 

3 285 

52,9 

4 115 

1 

717 

41,7 

Volkspflegeberufe * • 


79 

41 

51,9 

282 


135 

47,9 

Verwaltungs- und Büroberufe .... 

21 

219 

13 146 

61,8 

18 559 

10 

415 

56,1 

Rechts- und Sicherheitswahrer .... 

2 

459 

1 205 

49,0 

.221 


100 

45,2 

Dienst- und Wachberufe 

13 

395 

7 730 

57,7 

745 


395 

53,0 

Erziehungs- und Lehrberufe, 









Seelsorger 

1 

323 

675 

51,0 

1 590 


754 

47,4 

Bildungs- und Forschungsberufe 

1 

215 

648 

53,3 

358 


187 

52,2 

Künstlerische Berufe 

10 

474 

6 549 

62,5 

2 129 

1 

299 

61,0 

Berufstätige ohne nähere Angabe 









des Berufs 

22 

049 

12 116 

55,0 . 

23 853 

13 

626 

57,1 

Alle Berufsgruppen am 31, Januar 1952 

587 

723 

268 242 

45,6 

222 132 

106 

377 

47,9 

Alle Berufsgruppen am 31. August 1952 

421 

148 

228 702 

54,3 

189 905 

102 

754 

54,1 

Alle Berufsgruppen am 31. August 1953 

374 

925 

197 904 

52,8 

162 006 

94 

512 

58,3 
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Übersicht 34 


Die Hauptunterstützungsempfänger der Arbeitslosenfürsorge im Bundesgebiet nach der Unterstützungsdauer 


davon mit einer Unterstützungsdauer 




bis 52 

Wochen 


über 52 Wochen 


Stichtag 

insgesamt 

Grundzahl 

V. H. der 

Sp. 1 

Grundzahl 

i 

V. H. der 

Sp. 1 

davon 
über 104 

Grundzahl 

(Sp. 4) 

: Wochen 

V. H. der 
Sp. 1 


1 

2 

3 

4 ' j 

5 

6 

7 

Männer 








31. Januar 1950 

597 165 

541 357 

90,7 

55 808 

9,3 

— 

— 

31. Juli 1950 

602 160 

463 111 

76,9 

139 049 

2G,1 

— 

— 

31. Januar 1951 

640 626 

424 531 

66,3 

216 095 

33,7 


— 

31. Juli 1951 

532 809 

289 245 

54,3 

243 564 

45,7 

65 089 

12,2 

31. Januar 1952 

587 723 

319 481 

54,4 

268 242 

45,6 

112 506 

19,1 

31. August 1952 

421 148 

192 446 

45,7 

228 702 

54,3 

127 689 

30,3 

28. Februar 1953 

578 606 

332 169 

57,4 

246 437 

42,6 

151 369 

26,2 

31. August 1953 

374 925’) 

177 021 

47,2 

197 904 

52,8 

132 673 

35,4 

Frauen 

31. Januar 1950 

184 232 

168 345 

91„4 

15 887 

8,6 

— 

— 

31. Juli 1950 

207 088 

158 849 

76,7 

48 239 

23,3 

— 

— 

31. Januar 1951 

217 388 

138 335 

63,6 

79 053 

36,4 

— 

— 

31. Juli 1951 

205 354 

108 759 

53,0 

96 595 

47,0 

26 150 

12,7 

31. Januar 1952 

222 132 

115 755 

52,1 

106 377 

47,9 

43 588 

19,6 

31. August 1952 

189 905 

87 151 

45,9 

102 754 

54,1 

55 581 

29,3 

28. Februar 1953 

206 581 

98 932 

47,9 

107 649 

52,1 

65 200 

31,6 

31. August 1953 

162 0061) 

67 494 

41,6 

94 512 

58,4 

61 707 

38,1 


1) ohne 103 männliche und 27 weibliche HUE, deren Unterstützungsdauer noch nicht zu ermitteln war 
(Zuwanderer aus der Ostzone) 


vgl. Schaubild IX 
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Übersicht 35 


Die Hauptunterstützungsempfänger in der Alfü im Bundesgebiet 



Männer 

Frauen 



1 

davon 

(Sp. 1) 




davon 

(Sp. 6) 


Stichtag 

insgesamt 

aus der Alu ausgesteuert j 
Grundzahl |v. H. det Sp. 1. 

ohne Anwartsdiaft auf Alu 

1 Grundzahl |v. H. der Sp. 1 

insgesamt 

aus der Alu ausgesteuert j 
Grundzahl | v. H. der Sp. 6 

ohne Anwartschaft auf Alu 
Grundzahl | v. H. der Sp. 6 


1 

^ 2 

1 ^ 1 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

31. März 1950 

687 542 

395 855 

57,6 

289 249 

42,1 

206 476 

103 970 

50,4 

101 714 

49,3 

30. Juni 1950 

644 709 

388 201 

60,2 

254 122 

39,4 

208 542 

109 284 

52,4 

98 472 

47,2 

30. September 1950 

518 635 

326 825 

63,0 

189 384 

36,5 

200 000 

105 132 

52,6 

94 151 

47.1 

31. Dezember 1950 

595 239 

375 551 

63,1 

217 326 

36,5 

215 182 

112 422 

52,2 

101 641 

47,2 

31. März 1951 

639 647 

438 589 

68,6 

199 040 

31,1 

221 574 

120 105 

54,2 

99 777 

45,0 

30. Juni 1951 

558 584 

376 950 

67,5 

179 446 

32,1 

211 019 

113 491 

53,8 

96 643 

45,8 

30. September 1951 

496 796 

336 106 

67,7 

158 582 

31,9 

199 991 

107 946 

54,0 

91 211 

45,6 

31. Dezember 1951 

553 833 

366 266 

66,1 

185 373 

33,5 

217 829 

119 156 

54,7 

97 871 

44,9 

31. März 1952 

609 129 

424 876 

69,8 

182 071 

29,9 

226 812 

129 468 

57,1 

96 573 

42,6 

30. Juni 1952 

500 160 

343 445 

68,7 

155 160 

31,0 

206 308 

118 283 

57,3 

87 329 

42,3 

30. September 1952 

404 456 

273 903 

67,7 

129 097 

31.9 

186 545 

105 860 

56,7 

79 914 

42,8 

31. Dezember 1952 

506 900 

323 371 

* 63,8 

174 750 

34,5 

200 239 

112 532 

56,2 

85 890 

42,9 

31. März 1953 

535 637 

366 469 

68,4 

160 545 

30,0 

205 810 

118 641 

57,6 

85 305 

41,4 

30. Juni 1953 

428 739 

285 369 

66,6 

141 317 

33,0 

181 273 

102 588 

56,6 

77 663 

42,8 

30. September 1953 

360 765 

232 832 

64,4 

126 063 

34,9 

160 198 

86 508 

54,0 

72 984 

45,6 



Übersicht 36 


Die über 1 Jahr in der Arbeitslosenfürsorge unterstützten weiblichen Arbeitlosen nach dem Grade ihrer 

Vermittelbarkeit^) 

Stichtag: 31. Januar 1952 




ü':er 1 

Jahr unterstützte v;eibliche HUE der Arbeitslosenfürsorge 

Land/Berufsgruppe 

Personenkreis 

insgesamt 

davon (Sp. 1) 

vollvermittelbar und vollvermittelbar im 
ausgleichsfähig Wohnbezirk 

Grundzahl Grundzahl | 

Sp. 1 1 1 Sp. 1 

beschränkt ver- 
mittelbar 

Grundzahl! 

1 Sp. 1 



1 

2 

3 4 

5 

6 

7 


Nach Ländern 


Schleswig-Holstein 

Insgesamt-) 

20 799 

894 

4,3 

7 513 

36,1 

12 392 

59,6 


Vertriebene 

M 047 

583 

5,3 

3 699 

33,5 

6 765 

61,2 

Hamburg 

Insgesamt 

14 482 

318 

2,2 

2 320 

16,0 

11 844 

81,8 


Vertriebene 

(625 

22 

3,5 

115 

48,4 

488 

78,1 

Niedersachsen 

Insgesamt 

28 174 

329 

1,2 

2 851 

10,1 

24 994 

88,7 


Vertriebene 

14 209 

175 

1,2 

1 290 

9,1 

12 744 

89,7 

Nordrhein- 

Insgesamt 

9 626 

34 

0„4 

279 

2,9 

9 312 

96,7 

Westfalen 

Vertriebene 

1 247 

6 

0,5 

39 

3,1 

1 202 

96,4 

Bremen 

Insgesamt 

2 907 

19 

0,7 

665 

22,9 

2 223 

76,4 


Vertriebene 

200 

2 

1,0 

53 

26,5 

145 

72,5 

Hessen 

Insgesamt 

6 535 

128 

2,0 

764 

11,7 

5 643 

86,3 


Vertriebene 

2 230 

53 

2,4 

287 

12,9 

i 890 

84,7 

Württemberg-Baden 

Insgesamt 

1 978 

16 

0,8 

94 

4,8 

1 868 

94,4 


Vertriebene 

963 

11 

1,1 

44 

4,6 

908 

94,3 

Rheinland-Pfalz 

Insgesamt 

1 327 

18 

1,4 

93 

7,0 

1 216 

91,6 


Vertriebene 

338 

12 

3,6 

36 

10,6 

290 

85,8 

Baden 

Insgesamt 

340 

4 

1.2 

15 

4,4 

321 

94,4 


Vertriebene 

205 

3 

1,5 

9 

4,4 

193 

.94,1 

Württemberg- 

Insgesamt 

232 

1 

0,4 

13 

5,6 

218 

94,0 

Hohenzollern 

Vertriebene 

170 

— 

— 

9 

5,3 

161 

94,7 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

86 399 

1 761 

2,0 

14 607 

16,9 

70 031 

81,1 

(ohne Bayern) 

Vertriebene 

31 234 

867 

2,8 

5 581 

17.9 

24 736 

79,3 



Nach Berufsgruppen 





11 Ackerbauer, 

Insgesamt 

3 711 

35- 

0,9 

891 

24,0 

2 785 

75,1 

Tierzüchter, 

Vertriebene 

2 173 

27 

1,2 

488 

22,5 

1 658 

76,3 

Gartenbauer 









34/35 Textil- 

Insgesamt 

7 570 

150 

2,0 

1 525 

20,1 

5 895 

77,9 

hersteller und 

Vertriebene 

3 564 

87 

2,4 

703 

19,7 

2 774 

77,9 

-Verarbeiter 









37 Nahrungs- und 

Insgesamt 

5 980 

118 

2,0 

1 275 

21,3 

4 587 

76,7 

Genußmittel- 

Vertriebene 

2 007 

26 

1,3 

408 

20,3 

1 573 

78,4 

hersteller 









39 Hiifsberufe der 

Insgesamt 

14 007 

98 

0,7 

1 975 

14.1 

11 934 

85,2 

Stofferzeugung u. 

Vertriebene 

3 394 

<46 

1,4 

539 

15,9 

2 809 

82,7 

-Verarbeitung 









51 Kaufmännische 

Insgesamt 

6 785 

232 

3,4 

1 446 

21,3 

5 107 

75,3 

Berufe 

Vertriebene 

2 747 

143 

5,2 

512 

22,3 

1 992 

72,5 

61 Hauswirtschaft- 

Insgesamt 

5 960 

151 

2,5 

1 072 

18,0 

4 737 

79,5 

liche Berufe 

Vertriebene 

2 593 

81 

3,1 

490 

18,9 

2 022 

78,0 

62 Reinigungs- 

Insgesamt 

8 949 

33 

0,4 

1 524 

17,0 

7 392 

82,6 

berufe 

Vertriebene 

2 869 

21 

0,7 

491 

17.1 

2 357 

82,2 

71 Verwaltungs- u. 

Insgesamt 

8 174 

268 

3,3 

1 309 

16,0 

6 597 

80,6 

Büroberufe 

Vertriebene 

2 791 

171 

6,1 

528 

18,9 

2 092 

75,0 

91 Berufstätige ohne 

Insgesamt 

13 321 

54 

0,4 

1 152 

8,6 

12 115 

01,0 

nähere Angabe 

Vertriebene 

5 437 

30 

0,6 

539 

9,9 

4 868 

89,5 

des Berufs 









Sonstige Berufs- 

Insgesamt 

11 942 

622 

5,2 

2 438 

20,4 

8 882 

74,4 

gruppen 

Vertriebene 

3 659 

235 

6,4 

783 

21,4 

2 641 

72,2 

Alle Berufsgruppen 

Insgesamt 

86 399 

1 761 

2.0 

14 607 

16,9 

70 031 

81,1 

— 

Vertriebene 

31 234 

867 

2,8 

5 581 

17,9 

24 786 

79,3 


1) Zahlen für das Bundesgebiet ohne Bayern 

2) einschließlich der Vertriebenen vgl. Schaubild X 
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Übersicht 37 


Die über 1 Jahr in der Arbeitslosenfürsorge unterstützten und beschränkt vermittelbaren weiblichen 

Arbeitslosen nach Minderungsgründen 
Stichtag: 31. Januar 1952 





über 

1 Jahr 

unterstützte, beschränkt vermittelbare 
HUE der Arbeitslosenfürsorge 

weibliche 






davon (Sp. 1) waren 

beschränkt verinittelbar infolge 


Land 

Personen kreis 

3 

c« 

!r3 

S O 

. c‘ 

"cj 

ca 

• "S 

'S 

-= ? 

Qj M CT 

-a 5 iS 

a 

d 

C3 

s 

n 

:cS 

fl 
i -1^ 

1 

^ tri 

o 

a ^ 

s ^ 

G 


O) 

o? 

1 



1 

2 

3 

4 

5 

G 

1 7 

8 

9 

10 

11 

Schleswig-Holstein 

Insgesamt 2) 

12 392 

1 733 

Grundzahlen 

2 451 3 715 

2 542 

699 

530 

180 

144 

68 

330 


Vertriebene 

6 765 

908 

1 417 

2 079 

1 317 

349 

410 

59 

74 

29 

123 

Hamburg 

Insgesamt 

11 844 

3 794 

2 283 

2 537 

1 942 

649 

22 

145 

256 

64 

152 

Vertriebene 

488 

134 

85 

93 

119 

33 

2 

7 

6 

2 

7 

Niedersachsen ■ 

Insgesamt 

24 994 

6 336 

5 826 

4 028 

2 272 

2 740 

2 308 

630 

335 

69 

450 


Vertriebene 

12 744 

3 496 

2 874 

2011 

986 

1 252 

1 686 

171 

146 

33 

89 

Nordrhein- 

Insgesamt 

9312 

2 676 

2 145 

1 169 

1 394 

490 

279 

599 

265 

24 

271 

Westfalen 

Vertriebene 

1 202 

399 

221 

140 

175 

60 

91 

61 

31 

2 

22 

Bremen 

Insgesamt 

2 223 

728 

370 

300 

155 

147 

7 

152 

69 

8 

287 


Vertriebene 

145 

34 

38 

26 

14 

8 

— 

8 

4 

1 

12 

Hessen 

Insgesamt 

5 643 

969 

962 

866 

994 

995 

245 

284 

216 

29 

83 


Vertriebene 

1 890 

323 

351 

, 277 

260 

426 

151 

37 

40 

9 

16 

Württemberg-Baden Insgesamt 

1 868 

507 

318 

178 

370 

223 

104 

93 

32 

7 

36 


Vertriebene 

908 

220 

168 

115 

146 

131 

80 

19 

13 

3 

13 

Rheinland-Pfalz 

Insgesamt 

1 216 

405 

180 

103 

112 

160 

53 

117 

22 

7 

57 


Vertriebene 

290 

88 

37 

31 

33 

40 

46 

7 

4 

— 

4 

Baden 

Insgesamt 

321 

127 

54 

28 

34 

24 

38 

5 

7 

1 

3 


Vertriebene 

193 

72 

29 

20 

16 

13 

35 

1 

4 

1 

2 

Württemberg- 

Insgesamt 

218 

47 

46 

17 

39 

26 

29 

7 

— 

— 

7 

Hohenzollern 

Vertriebene 

161 

36 

30 

14 

28 

17 

28 

4 

— 

— 

4 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

70 031 

17 322 

14 635 

12 941 

9 854 

6 153 

3615 

2 212 

1 346 

277 

1 676 

(ohne Bayern) 

Vertriebene 

24 786 

5710 

5 250 

4 806 

3 094 

2 329 

2 529 

374 

322 

80 

292 

Schleswig-Holstein 

Insgesamt 

100,0 

Vomhundertzahlen 

14,0 19,8 30,0 20,5 

5,6 

4,3 

1,4 

1,2 

0,5 

2,7 


Vertriebene 

100,0 

13,4 

20,9 

30,7 

19,5 

5,2 

6,1 

0,9 

1,1 

0,4 • 

1,8 

Hamburg 

Insgesamt 

100,0 

32,0 

19,3 

21.4 

16,4 

5,5 

0,2 

1,2 

2,2 

0,5 

1,3 


Vertriebene 

100,0 

27,5 

17,4 

19,1 

24,4 

6,8 

0,4 

1,4 

1,2 

0,4 

1,4 

Nied er Sachsen 

Insgesamt 

100,0 

25,4 

23,3 

16,1 

9,1 

11,0 

9,2 

2,5 

1,3 

0,3 

1,8 


Vertriebene 

100,0 

27,4 

22,6 

15,8 

7,7 

9,8 

13,2 

1,3 

1,2 

0,3 

0,7 

Nordrhein- 

Insgesamt 

100,0 

28,7 

23,0 

12,6 

15,0 

5,3 

3,0 

6,4 

2,8 

0,3 

2,9 

Westfalen 

Vertriebene 

100,0 

33,2 

18,4 

11,6 

14,6 

5,0 

7,6 

5,1 

2,5 

0,2 

1,8 

Bremen 

Insgesamt 

100,0 

32,7 

16,7 

13,5 

7,0 

6,6 

0,3 

6,8 

3,1 

0,4 

12,9 


Vertriebene 

100,0 

23,4 

26,2 

17,9 

9,7 

5,5 

— 

5,5 

2,8 

0,7 

8,3 

Hessen 

Insgesamt 

100,0 

17,2 

17,1 

15,4 

17,6 

17,6 

4,3 

5,0 

3,8 

0,5 

1,5 


Vertriebene 

100,0 

17,1 

18,6 

14,7 

13,8 

22,5 

8,0 

1,9 

2,1 

0,5 

0,8 

Württemberg-Baden 

Insgesamt 

100,0 

27,2 

17,0 

9,5 

19,8 

11,9 

5,6 

5,0 

1,7 

0,4 

1,9 


Vertriebene 

100,0 

24,2 

18,5 

12,7 

16,1 

14,4* 

8,8 

2,1 

1.4 

0,3 

1,5 

Rheinland-Pfalz 

Insgesamt 

100,0 

33,3 

14,8 

8,5 

9,2 

13,1 

4,4 

9,6 

1,8 

0,6 

4,7 


Vertriebene 

100,0 

30,3 

12,7 

10,7 

11,4 

13,8 

15,9 

2.4 

1,4 

— 

1,4 

Baden 

Insgesamt 

100,0 

39,6 

16,8 

8.7 

10,6 

7.5 

11,8 

1,6 

2,2 

0,3 

0,9 


Vertriebene 

100,0 

37,3 

15,0 

10,4 

8,3 

6,8 

18,1 

0,5 

2,1 

0,5 

1,0 

Württemberg- 

Insgesamt 

100,0 

21,6 

21,1 

7,8 

17,9 

11,9 

13,3 

3,2 

— 



3.2 

Hohenzollern 

Vertriebene 

100,0 

22,4 

18,6 

8,7 

17,4 

10,5 

17,4 

2,5 

— 

— 

2,5 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

100,0 

24,7 

20,9 

18,5 

14,1 

8,8 

5,2 

'3,1 

1,9 

0,4 

2,4 

(ohne Bayern) 

Vertriebene 

100,0 

23,0 

21,2 

19,4 

12,5 

9,4 

10,2 

1,5 

1,3 

0,3 

1,2 


1) Von den Gründen, die zu einer Minderung der Vermittelbarkeit geführt haben, sind bei der Erhebung 9 beson- 
ders herausgestellt worden. Beim Vorliegen mehrerer Minderungsgründe ist in der Übersicht jeweils nur der 
wichtigste Minderungsgrund (Hauptmerkmal) berücksichtigt. Zahlen für das Bundesgebiet ohne Bayern 

2) einschließlich der Vertriebenen 

vgl. Scliaubild X 
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Übersicht 38 


Die Zahl der gestellten und der bewilligten Unterstützungsanträge in der Alv. und Alfü im Bundesgebiet 

(Männer und Frauen) 


Jahr 

Arbeitslosenversicherung 

Arbeitslosenfürsorge 

im 

Laufe des Jahres 

im Laufe des Jahres 

gestellte 

Anträge^) 

bewilligte 

gestellte 

Anträge*) 

1 bewilligte 

Neuanträge 

Weitergewäh- 

rungsanträge 

Neuanträge 

Weitergewäh- 

rungsanträge 

Weiter- 

bewilligungs- 

anträge 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1949 2) 

2 134 805 

1 444 758 

572 484 

2 307 199 

1 042 600 

310 272 

775 617 

1950 

2 662 747 

1 717 745 

790 336 

4 003 411 

1 202 508 

776 199 

1 786 132 

1951 

2 640 874 

1 734 172 

802 237 

3 629 155 

832 871 

856 740 

1 740 009 

1952 

2 946 444 

1 881 720 

942 601 

3 721 646 

779 469 

886 552 

1 857 009 

1953 

2 911 577 

il 824 519 

058 791 

3 466 685 

777 659 

831 985 

1 678 572 


1) Neu- und Weitergewährungsanträge 

2) bis einschließlich Dezember 1949 nur Bizone 

3) Neu-, Weitergewährungs- und Weiterbewilligungsanträge 





Übersicht 39 


Maßnahmen gegen die Manipulierung des Risikos und den Unterstützungsmißbrauch im Bundesgebiet 


Zeitraum 

verhängte Sperrfristen u, Einstellungen 
der Unterstützung 
gemäß §§ 90 ff, AVAVG 

wegen Nichtmeldung von Beschäftigung 


durch den 
Ermittlungs- 
dienst nach- 
geprüfte Un- 
terstützungs- 
fälle 

insgesamt 

1 

darunter (S 
Ablehnt 

Notstands- 
i arbeit 

p 1) wegen 
mg von 

Unterstüt- 
zungsarbeit 1) 

angeordnete 
Einstellungen 
der Unterstüt- 
zung 

verhängte 
i Ordnungs- 
strafen 

i i 

erstattete 

Strafanzeigen 

Einweisungen 
in Unterstüt- 
zungsarbeit 

1 

2 

3 

4 

5 ’ 


7 

8 




a) Arbeitslosenversicherung 




2. Halbjahr 1950 

50 440 

943 

377 

1784 

6 099 

78 

2 502 

69 348 

1. Halbjahr 1951 

61 126 

793 

220 

1 512 

6 054 

98 

2 267 

67 944 

2. Halbjahr 1951 

65 223 

702 

144 

1 475 

5 351 

103 

1 592 

65 135 

1. Halbjahr 1952 

74 826 

4342) 

1042) 

1 439 

9 525 

227 

720*) 

86 407 

2. Halbjahr 1952 

72 312 

— 

— 

1 326 

8 497 

199 

— 

94 966 

1. Halbjahr 1953 

80 429 

— 

— 

1246 

10 027 

176 

— 

118 600 

2. Halbjahr 1953 

80 701 

— 

— 

1 278 

7 703 

166 

— 

113 747 




b) Arbeitslosenfürsorge 




2. Halbjahr 1950 

27 168 

944 

313 

4 924 

11227 

315 

9 898 

379 076 

1. Halbjahr 1951 

28 805 

737 

202 

3 245 

9 317 

400 

10 289 

317 294 

2. Halbjahr 1951 

28 497 

851 

208 

3 987 

11 639 

526 

10 418 

340 009 

1. Halbjahr 1952 

25 065 

3612) 

942) 

3 586 

13 124 

933 

5 2602) 

425 325 

2. Halbjahr 1952 

28 082 

— 

— 

3 826 

16 975 

1 338 

— 

444 997 

1. Halbjahr 1953 

24 296 

— 

— 

2 645 

13 436 

847 

— 

434 349 

2. Halbjahr 1953 

25 331 

— 

— 

2 586 

14 615 

746 

— 

449603 




c) a und b zusammen 




2. Halbjahr 1950 

77 608 

1 887 

690 

6 708 

17 326 

393 

12 400 

448 424 

1. Halbjahr 1951 

89 931 

1 530 

422 

4 757 

15 371 

498 

12 556 

385 238 

2. Halbjahr 1951 

93 720 

1 553 

352 

5 462 

16 990 

629 

12010 

405144 

1. Halbjahr 1952 

99 891 

795«) 

198*) 

5 025 

22 649 

1 160 

5 989®) 

510 732 

2. Halbjahr 1952 

100 394 

— 

— 

5 152 

25 474 

1 537 

— 

539 963 

1. Halbjahr 1953 

104 725 

— 

— 

3 891 

23 463 

1 023 

— 

552 949 

2. Halbjahr 1953 

106 032 

— 

— 

3 864 

22 318 

912 

— 

563 350 

insgesamt 

672 301 

— 

— 

34 859 

143 591 

6 152 



3 406 053 


1) auf Grund des § 91 AVAVG 

2) ab Mai 1952 nicht mehr erfaßt 
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Übersicht 40 


Sperrfristen in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge nach den Gründen der Sperrfristverhängung 
(im Bundesgebiet in der 2eit vom 1. Mai 1952 bis zum 30. April 1953) 




i 





Verhängte 

Sperrfriste 

n 








Männer 

und Frauen 

1 

j Männer 

1 Frauen 



! 


davon 

. 



davon 




davon 


Monat 

! 

insgesamt 

i 

wegen unberech- 
tigter Ablehnung 
von Arbeitsange- 
boten oder der 
Teilnahme an 
Maßnahmen zur 
Aus- u. Fortbil- 
dung i 

(§§ 90, 92) 

wegen unberech- 
tigter Arbeitsauf- 
gabe oder 
selbstverschulde- 
ten Verlustes der 
Arbeitsstelle 
(§ 93) 

insgesamt 

i i 

wegen unberech- 
tigter Ablehnung 
von Arbeitsange- 
boten oder der 
Teilnahme an 
Maßnahmen zur 
Aus- u. Fortbil- 
dung 

(§§ 90, 92) 

wegen unberech- 
tigter Arbeitsauf- 
gabe oder 
selbstvers chulde- 
ten Verlustes der 
Arbeitsstelle 
(§ 93) 

insgesamt 

wegen unberech- 
tigter Ablehnung 
von Arbeitsange- 
boten oder der 
Teilnahme an 
Maßnahmen zur 
Aus- u. Fortbil- 
dung 
(§§ 90, 92) 

wegen unberech- 
tigter Arbeitsauf- 
gabe oder 
selbstverschulde- 
ten Verlustes der 
Arbeitsstelle 
(§ 93) 


1 

Grund- | 
zahl 

Grund- ' 
zahl 1 

v. H. der 
Sp. 1 

Grund- 
zahl 1 

V, H. der 
Sp. 1 

Grund- 
zahl i 

Grund- ' v 
zahl i 

. H. der 
Sp. 6 

Grund- 

zahl 

v. H, der 
Sp. 6 

Grund- 

zahl 

Grund- 

zahl 

1 V. H. der 

1 Sp. 11 

Grund- | 
zahl 

V. H. der 
Sp. 11 


i 

1 

2 i 

3 1 

4 i 

5 i 

6 i 

7 1 

8 ! 

9 i 

10 1 

11 1 

12 

13 1 

14 ! 

15 

Mai 

1952 

16 705 

5 668 

33,9 

11 037 

66,1 

10 900 

3 500 

32,1 

7 400 

67,9 

5 805 

2 168 

37,3 

3 637 

62,7 

Juni 

1952 

16 038 

5 373 

33,5 

10 665 

66,5 

10312 

3 262 

31,6 

7 050 

68,4 

5 726 

2 111 

36,9 

3 615 

63,1 

Juli 

1952 

16 006 

5 125 

32,0 

10 881 

68,0 

10 043 

2 918 

29,1 

7 125 

70,9 

5 963 

2 207 

37,0 

3 756 

63,0 

August 

1952 

16 331 

4 959 

30,4 

11 372 

69,6 

10 454 

2 948 

28,2 

7 506 

71,8 

5 877 

2011 

34,2 

3 866 

65,8 

September 

1952 

15 222 

4173 

27,4 

11 049 

72,6 

9 680 

2 378 

24,6 

7 302 

75,4 

5 542 

1 795 

32,4 

3 747 

67,6 

Oktober 

1952 

16 022 

4 152 

25,9 

11 870 

74,1 

10 168 

2 450 

24,1 

7 718 

75,9 

5 854 

1 702 

29,1 

4 152 

70,9 

November 

1952 

16 788 

4 100 

24,4 

12 688 

75,6 

10 802 

2 449 

22,7 

8 353 

77,3 

5 986 

1 651 

27,6 

4 335 

72,4 

Dezember 

1952 

20 020 

3 969 

19,8 

16 051 

80,2 

14 438 

2 506 

17,4 

11 932 

82,6 

5 582 

1 463 

26,2 

4 119 

73,8 

Januar 

1953 

20 695 

3 804 

18,4 

16 891 

81,6 

14616 

2 368 

16,2 

12 248 

83,8 

6 079 

1 436 

23,6 

4 643 

76,4 

Februar 

1953 ' 

17 836 

4 481 

25,1 

13 355 

74,9 

12 130 

2 866 

23,6 

9 264 

76,4 

5 706 

1 615 

28,3 

4 091 

71,7 

März 

1953 

17 239 

5 030 

29,2 

12 209 

70,8 

11 083 

3 182 

28,7 

7 901 

71,3 

6 156 

1 848 

30,0 

4 308 

70,0 

April 

1953 

16 274 

4 557 

28,0 

11 717 

72,0 

10 264 

2 709 

26,4 

7 555 

73,6 

6 010 

1 848 

30,7 

4 162 

69,3 

insgesamt 


205 176 

55 391 

27,0 

149 785 

73,0 

134 890 

33 536 

24,9 

101 354 

75,1 

70 286 

21 855 

31,1 

48 431 

68,9 


1) Diese Statistik wird erst seit dem 1. Mai 1952 geführt. 
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Übersicht 41 


Die unterstützten Kurzarbeiter im Bundesgebiet nach Wirtschaftszweigen in absoluten Zahlen (Grundzahlen) 

und in v. H. aller unterstützten Kurzarbeiter 


1951 1) 




Jan. 

Febr. 

1 März 

! April 

Mai 

Juni 1 

Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt. : 

1 

Nov. 

Dez. 

Metallwirtschaft 

Grund- 
zahl 
-y. H. 

23 362 

2S,7 

16 708 

30,5 

22 676 

36,3 

11 561 

13,2 

11 126 

11,8 

10 744 

9,9 

21 222 

16,7 

21 458 

17,1 

28 710 

25,3 

22 965 

28,7 

20 643 

28,2 

27 365 

20,5 

Textilgewerbe 

Grund- 

zahl 

11 106 

7 335 

3 881 

13 867 

14 361 

21 603 

34 767 

46 738 

46 947 

37 022 

29 423 

47 532 

V. H, 

13,7 

13,3 

6,2 

15,9 

15,1 

19,9 

27,3 

37,1 

41,3 

46,3 

40,3 

35,7 

Holz- und Schnitz- 
stoffgewerbe 

Grund- 
zahl 
-y. H. 

2 825 

3,5 

1 738 

3,2 

1 636 

2,6 

2 535 

2,9 

2 995 

3,1 

4 523 

4,2 

4 994 

3,9 

,5 705 

4,5 

3 669 

3,2 

3 223 

4,0 

3023 

4,1 

5 587 

4,2 

Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe 

Grund- 
zahl 
-y. H. 

13 883 

17,0 

11 570 

21,0 

16 445 

26,3 

20 355 

23,3 

14 242 

15,0 

10 551 

9,7 

7 248 

5,7 

4 138 

3,3 

1 832 

1.6 

1 343 

1.7 

1 063 

1,5 

7 074 

5,3 

Bekleidungs- 

gewerbe 

Grund- 
zahl 
-y. H. 

'9 435 

11,6 

6 489 

11,8 

9 276 

14,8 

27 848 

31,9 

40 947 

43,0 

43 297 

39,9 

41 417 

32,6 

32 671 

26,0 

22 994 

20,2 

8 813 

11,0 

11 333 

15,5 

34 032 

25,5 

sonstige Wirt- 
schaftszweige 

Grund- 
zahl 
-y. H, 

20 655 

25,5 

11 129 

20,2 

8 859 

13,8 

M 130 

12,8 

1 1 545 

12,0 

17 808 

16,4 

17 500 

13,8 

15 122 

12,0 

9 604 

8,4 

6 597 

8,3 

7 526 

10,4 

11 602 

8,8 

insgesamt 

Grund- 
zahl 
-y. H. 

81 266 

100,0 

54 969 

100,0 

62 773 

J00,0 

87 296 

100,0 

95 216 

100,0 

108 526 

100,0 

127 1'48 

100,0 

125 832 

100,6 

113 756 

100,0 

79 963 

100,0 

73 011 

100,0 

133 192 

100,0 
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Übersicht 41 (Fortsetzung) 



Jan. 

Febr. 

1 März 

j April 

1952 

1 Mai 

1)2)3) 

1 Juni 

Aug. 

1 Sept. 

1 Okt. 

j Nqv. 

Dez. 

Jan. 

j Febr. 

1953 

1 März 

2) 

j April 

Mai 

Juni 

Metallwirtschaft 

Grund- 

zahl 

25 039 

38 068 

21 275 

27 153 

27 186 

27 076 

24 174 

25 354 

28 038 

26 806 

30 584 

49 931 

72 941 

70 306 

57 020 

46 154 

29 808 

V. H. 

17,8 

21,6 

13,5 

15,5 

15,0 

16.1 

22,9 

32,1 

53,3 

56,1 

49,0 

42,1 

52,3 

54,3 

53,2 

50,4 

44,1 

Textilgewerbe 

Grund- 

zahl 

55 227 

71 308 

.84 792 

96 816 

96 324 

82 433 

42 231 

27 226 

8 222 

3 361 

5 26 1 

10 152 

11 690 

11 790 

12 289 

1.1 410 

10 032 


V. H. 

39,3 

40,6 

54,1 

55,3 

53,6 

48,9 

40,0 

34,4 

15,6 

7,0 

8,4 

8,5 

8,4 

9.1 

11,5 

12,5 

14,9 

Holz- und Schnitz- 

Grund- 

zahl 

6 556 

17 849 

16 387 

15 430 

20 195 

16 466 

10 342 

5 502 

3 248 

» 

2 886 

4 786 

12 041 

15 384 

16 634 

11197 

6 225 

3 116 

Stoffgewerbe 

V. H. 


10,2 

10,5 

8,8 

11,2 

9,8 

9,8 

7,0 

6,2 

6,0' 

7,7 

10,1 

11,0 

12,8 

10,5 

6,8 

4ß 

Nahrungs- und 

Grund- 

3 756 

4 366 

6 701 

6 606 

6 972 

4 734 

3 324 

2140 

1 300 

3 967 

5 335 

Ui 397 

6 528 

6 918 

6 967 

4 014 

1 233 

Genußmittelgewerbe 

t;. H. 

2J 

2,5 

4,3 

3,8 

3,9 

2,8 

3,1 

2,7 

2,5 

8,3 

8,5 

9,6 

4,7 

5,3 

6,5 

4,4 

1.8 

Bekleidungs- 

Grund- 

zahl 

29 489 

23 992 

14 242 

13 677 

11 790 

20 441 

10 260 

5 949 

2 751 

3 401 

9 685 

22 508 

15 402 

12 398 

11 428 

13 431 

16 792 

gewerbe 

V. H. 

21,0 

13,6 

9,1 

7,8 

0,6 

12,1 

9,7 

7,5 

5,2 

7,1 

15,5 

18,9 

11,0 

9,6 

10,7 

14,7 

24,9 

sonstige Wirt- 

Grund- 

zahl 

18 564 

20 123 

13282 

15319 

17 294 

17 503 

15 339 

12 928 

9 045 

7 390 

6 776 

12 847 

17 641 

11602 

8 079 

10 256 

6 560 

schaftszweige 

V. H. 

"13,1 

11,5 

8,4 

8,8 

9,7 

10,3 

14,5 

16,3 

17,2 

15,5 

10,9 

10,8 

12,6 

8,9 

7,6 

11,2 

9,7 

insgesamt 

Grund- 
zahl 
t;. H, 

140 633 

100,0 

175 706 

100,0 

156 679 

100,0 

175 oor 

100,0 

179 761 

100,0 

168 653 

100,0 

105 670 

100,0 

79 099 52 604 

100,0 100,0 

47 811 

100,0 

62 427 

100,0 

H8 876 

100,0 

139 586 

100,0 

129 648 

100,0 

106 980 

100,0 

91 490 

100,0 

67 541 

100,0 


1) Bis zum Juni 1952 liegen Erhebungen in der Lohnwoche zugrunde, in die der letzte Werktag des Monats fällt. 

2) Ab August 1952 liegen Erhebungen in der Lohnwoche zugrunde, in die der 10. des Monats fällt. 

3) Erhebung für Juli 1950 ist ausgefallen. 


vgl. Schaubild XI 



Übersicht 42 


Die Unterstützungswochensätze in der Aiv. und der Alfü ab 1. August 1953 
in y. H. des Arbeitsentgelts 






in 

der Steuerklasse 



Höchstbe- 

bei einem Ar- 



1 

1 

III/l 

1 


1 


beitsentgelt 

von 

ai) 

b*) 

I 

II 

1 III/2 

III/3 

1 III/4 

III/5 

trag 
in V. H. 
des 




mit Familienzuschlag für . 

. . . .Angehörige 

1 

Brutto- 

lohnes 

DM 


0 1 

1 

2 

1 

1 ^ 


5 

6 


1 1 

2 1 

3 

i 4 1 

5 

! 6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 




A. Arbeitslosenversicherung 




20 

a 

72,0 

87,0 






87,0 

b 

80,2 

96,9 






30 

a 

64,0 

78,0 

83,0 





83,0 

b 

71,1 

86,7 

92,2 





40 

a 

56,3 

68,3 

75,8 

81,8 




81,7 

b 

63,9 

75,8 

84,1 

90,8 




50 

a 

49,2 

60,0 

66,0 

72,0 

76,0 



76,8 

b 

57,7 

67,3 

73,4 

80,0 

85,4 



60 

a 

45,0 

54,0 

59.0 

64,0 

69,0 

71,0 


71,0 

b 

53,8 

61,8 

65,5 

71,1 

76,6 

78,9 


70 

a 

42,9 

50,6 

54,9 

59,1 

63,4 

67,7 

71,1 

71,1 

b 

52,4 

59,2 

62,4 

65,8 

70,5 

75,3 

79,1 

80 

a 

40,9 

47,6 

51,4 

55,1 

58,9 

62,6 

66,4 

70,8 

b 

51,1 

56,7 

59,4 

61,4 

65,4 

69,6 

73,8 

90 

a 

39,3 

45,7 

49,0 

52,3 

55,7 

59,0 

62,3 

70,6 

b 

49,8 

55,1 

57,5 

60,0 

61,9 

65,5 

69,2 

100 

a 

37,8 

43,8 

46,8 

49,8 

52,8 

55,8 

58,8 

70,8 

b 

48,8 

53,9 

55,9 

58,0 

59,9 

62,0 

65,3 

110 

a 

37,1 

42,8 

45,5 

48,3 

51,0 

53,7 

56,5 

70,6 

b 

48,6 

53,5 

55,2 

57,0 

58,5 

60,2 

62,7 

116 

a 

36,7 

42,2 

45,0 

47,8 

50,7 

53,5 

56,4 

69,4 

b 

48,6 

53,2 

55,0 

57,0 

58,6 

60,4 

62,6 





B. Arbeitsiosenfürsorge 





20 

a 

72,0 

87,0 






87,0 

b 

80,2 

96,9 






30 

a 

58,0 

72,0 

81,0 

83,0 




83,0 

b 

64,4 

80,0 

88,8 

92,2 




40 

a 

51,0 

63,0 

70,5 

78,0 

81,0 



81,7 

b 

57,9 

69,9 

78,2 

86,5 

90,7 



50 

a 

46,8 

57,6 

63,6 

69,6 

75,6 

76,8 


76,8 

b 

54,9 

64,6 

70,6 

77,3 

84,0 

85,3 


60 

a 

42,0 

51,0 

56,0 

61,0 

66,0 

71,0 


71,0 

b 

50,1 

58,3 

62,1 

67,7 

73,3 

78,8 


70 

a 

37,7 

45,4 

49,7 

54,0 

56,8 

62,5 

66,8 

71,1 

b 

46,0 

53,1 

56,5 

60,0 

64,8 

69,5 

74,3 

80 

a 

34,5 

41.2 

45,0 

48,7 

52,5 

56,2 

60,0 

70,8 

b 

43,1 

49,0 

52,0 

55,0 

58,3 

62,5 

66,6 

90 

a 

32,0 

38,0 

41,3 

44,6 

48,0 

51,3 

54,6 

70,6 

b 

40,4 

.45,8 

48,5 

51,2 

53,3 

57,0 

60,7 

100 

a 

29,7 

35,1 

38,1 

41,1 

44,1 

47,1 

50,1 

70,8 

b 

38,3 

43,2 

45,5 

47,8 

49,9 

53,3 

55,6 

110 

a 

b 

28,0 

36,8 

33,0 

41,2 

35,7 

43,3 

38.4 

45.4 

41.1 

47.2 

43,9 

49,2 

46,6 

51,8 

70,6 

116 

a 

27,1 

31,8 

34,4 

37,0 

39,5 

42,1 

44,7 

69,4 

b 

35,9 

40,1 

42,0 

44,0 

45,7 

47.5 

49,6 


1) = V. H. des Bruttolohnes 

2) = V. H. des Nettolohnes 
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Übersicht 43 


Die Beitragsleistung und die ihr entsprechende Uhterstützungsleistung im Einzelfall seit 1947 für ausgewählte Entgeltstufen 



a) bei einem Entgelt von 30 DM wöchentlich 


alleinstehend 

26 

13 

50,70 

214,50 

4,2 

31,20 

214,50 

6,8 

241,80 

7,7 

31,20 

241,80 

7,7 

249,60 

8,0 

23,40 

249,60 

10,7 

mit 1 Angehörigen 

26 

13 

50,70 

257,40 

5,0 

31,20 • 

257,40 

8,2 

288,60 

9,2 

31,20 

288,60 

9,2 

304,20 

9,7 

23,40 

304,20 

13,0 

„ 3 

26 

13 

50,70 

304,20 

6,0 

31,20 

304,20 

9,7 

323,70 

10,3 

31,20 

323,70 

10,3 

323,70 

10,3 

23,40 

323,70 

13,8 

alleinstehend 

39 

20 

76,05 

330,— 

4,3 

46,80 

330,— 

7,0 

372,— 

8,0 

46,80 

372,— 

8,0 

384,— 

8,2 

35,10 

384,— 

11,0 

mit 1 Angehörigen 

39 

20 

76,05 

396,— 

5,2 

46,80 

396,— 

8,4 

444,— 

9,4 

46,80 

444,— 

9,4 

468,— 

10,0 

35,10 

468,— 

13,3 

„3 

39 

20 

76,05 

468,— 

6rl 

46,80 

468,— 

10,0 

498,— 

10,6 

46,80 

498,— 

10,6 

498,— 

10,6 

35,10 

498,— 

14,2 

alleinstehend 

52 

26 

101,40 

429,— 

4,2 

62,40 

429,— 

6,8 

483,60 

7,7 

62,40 

483,60 

7,7 

499,20 

8,0 

46,80 

499,20 

10,7 

mit 1 Angehörigen 

52 

26 

101,40 

514,— 

5,0 

62,40 

514,80 

a,2 

577,20 

9,2 

62,40 

577,20 

9,2 

608,40 

9,7 

46,80 

608,40 

13,0 

. 3 

52 

26 

101,40 

608,40 

6,0 

62,40 

608,40 

9,7 

647,40 

10,3 

62,40 

647,40 

10,3 

647,40 

10,3 

46,80 

647,40 

13,8 







h) bei 

einem Entgelt 

von 50 DM 

wöchentlich 








alleinstehend 

26 

13 

84,50 

276,90 

3,2 

52,— 

276,90 

5,3 

304,20 

5,8 

52,— 

304,20 

5,8 

319,80 

6,1 

39,— 

319,80 

8,2 

mit 1 Angehörigen 

26 

13 

84,50 

331,50 

3,9 

52,— 

331,50 

6,3 

366,60 

7,0 

52,— 

366,60 

7,0 

390,— 

7,5 

39,— 

390,— 

10,0 

„ 3 

26 

13 

84,50 

386,10 

4,5 

52,— 

386,10 

7,4 

429,— 

8,2 

52,— 

429,— 

8,2 

468,— 

9,0 

39,— 

468,— 

12,0 

„ 6 

26 

13 

84,50 

468,— 

5,5 

52,— 

468,— 

9,0 

499,20 

9,6 

52,— 

499,20 

9,6 

499,20 

9,6 

39,— 

499,20 

12,8 

alleinstehend 

39 

20 

126,75 

426,— 

3,3 

78,— 

426,— 

5,4 

468,40 

6,0 

78,— 

468,40 

6,0 

492,— 

6,3 

58,50 

492,— 

8,5 

mit 1 Angehörigen 

39 

20 

126,75 

510,— 

4,0 

78,— 

510,— 

6,5 

564,— 

7,2 

78,— 

564,— 

7,2 

600,— 

7,7 

58,50 

600,— 

10,3 

„ 3 

39 

20 

126,75 

594,— 

4,7 

78,— 

594,— 

7,6 

660,— 

8,4 

78,— 

660,— 

8,4 

720,— 

9,2 

58,50 

720,— 

12,3 

„ 6 

39 

20 

126,75 

720,— 

5,5 

78,— 

720,— 

9,2 

768,— 

9,8 

78,— 

768,— 

9,8 

768,— 

9,8 

58,50 

768,— 

13,1 

alleinstehend 

52 

26 

169,— 

553,80 

3,2 

104,— 

553,80 

5,3 

608,40 

5,8 

104,— 

608,40 

5,8 

639,60 

6,1 

78,— 

639,60 

8,2 

mit 1 Angehörigen 

52 

26 

169,— 

663,— 

3,9 

104,— 

663,— 

6,3 

733,20 

7,0 

104,— 

7^3,20 

7,0 

780,— 

7,5 

78,— 

780,— 

10,0 

„ 3 

52 

26 

169,— 

772,20 

4,5 

104,— 

772,20 

7,4 

858,— 

8,2 

104,— 

858,— 

8,2 

938,— 

9,0 

78,— 

938,— 

12,0 

« 6 

52 

26 

169,— 

936,— 

5,5 

104,— 

936,— 

9,0 

998,40 

9,6 

104,— 

998,40 

9,6 

998,40 

9,6 

78,— 

998,40 

12,8 



Übersicht 43 (Fortsetzung) 


^ 1 

^ 1 

=> 1 

^ 1 

5 

6 

i ’ i 

8 

i s 

1« 1 11 

12 

1'3 

14 

15 

16 

17 1 

18 

19 







c) bei 

einem Entgelt 

von 70 DM 

wöchentlich 








alleinstehend 

26 

13 

118,30 

312,— 

2,6 

72,80 

312,— 

4,3 

343,20 

4,7 

72^80 

343,20 

4,7 

390,— 

5,3 

54,60 

390,— 

7,1 

mit 1 Angehörigen 

26 

13 

118,30 

374,— 

3,1 

72,80 

374,40 

5,1 

413,40 

5,6 

72,80 

413,40 

5,6 

460,20 

6,3 

54,60 

460,20 

8,4 

« 3 

26 

13 

118,30 

436,80 

3,6 

72,80 

436,80 

6,0 

483,60 

6,6 

72,80 

483,60 

6,6 

538,20 

7,3 

54,60 

538,20 

9,9 

55 h „ 

26 

13 

118,30 

530,40 

4,4 

72,80 

530,40 

7,3 

588,90 

8,1 

72,80 

588,90 

8,1 

647,40 

8,9 

54,60 

647,40 

11,9 

alleinstehend 

39 

20 

176,50 

480,— 

2,7 

109,20 

480,— 

4,4 

528,— 

4,8 

109,20 

528,— 

4,8 

600,— 

5,4 

81,90 

600,— 

7,3 

mit 1 Angehörigen 

39 

20 

176,50 

576,— 

3,2 

109,20 

576,— 

5,2 

636,— 

5,8 

109,20 

636,— 

5,8 

708,— 

6,4 

81,90 

708,— 

8,6 

„ 3 

39 

20 

176,50 

672,— 

3,8 

109,20 

672,— 

6,1 

744,— 

6,8 

109,20 

744,— 

6,8 

828 — 

7,5 

81,90 

828,-^ 

10,1 

» 6 „ 

39 

20 

176,50 

816,— 

4,6 

109,20 

816,— 

7,4 

906,— 

8,3 

109,20 

906,— 

8,3 

996 — 

9,0 

81,90 

996,— 

12,2 

alleinstehend 

52 

26 

236,60 

624,— 

2,6 

145,60 

624,— 

4,3 

686,40 

4,7 

145,60 

686,40 

4,7 

780,— 

5,3 

109,20 

780,— 

7,1 

mit 1 Angehörigen 

52 

26 

236,60 

748,80 

3,1 

145,60 

748,80 

5,1 

826,80 

5,6 

145,60 

826,80 

5,6 

920,40 

6,3 

109,20 

920,40 

8,4 

„ 3 

52 

26 

236,60 

873,60 

3,6 

145,60 

873,60 

6,0 

967,20 

6,6 

145,60 

967,20 

6,6 

1 076,40 

7,3 

109,20 

1 076,40 

9,9 

» h „ 

52 

26 

236,60 

1 060,80 

4,4 

145,60 

1 060,80 

7,3 

1 177,80 

8,1 

145,60 

1 177,80 

8,1 

1 294,80 

8,9 

109,20 

1 294,80 

11,9 







d) bei 

einem Entgelt 

von 90 DM 

wöchentlich 








alleinstehend 

26 

13 

118,30 

312,— 

2,6 

91,— 

335,40 

3,6 

370,50 

4,0 

93,60 

374,40 

4,0 

460,20 

4,9 

70,20 

460,20 

6,7 

mit 1 Angehörigen 

26 

13 

118,30 

374,40 

3,1 

91 — 

401,70 

4,4 

444,60 

4,8 

93,60 

448,50 

4,7 

534,30 

5,7 

70,20 

534,30 

7,6 

» 3 

26 

13 

118,30 

436,80 

3,6 

91,— 

471,90 

5,1 

522,60 

5,7 

93,60 

526,50 

5,6 

612,30 

6,5 

70,20 

612,30 

8,7 

. 6 

26 

13 

118,30 

530,40 

4,4 

91,— 

577,20 

6,3 

639,60 

7,0 

93,60 

643,50 

6,8 

729,30 

7,7 

70,20 

729,30 

10,4 

alleinstehend 

39 

20 

177,45 

480,— 

2,7 

136,50 

516,— 

3,7 

570,— 

4,1 

140,40 

576,— 

4,1 

708,— 

5,0 

105,30 

708,— 

6,7 

mit 1 Angehörigen 

39 

20 

177,45 

576,— 

3,2 

136,50 

618,— 

4,5 

684,— 

5,0 

140,40 

690,— 

4,9 

822,— 

5,8 

105,30 

822,— 

7,8 

» 3 

39 

20 

177,45 

672,— 

3,8 

136,50 

726,— 

5,3 

804,— 

6,0 

140,40 

810,— 

5,8 

942,— 

6,7 

105,30 

942,— 

8,9 

„6 

39 

20 

177,45 

816,— 

4,6 

136,50 

888,— 

6,6 

984,— 

7,2 

140,40 

990,— 

7,0 

1 122,— 

7,9 

105,30 

1 122,— 

10,7 

alleinstehend 

52 

26 

236,60 

624,— 

2,6 

182,— 

670,80 

3,6 

741,— 

4,0 

187,20 

748,80 

4,0 

920,40 

4,9 

140,40 

920,40 

6,7 

mit 1 Angehörigen 

52 

26 

236,60 

748,80 

3,1 

182,— 

803,40 

4,4 

889,20 

4,8 

187,20 

897,— 

4,7 

1 068,60 

5,7 

140,40 

1 068,60 

7,6 

3 

52 

26 

236,60 

873,60 

3,6 

182,— 

943,80 

5,1 

1 045,20 

5,7 

187,20 

1 053,— 

5,6 

1 224,60 

6,5 

140,40 

1 224,60 

8,7 

» h „ 

52 

26 

236,60 

1 060,80 

4,4 

182,— 

1 154,40 

6,3 

1 279,20 

7,0 

187,20 

1 287,— 

6,3 

1 458,60 - 

7,7 

140,40 

1 458,60 

10,4 







e) bei 

einem 

Entgelt 

von 116 DM 

WO! 

ehentlich 







alleinstehend 

26 

13 

118,30 

312,— 

2,6 

91 — 

335,40 

3,6 

370.50 

4,0 

120,64 

409,50 

3,4 

553,80 

4,5 

90,48 

553,80 

6,1 

mit 1 Angehörigen 

26 

13 

118,30 

374,40 

3,1 

91,— 

401,70 

4,4 

444,60 

4,8 

120,64 

491,40 

4,0 

635,70 

5,2 

90,48 

635,70 

7,0 

„ 3 ^ „ 

26 

13 

118,30 

436,80 

3,6 

91,— 

471,90 

5,1 

522,60 

5,7 

120,64 

577,20 

4,8 

721,50 

5,9 

90,48 

721,50 

8,0 

„ 6 

26 

13 

118,30 

530,40 

4,4 

91,— 

577,20 

6,3 

639.60 

7,0 

120,64 

705,90 

5,8 

850,20 

7,0 

90,48 

850,20 

9,4 

alleinstehend 

39 

20 

177,45 

480,— 

2,7 

136,50 

516,— 

3,7 

570,— 

4.1 

180,96 

630,— 

3,5 

852,— 

4,7 

135,72 

852,— 

6,3 

mit 1 Angehörigen 

39 

20 

177,45 

576,— 

3,2 

136,50 

618,— 

4,5 

684,— 

5,0 

180,96 

756,— 

4,2 

978,— 

5,4 

135,72 

978,— 

7,2 

„ 3 

39 

20 

177,45 

672,— 

3,8 

136,50 

726,— 

5,3 

804,— 

6,0 

180,96 

888,— 

4,9 

1 110,— 

6,0 

135,72 

1 IIQ — 

8,2 

„ 6 

39 

20 

177,45 

816,— 

4,6 

136,50 

888,— 

6,6 

984,— 

7,2 

180,96 

1 086,— 

6,0 

1 308,— 

7,2 

135,72 

1 308,— 

9,6 

alleinstehend 

52 

26 

236,60 

624,— 

2,6 

182,— 

670,80 

3,6 

741,— 

4,0 

241,28 

819,— 

3.3 

1 107,60 

4,5 

180,96 

1 107,60 

6,1 

mit 1 Angehörigen 

52 

26 

236,60 

748,80 

3,1 

182,— 

803,40 

4,4 

889,20 

4,8 

241,28 

982,80 

4,0 

1 271,40 

5,2 

180,96 

1 271,40 

7,0 

„ 3 

52 

26 

236,60 

873,60 

3,6 

182,— 

943,80 

5,1 

1 045,20 

5,7 

241,28 

1 154,40 

4,8 

1 443 — 

5,9 

180,96 

1 443,— 

8,0 

» 6 

52 

26 

236,60 

1 060,80 

4,4 

182,— 

1 154,40 

6,3 

1 279,20 

7,0 

241,28 

1 411,80 

5,8 

1 700,40 

7,0 

180,96 

1 700,40 

9,4 


1) 6V2 V. H. seit 6. Oktober 1930 

2) Beitragssenkung auf 4 v, H. durch das Soz.Vers.-Anpassungsgesetz vom 27. Juni 1949 

3) Erhöhung der Unterstützung durch Gesetz vom 29. März 1951 

4) Die höhere Beitrags- und Unterstützungsleistung gegenüber Sp. 6 und 9 beruht auf dem Gesetz über die Erhöhung der Einkommengrenzen in der Sozialversiche- 
rung V. 13. August 1952; für die Entgelte 30, — , 50, — und 70, — DM ist eine Veränderung gegenüber dem Stand Sp. 7, 10 und 11 nicht eingetreten. 

5) Erhöhung der Unterstützung durch Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiet der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfür- 
sorge vom 24. August 1953 

6) im Entwurf des Rentenmehrbetragsgesetzes vorgesehene Beitragssenkung auf 3 v. H. 



Übersicht 44 


Versicherte und Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung in Tausend 




1 Beitragszahler zur Arbeitslosenversicherung 


Beitragsfreie 

Versicherte 



Beschäftigte 







insgesamt 
(Sp. 7 u. 8) 


Stichtag 

Arbeiter und 
Angestellte^) 

Voll beitrags- 
zahler 

Halbbeitrags- 

zahler 

insgesamt I 
1 (Sp. 3 u. 4) 

v. H, der Sp. 2 

Rentner®) 

Bergbau 

V. H. der Sp. 2 


(Rentner)®) 

Grundzahl 




Grundzahl 


1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 i 

6 1 

7 1 

8 

9 1 

10 

31, August 1952 

14 956 

10 446 

105 

10 551 

70,5 

44 

633 

677 

4.5 

31. August 1953 

15 544 

11 427 

108 

11 535 

74,2 

keine Angaben 
mehr 

652 

652 

4,2 



Von der Arbeitslosenversicherung Befreite 

Beitragsfreie und 

V ersicherungsf reie 








davon 



i 


(Sp. 9 

U. 12) 

Stichtag 

insgesamt 

V. H. der 
Sp. 2 

§§ 70-729 
(Landwirt- 
schaft) 

V. H. der 
Sp. 2 

V. H. der 
Sp, 12 

§74 

(Lehrlinge 

usw.) 

V. H, der 
Sp. 12 

§ 75 a 1 

(Geringfügig | 
Beschäftigte) | 

V. H. der 
Sp. 12 

Sonstige 

Befreite®) 

i 

V. H. der 
Sp. 12 

insgesamt 

V. H. der 
Sp. 2 

n 1 

~ 12 1 

13 

1 14 i 

15 1 

16 i 

17 ) 

18 1 

19 1 

20 1 

21 1 

22 1 

23 

1 24 

31. August 1952 

1 976 

13,2 

539 

6 

27,3 

1 146 

58,0 

274 

13,9 

17 

0,9 

2 653«) 

17,7 

31. August 1953 

1 703 

11,0 

496 

3,2 

29,1 

941 . 

55,3 

245 

14,4 

21 

1,2 

2 355 

15,2 


1) Die in der Beschäftigten-Statistik erfaßten Beamten lassen sich mangels getrennter Zählung nicht ohne weiteres ausgliedern. Es wurde daher eine geschätzte Zahl 
von 500 000 Beamten in Sp. 2 in Abzug gebracht. 

2) Beitragsfrei für die Arbeitnehmeranteile gern. Sozialversicherungsdirektive Nr. 20 (Brit. Zone). 

3) Beitragsfrei gern. § 14 der VO über Krankenversicherung der Rentner in Verbindung mit § 16 Abs. 2 LAV (in Hessen und Baden-Württemberg einschl. der Personen, 
deren Beitragspflicht gern. § 17 Abs. 2 der VO zur Durchführung der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften der 2. LAV vom 15. Juni 1942 ruht. 

4 ) In Rheinland-Pfalz und Baden- Württemberg einschl. der von der Arbeitslosenversicherungspflicht befreiten Hausgehilfinnen (§ 72 a AVAVG). 

5) §§ 74 b, 74 c, 75, 75 b und 75 c. 

6) Die Statistik (Sp. 3-24) erfaßt nicht die in Sp. 2 enthaltenen nicht beitragzahlenden Kranken (353 T.), sowie die wegen Überschreitens der Jahresverdienstgrenze 
versicherungsfreien Angestellten und andere. Die Zahl dieser „sonstigen“ Nicht beitragszahler unter den beschäftigten Arbeitern und Angestellten beträgt am 
31. August 1952 insgesamt 1 752 Tausend — 11,8 v. H. von Sp. 2 (einschl. der Kranken), am 31. August 1953 insgesamt 1 654 Tausend = 10,6 v. H. von Spalte 2 (einschl. 
der Kranken). 


vgl. Schaubild XIV 
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Beitragssatz, Beitragsaufkommen und Beitragsergiebigkeit Übersicht 45 


Rechnungsjahr 

Beitragssatz 

V. H. 

Beitragszahler 
(in Jahresdurch- 
schnitt in 1000) 

Gesamt- 
aufkommen ln 
Mill. RM/DM 

im Monatsdurchschnitt sind aufgek om men 

Beiträge in 

Mill. RM/DM 

je Beitragszahler 
RM/DM 

je 1 V. H. Beitragssatz 

1 

Beiträge in 

Mill. RM/DM 

je Beitragszahler 
RM/DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


2. Halbjahr 1927 

3,0 

14714 

391,9 

65,3 

4,44 

21„8 

1,48 

1928 

3,0 

15 141 

835,9 

69,7 

4,60 

23,2 

1,53 

1929 

3,09«) 

15 403 

886,0 

73,8 

4,79 

23,9 

1,55 

1930 

4,832) 

13 595 

1 190,3 

99,2 

7,30 

20,5 

1.51 

1931 

6,5 

11 493 

1 283,4 

106,9 

9,31 

16,5 

1,42 

1932 

6.5 

10 102 

992, 2^) 

82,7 

83,9 

8,19 

12,7 

1,26 

1933 

6,5 

10 263 

1 007,33) 

8,18 

12,9 

1,26 

1934 

6,5 

11 323 

1 217,73) 

101,5 

8,96 

15,6 

1,38 

1935 

6,5 

12 021 

1 364,13) 

113,7 

9,46 

17,5 

1,45 

1936 

6.5 

13 057^) 

1 538,6 

128,2 

9,82 

19,7 

1.51 

1937 

6,5 

14195^) 

1 751,0 

145,9 

10,28 

22,4 

1,58 

1938 

6,5 

15 224^) 

1 941,2 

160,1 

10,52 

24,6 

1,62 



( 15 5145a) 





1939 

6,5 

{ 15 4995b) 2 152.2 

lfil045ci 

179,4 

ll,145c) 

27,6 

l,715c) 

1940 

6,5 

\ — f 

2 263,1 

188,6 


29,0 


1941 

6.5 


2 385,7 

198,8 


30,6 


1942 

6,5 


2 171,1 

180,9 


27,8 


1943 

6,5 


2 072,0 

172,7 


26,6 


1944 

6,5 


1 750,0 

145,8 


22,4 


1945 

6,5 


540,1 

45,0 


6,9 


1946 

6.5 


904,4 

75,4 


11,6 


1947 

6,5 


1 072,6 

87,7 


13,5 


1948 

6,5 


329,5 

958,7 

122,0 

101,3 


18,8 

15,6 


1949 

4,632) 


1 148,9 

95,7 


20,7 


1950 

4,0 

30.11.50 9 998 ^ 
28. 2. 51 9 550 

1 098,1 

91,5 

9,36 

22,9 

2,34 



31.8.51 10146 






1951 

4,0 

570?) 

29.2.52 9 508 

1 356,3 

. 6) 

113,0 

10,86 

28,3 

2,72 



540?) 





1952 

4.0 

31.8.52 11055 

28.2.53 10 690 

1 497,3 

124,8 

11,65 

31,2 

2,91 

1. Halbjahr 1953 

4,0 

31.8.53 12 045 

843,7 

140,6 

1 1,86 

35,2 

2,97 


1) Die Angaben beziehen sich für die Rechnungsjahre 1927 bis 1944 auf das jeweilige 
Reichsgebiet, von 1945 bis 1951 auf das Gebiet der Bundesrepublik ohne Berlin 
und ab Redinungsjahr 1952 auf das Gebiet der Bundesrepublik einschließlich 
Berlin. 

2) Der durchschnittliche Beitragssatz ist in den Jahren, in denen Beitragserhöhun- 
gen oder -Senkungen eingetreten sind, unter Berücksichtigung einer gewissen 
Laufzeit der Beiträge von ihrer Fälligkeit bis zum Eingang bei den Landes- 
arbeitsämtern errechnet. 

3) Neben den Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung wurden erhoben als „Abgabe 
zur Arbeitslosenhilfe“ 

im Rechnungsjahr 1932 329,0 Mio RM, 
im Rechnungsjahr 1933 526,7 Mio RM, 


im Rechnungsjahr 1934 262,8 Mio RM, 
im Rechnungsjahr 1 935 0,9 Mio RM, 

zusammen 1 119,4 Mio RM. 

4) aus RArb.Bl. 1939, T. II, S. 22 

5) a) ~ Durchschnitt im Kalenderjahr 1939 

b) im 1. Halbjahr 1939 

c) der Durchschnitt der Beitragszahler für das Rechnungsjahr 1939 dürfte 
noch höher liegen 

6) Ab 1950 wurden die Beitragszahler an 2 Stichtagen im Jahre ausgezählt; 
Angaben ab Rechnungsjahr 1952 elnschl, Berlin. 

7) Beitragszahler in Berlin (geschätzt) 



Übersicht 46 


Die Einnahmen und Ausgaben in der Arbeitslosenversicherung (einschl, Berlin-West) 

Beträge in 1000 DM 



Einnahmen 

Ausgaben 


Rechnungsj ahr 

insgesamt 

Beitrags- 

aufkommen 

insgesamt 

Alu 

KU 

WAF 

davon 

Sofort- 

programm 

1^1 

Förderung 
der Arbeits- 
aufnahme 

Verwaltungs- 
kosten 1) 

Sonstige Aus- 
gaben 

Überschuß 
Sp. 1—3 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1950 2) 

1 149 630 

1 098 069 

880 1573) 
100 v.H. 

584 817 
66,45 v.H. 

20 005 
2,27 v.H. 

50 954 

5,75 v.H. 

— 

13 107 

1,5 v.H. 

193 994 
22,05 v.H. 

4 446 

0,51 v.H. 

+ 269 473 

1951 

1 448 446 

1 356 277 

1 185 137 
100 v.H. 

754 574 
63,67 v.H. 

63 769 
5,38 v.H. 

60 639 

5,11 v.H, 

26 803 

2,26 v.H. 

23 600 

2 v.H. 

250 208«) 
21,11 v.H. 

5 544 

0,47 v.H. 

+ 263 310 

1952 

1 585 857 

1 497 329 

1 397 070 
100 v.H. 

821 038^) 
58,80 v.H. 

79 494^) 
5,68 v.H. 

32616 

2,33 v.H. 

158064 
11,31 v.H. 

12637 

0,90 v.H. 

283 178 
20,27 v.H. 

10 045 

0,71 v.H. 

+ 188 787 

1953 

April bis März 
ohne Nachtrag März 

1 843 442 

1 710 881 

1598379^) 
100 v.H. 

958 3525) 
59,96 v.H. 

53 113") 
3,32 v.H. 

36 488 

2,28 v.H. 

36 169 

2,26 v.H. 

12 382 

0,80 v.H. 

309418 
19,34 v.H. 

192 507^ 
12,04 v.H. 

+ 245 063 


1) Bis Redinungsjahr 1952 sind hier Verwaltungseinnahmen bereits abgesetzt; im Rechnungsjahr 1953 sind die Verwaltungseinnahmen in Sp. 1 erfaßt. Als „Verwal- 
tungskosten“ sind auch die Kosten der Durchführung der Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr stellen Vermittlung erfaßt. 

2) alle Angaben im Rechnungsjahr 1950 ohne Berlin 

3) darunter noch für Leistungen an die Träger der Rentenversicherung: 12 834 (nicht in den Spalten 4 — 10 enthalten) 

4) darunter Krankenversicherungsbeiträge: Rechnungsjahr 1952 Sp. 4: 95 802; Sp. 5; 6 279 

5) darunter Krankenversicherungsbeiträge: Rechnungsjahr 1953 Sp. 4: 93 743, Sp. 5: 4 979 

6) darunter Leistungen an die Träger der Rentenversicherung: 152 

7) darunter 185 Mio DM für Zwecke der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (zugleich Vermögensanlage in Schuldbucheintragungen) 


vgl. Schaubild XVIII 
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Übersicht 47 


Die Ausgaben in der Arbeitslosenfürsorge (einschl. Berlin-West) 
Beträge in 1000 DM 



1 

Ausgaben 

Ausgaben 

abzüglich 

Einnahmen 

(Zuschuß) 

Rechnungsjahr 

i 

Einnahmen 

insgesamt 

Arbeitslosen- 
fürsorge- 
unterstützung ! 

Förderung der 
Arbeitsaufnahme 
und beruflicher 
Bildungs- 
maßnahmen 

davon 

Arbeitsbe- 

schaffungs- 

maßnahmen 

Unterstüt- 
zung und Be- 
ruf sfürsorge 
für Heim- 
kehrer 

Pauschalab- 
geltung der 
Verwaltungs- 
ausgaben 

i 

Teuerungs- 

zulage 

1 

2 

3 

' ^ 

• 5 

6 

7 1 

' 8 

9 

1950 1) 

1 110 

996 958 

871 9513) 

5075 

54 066 

65 505^) 

— 

— 

995 489 

1951 

1 837 

1 233 062 

1 119 8023) 

4 911 

41 514 

21 184^) 

3 4265) 

42 225 

1 231 225 

1952 

2 416 

1 172 379 

1 042 6113) 

5 597 

37 371 

8 605^) 

21 300 

56 896 

1 169 963 

1953 

2 041 

1 138 1542) 

989 9213)3) 

4 400 

57 774 

6 238^) 

60 740 

19 081«) 

1 136 113 


April bis Marz 
ohne Nachtrag 
März 


1) alle Angaben im Rechnungsjahr 1950 ohne Berlin 

2) von diesem Betrag hat die Bundesanstalt 185 Mio DM vorgestreckt, die ihr der Bund durch in das Bundesschuldbuch eingetragene Schuldbuchforderungen 
erstatten wird. 

3) davon Krankenversidierungsbeiträge Rechnungsjahr 1950 98 342 

Rechnungsjahr 1951 125 702 

Redinungsjahr 1952 120 759 

April 1953 bis März 1954 105 887 

4) davon Krankenversicherungsbeiträge Rechnungsjahr 1950 5 690 

Rechnungsjahr 1951 832 

Rechnungsjahr 1952 244 

April 1953 bis März 1954 241 

5) nur in Berlin 

6) weggefallen ab 1. August 1953 vgl. Schaubild XIX 






Der Anteil der Arbeitslosen an den Arbeitnehmern^) 

in den Arbeitsamtsbezirken des Bundesgebietes am 30. September 1949 und 30. September 1953 
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Schaubild Hi 
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Schaubild IV 


Höchst- und Tiefststand der Arbeitslosigkeit in einigen Außenberufen 

im Bundesgebiet 


Ackerbauer, 

Ti er Züchter 
Gartenbauer 

31 . ai 949 Ui I 

2a 2 1950 


I 

31 10 1950 Ui 
31 1 1951 ^ 

50 9 1 951 U I 

29 2 1952 

30 91952 

31 1 1955 

50 91955 I 
Mio Pers 0 Q05 0,i 


Forst-, Jagd - 
und 

FischereiberuPe 

31 101949 
25 2 1950 

31 10 1950 
31 1 1951 

31 1Q1951 

29 2.1952 

31 10.1952 
2a 2.1952 

30 9 1953 ^ , 

0 Q05 


Ste/ngewimer 
u Verarbeiter 
Keramiker 


ßauberufe 


Jnsgesamf 

( Summe der Höchst -und Tiefststände) 




1949 

1950 

1950 

1951 

1951 

1952 

1952 

1953 


1953 
0/6 Mio Pers. 


Schaubild V 


Höchst- und Tiefststand der Arbeitslosigkeit im Bundesgebiet 


3Q 61949 
za 21950 

H 10 1950 
15 1.1951 ^ 


31101951 
15 21952 

31 101952 


15 2 1953 
3Q 91955 
Mio Pers. 0 






1 

1 

1 


x^mm\\\\\\\\w 



muniiii 



\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\>\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\^^^^^ 












jj^mn 



1 

1 

1 

1 

1 



1 

1 


■1 

■ 

■ 

m 



3Q 6.1949 
za 2.1950 

31.101950 
^5. 11951 

31 10 1951 
15 2.1952 

51 IQ 1952 
15 2.1953 

3Q 9 1935 

0 MIO Pers. 
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Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung in den Jahren 1949/50^) 1950/51 und 1951/52 im Bundesgebiet 


Schaubild VI 


IN TSD 



IN TSD 



1960/51 


1951/52 



1949/50 


insgesamt 


1950/51 

Schulentlassene ältere Ratsuchende 


— 750 


-600 


-450 


MitBerufsan- 
wärtern besefitezm 
Offene Stellen tusbUdungssf eilen 

150 



1951/52 

darunter Lehrstellen 


Berichtszelt: fQr die Länder mit Frühjahrs-Schulentlassungen (Schleswig-Holstein, Hamburg. Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Bremen) 1. Juli 1949 bis 30. Juni 1950, für 
die Übrigen Länder (mit späteren Schulentlassungen) das Jahr 1950, für Bayern 1. Oktober 1949 bis 30. September 1950. - Für die späteren Jahre erstreckt sich die Berichterstat- 
tung auf die gleichen Monate. - ‘) Ohne Hessen, da durch Verlegung des Schulentlassungs-Termins in der Berichtszeit keine Schulentlassungen stattfanden. 



Schaubild VII 


Aus dem Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaffung 1951 zugeteilte Mittel nach Art der Maßnahmen und nach Ländern 

Zuteilungen bis einschließlich 30. September 1953 


BBEMEN 

2 


~Ka,i% 

- iw% 

- 3J,3» 

- ijjsr. 





SCHLESWIG -HOLSTEIN y 



•• / K ^ 

• 

: 



NIEOERSACHSEN 




NODODH EIN -WESTFALEN' f 

: .e-- 


HESSEN 
5 V.,. 











RHEINLAND -PFALZ / 
1 / 


BADEN -WÜRTTEMBERG 
3 















MioOM DIE DEN EINZELNEN 



ZEICHENERKLÄRUNG 


Sonstige Arbeiten 


Vorbereitungs- 

arbeiten 

Versorgungs- 

aniogen 

Boden- 

verbesserungen 

Verkehrsbauten 

usw. 


■ 


nm« 


»>•/« BUNDESGEBIET INSGESAMT 
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Schaubiid IX 

Die Hauptunterstützungsempfänger in 
der Arbeitsiosenfürsorge im Bundesgebiet 
am 31. August 1953 


Nach der Dauer des 
Unters tütiungsbezugs 


Nach Aussteuerung aus 
der Alu und ohne 
vorherigen Alu - Bezug 


Nachdem Alter 





unter 52 Wochen 
unterstützt 


■ m i mi über 52 bis 104 

Wodien unterstützt 

■HB Über 104 Wochen 
unterstützt 


noch Aussteuerung 
aus der Alu 


ohne vorherigen 
Alu-Bezug 


cz: 



über 65 Jahre 
60 bis 65 Jahre 
55 bis 60 Jahre 
über 55 Jahre 
45 bis 55 Jahre 
35 bis 45 Jahre 
25 bis 35 Jahre 
21 bis 25 Jahre 


mil bis 21 Jahre 

Schaubild X 


Die über 1 Jahr in der Arbeitsiosenfürsorge unterstützten 
v/eibiichen Arbeitslosen nach dem Grade ihrer Vermittele 
barkeit am 31. Januar 1952 


Die über 1 Jahr in der Arbeitslosenfürsorge unterstützten 
und beschränkt vermittelbaren weiblichen Arbeitslosen 
waren beschränkt vermittelbar infolge 





Aiters über 40 Jahre 
körperlicher Behin- 
derung 

Erwerbsentwöhnung u. 
Erwerbsungewohntheit 
Geringer beruflicher 
Leistungsfähigkeit 



häuslicher Bindung 
ungünstiger Wohnlage 


asozialen Verhaltens u. 
chrakterlicher Mängel 


I • J mangelnden Arbeits- 
willens 

I I Schwangerschaft 
sonstiger Gründe 
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Schaubild XI 


Die Kurzarbeiter im Bundesgebiet in einigen ausgewählten Wirtschaftszweigen bzw. -gruppen seit dem 31. Dezember 1950 



Eisen- und Metallgewerbe, Eisen-, Stahl- und Metaliwarenhersteliung, Maschinen-, Stahl- und Fahrzeugbau, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik. 
Wegen Umstellung des Stichtages im Juli nicht ausgezählt. 



Schaubild XM 


Das Verhältnis des Arbeitslosengeldes 

zum Brutto- und zum Nettoarbeitsentgelt bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt 


100 v.H. 


^ 0 . 

60. 

70 _ 

60. 

50 , 

^ 0 . 

30. 

za 

10 _ 


bei 


VEKHALTNIS ZUM 

NETT0AR.BEIT5ENTCELT B R.U TT O AHbET5 E ntc ELT 



Fomi lienzuschlögen 



Schaubild XIM 

Das Verhältnis der Arbeitslosengeldsätze zum Brutto- und zum Nettoarbeitsentgelt 

bei einer Familie mit 2 Kindern 



mn ©©©0© 

Ve/iiitMs der Arbeitslosengekisahe VerhälfnisdgrArb&tslosenge/dioUe Verhältnis der ArbeihlosenqeJdsähe 

(ohne Beiträge lurKronkenxersIchen/ng) (eimchl. dtrBHrögeu^BrankenetrsKherung) (ofeie Beifroge znr tOvnkemenskherttag) 
zum Nettoarbeihentgett iim Brütfoarbeilsentgelt zum druttoorbeikentgeft 
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Versicherte und Beitragszahler^) in der Arbeitslosenversicherung 

sowie die nicht arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigten^) 


Schaubild XIV 



Schaubild XV 

Lebenshaltungskosten, Lohnindex und Index der Arbeitslosenunterstützung in der Bundesrepublik Deutschland 

1938 =100 
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Schaubild XVII 


Entwicklung der Alusätze 

bei einem Entgelt (§ 105) von 70 RM/DM wöchentlich 



Haupt- erster zweiter dritter vierter fünfter 

öetrag Zuschlag Zuschlag Zuschlag Zuschlag Zuschlag 

Soweit die A/u Satze nacnO/tsi^iassen gestaffeit ^vaien ,sina d.s emsprecnenjer de- agt ac -hcurgsiei. 
Onskiaf/e oeru(k$-ritrigt ^ib.7? Arce isentgcitiorutto) 
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Die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung 

im Rechnungsjahr 1952 — Bundesgebiet und Berlin (West) — (1 397 070 000 DM) 


Schaubild XVIII 



Verwaltung = VerwaltungsauS’ 
gaben einschl. der Kosten der 
Arbeitsvermittlung, Berufsbera- 
tung und Lehrstellenvermittiung, 
sowie der Kosten für die Durch- 
führung der Arbeitslosenfür- 
sorge “ 20,5 V. H. 


Sofortprogramm 1951 
= 11,3 V. H. 


Beitrag für die Krankenversiche- 
rung der Empfänger von Ar- 
beitslosenunterstützung und 
Kurzarbeiterunterstützung 
- 7,3 V. H. 


Kurzarbeiterunterstützung 
= 5,2 V. H. 


tVrbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
= 2,3 V. H. 


Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme = 0,9 v. H. 


Vergütungen an die Kranken- 
kassen als Einzugsstellen 
- 0,5 V. H. 


Die Ausgaben der Arbeitslosenfürsorge 

im Rechnungsjahr 1952 — Bundesgebiet und Berlin (West) — (1 172 379 000 DM) 


Schaubild XIX 



Beitrag für die Krankenversiche- 
rung der Empfänger von Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung 
= 10,3 V. H. 


Darlehen und Zuschüsse für Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen 
= 3,2 V. H. 


Verwaltungskosten = 1,8 v. H. 


Unterstützung und Berufsfürsor- 
ge für Heimkehrer — 0,7 v. H. 


Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme = 0,5 v. H. 
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Anlage B 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1 . 

1. Allgemeine Stellungnahme 

Der Entwurf ist gesetzestechnisch in der Weise 
umzuarbeiten, daß das AVAVG nicht novel- 
liert, sondern neu und zusammenhängend ge- 
faßt wird. 

Mit Ausnahme des bisherigen Siebenten Ab- 
schnitts des AVAVG sollen nach dem Ent- 
wurf in seiner jetzigen Fassung alle Ab- 
schnitte des AVAVG (abgesehen vom Ersten 
Abschnitt, der aus dem Gesetz über die Bun- 
desanstalt übernommen werden soll) in vol- 
lem Umfang neu gefaßt werden. Auch im 
Siebenten Abschnitt werden jedoch nahezu 
alle Vorschriften geändert. Es erscheint des- 
halb gesetzestedinisch besser, den Siebenten 
Abschnitt des AVAVG ebenso wie die an- 
deren Abschnitte zusammenhängend neu zu 
fassen. Dabei wäre klarzustellen, daß § 212 
AVAVG nicht mehr zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ermächtigt. 

Wird das AVAVG vom Zweiten Abschnitt ab 
neu gefaßt, so sollte auch die Paragraphen- 
folge sogleich geordnet werden. 

Die Änderungen der RVO sollten in einen 
besonderen Abschnitt aufgenommen werden 
und nicht mehr im Text des AVAVG er- 
scheinen. 

2. Entschließung 

Der vorliegende Gesetzentwurf versucht 
durch Rechtsangleichung die Neuordnung der 
sozialen Leistungen zu erleichtern. Darüber 
hinaus bringt er eine Reihe nicht unwesent- 
licher Abänderungen und Erweiterungen des 
geltenden Rechts. Die Vorschriften des Kin- 
dergeldgesetzes und des Schwarzarbeitsge- 
setzes wurden im Entwurf noch nicht be- 
rücksichtigt. 


Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß 
bei dem eigentlichen Gesetzgebungswerk zur 
Neuordnung der sozialen Leistungen Zeiten 
der Arbeitslosigkeit als altersrentensteigernd 
gesichert werden. 

II. 

A. Grundsatzfragen 

1. Zu §§ 53 Abs. 1 Satz 2, 61 Satz 2, 66 
Abs. 4 

Die in §§ 53 Abs. 1 Satz 2, 61 Satz 2 
und 66 Äbs. 4 vorgesehenen Ermächtigun- 
gen des Verwaltungsrates der Bundesan- 
stalt zum Erlaß der dort genannten Be- 
stimmungen sind unzulässig. Diese Be- 
stimmungen können nur durch Rechtsver- 
ordnungen getroffen werden. Die Ermäch- 
tigung zum Erlaß dieser Rechtsverord- 
nungen ist dem BMA zu erteilen, wobei 
die Befugnis zur Subdelegation vorge- 
sehen werden sollte. Im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren ist zu prüfen, ob eine 
Delegation auf Organe der Bundesanstalt 
zulässig ist. 

2. Zu § 67 Abs. 1 

Die dem BMA in § 67 Abs. 1 erteilte Er- 
mächtigung ist hinsichtlich ihres Zwecks 
nicht hinreichend konkretisiert (Art. 80 
Abs. 1 GG). 

3. Zu § 67 Abs. 2 

Die in § 67 Abs. 2 dem Verwaltungsrat 
erteilte Ermächtigung zum Erlaß von Vor- 
schriften über die Gebührenerhebung ist 
unzulässig. Diese Vorschriften können nur 
als Rechtsverordnunig erlasfsen werden. 
Die Ermächtigung zum Erlaß der ent- 
sprechenden Rechtsverordnungen ist dem 
BMA zu erteilen, wobei die Befugnis zur 
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Subdelegation vorgesehen werden sollte. 
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist 
zu prüfen, ob eine Delegation auf Organe 
der Bundesanstalt zulässig ist. 

4. Zu § 93 Abs. 2 letzter Satz 

§ 93 Abs. 2 letzter Satz sollte klarer ge- 
faßt werden. Es sollte deutlicher zum 
Ausdruck gebracht werden, an Vorschrif- 
ten welchen Inhalts gedacht ist und in 
welcher Form sie zu erlassen sind. 

5. Zu § 116 g Abs. 1 

Die Ermächtigung des § 116 g Abs. 1 
letzter Satz ist unzulässig. Die Festsetzung 
einheitlicher Pauschbeträge für die Ab- 
züge kann nur durch Rechtsverordnung 
geregelt werden. Die Ermächtigung zum 
Erlaß entsprechender Rechtsverordnungen 
ist dem BMA zu erteilen. Im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren ist zu prüfen, ob 
eine Delegation auf Organe der Bundes- 
anstalt zulässig ist. 

6. Zu § 130 c Abs. 1 

Die in § 130 c Abs. 1 dem Verwaltungs- 
rat erteilten Ermächtigungen zum Erlaß 
von Bestimmungen über die Gewährung 
von Kurzarbeitergeld sind unzulässig. 
Diese Bestimmungen können nur durch 
Rechtsverordnung getroffen werden. Die 
Ermächtigung zum Erlaß der entspre- 
chenden Rechtsverordnungen ist dem BMA 
zu erteilen, wobei die Befugnis zur Sub- 
delegation vorgesehen werden sollte. Im 
weiteren Gesetzgebungs verfahren ist zu 
prüfen, ob eine Delegation auf Organe 
der Bundesanstalt zulässig ist. 

7. Zu §§ 140 a Abs. 6, 186 Abs. 5 

Die Ermächtigung in §§ 140 a Abs. 6 und 
186 Abs. 5 ist nicht hinreichend konkreti- 
siert (Art. 80 Abs. 1 GG). 

8. Zu §§ 173 Abs. 2 und 175 Abs. 1 Satz 2 
Die in § 173 Abs. 2 und § 175 Abs. 1 
Satz 2 vorgesehenen Ermächtigungen des 
Verwaltungsrates zum Erlaß von Bestim- 
mungen über die Meldepflicht und die 
Auszahlungszeiträume sind unzulässig. 
Diese Bestimmungen können nur durch 
Rechtsverordnung getroffen werden. Die 
Ermächtigung zum Erlaß der entsprechen- 
den Rechtsverordnungen ist dem BMA zu 
erteilen und muß den Anforderungen des 
Art. 80 Abs. 1 GG genügen. Die Befugnis 
zur Subdelegation sollte vorgesehen wer- 


den. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
ist zu prüfen, ob eine Delegation auf Or- 
gane cfer Bundesanstalt zulässig ist. 

9. Zu § 199 Abs. 2 

Die in § 199 Abs. 2 vorgesehene Ermäch- 
tigung des Verwaltungsrates zum Erlaß 
von Vorschriften über die Erhebung von 
Gebühren für die ersatzweise Ausstellung 
von Meldekarten ist unzulässig. Diese 
Vorschriften können nur als Rechtsver- 
ordnung erlassen werden. Die Ermächti- 
gung zum Erlaß der entsprechenden 
Rechtsverordnungen ist dem BMA zu er- 
teilen, wobei die Befugnis zur Subdele- 
gation vorgesehen werden sollte. Im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren ist zu prü- 
fen, ob eine Delegation auf Organe der 
Bundesanstalt zulässig ist. 

10. Zu §§ 65 Abs. 2, 119 Abs. 1, 130 h 
Abs. 2, 140 a Abs. 6 und 147 

In den genannten Paragraphen ist jeweils 
ausdrücklich die Bestimmung aufzunehmen, 
daß die Rechtsverordnungen mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassen sind. 

Begründung 

Die Aufnahme dient der Klarstellung 
(Art. 80 Abs. 2 GG). 

11. Zu §§ 129 Abs. 2 Nr. 7, 219 b 

a) In § 129 Abs. 2 Nr. 7 wird dem Abs. 2 
des § 896 RVO folgender neuer Satz 3 
angefügt: 

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. ‘‘ 

b) In § 219 b wird das Zitat „§ 129 Abs. 2 
Nr. 7“ gestrichen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

B. Empfehlungen zu Einzelbestimmungen 
l.§ 49 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 
„Arbeitsvermittlung und Berufsberatung 
dürfen nur von der Bundesanstalt . . .“ 

Begründung 

Mit der Änderung wird § 49 auf § 1 des 
Gesetzes über die Errichtung einer Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 10. März 1952 
abgestimmt. 
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2. In § 50 Abs. 1 

sind die Worte „unbeschadet des § 54 
Abs. 1 Satz 2“ zu streichen. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

3. In § 53 Abs. 1 

sind die Worte „einer öffentlichen Berufs- 
vertretung oder" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich, da einer 
öffentlichen Berufsvertretung (z. B. In- 
dustrie- und Handelskammer, Landwirt- 
schaf tskammer) durch das AVAVG keine 
Funktion eines Arbeitgebers oder Arbeit- 
geberverbandes übertragen werden kann. 

4. § 59 

ist zu streichen. 

Begründung 

Es werden z. Z. auf Grund verschiedener 
esetzlicher Bestimmungen Ausbildungs- 
eihilfen gezahlt, u. a. auf Grund des 
AVAVG, des Bundesentschädigungsge- 
setzes, des Bundesevakuiertengesetzes, des 
Heimkehrergesetzes, des Lastenausgleichs- 
gesetzes, in der Kriegsopferversorgung und 
in der öffentlichen Fürsorge. 

Eine ausreichende Abstimmung der Vor- 
aussetzungen und Höhe der verschiedenen 
Ausbildungsbeihilfen ist notwendig und 
dringend. Es ist aber nicht vertretbar, 
einem der Leistungsträger, und zwar der 
Berufsberatung der Arbeitsämter, durch 
den § 59 entsprechende Befugnisse zu 
übertragen. 

5. In § 60 Abs. 2 

sind die Worte „der anfordernde Betrieb 
im wesentlichen entsprechenden Bestre- 
bungen dient und" zu streichen. Das Wort 
„diese“ ist durch das Wort „die" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Der Begriff „entsprechende Bestrebungen" 
unterliegt mit Recht erheblichen Beden- 
ken. Der Zweck der Bestimmung wird mit 
der geänderten Fassung ebenso gut er- 
reicht. 

6. In § 61 

sind die Sätze 2 und 3 zu streichen. 


Begründung 

Die Sätze 2 und 3 stehen im Widerspruch 
zu Satz 1. Für eine unentgeltlich ausge- 
übte Arbeitsvermittlung usw. können auch 
keine Gebühren für überdurchschnittliche 
Aufwendungfen erhoben werden. 

7. § 62 

ist zu streichen. 

Begründung 

Satz 2 betrifft eine organisatorische Re- 
gelung, die der Bundesanstalt überlassen 
bleiben muß. Bei Streichung von Satz 2 
ist Satz 1 entbehrlich, da er einen sozialen 
Grundsatz enthält. 

8. In § 65 Abs. 2 

sind nach den Worten „nach Anhörung 
des Verwaltungsrates“ die Worte „und 
der Spitzenverbände der Träger der Kran- 
kenversicherung" einzufügen. 

Begründung 

Durch die Rechtsverordnung wird die 
Verwaltung der Krankenkassen einschnei- 
dend berührt. 

9. § 66 Abs. 5 

ist zu streichen. 

Begründung 

Ein Hinweis auf das in seiner Wirkung 
zeitlich begrenzte Bundesgesetz vom 9. Juli 
1954 ist entbehrlich. 

10. § 69 a 

erhält folgende Fassung: 

„§ 69 a 

Versicherungsfrei ist eine Beschäfti- 
gung von Personen, die das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet haben, für die 
Zeit, für die ihnen eine Rente aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
zuerkannt ist." 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Änderung wird 
bewirkt, daß sowohl die Vollendung des 
65. Lebensjahres als auch die Zuerken- 
nung einer Rente aus der Rentenversiche- 
rung Voraussetzung für die Versicherungs- 
freiheit ist. Die Erfüllung einer der beiden 
Voraussetzungen allein rechtfertigt nicht 
die Versagung des Versicherungsschutzes. 
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ILZu § 69b 

Die Bestimmung ist in der jetzigen Fas- 
sung unbefriedigend und praktisch schwer 
durchführbar. Eine nach § 69 b erforder- 
liche Feststellung müßte im übrigen durch 
das Arbeitsamt erfolgen. Es bleibt Vor- 
behalten, auf diese Frage im 2. Durchgang 
zurückzukommen. 

12. § 70 a Abs. 1 Satz 2 
ist zu streichen. 

Begründung 

Es trifft nicht für alle Länder zu, daß die 
einzelnen Arbeitsverhältnisse in der Land- 
wirtschaft in der Zeit vom 1. Januar bis 
15. Februar in der Fiauptsache begonnen 
und beendet werden. 

13. Zu § 72 Abs. 2 

a) In Nr. 2 werden die Worte „sowie 
Wanderschäferei“ angefügt. 

b) Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Gartenbau, Binnenfischerei und 
Teichwirtschaft, soweit sie nicht 
nach steuerrechtlichen Bestimmun- 
gen als Gewerbe gelten.“ 

Begründung 

Die Wanderschäferei sowie die Fische- 
rei- und Teichwirtschaft gehören eben- 
so wie die übrigen in Abs. 2 aufgeführ- 
ten Betriebe zu den landwirtschaftlichen 
Betrieben. 

14. Zu § 75 a 

Die Beträge in Abs. 2 Nr. 2 sind durch 
Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Arbeit festzusetzen und möglichst auf § 168 
der 'Reichs Versicherungsordnung abzu- 
stellen. 

15. Zu § 75 c Abs. 1 Nr. 2 

Es ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Der Bundesminister für Arbeit kann 
Richtlinien erlassen, was als überwiegen- 
der Teil des Verdienstes aus der Tätigkeit 
als Zwischenmeister anzusehen ist.“ 

Begründung 

Zur praktischen Durchführung der Vor- 
schrift des § 75 c Abs. 1 Nr. 2 erscheint 
es notwendig, den überwiegenden Teil 
des Verdienstes nicht im Einzelfall zu er- 
mitteln, sondern die Entscheidung nach 
allgemeinen Gesichtspunkten, z. B. nach 
der Zahl der Beschäftigten oder nach 
einem bestimmten Betrag zu treffen. 


16. § 87 Abs. 2 
ist zu streichen. 

Begründung 

Nach der Fassung der Regierungsvorlage 
zu § 69 a ist Versicherungsfreiheit für alle 
Sozialversicherungsrentner festgelegt.Durch 
die vorgesehene Änderung des § 69 a be- 
steht diese Versicherungsfreiheit nur noch 
für die über 65 Jahre alten Rentner. 

In der Knappschaftsversicherung ist mit 
einer großen Zahl von Frührentnern zu 
rechnen. Ein großer Teil der Knapp- 
schaftsrentner nimmt Arbeit in Wirt- 
schaftszweigen auf, die nicht der Bei- 
tragsfreiheit des Bergbaues unterliegt. Die- 
ser Teil der Knappschaftsrentner wird da- 
mit beitragspflichtig. § 87 Abs. 2 schließt 
diesen Personenkreis trotz der Beitrags- 
pflicht vom Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld aus. Diese Lösung kann nicht als ge- 
recht angesehen werden. 

17. Zu § 87 a 

a) In Abs. 1 letzter Satzteil und in Abs. 2 
Satz 1 ist „(§ 103 Abs. 2)“ durch 
„(§ 74 c)“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es erscheint sinnvoll, eine Beziehung zu 
§ 74 c herzustellen, zumal die Versiche- 
rungsbefreiung dort nach der Begrün- 
dung davon ausgeht, daß es sich um Be- 
schäftigungen handelt, die überwiegend 
durch Familienbindungen bestimmt sind. 

b) In Abs. 3 Satz 2 sind die Worte „höhe- 
res Einkommen als 18 Deutsche Mark 
wöchentlich oder 78 Deutsche Mark 
monatlich“ durch die Worte „über die 
Grenzen des § 75 a Abs. 2 hinausgehen- 
des Einkommen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus dem Be- 
schluß zu § 75 a Abs. 2 Nr. 2. 

1 8. In § 88 Abs. 3 

sind die Worte „sechsundzwanzig Wochen“ 
durch die Worte „dreizehn Wochen“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Der Beschluß entspricht den besonderen 
Verhältnissen in der Heimarbeit, Es 
scheint zweckmäßig, die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Arbeitslosengeld 
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In diesem Falle zu mildern, hingegen die 
Gewährung von Arbeitslosenhilfe auszu- 
schließen, 

19. Zu § 89 

Es ist durch Änderung der Reichsversiche- 
rungsordnung zu klären, von welcher Seite 
die Wöchnerin eine Leistung erhält. 

Der Bundesrat erwartet bis zum 2. Durch- 
gang eine Vorlage der Bundesregierung, 
die diese Lücke schließt. 

20. In den §§ 90, 92, 93, 93a 

Ist das Wort „sechsunddreißig“ durch das 
Wort „vierundzwanzig“ zu ersetzen. 

Begründung 

Eine Notwendigkeit für die Verlängerung 
der bisher vierwöchigen Sperrfrist auf 
36 Tage kann nicht anerkannt werden. 

21. In § 93 Abs. 1 Zeile 3 

ist das Wort „leichtfertig“ zu streichen. 

Begründung 

Das Wort „leichtfertig“ ist entbehrlich, 
da die Aufgabe eines Arbeitsplatzes aus 
wichtigen oder berechtigten Gründen nicht 
leichtfertig erfolgt. 

22. In § 93 a vorletzte Zeile 

ist das Wort „zweiundsiebzig“ durch das 
Wort „achtundvierzig“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Beschluß ergibt sich aus der Herab- 
setzung der normalen Sperrfrist auf 
24 Tage. 

23. § 93 b 

erhält folgende Fassung: 

4 93 b 

(1) Die Sperrfrist beginnt mit dem 
Tage, den die zuständige Stelle bezeichnet; 
bezeichnet werden darf kein früherer Tag 
als der, an dem der Arbeitslose zur Ver- 
hängung der Sperrfrist Anlaß gegeben hat, 
und kein späterer Tag als der, an dem die 
Sperrfrist verhängt wird. Läuft zu Beginn 
der Sperrfrist bereits eine andere Sperr- 
frist, so beginnt die neue Sperrfrist mit 
dem ersten Tage, für den nach Ablauf der 
alten Sperrfrist ein Anspruch auf Arbeits- 
losenunterstützung bestände. 

(2) Die Sperrfrist läuft nur an Tagen, 
für die der Arbeitslose sonst Arbeitslosen- 
unterstützung erhalten würde und für die 


er seiner Meldepflicht genügt (§ 173). 
Durch je drei Arbeitstage einer versiche- 
rungspflichtigen oder nach den §§ 70, 70 a, 
75 oder dem § 208 Abs. 3 versicherungs- 
freien Beschäftigung wird ein Sperrtag 
abgegolten. Dies gilt auch für Beschäfti- 
gungen, die vor der Verhängung der 
Sperrfrist, aber nach dem Ereignis, das 
Anlaß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, ausgeübt worden sind. Dies 
gilt ferner für Beschäftigungen, die nach 
§ 75 a versicherungsfrei sind, es sei denn, 
daß der Beschäftigte während dieser Zeit 
nach § 87 a Abs. 2 als arbeitslos gilt. 

(3) Die Sperrfrist ist nicht mehr zu ver- 
hängen, wenn der Arbeitslose seit dem Er- 
eignis, das Anlaß zur Verhängung einer 
Sperrfrist gegeben hat, mindestens 
sechsundzwanzig Wochen eine nicht nur 
geringfügige Beschäftigung im Sinne des 
§ 75 a Abs. 2 ausgeübt hat oder wenn seit- 
dem zwölf Monate verstrichen sind. 

(4) Die Sperrfrist endet spätestens 
zwölf Monate nach ihrem Beginn.“ 

Begründung 

Es werden Schwierigkeiten in der An- 
wendung des neuen § 93 b Abs. 1, 2 
und 3 Satz 1 befürchtet; den in der Praxis 
bewährten entsprechenden Bestimmungen 
des § 93 b alter Fassung (Abs. 1 und 2 
Satz 1) wird daher der Vorzug gegeben. 

Die Streichung der Worte „die mindestens 
zwei zusammenhängende Wochen gedauert 
hat“ (Abs. 3 Satz 1 der Regierungsvor- 
lage) ist erforderlich, da ein Abarbeiten 
von Sperrfrist in vielen Tätigkeiten sonst 
nicht möglich ist. 

24. § 94 Abs. 3 

erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist die Arbeitslosigkeit durch Streik 
oder Aussperrung mittelbar verursacht, 
Insbesondere durch Streik oder Aussper- 
rung außerhalb des Betriebes, des Berufs- 
kreises oder des Arbeits- oder Wohnortes 
des Arbeitslosen, so Ist Arbeitslosengeld 
beim Vorliegen der sonstigen Vorausset- 
zungen zu gewähren, wenn die Verweige- 
rung eine unbillige Härte wäre.“ 

Begründung 

Die Begründung auf S. 124 des Regierungs- 
entwurfs („entspricht im wesentlichen dem 
§ 94 AVAVG“) entspricht nicht den Tat- 
sachen. Die Beibehaltung der „Ist“-Vor- 
schrift wird für erforderlich gehalten. 
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25. In § 95 Abs. 2 Satz 2 

sind nach dem Wort „ Zeiten ‘‘ die Worte 
„einer Krankheit und" einzusetzen. 

Begründung 

Der unverschuldet für längere Zeit Er- 
krankte muß vor dem Verlust der An- 
wartschaft bewahrt werden. 

26. In § 99 Abs. 4 

sind die Worte „Nr. 1 oder 2" und das 
Wort „diese“ zu streichen; die Worte 
„hundertsechsundfünfzig Tage“ sind durch 
die Worte „dreihundertundzwölf Tage“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die willkürliche Beschränkung der Über- 
tragung höherer Ansprüche nach der Vor- 
lage würde zu unbilligen Härten führen 
und überdies den Anreiz zur Arbeitsauf- 
nahme vermindern. 

27. Zu § 100 

a) In Nr. 1 ist vor die Zahl „114“ das 
Wort „und“ zu setzen und nach der 
Zahl „114“ sind die Worte „und 115“ 
zu streichen. 

Begründung 

Die Versagung der Leistungen auf 
Grund des § 115 schließt den Ablauf 
der Bezugsdauer aus. 

b) In Nr. 4 ist Satz 2 zu streichen. An 
seine Stelle tritt ein neuer Abs. 2 fol- 
gender Fassung: 

„(2) In begründeten Fällen kann das 
Arbeitsamt Ausnahmen von Absatz 1 
Nr. 3 und 4 zulassen.“ 

Begründung 

Die Ausnahmemöglichkeit muß auch 
für den Fall gelten, daß die Abmeldung 
nach § 176 a unterblieben ist. 

28. Zu§ 103 Abs. 4 

wird nach Satz 2 folgender Halbsatz an- 
gefügt: der Vater wird in diesem Fall 

in Höhe des Familienzuschlags von seiner 
Unterhaltspflicht befreit.“. 

Begründung 

Es muß ausgeschlossen werden, daß der 
Unterhaltsanspruch des Kindes gegen den 
Vater nach § 1709 Abs. 2 BGB auf die 
Mutter übergeht, soweit diese dem Kind 
mit dem Familienzuschlag Unterhalt ge- 
währt. 


29. Zu § 105 Abs. 6 

wird eine Überprüfung der Verbesserung 
der Unterstützungssätze im Hinblick auf 
das kommende Kindergeldanpassungs- 
gesetz für erforderlich gehalten. Entspre- 
chendes gilt für die Tabellensätze der 
Arbeitslosenhilfe (§ 141 d Abs. 1 Buch- 
stabe a). 

30. In § 110 Abs. 3 Satz 2 

ist das Wort „vier“ durch das Wort „drei“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Der Fortfall der Wartezeit schon bei drei 
zuschlagsberechtigten Angehörigen ent- 
spricht dem Unvermögen des Arbeitslosen, 
die Wartezeit mit eigenen Mitteln zu über- 
brücken. 

31. In § 112 Abs. 1 Satz 1 

ist der Betrag von „6“ auf „9“ Deutsche 
Mark und von „8“ auf „12“ Deutsche 
Mark zu erhöhen. 

Begründung 

Die Erhöhung der festen Freibeträge ent- 
spricht den Veränderungen der Lebens- 
haltungskosten in den letzten drei Jahren. 

32. Zu §113 

a) Abs. 1 Nr. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Abfindungen und Entschädigungen 
stellen in erster Linie ein soziales 
Schadensgeld für den Verlust des 
Arbeitsplatzes dar. Damit verträgt sich 
die Hinausschiebung des Bezuges von 
Arbeitslosengeld nicht. Die gegenwär- 
tige Regelung, die der Entwurf im 
wesentlichen wieder aufnehmen will, 
hat zu vielen Beschwerden und Reibun- 
gen geführt. 

b) Abs. 2 letzter Satz Ist zu streichen. 
Begründung 

Die Leistung von Krankenversiche- 
rungsbeiträgen ist nicht auf die Ver- 
zögerung der Leistung des Arbeit- 
gebers, sondern auf die ersatzweise Ge- 
währung des Arbeitslosengeldes zu- 
rückzuführen und von dem Arbeit- 
geber nicht ZU vertreten. 

33. § 113 a 

ist zu streichen. 
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Begründung 

Es bestehen große Bedenken dagegen, dem 
Arbeitsamt die Entscheidung darüber zu 
überlassen, ob ein Anspruch aus dem 
Arbeitsverhältnis ohne triftigen Grund 
aufgegeben wurde. Außerdem ergibt sich 
die Streichung aus der Streichung des § 113 
Abs. 1 Nr. 2. 

34. § 116 c 

erhält folgende Fassung: 

„§ 116 c 

Unständig beschäftigte Hafenarbeiter, 
die sich zur täglichen, im Bedarfsfall zur 
täglich mehrmaligen Meldung beim 
Arbeitsamt verpflichtet haben, um Hafen- 
arbeit zu erlangen, und im Besitz einer 
Hafenarbeitskarte sind, haben einen An- 
spruch auf Arbeitslosenunterstützung für 
unbegrenzte Zeit." 

Begründung 

Der ungestörte Ablauf * des Hafen- 
umschlages ist über den Betrieb eines 
Hafens hinaus für große Teile der Volks- 
wirtschaft von hervorragender Bedeutung. 
Für die wechselnden, im voraus nicht be- 
stimmbaren Anforderungen des Hafens, 
die durch die verschiedenen Schiffs- 
ankünfte auftreten, ist ein ständig verfüg- 
barer Stamm an für Hafenarbeit geeigne- 
ten Arbeitskräften unerläßlich. Diesem 
Bedürfnis tragen einmal die Hafeneinzel- 
betriebe durch ihre ständigen, festeinge- 
stellten Hafenarbeiter (Hafeneinzel- 
betriebsarbeiter) Rechnung. Darüber hin- 
aus halten die Gesamthafenbetriebe einen 
Stamm von weiteren Arbeitskräften (Ge- 
samthafenarbeiter), die bei nicht ausrei- 
chender Beschäftigungsmöglichkeit auf 
Grund eines Garantielohnabkommens 
volles Entgelt erhalten, daher auch nicht 
vorübergehend arbeitslos werden und in- 
folgedessen die Arbeitslosenversicherung 
entlasten. 

Außerdem ist es aber notwendig, eine wei- 
tere Zahl von mit Hafenarbeit vertrauten 
Arbeitskräften ständig verfügbar zu 
haben. Dies erfordert eine tägliche, in den 
großen Häfen täglich mehrmalige Mel- 
dung der unständig beschäftigten Hafen- 
arbeiter, die damit im Verhältnis zu den 
übrigen Arbeitslosen erheblich erhöhte 
Meldepflichten zu erfüllen haben. Die un- 
ständig beschäftigten Hafenarbeiter befin- 
den sich damit in ständiger Arbeitsbereit- 


schaft, aus der ihnen zusätzliche Unkosten 
entstehen (Kaltverpflegung für eine 
Schicht, Fahrtkosten und dgl.). Diese 
Erhöhten Meldepflichten und Mehrauf- 
wendungen gegenüber den übrigen 
Arbeitslosen rechtfertigen eine Sonder- 
regelung für diesen Personenkreis, zumal 
bei Berechnung des Arbeitslosengeldes 
nach § 116 d des Entwurfs nur das Arbeits- 
entgelt für fünf Schichten zugrunde gelegt 
wird, selbst wenn vorher ein höherer Ver- 
dienst erzielt wurde. 

Die Sonderregelung ist auch deshalb ver- 
tretbar, weil das Beitragsaufkommen zur 
Arbeitslosenversicherung der Gesamt- 
ihafenarbeiter, das nur den Garantielei- 
stungen der Gesamthafenbetriebe zu ver- 
danken ist, nach den bisherigen Erfahrun- 
gen die Aufwendungen übersteigt, die von 
den Arbeitsämtern für die unständig be- 
schäftigten Hafenarbeiter aufgewendet 
werden, auch wenn diese nicht ausgesteuert 
werden können. 

35. § 117 

In Satz 1 Ist das Wort „werden" durch 
das Wort „sind“, und in Satz 2 Ist das 

i Wort »Reichsversicherungsordnung" 
durch die Worte „gesetzlichen Kranken- 
versicherung" zu ersetzen. 

Begründung 

Das Wort „werden" könnte zu der Aus- 
legung führen, daß die Krankenversiche- 
rung nicht nur von dem Bezug des Arbeits- 
losengeldes, sondern auch von Verwal- 
tungsmaßnahmen abhängig Ist (z. B. Mel- 
dungen). Das auch Im bisherigen Gesetz 
verwandte Wort „sind" schließt den Zwei- 
fel aus. 

Der Hinweis auf die Vorschriften der 
RVO Ist begrenzt. Das Recht der Kran- 
kenversicherung Ist nicht nur In der 
Reichsversicherungsordnung, sondern auch 
In vielen anderen Gesetzen und Verord- 
nungen geregelt. Außerdem müssen die 
für die Ersatzkassen und die für die 
Knappschaften neben der Reichsversiche- 
rungsordnung bestehenden Vorschriften 
einbezogen werden. Dem trägt die Ände- 
rung Rechnung. 

36. In § 119 Abs. 1 

sind nach dem Wort „Berechnungsgrund- 
lage" die Worte „in Vomhundertsätzen 
des wöchentlichen Arbeitslosengeldes" 
einzufügen. 
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Begründung 

Die Konkretisierung der Ermächtigung ist 
nach dem Grundgesetz (Art. 80 Abs. 1) 
erforderlich. 

37. §120 Abs. 1 Satz 2 

ist zu streichen. 

Entsprechend sind auch im § 128 Abs. 3 
die Worte „vom ersten Tage der Arbeits- 
unfähigkeit an“ zu streichen. 

Begründung 

Durch die Fassung des Regierungsentwurfs 
würde eine Sonderregelung für eine Ver- 
sichertengruppe geschaffen, für die das 
in der Krankenversicherung herrschende 
Prinzip durchbrochen werden müßte. 
Nach § 182 RVO wird Krankengeld vom 
vierten Tage der Arbeitsunfähigkeit an 
gewährt; eine gleiche Regelung ist im Bun- 
desversorgungsgesetz und im Heimkehrer- 
gesetz getroffen worden. Aus Gründen 
der Einheitlichkeit sollte es auch für die 
versicherten Arbeitslosen bei der bisheri- 
gen Regelung, nach der die Unterstützung 
für die ersten drei Krankheitstage vom 
Arbeitsamt weitergezahlt wird, ver- 
bleiben. 

38. § 120 Abs. 2 

bedarf einer klareren Fassung. 

39. § 122 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Versicherung der Arbeitslosen bei 
einer Betriebskrankenkasse der Bundes- 
anstalt würde mit erheblichem Verwal- 
tungsaufwand verbunden sein und dem 
Interesse der Krankenkassen und der Ver- 
sicherten an der Aufrechterhaltung des im 
§ 121 vorgesehenen Zustandes wider- 
sprechen. 

40. § 126 Satz 2 

erhält folgende Fassung: 

„In der Meldekarte sind Beginn, Höhe 
und Ende des Arbeitslosengeldbezuges, die 
Zahl der Zuschlagsempfänger sowie die 
zuständige Krankenkasse zu bescheinigen.“ 

Begründung 

Die Bescheinigung der zuständigen Kran- 
kenkasse ist erforderlich, insbesondere weil 
§ 121 in Zukunft alle Krankenkassenarten 
an der Krankenversicherung der Arbeits- 
losen beteiligt. 


41. Zu§ 130 a 

a) In Abs. 1 Nr. 2 sind die Worte „aus 
wirtschaftlichen Ursachen“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Verschlechterung des bisherigen 
Rechtszustandes ist mit Rücksicht auf 
Naturkatastrophen nicht zu vertreten. 

b) In Abs. 2 sind die Worte „fünf vom 
Hundert“ durch die Worte „zehn vom 
Hundert“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung entspricht einem prak- 
tischen Bedürfnis. 

42. Zu§ 130 c 

In Abs. 1 ist statt „vierzehn“ Wochen 
„zwanzig“ Wochen und in Abs. 2 statt 
„dreizehn“ Wochen „sechs“ Wochen zu 
setzen. 

Begründung 

Die Verschlechterungen der seitherigen 
Rechtslage bedürfen einer Milderung. 

43. In § 130 h Abs. 2 Satz 1 

ist das Wort „Krankengeld“ durch das 
Wort „Barleistungen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Krankenkassen sollen auch für den 
Mehraufwand, z. B. Sterbegeld, entschä- 
digt werden. 

44. Zu § 130 1 

Es erscheint notwendig, auch Einkommen 
zu berücksichtigen, auf welches Anspruch 
besteht, nicht nur solches, welches erzielt 
wurde. 

45. In § 130 n Abs. 4 

ist nach der Ziffer „113“ der Buch- 
stabe „a“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ergibt sich aus der Strei- 
chung des § 113 a. Die Belassung des § 113 
ermöglicht die entsprechende Anwendung 
dieser Vorschriften in den Fällen des 
§ 130 e und 1 . 

46. Zu § 139 a 

a) Abs. 1 letzter Satz ist wie folgt zu fas- 
sen: 

„Die Bundesregierung erläßt nach An- 
hörung des Verwaltungsrates und mit 
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Zustimmung des Bundesrates die für 
die Durchführung erforderlichen 
Richtlinien.“ 

Begründung 

Die Einschaltung 'des Bundesrates er- 
scheint angesichts der Bestimmung 
nach Absatz 2 notwendig. Außerdem 
kann die Durchführung der Maßnah- 
men nur im Zusammenwirken mit den 
Ländern erfolgen. 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Bundesanstalt kann bei der Zu- 
teilung von Darlehen und Zuschüssen 
nach Absatz 1 im 'Einzelfall ausbedin- 
gen, daß auch das Land, dem die Maß- 
nahme zugute kommt, Darlehen und 
ZuscJiüsse bis zur gleiciien Höhe und 
nidit unter ungünstigeren Bedingun- 
gen gewährt (verstärkte Förderung aus 
Landesmitteln).“ 

Begründung 

Die neue Fassung soll es der Bundes- 
anstalt ermöglidien, den Ländern Dar- 
lehen und Zuschüsse nach Absatz 1 
audi dann zuzuteilen, wenn die Län- 
der selbst keine Darlehen und Zu- 
schüsse geben. 

47. § 140 

Ist zu streichen und Im Zusammenhang 
mit den Bestimmungen über die Arbeits- 
losenhilfe in § 141 i einzuarbeiten. 

Begründung 

Es erscheint untragbar für die Empfänger 
von Arbeitslosengeld, an Stelle der Pfllcht- 
arbeit (§ 91) nunmehr Gemeinschafts- 
arbeiten einzuführen. Die entsprechenden 
Vorschriften sind in dem Abschnitt der 
Arbeitslosenhilfe vorgesehen. 

48. In § 140 a Abs. 3 Satz 1 

sind nach dem Wort „Träger“ die Worte 
„oder eine Gemeinde“ einmfügen. 

Begründung 

Die zur Ausgabe berechtigten iGemeinden 
würden durch die Fassung des Regierungs- 
entwurfs als Träger ausgeschlossen wer- 
den. 

49. § 141a Nr. 2 

ist zu streichen. 

Statt dessen ist ein neuer Absatz 2 folgen- 
den Wortlautes einzufügen: 


„(2) Keinen Anspruch auf Arbeitslosen- 
hilfe hat, wer das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet hat, für die Zeit, für 
die ihm eine Rente aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Rentenver- 
sicherung der Angestellten oder der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu- 
erkannt ist.“ 

Begründung 

Es erfolgt hier eine Anpassung an die Neu- 
fassung des § 69 a. 

50. In§ 141 a Nr. 4 
werden 

a) das Wort „zwei“ durch das Wort 
„drei“ ersetzt; 

b) unter Buchstabe b das Wort „zwan- 
zig“ durch das Wort „dreizehn“ er- 
setzt und die Worte „oder mindestens 
dreizehn zusammenhängende Wochen“ 
gestrichen; 

c) unter Buchstabe b der Halbsatz 
„Beschäftigungen, die vor dem letz- 
ten Tage des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld liegen oder bereits zur Begrün- 
dung eines Anspruches gedient haben, 
bleiben außer Betracht;“ 

gestrichen und durch folgenden Halb- 
satz ersetzt: 

„Beschäftigungen, die vor dem letzten 
Tage des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld, das auf Grund des § 93 c ent- 
zogen worden ist, liegen, bleiben außer 
Betracht;“. 

Begründung 
Zu a und b 

Bei Beibehaltung der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs würde die Gefahr beste- 
hen, daß zahlreiche Personen ausgeschlos- 
sen werden, bei denen die Arbeitnehmer- 
eigenschaft und die Bereitschaft, Ai^beit 
anzunehmen, nicht in Zweifel gezogen 
werden kann. 

Zu c 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

51. In § 141 c Nr. 3 

ist das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Der Rahmen von zwei Jahren ist für den 
Ausschluß aus der Arbeitslosenhilfe zu 
eng. 
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52. In § 141 d Abs. i 

sind nach dem Wort „hat" die Worte „un- 
beschadet der Vorschrift des Abs. 4" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung ist notwendig, um die Ver- 
bindung zwisdien Abs. 1 und 4 herzustel- 
len und um Unklarheiten zu beseitigen. 

53. In § 141 d Abs. 2 

ist das Wort „sechs" durch das Wort 
„neun" zu ersetzen. 

Begründung 

Aus sozialen Erwägungen muß der Betrag 
von sechs auf neun Deutsche Mark er- 
höht werden. 

54. Zu §141 d 

a) In Abs. 2 ist der letzte Satz zu 
streichen. 

b) Abs. 5 Ist zu streichen. 

Begründung 
Zu a und b 

Die Einbeziehung der eheänlichen Ge- 
meinschaft ist aus sozialversicherungsrecht- 
lichen und verfassungsrechtlichen Erwä- 
gungen abzulehnen. 

55. § 141 i Abs. 1 

erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Arbeitsamt kann die Arbeits- 
' losenhilfe davon abhängig machen, daß 
der Arbeitslose gemeinnützige zusätzliche 
Arbeiten verrichtet, die ihm nach seinem 
Lebensalter, seinem Gesundheitszustand 
und seinen häuslichen Verhältnissen zuge- 
mutet werden können." 

Begründung 

Die geltende elastische Fassung — „Kann- 
Vorschrift" — Ist zweckmäßiger. 

56. Nach § 141 1 
sind einzufügen: 

„'§ 141m 

Übersteigt die Miete eines Beziehers 
von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe 25 V. iH. des Hauptbetrags, der 
Familienzuschräge und des sonstigen an- 
rechnungsfreien Einkommens, so kann ein 
Mletzusdilag in Höhe des Teils der Miete, 
der diesen Betrag übersteigt, aus Mitteln 
der Arbeitslosenhilfe gewährt werden. Der 
Mietzuschlag darf höchstens 12 Deutsche 
Mark wöchentlich betragen. 


§ l4i n 

Neben dem Arbeitslosengeld oder der 
Arbeitslosenhilfe können dem Arbeits- 
losen Sonderbeihilfen aus Mitteln der 
Arbeitslosenhilfe gewährt werden, wenn 
ein Notstand vorliegt und andernfalls ein 
Eingreifen der öffentlichen Fürsorge er- 
forderlich wäre. Sonderbeihilfe kann auch 
gewährt werden, wenn Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe nur deshalb nicht 
bezogen wird, weil Einkünfte des Arbeits- 
losen oder seiner Angehörigen anzurech- 
nen sind." 

Begründung 

Es handelt sich hier um die Regelung im 
Anhang zur Verordnung Nr. 117 der 
Militärregierung über die Arbeltslosenfür- 
sorge §§ 9 und 10. Diese Regelung hat es 
möglich gemacht, Unterstützungen, die 
zur Bestreitung des Lebensunterhalts nicht 
ausreichen, so weit aufzuibessern, daß ein 
Eingreifen der öffentlichen Fürsorge ver- 
mieden werden konnte. 

57. Die §§ 145 Abs. 3, 148 Abs. 2 und 3, 
165 a Abs. 1 

sind mit dem Ziel neu zu fassen, jede un- 
zulässige Auftragsverwaltung und unzu- 
lässige Aufsichtsbefugnisse der Bundes- 
anstalt auszuschließen. Dies könnte durch 
Übertragung der entsprechenden Befug- 
nisse auf die Aufsichtsbehörden der Kran- 
kenkassen geschehen, die sich vor ihren 
Entscheidungen mit der Bundesanstalt Ins 
Benehmen zu setzen hätten. 

58. In § 162 

sind die Worte „zur Hälfte" zu streichen. 
Begründung 

Da die Unfallversicherung ein Teil der 
Arbeitslosenhilfe Ist, die uneingeschränkt 
vom Bund erstattet wird, müssen auch die 
Aufwendungen für die Unfallversicherung 
in voller Höhe vom Bund getragen wer- 
den. 

59. § 171 

ist konkreter zu fassen, soweit er das Recht 
der Bundesanstalt zu Ermittlungen be- 
trifft; insbesondere sind diese Vorschriften 
den Bestimmungen des Grundgesetzes an- 
zupassen. 

Begründung 

Es bestehen Bedenken, der Bundesanstalt 
das Recht zu Ermittlungen jeder Art mit 
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Ausnahme eidlicher Vernehmungen ein- 
zuräumen (vgl. insbesondere Art. 13 GG). 
Die Voraussetzungen zur Vornahme von 
Ermittlungen, der Personenkrels, der zur 
Vornahme von Ermittlungen berechtigt 
Ist, sowie das Verfahren sollten näher Um- 
rissen werden. 

60. Zu § 177 a Abs, 1 

a) In Nr. 2 ist das Wort „Renten“ durdi 
das Wort „Ausgleichsrenten“ zu er- 
setzen. 

Begrün du n g 

Durch die Änderung wird die Rück- 
griffsmöglichkeit auf Bezüge ausge- 
schlossen, die entweder zweckgebunden 
sind oder, wie die Grundrente nach 
dem BVG, aus anderen Gründen an- 
rechnungsfrei bleiben sollen. 

b) Nr. 4 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Streichung ist notwendig wegen 
des besonderen Charakters der Bei- 
hilfe. 

c) Zu Nr. 5 und 6 

Der Rückgriff auf* Leistungen nach 
§ 177 a Abs. 1 Nr. 5 und 6 (letztere 
ergänzt um die Worte „und Kranken- 
geld“) wird begrenzt auf die Fälle, in 
denen für die gleiche Zeit Doppel- 
leistungen erfolgten und es sich um 
Leistungsansprüche für die Vergangen- 
heit handelt. 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 177 a Abs. 1 
Nr. 2. 

d) Nr. 7 ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Generalvollmacht geht zu weit. 
Es sollte eine erschöpfende Aufzäh- 
lung der Ansprüche des Rückzahlungs- 
pflichtigen möglich sein. 

61. In § 204 

sind nach den Worten „anderen Behör- 
den“ die Worte „und Versicherungsträ- 
ger“ einzufügen. 

Begründung 

Andere Versicherungsträger können von 
der Inanspruchnahme der Amtshilfe der 
. Bundesanstalt nicht ausgeschlossen werden. 


62. Die nach § 215 Abs. 1 Satz 2 

zu erlassenden Vorschriften bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates, unabhängig 
davon, ob sie in der Form der Rechts VO 
oder der allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift ergehen. 

63. In § 219 b 

sind zu streichen: 

„§ 64 Abs. 1, ... § 129 Abs. 2 Nr. 7, 
§ 130 Abs. 1, ... § 141 d Abs. 4, § 141 i 
Abs. 2,. . .§ 208“. 

Begründung 

Die Streichung Ist erforderlich, da Länder- 
interessen berührt werden. 

64. § 247 Abs. 1 

Ist in eine Ordnungswidrigkeit umzuwan- 
deln. 

Begründung 

Es sind keine zwingenden Gründe ersicht- 
lich, diese Bestimmung als Vergehenstat- 
bestand zu fassen. 

65. § 249 Abs. 2 

ist in eine Ordnungswidrigkeit umzuwan- 
deln. 

Begründung 

Es sind keine zwingenden Gründe ersicht- 
lich, diese Bestimmungen als Vergehens- 
tatbestand ZU fassen. 

66. a) § 251 

ist zu streichen, 
b) § 253 

ist folgende Nr. 5 anzufügen: 

„5. die ln den §§ 84 und 85 vorge- 
schriebenen Meldungen nicht er- 
stattet.“ 

Begründung 

Der Entwurf strebt mit Recht eine 
klare Trennung von Kriminalstraftat- 
beständen und Ordnungswidrigkeiten 
an (vgl. die Begründung S. 104 unter J), 
um der durch das Ordnungswidrig- 
keltengesetz eingeleiteten Rechtsent- 
wicklung zu folgen. Hiermit Ist jedoch 
§ 251 wegen seiner Verweisung auf die 
überalterte Bestimmung des § 530 
RVO, die eine Ordnungsstrafe vor- 
sieht, nicht vereinbar. Für die Ver- 
stöße gegen die Mel devor Schriften nach 
den §§ 54 und 85 sollte deshalb eine 
Geldbuße an ge droht werden. 
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Artikel IX 
Übergangsvorschriften 

67. § 14 Abs. 1 Nr. 2 

ist der neuen Fassung des § 69 a anzupas- 
sen (s. lfd. Nr. 10). 

68. §14 Abs. 3 

ist zu streichen. 

Begründung 

Es wird hierzu auf den Beschluß bezüglich 
der Weitergewährung der Sonderbeihilfen 
und Mietzuschläge verwiesen. 


Artikel X 
Schluß Vorschriften 

69. §6 

erhält folgende Fassung: 

4 6 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Janu- 
ar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin mit folgenden Maßgaben: 

1. Das für Notstandsarbeiten gezahlte 
Entgelt bleibt bei der Bemessung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts nach 
§ 105 Abs. 2 in Berlin unberücksich- 
tigt. 


2. Der Senat von Berlin kann nach An- 
hörung des Verwaltungsausschusses 
-des Landesarbeitsamtes Berlin durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Arbeitsuchende, idie ihren Wohnsitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes, aber innerhalb des Gebietes 
des Deutschen Reiches nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 haben, der be- 
sonderen Genehmigung des Arbeits- 
amtes des Beschäftigungsortes für die 
Aufnahme einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung bedürfen. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes.“ 

Begründung 

Bei dem besonders großen Umfang der 
Notstandsarbeiten in Berlin wird eine 
Nichtberücksichtigung dieser Tätigkeit bei 
der Bemessung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts nach § 105 Abs. 2 für er- 
forderlich gehalten. 

Die übergroße Arbeitslosigkeit in Berlin 
macht eine korrespondierende Regelung 
zu § 64 Abs. 1 dieses Gesetzes für das Land 
Berlin notwendig. 

70. Zu § 7 

Es wäre erwünscht, daß die Rechtsvor- 
schriften zur Arbeitslosenhilfe wenigstens 
gleichzeitig mit dem vorliegenden Gesetz 
in Kraft treten. 
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Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung 
2 u d e n 

Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


L 

Zu Abschnitt I Nr. 1 

An idem Aiufbau des Entwurfs wird aus 
den In der Beigründung, Allgemeiner Teil 
Seite 77 ff., angeführten Gründen fest- 
gehalten. 

II. 

Die Bunidesregierung stimmt den folgenden 
Änderungsvorschrägen des Bundesrates zu; 

Abschn. II A Nr. 11 (§ 129 Abs. 2 Nr. 7, 

§219b) 

Abschn. II B Nr. 2 (§ 50 Abs. 1) 

Nr. 3 (§ 53 Abs. 1) 

Nr. 5 (§ 60 Abs. 2) 

Nr. 8 (§ 65 Abs. 2) 

Nr. 13 (§72 Abs. 2) 

Nr. 17b (§ 87 a Abs. 3 Satz 2) 
Nr. 24 (§ 94 Abs. 3) 

Nr. 27 b (§ 100 Nr. 4 Satz 2) 
Nr. 28 (§ 103 Abs. 4) 

Nr. 35 (nur in bezug auf 
(§117 Satz 2) 

Nr. 36 (§ 119 Abs. 1) 

Nr. 40 (§ 126 Satz 2) 

Nr. 41b (§ 130 a Abs. 2) 

Nr. 43 (§ 130 h Abs. 2 Satz 1) 

Nr. 48 (§ 140 a Abs. 3 Satz 1) 

Nr. 52 (§ 141 d Abs. 1) 

Nr. 61 (§ 204) 

Zu Abschnitt II A Nr. 2 (§ 67 Abs. 1) 

Zur Konkretisierung der Ermächtigung wird 
folgende Fassung für § 67 Abs. 1 vorge- 
schlagen: 

„(1) Einrichtungen und Personen, die mit 
der Arbeitsverrnittlung und Lehrstellenver- 


mittlung beauftragt sind, dürfen Gebühren 
nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben. 
Der Bundesminister für Arbeit kann nach 
Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung die Erhebung höherer 
Gebührion zulassen, wenn und soweit dies 
für die zweckmäßige Arbeitsvermittlung in 
diesen Berufen notwendig ist.“ 

Zu Abschnitt II A Nr. 7 (nur in bezug auf 
§ 140 a Abs. 6) 

Zur Konkretisierung der Ermächtigung wird 
folgende Fassung für § 140 a Abs. 6 vorge- 
schlagen; 

„(6) Die Bundesregierung kann nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Rechts- 
verordnung zur Vermeidung von Miß- 
bräuchen Vorschriften darüber erlassen, für 
welche Dauer die Zustimmung erteilt werden 
darf, sowie über das Zustimmungsverfahren 
und über die Rückforderung nach Absatz 5. 
Sie kann dabei auch bestimmen, unter wel- 
chen anderen, durch Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Förderung des Eigenhelmbaues 
bedingten Voraussetzungen die Zustimmung 
erteilt werden darf.“ 

Zu Abschnitt II B Nr. 44 (§ 130 1) 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. Zur marteriellen Klarstellung, daß 
nur Ansprüche gemeint sind, die während 
des Bezuges entstanden sind, ist eine Ände- 
rung des Entwurfes erf Order lieh. 

Für § 130 1 Abs. 1 letzter Satz wird folgende 
Fassung vorgeschlagen: 

„Einkommen, das der Anspruchsberechtigte 
aus einer während des Bezuges der Still- 
legungsvergütung ausgeübten unselbständigen 
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oder selbständigen Tätigkeit erzielt oder zu 
beanspruchen hat, und Beträge im Sinne des 
§ 130 e Abs. 1 Satz 2 sind vom Arbeits- 
entgelt abzusetzen.“ 

Dementsprechend müßte auch § 130 e Abs. 1 
Satz 3 wie folgt gefaßt werden: 

„Das gleiche gilt für Einkommen, das der 
Kurzarbeiter aus einer während des Bezuges 
von Kurzarbeitergeld ausgeübten unselbstän- 
digen oder selbständigen Tätigkeit erzielt 
oder zu beanspruchen hat.“ 

Zu Abschnitt II B Nr. 69 (nur in bezug auf 
Artikel X § 6 Nr. 2) 

Die im § 6 Nr. 2 vorgeschlagene Regelung 
korrespondiert nicht mit § 64 Abs. 1 des 
Entwurfs, der nur die Ermächtigung zur Ein- 
führung einer Meldepflicht, nicht aber eine 
Genehmigungspflicht beinhaltet. Die sachliche 
Notwendigkeit der vor geschlagenen Regelung 
wird aber wegen der besonderen politischen 
Lage Berlins anerkannt. 

IIL 

Die Biundesregierung nimmt zu den nach- 
stehenden Änderungsvorschrägen wie folgt 
Stellung: 

Zu Abschnitt II A Nr. 4 (§ 93 Abs. 2 letzter 
Satz) 

Bei den näheren Vorschriften des Verwal- 
tungsrates ist inicht an Bestimmungen mit 
Rechtssatzcharakter, sondern an Verwaltungs- 
vorschriften gedacht, wie sie bereits vom Ver- 
waltungsrat der Reichsanstalt mit den Richt- 
linien zu § 93 Abs. 2 vom 5. November 1930 
(Reichsarbeitsblatt I S. 242) erlassen worden 
sind. Zur Verdeutlichung wird vorgeschlagen, 
in § 93 Abs. 2 letzter Satz die Worte „nähere 
Vorschriften“ durch das Wort „Richtlinien“ 
zu ersetzen. Eine nähere Konkretisierung der 
Ermächtigung zum Erlaß von Richtlinien ist 
verfassungsrechtlich nicht geboten. 

Zu Abschnitt II B Nr. 4 (§ 59) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag, 
§ 59 zu streichen, nicht zuzustimmen. Sic 
schlägt vor, den § 59 wie folgt zu fassen: 

59 

Im Zusammenhang mit der Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung hat die Bundes- 
anstalt auch die Aufgabe, an Maßnahmen zur 
Förderung des beruflichen Nachwuchses mit- 
zuwirken und, soweit erforderlich, sie durch- 
zuführen.“ 


Durch vorstehende Fassung des § 59 würden 
die Bedenken des Bundesrates ausgeräumt; 
es würde zugleich klargestellt, daß auch an- 
dere Stellen derartige Maßnahmen durch- 
führen können. Die Bundesanstalt könnte 
sich danach an der Durchführung von berufs- 
fördernden Maßnahmen Dritter beteiligen 
und solche, soweit erforderlich, allein durch- 
führen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 14 (§ 75 a Abs. 2 Nr. 2) 

Eine einheitliche Fassung besteht zur Zeit für 
§ 168 RVO nicht. Eine Angleichung der Be- 
träge in § 75 a Abs. 2 Nr. 2 an die in § 168 
RVO In der Fassung der Verordnung vom 
17. März 1945 ist nicht ohne weiteres mög- 
lich, weil Kranken- und Arbeitslosenversiche- 
rung bei der Frage der Einbeziehunig von 
geringfügigen Beschäftigungen in die Ver- 
sicherungspflicht wegen der Verschiedenartig- 
keit des Versicherungszweckes von unter- 
schiedlichen Erwägungen ausgehen müssen. 
Die Bundesregierung wird diese Frage bei der 
Neufassung des § 168 RVO prüfen. 

Im übrigen wird dem Vorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt. 

Dadurch würden folgende Änderungen des 
Entwurfes notwendig werden: 

1. § 75 a Abs. 2 Nr. 2 müßte folgende 
Fassung erhalten: 

„2. für sie kein höheres Arbeitsentgelt ver- 
einbart oder ortsüblich ist, als in der 
vom Bundesminister für Arbeit zu er- 
lassenden Rechtsverordnung festgesetzt 
ist.“ 

2. Der Satz „Zufällige Abweichungen bleiben 
unberücksichtigt.“ müßte als erster Satz 
hinter Nr. 2 folgen. 

3. In § 219 b müßte hinter § 70 Abs. 2 ein- 
gefügt werden: „§ 75 a Abs. 2 Nr. 2“. 

4. In Artikel IX müßte folgender § 7 a ein- 
gefügt werden: 

„§ 7 a 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 75 a Abs. 2 Nr. 2 gelten Beschäftigungen 
als geringfügiig Im Sinne des § 75 a Abs. 1, 
wenn für sie kein höheres wöchentliches 
Arbeitsentgelt als 10 Deutsche Mark oder 
kein höheres monatliches Arbeitsentgelt 
als 45 Deutsche Mark vereinbart oder orts- 
üblich ist.“ 

5. In Artikel X § 7 Abs. 1 müßte hinter den 
Worten „§ 70 Abs. 2,“ eingefügt werden; 
„§ 75 a Abs. 2 Nr. 2,“, 
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Zu Abschnitt II B Nr. 15 (§ 75 c Abs. 1 Nr. 2) 

Dem Vorschla-g wind grundsätzlich zuge- 
stimmt. 

Der anzufüigende Satz 2 müßte jedodi fol- 
gende Fassung erhalten: 

„Der Bundesminister für Arbeit kann Richt- 
linien darüber erlassen, wann anzunehmen 
ist, daß der überwiegende Teil des Verdien- 
stes aus einer Tätigkeit als Zwischenmeister 
bezogen wird.“ 

Zu Abschnitt II B Nr. 21 (§93 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, das Wort 
„leichtfertig“ zu streichen, wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß es durch eine andere 
Fassung der Vorschrift seinem Sinn nach er- 
halten bleibt, soweit es sich auf die Aufgabe 
einer Arbeitsstelle aus einem berechtigten 
Grunde bezieht. 

Im Falle der Aufgabe einer Arbeitsstelle aus 
einem wichtigen Grunde erscheint das Wort 
„leichtfertig“ entbehrlich, da ein wichtiger 
Grund zur Aufgabe der Arbeitsstelle in der 
Regel nur vor liegen dürfte, wenn jedes an- 
dere, nach der gegebenen Sachlage anwend- 
bare Mittel erschöpft ist, um das von dem 
Arbeitnehmer als unhaltbar angesehene Ar- 
beitsverhältnis zumutbar zu gestalten. 

Dagegen vermag tdie Bundesregierung dem 
Vorschlag des Bundesrates, das Wort „leicht- 
fertig" auch für den Fall der Aufgabe einer 
Arbeitsstelle aus einem berechtigten Grund 
ersatzlos zu streichen, und der hierzu von 
ihm gegebenen Begründung nicht zu folgen: 
Nach geltendem Recht kann eine Sperrfrist 
nicht verhängt werden, wenn ein „berechtig- 
ter Grund" im Sinne des § 93 AVAVG gel- 
tender Fassung objektiv vorliegt, ohne daß 
er der eigentliche Beweggrund für die Auf- 
gabe der Arbeitsstelle gewesen ist (so das 
Reichsversicherungsamt in seiner grundsätz- 
lichen Entscheidung Nr. 3178). Der Arbeit- 
nehmer, der eine Arbeitsstelle aufgibt, kann 
sich mithin, und zwar mit einem für die 
Atbeitslosenversicherung untragbaren Ergeb- 
nis, auf das Vorliegen eines berechtigten 
Grundes selbst dann mit Erfolg berufen, 
wenn nicht alle Mittel zur Erhaltung des 
Arbeitsverhältnisses erschöpft sind, d. h. ins- 
besondere wenn der Arbeitnehmer keinen an 
sich zumutbaren Versuch unternommen hat, 
den Kündigungsgrund zu beseitigen. Er kann 
sich sogar dann darauf berufen, wenn er im 
Zeitpunkt der Kündigung des Ar bei ts Ver- 
hältnisses nicht gewußt hat, daß einer der 
berechtigten Gründe zur Lösung des Arbeits- 


verhältnisses vorlag. Nach Auffassung der 
Bundesregierung kann daher nicht auf eine 
Bestimmung verzichtet werden, wonach auch 
in diesen Fällen das Arbeitslosengeld für be- 
grenzte Zeit zu versagen ist. Es wird daher 
vorgesdilagen, insoweit statt des Wortes 
„leichtfertig" dem § 93 Abs. 1 folgenden Satz 
anzu fügen: 

„Das gleiche gilt, wenn der Arbeitslose seine 
Arbeitsstelle aus einem berechtigten Grunde 
aufgegeben hat, ohne zuvor zu dessen Be- 
seitigung einen zumutbaren Versuch unter- 
nommen zu haben." 

Zu Abschnitt II B Nr. 32 b (§ 113 Abs. 2 

letzter Satz) 

Absatz 2 letzter Satz soll nach der vom 
Bundesrat gegebenen Begründung gestrichen 
werden, weil die Leistung von Beiträgen zur 
Krankenversicherung durch die Bundesanstalt 
nicht vom Arbeitgeber zu vertreten sei. Diese 
Auffassung wird geteilt. 

Es erscheint jedoch gerechtfertigt, eine Er- 
stattung eler von der Bundesanstalt geleiste- 
ten Krankenversicherungsbeiträge durch den 
Arbeitgeber vorzusehen, wenn er dadurch 
nicht zusätzlich belastet wird. In den Fällen 
des § 113 Abs. 1 Nr. 1 ist er regelmäßig 
verpflichtet, für das dem Arbeitnehmer 
weite r g e z ah 1 1 e Ar b ei ts e n t g e 1 1 S oz i a'l ve r si che - 
rungsbeiträge, also auch Beiträge zur Kran- 
kenversicherung zu entrichten, so daß die 
Krankenkasse neben den Beiträgen von der 
Bundesanstalt auch noch die vollen Beiträge 
vom Arbeitgeber erhalten würde, soweit sich 
die Zeit der Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
mit der Zeit der Gewährung von Arbeits- 
losengeld deckt. Um Rechtszweifel auszu- 
schließen, ob die Krankenkasse verpflichtet 
wäre, in diesen Fällen der Bundesanstalt die 
von ihr gezahlten Beitrage zu erstatten, und 
zur Verwaltungsvereinfachung sollte in die- 
sen Fällen vorgesehen werden, daß der Ar- 
beitgeber den von der Bundesanstalt als Bei- 
trag zur Krankenversicherung aufgewendeten 
Betrag anstatt an die Krankenkasse an die 
Bundesanstalt abführt und insoweit von 
seiner Verpflichtung zur Entrichtung von 
Beiträgen an die Krankenkasse befreit wird. 
Es wird daher vorgeschlagen, an Stelle des 
zu str&i dien den letzten Satzes des Absatzes 2 
folgenden Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt 
die im Falle des Absatzes 1 Satz 1 geleisteten 
Beiträge zur Krankenversicherung zu er- 
statten, soweit er für die gleiche Zeit Beiträge 
zur Krankenversicherung des Arbeitnehmers 


252 



zu entrichten hat. Er wird insoweiit von 
seiner Verpflichtung befreit, Beiträge an die 
Krankenkasse zu entrichten.“ 

Zu Abschnitt II B Nr. 50 c (§ 141 Nr. 4 

Buchstabe b) 

Dem Änderungsvorschlag wird grundsätzlich 
zugestimmt. Nach der Begründung des Ent- 
wurfs ist beabsichtigt, solche Beschäftigungen 
außer Betracht zu lassen, die vor dem Ent- 
zug des Anspruchs auf Arbeitslosengeld oder 
auf Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
liegen. Um dieses auch vom Bundesrat be- 
jahte Ziel ZU erreichen, müßte der nach idem 
Vorschlag des Bundesrates zu ' streichende 
Halbsatz in Buchistabe b jedoch durch folgen- 
den Halbsatz ersetzt werden: 

„Beschäftigungen, die vor dem Tage liegen, 
mit dem der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
oder auf Unterstützung gemäß § 93 c ent- 
zogen worden ist, bleiben außer Betracht;“ 

Aus dieser Änderung würde sich zwangsläufig 
die Notwendigkeit ergeben, § 141 e Abs. 1 
Nr. 2 ZU ergänzen, da bei der Bemessung der 
Unterstützung Besdiäftigungen, die vor dem 
letzten Tage des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld liegen oder bereits zur Begründung 
eines Anspruches gedient haben, außer Be- 
tracht bleiben sollen. In § 141 e Abs. 1 Nr. 2 
würde deshalb als vorletzter Satz der Halb- 
satz einzufügen sein, der nach dem Vorschlag 
des Bundesrates im § 141 a Nr. 4 Buchstabe b 
gestrichen wird. 

IV. 

Den übrigen Vorschlägen vermag die Bundes- 
regierung nicht zu entsprechen. Dafür sind 
folgende Gründe maßgebend: 

Zu Abschnitt II A Nr. 1 (§ 53 Abs. 1 Satz 2, 

§ 61 Satz 2, § 66 
Abs. 4), 

Nr. 3 (§ 67 Abs. 2), 

Nr. 5 0§ 116 g Abs. 1), 

Nr. 6 (§ 130 c Abs. 1), 

Nr. 8 (§ 173 Abs. 2, 

§ 175 Abs. 1 Satz 2), 
Nr. 9 (§ 199 Abs. 2) 

Ermächtigungen des Verwaltungsrates zum 
Erlaß von Vorschriften hält die Bundes- 
regierung für zulässig, soweit sie sich im 
Rahmen der Autonomie der Bundesanstalt 
halten. Die ln den vorstehend aufgeführten 
Nummern genannten Ermächtigungen des 
Verwaltungsrates halten sich nach Auffassung 
der Bundesregierung im Rahmen der Anstalts- 


autonomie. Die Bundesregierung würde in 
den Fällen der §§ 6l Satz 2, 66 Abs. 4 und 
67 Abs. 2 Bedenken gegen die Vorschläge des 
Bundesrates nicht erheben. Dabei erscheint 
es aber verfassungsrechtlich sehr zweifelhaft, 
ob in Fällen, in denen eine Rechtsverordnung 
für erforderlich gehalten wird, weil die zu 
regelnde Materie sich nicht innerhalb des 
Autonomiebereiches ider Anstalt hält, eine 
Subdelcgation der Ermächtigung an Organe 
der Bundesanstalt zulässig ist. In den übrigen 
Fällen werden die Ermächtigungen des Ver- 
waltungsrates aufrechterhalten. 

Zu Abschnitt II A Nr. 7 (nur in bezug auf 
§ 186 Abs. 5) 

Die Ermächtigung ln § 186 Abs. 5 ist durch 
den Hinweis auf den Begriff „ Verfahr ens- 
vorsdiriften“ ausreichend konkretisiert. 

Zu Abschnitt II A Nr. 10 (§§ 65 Abs. 2, 119 
Abs. 1, 130 h Abs. 2, 140 a Abs. 6, 147) 

Auch ohne ausdrückliche Bestimmung kann 
aus § 219 b des Entwurfs geschlossen werden, 
daß Rechtsverordnungen auf Grund der dort 
nicht genannten Vorschriften zustimmungs- 
bedürftig sind. 

Zu Abschnitt II B Nr. 1 (§ 49) 

Nach § 68 AVAVG geltenden Rechts um- 
faßt der Begriff „Arbeitsvermittlung“ auch 
die Lehrstellen Vermittlung. Aus systema- 
tischen Gründen trennt der Entwurf diese 
Begriffe. Daher ist es notwendig, in § 49 
des Entwurfs die Lehrstellenvermittlung aus- 
drücklich neben der Arbeitsvermittlung zu 
erwähnen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 6 (§ 61) 

Ein Widerspruch zwischen Satz 1 und den 
folgenden Sätzen besteht nicht. Die Sätze 2 
und 3 lassen den sachlichen Erfordernissen 
entsprechend ausdrücklich Ausnahmen von 
dem Grundsatz des Satzes 1 zu, um in Zeiten 
des Mangels an Arbeitskräften entstehende 
außerordentliche, überdurchschnittliche Auf- 
wendungen abzudecken, die für die Durch- 
führung der Arbeitsvermittlung im Interesse 
bestimmter Arbeitgeber oder Wirtschafts- 
gruppen gemacht werden müssen und die 
billigerweise nicht der Gemeinschaft der Bei- 
tragszahler zugemutet werden können. 

Zu Abschnitt II B Nr. 7 (§ 62) 

Die Bestimmung stellt lediglich einen Grund- 
satz für die organisatorische Stellung der 
Frauenvermittlung im Arbeitsamt auf, ohne 
damit zwingend in die Organisationsgewalt 
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der Bundesanstalt einzugreifen. Der organi- 
satorische Grundsatz entspringt nicht einem 
verwaltungstechnischen Bedürfnis; er ergibt 
sich vielmehr aus der Sache, Er bezweckt, der 
Frauenvermittlung in organisatorischer Hin- 
sicht die Stellung zu geben, die ihr eine sach- 
gemäße Durchführung ihrer Aufgabe er- 
möglicht. 

Zu Abschnitt II B Nr. 9 (§ 66 Abs. 5) 

Aus der Streichung könnten wegen der Vor- 
schrift des Artikels X § 7 Abs. 2 vorletzter 
Satz Zweifel an der Weitergeltung des Ge- 
setzes über die Wiederaufnahme der nicht- 
gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung durch 
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege 
vom 9, Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 179) 
entstehen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 10 (§ 69 a) 

Sowohl die Überschreitung des 65. Lebens- 
jahres als auch der Bezug von Rente wegen 
Invalidität oder Berufsunfähigkeit lassen die 
Freistellung von der Versicherungspflicht ge- 
boten erscheinen (vgl. Begründung, Allgemei- 
ner Teil S. 80 und Besonderer Teil, zu § 69 a 
S. 110). Die Versicherungsfreiheit liegt 
auch durchaus im Interesse des in Betracht 
kommenden Personenkreises, weil andern- 
falls trotz Beitragsleistung häufig mangels 
Vermittlungsfähigkeit Arbeitslosengeld nicht 
gewährt werden kann. Im übrigen sind 
bereits nach geltendem Recht (außer in 
Bayern) beschäftigte Rentner für ihre Person 
nicht beitragspflichtig und können infolgedes- 
sen nach § 96 AVAVG geltender Fassung die 
Anwartschaftszeit nicht erfüllen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 12 (§ 70 a Abs. 1 
Satz 2) 

Ausschlaggebend für die Wahl des Zeitrau- 
mes war nicht die Ortsüblichkeit für Beginn 
und Ende der Arbeitsverhältnisse. Die Be- 
freiung von der Versicherungspflicht soll ohne 
Rücksicht hierauf im Interesse des Arbeitneh- 
mers nur eintreten, wenn der Vertrag nicht 
zu einem Zeitpunkt ausläuft, in dem er mit 
einer saisonüblichen Arbeitlosigkeit rechnen 
muß. 

Zu Abschnitt II B Nr. 16 (§ 87 Abs. 2) 

Da die Fassung des § 69 a des Entwurfes bei- 
behalten worden ist (vgl. Ablehnung des 
Änderungsvorschlages zu Abschnitt II B 
Nr. 10), sind Beschäftigungen von Knapp- 
schaftsrentnern versicherungsfrei. Es muß aber 
die Möglichkeit berücksichtigt werden, daß 
knappschaftlich Versicherte nach dem Aus- 


scheiden aus dem Bergbau, aber vor Eintritt 
der Berufsunfähigkeit oder Invalidität * im 
Sinne der knappschaftlichen Versicherung eine 
versicherungs- und beitragspflichtige Beschäf- 
tigung -in anderen Wirtschaftszweigen aus- 
üben. Ein auf solcher Beschäftigung beruhen- 
der Anspruch auf Arbeitslos eng eld sollte bei 
Vorliegen der sonstigen Anspruchs Vorausset- 
zungen nicht ausgeschlossen werden. 

§ 87 Abs. 2 sollte deshalb folgende Fassung 
erhalten: 

„(2) Wer Anspruch auf Rente aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung wegen 
des Alters, wegen Invalidität oder Berufs- 
unfähigkeit hat, hat nur Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld, soweit dieser auf beitragspflich- 
tigen Beschäftigungen beruht." 

Zu Abschnitt II B Nr. 17 a (§ 87 a Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 1) 

Die Bestimmung soll nach ihrem Zweck weit- 
gehend die Fälle erfassen, in denen der Ar- 
beitslose in gewissem Umfange beschäftigt 
wird, ohne daß rechtlich ein Arbeitsverhältnis 
vorliegt. Die Beschränkung auf den engeren 
Personenkreis des § 74 c des Entwurfes würde 
diesen Zweck nur teilweise erreichen. 

Zu Abschnitt II B Nr. IS (§ 88 Abs. 3) 

Die Ausnahme vom Grundsatz des § 88 
Abs. 1 rechtfertigt sich bei Arbeitslosen, die 
nur Heimarbeit verrichten können, aus dem 
Prinzip von Leistung und Gegenleistung nur 
dann, wenn die Anwartschaftszelt durch ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung als Heim- 
arbeiter erfüllt ist. Der Änderungsvorschlag 
läßt diesen Gesichtspunkt außer acht. 

Zu Abschnitt II B Nr. 20 (§§ 90, 92, 93, 93 a) 
und Nr. 22 (§ 93 a) 

Eines der besonderen Anliegen des Entwurfes 
Ist die Einschränkung der Manipulierbarkeit 
des Versicherungswagnisses im Interesse der 
Versichertengemeinschaft (vgl. Begründung, 
Allgemeiner Teil S, 82). Bei rein versiche- 
rungsmäßiger Betrachtung wäre die voll- 
ständige Ablehnung der Übernahme des Ri- 
sikos bei willkürlicher Herbeiführung des 
Schadenfalles gerechtfertigt. Auf einen zeit- 
lich beschränkten Ausschluß des Versiche- 
rungsschutzes bei willkürlicher Herbeifüh- 
rung des Schadenfalles durch den Versicherten 
kann auch In einer sozialen Versicherung nicht 
verzichtet werden. Unter diesem Gesichts- 
punkt erscheint die im Entwurf vorgesehene 
regelmäßige Dauer der Sperrfrist, die der Re- 
gelung des AVAVG in der Fassung von 1927 


254 



entspricht, vertretbar und angemessen. § 93 a 
des Entwurfes gestattet in ausreichendem 
Umfange die Berücksichtigung mildernder 
Umstände. 

Zu Abschnitt 11 B Nr. 23 (§ 93 b) 

Durch die vorgeschlagene Änderung des 
§ 93 b Abs. 1 würde der Verwaltung die Ent- 
scheidung über den Beginn der Sperrfrist 
überlassen, obwohl keine sadilidien Gründe 
dafür bestehen, von einer Festlegung des Be- 
ginns der Sperrfrist im Gesetz selbst abzu- 
sehen. 

Die Einfügung der Worte „für die er seiner 
Meldepflicht genügt“ in Abs. 2 des Entwurfes 
(Abs. 2 Satz 1 des Änderungsvorschlages) ist 
entbehrlich, da der Arbeitslose für Tage, für 
die er seiner Meldepflicht nidit genügt, ohne- 
hin kein Arbeitslosengeld erhält. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung 
der Worte „mindestens zwei zusammenhän- 
gende Wochen“ in Abs. 3 Satz 1 des Ent- 
wurfes würde das geltende Recht, an dem der 
Entwurf insoweit festhalten will, ändern und 
die Wirkung der Sperrfrist auf heben, da kurz- 
fristige Beschäftigungen nicht geeignet sind, 
einen nachhaltigen Arbeitswillen zu beweisen. 

Zu Abschnitt 11 B Nr. 25 (§ 95 Abs. 2 Satz 2) 
Die Entwurfsfassung bezweckt durch die Ein- 
führung einer Rahmenfrist von grundsätzlich 
zwei Jahren die Beseitigung der verwaltungs- 
mäßig umständlichen Berechnungen zur Er- 
weiterung einer einjährigen Rahmenfrist auf 
höchstens zwei Jahre. Sie berücksichtigt damit 
automatisch alle bisherigen Erweiterungszei- 
ten mindestens in dem nach dem geltenden 
Recht möglichen Ausmaß. Das gilt auch für 
Krankheitszeiten. Diese in stärkerem Maße 
als bisher zu berücksichtigen, besteht kein An- 
laß. Außerdem würde dadurch die erstrebte 
Verwaltungsvereinfachung insoweit wieder 
verteitelt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 26 (§ 99 Abs. 4) 

Die Begründung zum Änderungsvorschlag des 
Bundesrates läßt die gewichtigen grundsätz- 
lichen Überlegungen unbeachtet, die gemäß 
Begründung, Besonderer Teil S. 127, zu 
§ 99 Abs. 4 für die Fassung des Entwurfes 
ausschlaggebend waren. Eine unbillige Härte 
kann darin nicht erblickt werden, daß durdi 
erneute Beschäftigung eine neue Anwart- 
schaftszeit erfüllt wird und im Anschluß daran 
der Anspruch durch nicht verbrauchte Rest- 
ansprüche höchstens auf 26 Wochen erweitert 
w^erden kann; denn während der Zeit der 
Beschäftigung lag das Arbeitsentgelt regel- 


mäßig erheblich über dem Arbeitslosengeld, 
das für den gleichen Zeitraum gewährt wor- 
den wäre. 

Zu Abschnitt II B Nr. 27 a (§ 100 Nr. 1) 
Die vor geschlagene Streichung würde zu einem 
sachlich unbefriedigenden und wohl auch un- 
beabsichtigten Ergebnis führen. Dem Arbeits- 
losen, dem wegen der geringeren Schwere 
seines Verstoßes die Unterstützung nur teil- 
weise versagt wird, würde die Zeit des Be- 
zuges einer u. U. erheblich gekürzten Unter- 
stützung auf die Bezugsdauer angerechnet 
werden. Dagegen würde dem Arbeitslosen, 
dem wegen der Schwere des Falles die Unter- 
stützung vorübergehend ganz entzogen wor- 
den ist, die Zeit des Entzuges nicht auf die 
Bezugsdauer angerechnet werden, so daß er 
nach Ablauf dieser Zeit den Restanspruch 
voll ausschöpfen könnte. 

Zu Abschnitt II B Nr. 29 (§ 105 Abs. 6, zu 
gleich ■§ 141 d Abs. 1 Buchstabe a) 

Die Unterstützungssätze sind erst durch das 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Ärbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenfürsorge 
vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) neu 
festgesetzt worden. Das Kindergeldanpas- 
sungsgesetz (KGAG) gibt keine Veranlassung, 
die Täbellensätze der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitlosenhllfe zu erhöhen. 
Dem Wegfall der Familienzuschläge nach 
§ 103 Abs. 4 AVAVG in der Fassung des 
KGAG steht in den Fällen, in denen das 
Arbeitsamt nach dem KGAG Kindergeld ge- 
währt, eine höhere Leistung aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung oder der Arbeits- 
losenfürsorge — Kindergeld in Höhe von 
25 DM monatlich — gegenüber. 

Zu Abschnitt II B Nr. 30 (§ HO Abs. 3 Satz 2) 
Der Entwurf sieht den Fortfall der Warte- 
zeit bei mindestens vier zuschlagsberechtigten 
Angehörigen, also im Regelfall bei einer Fa- 
milie mit drei Kindern, vor. Er ibegünstigt da- 
her den gleichen sozialen Tatbestand, bei dem 
auch die Voraussetzungen für Leistungen nach 
dem Kindergeldgesetz und dem Kindergeld- 
anpassungsgesetz vorliegen. — In der Kran- 
kenversicherung wird nach § 182 Abs. 1 
Nr. 2 RVO das Krankengeld unabhängig von 
der Größe der Familie des Versicherten stets 
erst vom vierten Tage der Arbeitsunfähig- 
keit ab gewährt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 31 (§ 112 Abs. 1 Satz 1) 
Am 31. August 1954 betrug das gewogene 
Mittel der Einheitslöhne, die der Unter- 
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Stützungsbemessung zugrunde lagen, m der 
Arbeitslosenversicherung 61 DM, in der Ar- 
beitslosenfürsorge 57 DM. Die im Entwurf 
vorgesehenen Freibeträge von 6 und 8 DM 
entsprechen ln diesen Lohnstufen fast genau 
den Freibeträgen des geltenden Rechts von 
20 v. H. des Unterstützungssatzes. Der Ent- 
wurf ersetzt sie nur aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung durch feste Beträge. 
Die Angemessenheit des bisherigen Freibetra- 
ges von 20 V. H. des Unterstützungssatzes 
hat der Bundesrat nicht in Frage gestellt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 32 a (§ 113 Abs. 1 

Nr. 2) 

Die vorgeschlagene Streichung des Abs. 1 
Nr. 2 nimmt auch der in Nr. 1 enthaltenen 
Vorschrift nahezu jeden praktischen Wert. 
Es bedürfte nur einer Einigung zwischen Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer, um das fortge- 
zahlte Arbeitsentgelt als Abfindung zu be- 
zeichnen und dieses dadurch der Berücksich- 
tigung nach § 113 Abs. 1 Nr. 1 zu entziehen. 
Der Manipulierung des Risikos zu Lasten der 
Gemeinschaft der Versicherten, der entgegen- 
zuwirken ein besonderes Anliegen des Ent- 
wurfes Ist (vgl. Begründung, Allgemeiner Teil 
S. 82), würde durch die StrelGhung der Nr. 2 
in bedenklicher Weise Vorschub geleistet. 

Zu Abschnitt II B Nr. 33 (§ 1 13 a) 

Der Entwurf überläßt dem Arbeitsamt ent- 
sprechend dem geltenden Recht die Entschei- 
dung auch in anderen arbeitsrechtlich gleich- 
artigen Fällen (vgl. besonders § 90 Abs. 2 
Nr. 6, § 93 Abs. 1, § 114). Die Entscheidung 
des Arbeitsamtes unterliegt zudem der Nach- 
prüfung durch die Sozialgerichte. Die Inter- 
essen des Versicherten sind damit ausreichend 
gewahrt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 34 (§ 116 c) 

Die vorgeschlagene Regelung, die im Inter- 
esse der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Seehäfen unständig beschäftig- 
ten Flafenarbeitern einen zeitlich unbegrenz- 
ten Anspruch auf Arbeitslosengeld zuerkennen 
will, würde nicht nur gegen den Grundsatz 
der Gleichbehandlung der Versicherten, son- 
dern auch gegen das Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung im Rahmen einer Schaden- 
versicherung verstoßen. Die täglich mehr- 
malige Meldung der unständig beschäftigten 
Hafenarbeiter ist nicht geeignet, einen der- 
artigen Anspruch zu rechtfertigen. Ebenso 
kann der Vorschlag nicht mit dem Beltrags- 
aufkommen aus der Arbeitslosenversicherung 


der Gesamthafenbetriebe begründet werden, 
selbst wenn die Annahme des Bundesrates 
zuträfe, daß das Aufkommen hierfür aus- 
reichen würde. Die Arbeitslosenversicherung 
kennt nur eine einheitliche, nicht nach dem 
beruflichen Risiko auf gespaltene Gefahrenge- 
meinschaft. Berufungen anderer Wirtschafts- 
zweige oder Arbeitnehmergruppen wären die 
unausbleibliche Folge. 

Zu Abschnitt II B Nr. 35 (nur in bezug auf 
§ 1 17 Satz 1) 

Die Bedenken gegen die Verwendung des 
Wortes „werden“ sind unbegründet. Es ent- 
spricht der Terminologie der RVO. 

Zu Abschnitt II B Nr* 37 (§§ 120 Abs. 1 
Satz 2, 128 Abs. 3) 

Der Entwurf hat außer § 88 Abs. 2 auch § 88 
Abs. 3 AVAVG nicht übernommen. Beide 
Vorschriften sehen die Zahlung von Arbeits- 
losenunterstützung an Arbeitsunfähige vor. 
Das Arbeitslosengeld soll den vermittlungs- 
fähigen Arbeitslosen den durch Arbeitslosig- 
keit verursachten Lohnausfall teilweise er- 
setzen. Das versicherte Risiko umfaßt dage- 
gen nicht die Sicherung des Lebensunterhaltes 
von Personen, deren Arbeitslosigkeit durch 
Vermittlung von Arbeit nicht verhütet oder 
beendet werden kann; zu diesem Personen- 
kreis gehören aber die arbeitsunfähigen Er- 
krankten. Ihre soziale Sicherung ist eine Auf- 
gabe der Krankenversicherung und nicht der 
Arbeitslosenversicherung. Weder das Heim- 
kehrergesetz noch das Bundesversorgungsge- 
setz sehen eine Leistung für die ersten drei 
Tage einer mit Arbeitsunfähigkeit verbunde- 
nen Erkrankung an Stelle des fehlenden 
Krankengeldes vor. Das AVAVG vermeidet 
in seinem Bereich soziale Härten durch eine 
elastische Regelung der Wartezeit, so auch im 
Falle einer vorangehenden Arbeitsunfähigkeit 
(§110 Abs. 3 des Entwurfes). 

Zu Abschnitt II B Nr. 38 (§ 120 Abs. 2) 

Der Auffassung des Bundesrates, daß die Fas- 
sung des Abs. 2 nicht hinreichend klar sei, 
kann nicht beigetreten werden. 

Zu Absdinitt II B Nr. 39 (§ 122) 

Die Möglichkeit, die Arbeitslosen bei der Be- 
triebskrankenkasse der Bundesanstalt, falls 
eine solche errichtet werden sollte, zu ver- 
sichern, sollte erhalten bleiben. Verwaltungs- 
mäßig würde die Betreuung dieses Personen- 
kreises durch die Betriebskrankenkasse weder 
Schwierigkeiten bereiten noch erheblichen 
Aufwand erfordern. Es Ist vielmehr wegen 
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der räumlichen Verbindung mit den Ver- 
sicherungsabteilungen der Arbeitsämter zu er- 
warten, daß der Verwaltungsaufwand gerin- 
ger sein würde. Ein weiterer Vorzug würde 
darin liegen, daß der Rehabilitation im Rah- 
men der allgemeinen in diese Richtung zie- 
lenden Bemühungen der Bundesanstalt beson- 
dere Aufmerksamkeit zur Wiederherstellung 
der Vermittlungsfähigkeit der Erkrankten 
geschenkt werden würde. 

Zu Abschnitt II B Nr. 41a (§ 130 a Abs. 1 
Nr. 2) 

Die Regelung des Entwurfes stellt entgegen 
der Annahme des Bundesrates keine Ver- 
schlechterung des bisherigen Rechtszustandes 
dar. Schrifttum und Praxis haben ständig 
die Auffassung vertreten, daß „Arbeitsman- 
gel“ im Sinne des KU-Rechts nur dann vor- 
liegt, wenn er auf wirtschaftlichen Gründen 
beruht (so auch Ziffer 5 der Erläuterungen 
zur Verordnung über Kurzarbeiterunterstüt- 
zung vom 27. August 1931 des Präsidenten 
der früheren Reichsanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung; Ziffer 3 
Abs. 4 des Zweiten Durchführungserlasses des 
Zentralamtes für Arbeit zur Verordnung 111 
der Britischen Militärregierung). Die Regie- 
rungsvorlage übernimmt mithin nur einen 
bisher bereits anerkannten Grundsatz. 

Die vorgeschlagene Streichung könnte dazu 
führen, daß Kurzarbeitergeld z. B. auch dann 
zu gewähren wäre, wenn Arbeitszeitverkür- 
zungen betriebstechnisch bedingt und daher 
vom Betrieb zu vertreten sind. 

Zu Abschnitt II B Nr. 42 (§ 130 c) 

Durch die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
sollen lediglich vorübergehende, kurzfristige 
Beschäftigungskrisen überbrückt werden. An- 
dererseits muß eine wirtschaftspolitisch nicht 
vertretbare Subventionierung von Betrieben 
vermieden werden. Als vorübergehend wurde 
schon bisher in der Regel ein Zeitraum von 
6 bis 13 Wochen angesehen, so daß der Ent- 
wurf insoweit die Rechtslage nicht verschlech- 
tert. Erfordert es die Wirtschaftslage, so kann 
der Verwaltungsrat ohnehin nach Absatz 1 
die Bezugsdauer bis zu 52 Wochen ver- 
längern. 

Die Gewährung des Kurzarbeitergeldes ist nur 
an wirtschaftlich gesunde Betriebe gerechtfer- 
tigt. Hat ein Betrieb Kurzarbeitergeld — 
unter Umständen bis zu 52 Wochen — in An- 
spruch genommen, so kann erwartet werden, 
daß die Belegschaft mindestens 13 Wochen 
wenigstens der üblichen Arbeitszeit be- 


schäftigt wird, bevor wieder Lohnausfallver- 
gütung in Anspruch genommen wird. Dadurch 
wäre unter Beweis gestellt, daß es sich tat- 
sächlich nur um einen vorübergehenden Ar- 
beitsmangel gehandelt hat. 

Zu Abschnitt II B Nr. 45 (§ 130 n Abs. 4) 
Der Vorschlag, in Absatz 4 hinter der Zahl 
„113“ den Buchstaben „a“ zu streichen, be- 
deutet, daß In Absatz 4 statt des § 113 a der 
§ 113 für entsprechend anwendbar erklärt 
werden soll. 

Dabei geht die Begründung des Änderungs- 
vorschlages davon aus, daß § 113 a des Ent- 
wurfes gestrichen wird. Diesem Vorschlag ist 
jedoch nicht entsprochen worden (vgl. Stel- 
lungnahme zu Nr. 33). 

Es bestehen jedoch auch erhebliche Bedenken 
dagegen, die Vorschrift des § 113 bei der 
Gewährung von Lohnausfallvergütung anzu- 
wenden. Bei Empfängern von Lohnausfall- 
vergütung besteht das Arbeitsverhältnis fort. 
Die Arbeitslosenversicherung kann nicht die 
Entlohnung der In Arbeit stehenden Ver- 
sicherten dadurch übernehmen, daß sie außer 
der Lohnausfallverg'ütung vorläufig auch noch 
den geschuldeten Lohn zahlt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 46 a (§ 139 a Abs. 1 
letzter Satz) 

Die Richtlinien bedürfen nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates, da sie sich nur an die 
Bundesanstalt als eine bundesunmittelbare 
Körperschaft des öffentlichen Rechts richten 
und außerdem keine für jeden Einzelfall ver- 
bindliche Wirkung besitzen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 46 b (§ 139 a Abs. 2 

Satz 1) 

Die Fassung des Entwurfes, die dem seit 1927 
geltenden Recht entspricht, fordert prinzipiell 
die Beteiligung der Länder an der verstärkten 
Förderung der Notstandsarbeiten, läßt aber 
die Möglichkeit offen, in Ausnahmefällen von 
der Beteiligung der Länder abzusehen. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung 
möchte dagegen die Beteiligung der Länder 
auf Ausnahmefälle beschränkt wissen. Dies 
würde eine Umkehrung der Rechtslage bedeu- 
ten, gegen die wegen Ihrer Folgen auch sach- 
liche Bedenken bestehen. An der Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit ihrer Bewohner sind 
die Länder mindestens in gleichem Maße 
interessiert wie die Bundesanstalt und der 
Bund. Die Beteiligung des Bundes und der 
Bundesanstalt hat nicht den Zweck, mittel- 
bar einen horizontalen Finanzausgleich her- 
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beizuführen. Ein solcher muß finanzpoliti- 
schen Gesetzen überlassen bleiben. Es wird 
überdies nicht damit gerechnet werden kön- 
nen, daß der Bund und die Bundesanstalt 
Mittel für die verstärkte Förderung in einem 
Umfang zur Verfügung stellen, der es ermög- 
licht, die Finanzierungslücken zu schließen, 
die durch die Nichtbeteiligung der Länder 
entstehen, so daß der Vorschlag des Bundes- 
rates im Ergebnis zu einer Verringerung des 
Umfanges der Notstandsarbeiten führen 
würde. 

Zu Abschnitt II B Nr. 47 (§ 140) 

Die Gemeinschaftsarbeiten dienen ausschließ- 
lich den Interessen der Arbeitslosen. Eine 
Verpflichtung’ zur Teilnahme besteht im Ge- 
gensatz zu § 91 AVAVG geltender Fassung 
nicht. Sie kann daher auch nicht für untrag- 
bar gehalten werden. Die Bestimmung kann 
unter dem Gesichtspunkt der Rehabilitation 
erhebliche Bedeutung erlangen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 49 (§ 141 a Nr. 2) 

Da dem Vorschläge, § 69 a abzuändern, nicht 
gefolgt werden konnte (vgl. zu II B Nr. 10), 
entfällt auch hier die vorgeschlagene Ände- 
rung. 

Zu Abschnitt II B Nr. 50 a und b (§ 141 a 
Nr. 4) 

Es gehört zu den wesentlichen Anliegen des 
Entwurfes — vgl. Begründung, Allgemeiner 
Teil S. 88 — , jden Personenkreis der Ar- 
beitslosenhilfe eindeutiger als bisher abzu- 
grenzen und auf echte Arbeitnehmer zu be- 
schränken. Durch den Vorschlag des Bundes- 
rates würden die Grenzen so weit gezogen, 
daß das angestrebte Ziel nicht erreicht wer- 
den würde. 

Zu Abschnitt II B Nr. 51 (§ 141 c Nr. 3) 

Die Frist von zwei Jahren ergibt sich zwangs- 
läufig und folgerichtig daraus, daß der gleiche 
Zeitrahmen nach § 141 a Nr. 4 für die Er- 
füllung der Voraussetzungen des Anspruchs 
gesetzt ist. 

Zu Abschnitt II B Nr. 53 (§ 141 d Abs. 2) 
Der Vorschlag des Bundesrates verkennt die 
Auswirkungen der Entwurfsfassung. Bei dem 
gewogenen durchschnittlichen Einheitslohn in 
der Arbeitslosenhilfe von 57 DM bedeutet 
die Erhöhung des Flauptbetrages um 6 DM, 
daß ein fiktiver zusätzlicher Lohn von 50 DM 
unterstellt wird. Der Vorschlag des Bundes- 
rates, den Fiauptbetrag um 9 DM zu erhöhen, 


würde zu dem nicht zu vertretenden Ergebnis 
führen, daß bereits die höchste Lohnstufe 
nach dem Einheitslohn von 116 DM und 
mehr erreicht wird, wenn das höhere der bei- 
den Arbeitsentgelte 49 DM betragen hat. 

Zu Abschnitt II B Nr. 54 a und b (§ 141 d 

Abs. 2 und 5) 

Der Entwurf übernimmt den in der öffent- 
lichen Fürsorge angewandten und in Lehre 
und Rechtsprechung (vgl. „Zeitschrift für das 
Fürsorgewesen“ 15/1952 S. 204 und 23/1954 
S. 363; Keese iin „Nachrichtendienst des Deut- 
schen Vereins für öffentliche und private Für- 
sorge“ 1/1954 S. 62; Jehle, Fürsorgerecht, 
2. Auflage § 5 S. 85 Abs. 4) anerkannten 
Grundsatz, daß in einer eheähnlichen Ge- 
meinschaft lebende Personen hinsichtlich der 
ihnen zu gewährenden Leistungen aus Steuer- 
mitteln nicht bessergestellt werden dürfen als 
Eheleute. Weder sozialversicherungs- noch 
verfassungsrechtliche Erwägungen stehen 
einer entsprecheniden Regelung in der Ar- 
beitslosenhilf e entgegen . 

Zu Abschnitt II B Nr. 55 (§ 141 i Abs. 1) 
Da die Mittel für die Arbeitslosenhilfe dem 
allgemeinen Steueraufkommen entnommen 
werden und die Anspruchsdauer nicht be- 
grenzt ist, kommt der Prüfung der Arbeits- 
bereitsdiaft in der Arbeitslosenhilfe eine be- 
sondere Bedeutung zu. Es ist daher gerecht- 
fertigt, die Unterstützung von einer Arbeits- 
leistung abhängig zu machen, soweit eine 
Gelegenheit dazu besteht. 

Zu Abschnitt II B Nr. 56 (§§ 141m, 141 n) 
Die in der Richtung der künftigen Sozial- 
reform liegenden Bemühungen des Entwurfes, 
die Aufgabengebiete der Arbeitsverwaltung 
klar abzugrenzen, insbesondere auch gegen- 
über der öffentlichen Fürsorge, lassen es ge- 
boten erscheinen, daß auch im Bereich der 
Arbeitslosenhilfe wesensfremde, rein fürsor- 
gerische Leistungen beseitigt und daß die Lei- 
stungen ausschließlich auf ihren eigentlichen 
Zweck ausgerichtet werden, den durch Ar- 
beitslosigkeit entstehenden Lohnausfall teil- 
weise zu ersetzen. Die Arbeitsämter sind nadi 
ihrer Zweckbestimmung und nach ihrer Or- 
ganisation zur Lösung fürsorgerischer Auf- 
gaben nicht berufen und auch nicht imstande. 

Zu Abschnitt II B Nr. 57 (§§ 145 Abs. 3, 148 
Abs. 2 und 3, 165 .a Abs. 1) 

Durch diese Bestimmungen wird weder eine 
unzulässige Auftragsverwaltung noch eine 
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unzulässige Aufsichtsbefugnis der Bundes- 
anstalt begründet. Sie stützen sich nicht auf 
die Artikel 83 ff. GG, sie finden ihre ver- 
fassungsrechtliche Grundlage vielmehr letzt- 
lich im Haushaltsrecht. Die Beiträge und 
Säumniszuschläge, die von den Einzugsstel- 
len erhoben werden, sind Mittel der Bundes- 
anstalt. Es kann nicht in die Hand der Ein- 
zugsstellen und auch nicht in die Hand der 
Aufsichtsbehörden dieser Einzugsstellen ge- 
geben werden, nach ihrem Ermessen über 
diese Mittel zu verfügen. Dies wäre jedoch der 
Fall, wenn die Entscheidung über den Ver- 
zicht auf Säumniszuschläge (§ 145 Abs. 3) 
oder über die Rückerstattung von Beiträgen 
(§ 165 a Abs, 1) den Aufsichtsbehörden der 
Krankenkassen überlassen würde und diese 
sich nur mit der Bundesanstalt ins Benehmen 
zu setzen hätten. Es ist vielmehr notwendig 
und durch keine Bestimmung des Grund- 
gesetzes ausgeschlossen, den Verzicht auf die 
Säumniszuschläge und die Rückerstattung von 
Beiträgen an die Zulassung durch die Bundes- 
anstalt zu knüpfen und dieser darüber hinaus 
das Recht einzuräumen, die Einziehung und 
Abführung der Beiträge bei den Einzugsstel- 
len zu überprüfen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 58 (§ 162) 

Der Vorschlag läßt außer acht, daß eine Ver- 
pflichtung des Bundes, die Kosten für die 
Unfallversicherung zu übernehmen, nur inso- 
weit begründet sein kann, als durch sie das 
Risiko eines Wegeunfalles auf den mit der 
Abholung der Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe verbundenen Wegen gedeckt wird. 
Das Wegeunfallrisiko Arbeitsloser im Rah- 
men der sonstigen Aufgaben der Bundesanstalt 
(Nachfrage nach Arbeit, Teilnahme an Fort- 
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen und 
dergleichen) muß von der Bundesanstalt ge- 
tragen werden, die diese Aufgaben als Eigen- 
aufgaben und nicht als Auftragsangelegen- 
heiten im Rahmen der Arbeitslosenhilfe durch- 
führt. 

Zu Abschnitt II B Nr. 59 (§ 171) 

Der Auffassung, daß die Vorschrift einer Kon- 
kretisierung bedarf und möglicherweise mit 
dem Grundgesetz nicht voll iibereinstimmt, 
kann nicht Beigetreten werden. 

Zu Abschnitt II B Nr. 60 a bis d (§ 177 a 
Abs. 1 Nr. 2 und 4 bis 7) 

Zu a) 

§ 67 BVG läßt die Pfändung auch der 
Grundrente wegen eines Anspruchs auf 


Rückzahlung zu Unrecht empfangener Ver- 
sorgungsbezüge und wegen des Anspruchs 
einer Krankenkasse auf Rückzahlung zu Un- 
recht empfangenen Kranken- und Hausgeldes 
sowie wegen eines Anspruchs einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft auf Rückzahlung 
einer nach gesetzlicher Verpflichtung gewähr- 
ten Leistung ausdrücklich zu. Dieselben 
Grundsätze müssen auch hier zur Anwendung 
kommen. Dem Vorschlag kann deshalb nicht 
zugestimmt werden. 

Zu b) 

Die Unterhaltsbeihilfe wird unter Anwen- 
dung der Bestimmungen des BVG gewährt. 
Die Streichung der Nummer 4 würde daher 
für den hier in Betracht kommenden Per- 
sonenkreis eine nicht zu rechtfertigende Be- 
vorzugung gegenüber Empfängern entspre- 
chender Leistungen nach dem BVG bedeuten. 

Zu c) 

Es besteht kein Anlaß, den Rückgriff auf die 
Fälle zu beschränken, in denen für die glei- 
che Zeit Doppelleistungen erfolgten. Nach 
dem Zweck der Vorschrift muß die Tatsache 
genügen, daß der Rückzahlungspflichtige 
einerseits Leistungen des Arbeitsamtes zu Un- 
recht erhalten, andererseits noch Ansprüche 
auf Leistungen im Sinne der Nummern 5 und 
6 für die Vergangenheit hat. Die Einfügung 
des Wortes „Krankengeld“ erscheint nicht er- 
forderlich, da Krankengeld für zurückliegende 
Zeit praktisch nicht gewährt werden dürfte. 

Zu d) 

Die Vorschrift steht weitgehend in Überein- 
stimmung mit § 21 a der Fürsorgepflicht- 
Verordnung und bedarf auch im Hinblick 
auf die umfangreiche Rechtsprechung hierzu 
keiner weiteren Konkretisierung. 

Zu Abschnitt II B Nr. 62 (§ 215 Abs. 1 Satz 3) 
Die nach Absatz 1 Satz 3 (nicht Satz 2!) zu 
erlassenden Verwaltungsvorschriften richten 
sich nur an die Dienststellen der Bundes- 
anstalt (Art. 86 GG). Der Vorschlag ist da- 
her nicht begründet. 

Zu Abschnitt II B Nr. 63 (§ 219 b) 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung nur 
wegen einiger am Rande liegender Vorschrif- 
ten, so daß allgemein davon ausgegangen 
werden kann, daß die Zustimmung des Bun- 
desrates zu Rechtsverordnungen nur erforder- 
lich ist, wenn dies zur Wahrung berechtigter 
Interessen der Länder notwendig erscheint. 
Dies kann für die Vorschriften nicht aner- 
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kannt werden, die nach dem Vorschläge des 
Bundesrates in der Aufzählung gestrichen 
werden sollen. 

Zu Abschnitt II B Nr. 64 (§ 247 Abs. 1) 

Es sind keine zwingenden Gründe ersichtlich, 
von der Regelung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung in 
der Fassung von 1927 und des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung «und Lehr- 
stellenvermittlung vom 5. November 1935 
(RGBl. I S. 1281) und damit vom geltenden 
Recht abzu weichen. Nach wie vor erfordert 
der Schutz des hier in Frage stehenden Rechts- 
gutes eine Kriminalstrafe. 

Zu Abschnitt II B Nr. 65 (§ 249 Abs. 2) 

Die Eigenart des Tatbestandes in § 249 läßt 
die Androhung von Geldbußen in Fällen 
der fahrlässigen Begehung der Tat nicht zu. 
Das kriminelle Unrecht von der Ordnungs- 
widrigkeit danach abzugrenzen, ob die Tat 
vorsätzlich oder fahrlässig begangen wird, ist 
ungewöhnlich und sollte auf Ausnahmefälle 
beschränkt bleiben. 

Zu Abschnitt II B Nr. 66 a und b (§§ 251, 
253) 

Verstöße gegen Meldevprschriften nach 
den §§ 84 und 85 des Entwurfes werden 
durch die Kriankenkassien als Einzugsstellen 
geahndet. Da im Bereich der RVO das Ge- 
setz über Ord nun gs Widrigkeiten nicht gilt, 
würde die Einordnung dieses Tatbestandes in 


den § 253 als Nr. 5 die Krankenkassen zwin- 
gen, nebeneinander das Ordnungsstrafrecht 
der RVO und das Gesetz über Ordnungs Wi- 
drigkeiten anzuwenden. 

Zu Abschnitt II B Nr. 67 (Art. IX § 14 
Abs. 1 Nr. 2) 

Der Vorschlag wird durch die Ablehnung des 
Vorschlages unter Absdinitt II B Nr. 10 
gegenstandslos. 

Zu Abschnitt II B Nr. 68 (Art. IX § 14 
Abs. 3) 

Da der Vorschlag unter Abschnitt II B Nr. 56 
abgelehnt worden ist, kann § 14 Abs. 3 nicht 
gestrichen werden. 

Zu Abschnitt II B Nr, 69 (nur in bezug auf 
Art. X § 6 Nr. 1) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Sonder- 
regelung für die Bemessung des Arbeitslosen- 
geldes nach Notstandsarbeiten im Lande Ber- 
lin ist sachlich nicht berechtigt. Die bei Not- 
standsarbeiten Beschäftigten haben Anspruch 
auf tarifliche Entlohnung. Das Arbeitsentgelt 
bildet in der Arbeitslosenversicherung wie in 
der Krankenversicherung die Berechnungs- 
grundlage für den Beitrag und die Bemes- 
sungsgrundlage für die Leistung, und zwar 
auch nach Beschäftigungen, die niedriger ent- 
lohnt worden sind als voraufgegangene Be- 
schäftigungen. Von diesem Grundsatz kann 
auch bei den tariflich entlohnten Notstands- 
arbeiten nicht abgewichen werden. 
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